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Zur Einführung 
 
P. Ackermann, G. Fierment 
 
 
 
 
Nachhaltige Entwicklung und Agenda 21 werden im öffentlichen Bewußtsein vielfach synonym verwen-
det. Der Titel dieses Heftes suggeriert Differenzen und Zusammenhänge – die gibt es aus unserer Sicht in 
der Tat.  
 
Nachhaltige Entwicklung (sustainable development) ist ein allgemeines Konzept / Prinzip, welches am 
Ende des 20. Jahrhunderts Einzug in die weltweite Politik gefunden hat. In spezifischer Form finden wir 
es z.B. in der Forstwirtschaft schon seit dem 18. Jahrhundert, in dem übrigends auch Th. Robert Malthus 
mit seinem „Essay on the Principle of Population as it Affects the Future Improvement of Society“ erst-
malig die Debatte um die Endlichkeit der Ressourcen eröffnete. In den 70er und 80er Jahren unseres 
Jahrhunderts wurde diese Diskussion dann unter neuem Vorzeichen und weltweitem Horizont erneut 
aufgenommen. Sie führte 1987 zum Bericht „Our Common Future“, der eher unter dem Namen 
Brundtland-Bericht in die Geschichte eingegangen ist. Ergebnis der weiteren weltweiten politischen Ak-
tivitäten war die Konferenz über Umwelt und Entwicklung der Vereinten Nationen (UNCED) 1992 in 
Rio de Janeiro. Ergebnisse waren die Rio-Deklaration, das Aktionsprogramm Agenda 21, die Klimarah-
menkonvention, das Übereinkommen über die bilogische Vielfalt und die Waldgrundsatzerklärung. In der 
sich anschließenden öffentlichen Diskussion hat vor allem die „Agenda 21“ eine große Rolle gespielt und 
spielt sie noch. Ihre Bedetung liegt darin, daß sie für das bevorstehende 21. Jahrhundert ein Aktionspro-
gramm vorlegt, welches alle Länder unseres Planeten und alle Politikbereiche betrifft. Ziel ist die Siche-
rung einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung, um den gegenwärtigen und den zukunftigen 
Generationen ein gerechtes Leben auf dieser Erde zu gewährleisten. 
 
Bei der Agenda 21 geht es um Handlungsprogramme, die dazu dienen, dem Nachhaltigkeitsprinzip zum 
Durchbruch zu verhelfen. Bei der Verfolgung dieses Weges tut es in gewissen Zeitabständen immer wie-
der Not, sich auch der handlungsleitenden Prinzipien aufs Neue zu versichern. Auch Nachhaltigkeit ist 
keine starre Formel, sondern in ihren Ausprägungen einer ständigen Dynamik unterworfen. 
 
Aus diesem Grunde wollen wir in diesem Heft beide Strömungen – die allgemeine Reflexion zu Nach-
haltigkeit und die praktische Umsetzung von Handlungsprogrammen – zusammenbringen und möglichst 
aufeinander beziehen. Wieweit uns dies gelungen ist, mag der Leser entscheiden, den Bezug muß wohl 
teilweise er herstellen. Dies ist auch gewollt, denn das Heft soll auch zum Nachdenken und zur Diskus-
sion anregen. 
 
Der erste Teil dieses Heftes versucht nach einer überblicksartigen Darstellung der Vielfalt der Facetten 
des Nachhaltigkeitskonzepts und einer skizzenhaften Darstellung der Sicht der Brandenburger Landespo-
litik verchiedene Instrumentarien für eine Umsetzung des Nachhaltigkeitsleitbildes vorzustellen. Dabei 
geht der Blick auf verschiedene Formen und Methoden der Beteiligung möglichst breiter Bevölkerungs-
schichten (Lindloff/Schneider und Günther/Müller). Aber auch die Prozeßhaftigkeit des ganzen Prozesses 
und die damit verbundene ständige Lernsituation werden beleuchtet. Wichtig sind föderliche Rahmenbe-
dingungen und nicht zu kurze Zeithorizonte bei der Erwartung von Ergebnissen. Aber auch die Nutzung 
bewährter Instrumentarien muß geprüft werden. Ein solches ist im Hinblick auf mit Technik und Tech-
nologien zusammenhängenden Fragen das seit gut 20 Jahren eingeführte Instrument der Technikfolgen-
abschätzung. Der Beitrag von Jischa zeigt die vorhandenen Potentiale. 
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Im zweiten Teil wird ein Instrumentarium genauer betrachtet – die Lokale Agenda 21. Agenda 21-Pro-
zesse, die das Kapitel 28 der Agenda 21 von Rio zurückgehen, haben derzeit Konjunktur. Sie werden als 
die Umsetzungsmöglichkeit nachhaltiger Entwicklung von der Politik und den meisten gesellschaftlichen 
Gruppierungen angesehen. Ihr großes Potential liegt einerseits in ihrer Regionalität und andererseits in 
der Chance, viele aktive Bürger in den Prozeß einbinden zu können.  
 
Die Beiträge zeigen die verschiedenen Herangehensweisen in den einzelnen Kommunen. Die Spanne ist 
dabei sehr breit, Einstieg über konkrete Fragestellungen (Eberswalde: Klimaschutz; Neuruppin: Stadtent-
wicklung) oder über die detaillierte Erarbeitung von Leitbildern für die Kommunalentwicklung (Oranien-
burg). Daß ganz unterschiedliche Bevölkerungsgruppen den Anstoß für einen Lokalen Agenda 21-Prozeß 
geben können zeigt das Beispiel Strausberg, wo der Anstoß für diesen Prozeß aus der Wirtschaft kam. 
Das Beispiel des Landkreises Potsdam-Mittelmark macht deutlich, daß auf unterschiedlichen Strukture-
benen die Agenda 21 ihre spezifischen Aufgaben stellt. Auch die Schaffung von geeigenten Rahmenbe-
dingungen in einem Landkreis kann für die weitere Entwicklung von Agenda 21-Prozessen in Gemeinden 
und Städten wirksame Impulse geben. 
 
 
Es wird zukünftig wichtig sein, beide hier vorgestellten Fragestellungen weiter zu verfolgen und stärker 
aufeinander zu beziehen. Die Politik muß sich das Leitbild der nachhaltig zukunftsverträglichen Ent-
wicklung für alle Bereiche zu eigen machen und entsprechende Rahmenbedingungen für seine Umset-
zung schaffen. Die Kommunen müssen in ihren Verantwortungsbereichen den Prozeß der Lokalen 
Agenda 21 anstoßen und ein breites Engagement aller Bürger organisieren. Dazu bedarf es weiterer Er-
fahrungen – Lokale Agenda 21 will gelernt sein. Im Land Brandenburg hat sich dafür die „Brandenburgi-
sche Werkstatt Lokale Agenda 21“ gegründet. In ihr wirken Akteure, Multiplikatoren und Experten zu-
sammen.  
 
Möge dieses Heft unter den Akteuren, Multiplikatoren und Experten der nachhaltigen Entwicklung und 
der Agenda 21-Prozesse eine gute Aufnahme finden und zu weiteren Diskussionen anregen. Wir danken 
allen Autoren für ihr Engagement und ihre Geduld im manchmal mühevollen Prozeß der Zusammenstel-
lung des Heftes. Da nachhaltige Entwicklung und Agenda 21 dynamische Prozesse sind, werden einige 
der geschilderten Situationen bei Erscheinen des Heftes schon neue Apekte haben. Möge dies als Beispiel 
für den historischen Aspekt des Leitbildes Nachhaltigkeit gesehen werden. 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

I. Konzepte und Instrumente für die Gestaltung einer 
nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung 
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Nachhaltige Entwicklung – ein neues gesellschaftliches Paradigma? 
 
P. Ackermann 
 
 
 
 
Das Leitbild einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung (sustainable development)1, mit der in 
Rio de Janeiro beschlossenen Agenda 21 auf die internationale politische Tagesordnung gesetzt, bestimmt 
zunehmend die politische Diskussion. Auch in Deutschland ist in den letzten Jahren nicht nur die wissen-
schaftliche Diskussion zu diesem Thema verstärkt worden, sondern auch die politische Umsetzung des 
Leitbildes ist mehr in den Mittelpunkt gerückt. Als Ursache dafür sind zwei Hauptströmungen auszuma-
chen. Einerseits ist die Politik aufgrund der eingegangenen internationalen Verpflichtungen (z.B. Ratifi-
zierung der Rio-Dokumente) im Zugzwang, entsprechende nationale Umsetzungen der internationalen 
Vereinbarungen zu realisieren. Dabei haben die auf Rio folgenden internationalen Konferenzen einen 
wesentlichen Anreiz dargestellt.2 Andererseits haben die Probleme im nationalen Maßstab gezeigt, daß 
sektorale Politikansätze nicht mehr die erwünschten Erfolge erzielen können. Neben der Herausbildung 
vieler anderer politischer Instrumentarien3 wurden auch die Möglichkeiten der gestaltenden Kraft des 
Leitbildes nachhaltig zukunftsverträgliche Entwicklung ausgelotet. Deutlich ist dieser Fortgang anhand 
der Endberichte der Enquete-Kommissionen „Schutz des Menschen und der Umwelt“ des 12. und 13. 
Deutschen Bundestages zu beobachten.4  

Die Besonderheit des Nachhaltigkeitsansatzes besteht ja – zurückgehend auf den Brundtland-Bericht von 
1987 – darin, daß die drei wesentlichen Zielbereiche der Gesellschaft Schutz der Umwelt, soziale Ge-
rechtigkeit und wirtschaftliche Effizienz in ihrer gegenseitigen Abhängigkeit und Verflechtung zu be-
trachten und zu entwickeln sind. Bildlich wird dies meist mit dem gleichseitigen, sogenannten „magi-
schen Dreieck“ dargestellt (vgl. Abb. 1). Die Umsetzung dieses vernetzten Ansatzes5 erfordert neue For-
men der institutionellen Zusammenarbeit, so daß aus dem magischen Dreieck der Nachhaltigkeit ein Te-
traeder wird (vgl. Abb. 2).6  

 
 
                                                 
1 Im folgenden wird auch oft verkürzt nur von nachhaltiger Entwicklung oder Nachhaltigkeit gesprochen. Die Viel-
fältigkeit der deutschen Übersetzungen des englischen Begriffs sustainable development und ihrer auch oft dahinter-
stehenden inhaltlichen Interpretationsdifferenzen sollen hier nicht weiter beleuchtet werden. 
2 Vgl. dazu z.B. die Aktivitäten der Bundesregierung im Vorfeld der VN-Sonderkonferenz in New York 1997. 
BMU: Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung in Deutschland. – Bonn: BMU, 1997. 
3 So z.B. ein „Bündnis für Arbeit“. 
4 Vgl. Die Industriegesellschaft gestalten – Perspektiven für einen nachhaltigen Umgang mit Stoff- und Material-
strömen. – Bonn: 1994 sowie Konzept Nachhaltigkeit. Vom Leitbild zur Umsetzung. – Bonn: 1998. 
5 Der Sachverständigenrat für Umweltfragen spricht in diesem Zusammenhang von Retinität als neuem Merkmal der 
gegenwärtigen Problemstellungen. SRU: Für eine dauerhaft-umweltgerechte Entwicklung. Umweltgutachten 1994. 
– Bonn: 1994.  
6 Man beachte die interessante Tatsache, daß die Konstruktionen sich an geometrischen Bildern festmachen, denen 
seit Jahrhunderten eine besondere Stellung zugeschrieben wird: das Dreieck als Basis aller und das Tetraeder als 
erster platonischer Körper. Andere – durchaus aus der Sache begründete - Systematisierungen z.B. der Ziele, die zu 
vier oder mehr Zielbereichen geführt haben, haben sich gegen die Kraft der Imagination durch Dreieck und Te-
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Abb. 1  Zieldreieck der nachhaltigen Entwicklung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 2  Tetraeder der nachhaltigen Entwicklung 
 
 
 
 
Die spannende Frage bleibt nun allerdings, wie diese Gedanken in der Gesellschaft wirken, welche Wirk-
dimensionen sie haben und welche Kräfte unterstützend bzw. hemmend wirken. Die Vielschichtigkeit 
dieser Fragestellungen kann hier nicht erschöpfend behandelt werden. Es wird der Arbeitsstand zu eini-
gen aus Sicht des Autors wesentlichen Fragestellungen dargestellt. Er soll auch als Anregung zum weite-
ren Nachdenken und zum eigenen Handeln sein. 
 
                                                                                                                                                             
traeder nicht so durchsetzen können. Die „Dreiheit“ als grundlegendes Strukturmerkmal hat in Europa eine lange 
kultur- und geistesgeschichtliche Tradition. 
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1 Nachhaltige Entwicklung – eine kurze Begriffsbestimmung 
 
Nachhaltigkeit ist ein vielbenutztes Wort, oftmals ist unklar, welcher begriffliche Inhalt vom einzelnen 
Benutzer dabei gesehen wird. Nachhaltigkeit als Begriff besitzt damit eine hohe Unschärfe. Inwieweit 
dies zu einer Situation führt, in der man von unterschiedlichen Begriffen sprechen muß, ist noch unsicher. 
Eine reflexive Beschäftigung mit dem Begriff, auch mit seinen unterschiedlichen Wurzeln, muß neben 
allen praktischen Umsetzungsbemühungen weiterhin geleistet werden. Ansätze von Engführungen des 
Nachhaltigkeitsbegriffs auf sektorale oder Ressortinteressen sind täglich zu beobachten (man vergleiche 
die Verwendung in der Wirtschaft, im Umweltbereich oder im Bereich der Stadtentwicklung).  

Die Diskussion um den Begriff „Nachhaltige Entwicklung“ (und damit um dessen Inhalt) beginnt mit 
seiner Verwendung im sogenannten Brundtland-Bericht, der von „sustainable development“ spricht und 
im weiteren Entwicklungsprozeß zu der in Rio de Janeiro 1992 verabschiedeten Agenda 21 führte, die ein 
Paket von Umsetzungsmaßnahmen für eine (internationale) nachhaltige Entwicklung formuliert. Die sich 
daran anschließende umfangreiche Beschäftigung mit diesem Leitbild hat zu einer Vielzahl inhaltlicher 
Konzeptionen geführt.7 Dabei sind zum Teil bestimmte einzelwissenschaftliche Aspekte Ausgangspunkte 
der Betrachtung. 
 
Unstrittig ist die allgemeine, auf den Brundtland-Bericht zurückgehende Formulierung8: 
 

 
Dauerhafte Entwicklung ist eine Entwicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, 
ohne zu riskieren, daß künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen 
können. 
 

 
Die Bundesregierung formulierte diesen Imperativ 1997 als Handlungsziel: 

„die Verbesserung der ökonomischen und sozialen Lebensbedingungen muß mit der langfristigen Si-
cherung der natürlichen Lebensgrundlagen in Einklang gebracht werden.“9 

Daraus ergeben sich das Zieldreieck bzw. –tetraeder der nachhaltigen Entwicklung (vgl. Abb. 1 und 2). 
Einvernehmen bestand 1997 ebenfalls über drei grundlegenden Kriterien für Nachhaltigkeit, die soge-
nannten „Managementregeln der Nachhaltigkeit“10: 

- Die Nutzung erneuerbarer Natürgüter darf auf Dauer nicht größer sein als ihre Regenerationsrate. 
- Die Nutzung nicht-erneuerbarer Naturgüter darf auf Dauer nicht größer sein als die Substitution 

ihrer Funktionen. 
- Die Freisetzung von Stoffen und Energie darf auf Dauer nicht größer sein als die Anpassungsfähig-

keit der natürlichen Umwelt. 
 
Diese – auf die ökologische Dimension abstellenden Regeln – sind durch die Enquete-Kommission des 
13. Deutschen Bundestages um zwei erweitert worden11: 

                                                 
7 Es können inzwischen weit über 70 Konzeptionen bzw. Definitionen ausgemacht werden. Vgl. R. Kreibich 
(Hrsg.): Nachhaltige Entwicklung. Leitbild für die Zukunft von Wirtschaft und Gesellschaft. – Weinheim, Basel: 
Beltz Verlag, 1996. 
8 V. Hauff (Hrsg.): Unsere gemeinsame Zukunft. Der Brundtland-Bericht der Weltkommission für Umwelt und 
Entwicklung. – Greven: Eggenkamp Verlag, 1987, S. 46. Damals war in Deutschland die Übersetzung „dauerhafte 
Entwicklung“ üblich. 
9 BMU: Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung in Deutschland. Bericht der Bundesregierung anläßlich 
der VN-Sondergeneralversammlung über Umwelt und Entwicklung 1997 in New York. – Bonn: Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 1997, S. 9. 
10 Vgl. u.a. ebenda. 
11 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Konzept Nachhaltigkeit. Vom Leitbild zur Umsetzung. Abschlußbericht der En-
quete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt – Ziele und Rahmenbedingungen einer nachhaltig zu-
kunftsverträglichen Entwicklung“ des 13. Deutschen Bundestages. – Bonn, 1998, S. 46 
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- Das Zeitmaß anthropogener Einträge bzw. Eingriffe in die Umwelt muß im ausgewogenen Verhältnis 
zum Zeitmaß der für das Reaktionsvermögen der Umwelt relevanten natürlichen Prozesse stehen. 

- Gefahren und unvertretbare Risiken für die menschliche Gesundheit durch anthropogene Einwirkun-
gen sind zu vermeiden. 

 
Gleichzeitig hat diese Enquete erstmals den Versuch unternommen, für die anderen beiden Dimensionen 
– Soziales und Ökonomie – ebenfalls Regeln aufzustellen12. Diese werden teilweise kontrovers diskutiert 
und hier ist weiterer Untersuchungs- und gesellschaftlicher Diskursbedarf. Die damit begonnene inhaltli-
che Diskussion der Frage, was Nachhaltigkeit für Wirtschaftsprozesse bedeutet, muß nun weiter forciert 
werden. Diese Dimension wird zur zeit noch zuwenig besetzt. 
 
Ein unter regionaler Sicht relativ weit ausgearbeitetes Konzept der Akademie für Technikfolgenabschät-
zung in Baden-Württemberg geht von einer ökonomischen Perspektive aus und definiert: 

Eine nachhaltige Entwicklung bedeutet, daß der Kapitalstock an natürlichen Ressourcen soweit er-
halten bleibt, daß das Wohlfahrtsniveau zukünftiger Generationen mindestens dem Wohlfahrtsni-
veau der gegenwärtigen Generation entsprechen kann.13 

Dieses Konzept geht, etwas verkürzt dargestellt, davon aus, daß in der Regel der Verbrauch des natürli-
chen Kapitalstocks durch den künstlichen Kapitalstock substituiert werden kann. Das natürliche Kapital 
sind jene Ressourcen, die ohne Zutun des Menschen vorhanden sind, das künstliche Kapital ist jegliches 
durch Handeln der Menschen entstandene Vermögen. Kapital allgemein wird mit der Eigenschaft belegt, 
menschliche Bedürfnisse befriedigen zu können.14 Das Konzept orientiert somit auf ein in der Zeit nicht 
sinkendes (materielles) Wohlfahrtsniveau der Gesellschaft. 

Dieser Ansatz ist nicht unwidersprochen geblieben. Köppel stellte diesem eine ökologische Interpretation 
nachhaltiger Entwicklung (fußend auf Lorch) entgegen15: 

Von einer nachhaltigen Entwicklung kann nur dann gesprochen werden, wenn die Nutzung 
des Naturpotentials durch den Menschen den Bestand der ökologischen und sozio-kulturel-
len Funktionen dauerhaft gewährleistet. In Anerkennung des Eigenwerts der Natur und ihrer 
Funktionen als Grundlage der dauerhaften Befriedigung der individuellen und sozialen Be-
dürfnisse des Menschen muß dabei stets die an der Tragfähigkeit der Natur orientierte Er-
haltung der natürlichen Lebensgrundlagen das vorrangige Ziel jeglicher Entwicklung dar-
stellen. 
 

Köppel kommt zu dem Schluß, daß nahezu jede Nutzung von Umweltgütern mit Einschränkungen für die 
nachfolgenden Generationen verbunden sei. Es ist fraglich, ob von einer Substituierbarkeit des natürli-
chen Kapitalstocks durch künstliches Kapital ausgegangen werden kann (zumindest in dieser Allgemein-
heit – was nützt ein modernes, effizientes Sägewerk ohne Wald?). 

Diese hier nur als Beispiele für die Breite der inhaltlichen Diskussion dienenden Konzepte und auch die 
Verfolgung der Diskussion legt die Vermutung nahe, daß es auf der wissenschaftlich operationalen Ebene 
keine Definition nachhaltiger Entwicklung gibt, die alle drei Zielfelder gleichrangig berücksichtigt.16 Es 
wird die Aufgabe sein, aus der Sicht jeder Ecke des Zieldreiecks (bzw. des Tetraeders) eine operatio-

                                                 
12 Vgl. dazu ebenda, S. 48 und 51f. 
13 Vgl. G. Pfister, O. Renn: Ein Indikatorensystem zur Messung einer nachhaltigen Entwicklung in Baden-Württem-
berg. – Stuttgart: Akademie für Technikfolgenabschätzung in Baden-Württemberg, 1996 (Arbeitsbericht Nr. 64),  
S. 1 
14 Vgl. ebenda. 
15 J. Köppel: Relevanz von Umweltgütern für Nachhaltigkeit. In: G. Pfister, O. Renn (Hrsg.): Indikatoren einer 
regionalen nachhaltigen Entwicklung. Dokumentation der Workshop-Berichte. – Stuttgart: Akademie für Technik-
folgenabschätzung in Baden-Württemberg, 1996 (Arbeitsbericht Nr. 65), S. 93 – 108, hier vgl. S. 93f. 
16 Es deutet sich hier eine methodische Parallele zur Situation in der Physik an. In der Quantentheorie machte sich 
bei der Beschreibung des Phänomens der Quanten der Umstand bemerkbar, daß zur ganzheitlichen Beschreibung 
sich ausschließende Konzepte (Welle- und Teilchenkonzept) gemeinsam notwendig sind. Methodisch wurde dies in 
der Physik durch das Komplementaritätsprinzip gelöst. Inwieweit dieser methodische Ansatz hier hilfreich sein 
kann, ist Gegenstand weiterer Untersuchungen. 
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nalisierbare Definition zu erarbeiten. Eine damit untrennbar verbundene Aufgabe ist die adäquate Er-
fassung der wechselseitigen Bezüge der drei Zielfelder in den Definitionen. Besonders im Hinblick auf 
eine soziale Interpretation nachhaltiger Entwicklung bedarf diese Fragestellung weiterer Bearbeitung. 

Diese Unschärfe birgt einerseits die Chance, im Sinne von Offenheit eine Integration unterschiedlicher 
Ansätze mit ähnlicher Stoßrichtung (nämlich Gerechtigkeit und Umweltschutz) zu erzielen. Auf der ande-
ren Seite darf die Gefahr nicht unterschätzt werden, daß Nachhaltigkeit zu einer beliebig verwendbaren 
Leerformel verkommt.  
 
 
2 Das Leitbild „Nachhaltige Entwicklung“ im gesellschaftlichen Diskurs 
 
Die Gedanken zur Stellung des Leitbildes im gesellschaftlichen Diskurs sollen mit zwei Thesen pointiert 
werden. 
 
These 1 
 

 
Nachhaltigkeit ist ein Versuch der gegenwärtigen Gesellschaft, dem Geworfensein in die 
Natur und der Entfremdung von ihr ein Handlungskonzept entgegenzusetzen. Es geht um die 
Wiederherstellung der Einheit der Schöpfung in ihren Elementen. 
 

 
Die Geschichte des westlichen Kulturkreises hat, basierend auf den Traditionen griechischen und christli-
chen Denkens, zu einer Entfremdung von der Natur geführt (bis zur Rede von der Beherrschung der Na-
tur). Parallel dazu haben sich die Formen des menschlichen Zusammenlebens verändert (sogar von ihren 
natürlichen Grundlagen entfernt ?), bis hin zum heute zu konstatierenden Trend der Individualisierung 
(„Atomisierung der Gesellschaft“). Die weitere Forcierung der einzelnen gesellschaftlichen Entwick-
lungsstränge (wie z.B. Technik, Wirtschaft, Sozialgefüge) ohne Beachtung der zwischen ihnen existie-
renden Vernetzungen, hat heute zu starken Verwerfungen und Problemen in Natur und Gesellschaft ge-
führt. Da das westliche Denken über eine lange Zeit als „Herrschaftsdenken“ über weite Teile der Erde 
verbreitet war, sind seine Folgen global. 
 
Nachhaltigkeit will mit dem Ansatz des Zieldreiecks von sozialer Gerechtigkeit, Schutz der Umwelt und 
Effizienz der Wirtschaft der Retinität der Welt Rechnung tragen. Die Gesellschaft muß sich vom Sektora-
len zum Verknüpften umorientieren. Die Erfüllung des Zieldreiecks wird zur Querschnittsaufgabe.  
 
Je nach Blickwinkel bzw. Intention der einzelnen Betrachter wird Nachhaltigkeit zu einem 

• Gesellschaftsmodell (neben anderen existierenden); 
• bestimmte Normen (Gerechtigkeit, Solidarität, Bewahrung der Schöpfung) umsetzenden, ope-

rationalisierenden Handlungskonzept; 
• der Komplexität der gesellschaftlichen Probleme adäquaten Erkenntnismodell. 

 
Hier soll dem Gedankengang des Gesellschaftsmodells weiter gefolgt werden. Die Frage des Handlungs-
konzepts spielt in den folgenden Abschnitten eine Rolle. Der Gesichtspunkt des Erkenntnismodells wird 
hier nicht weiter verfolgt. Aus dieser Fragestellung und den möglichen Antworten darauf folgen aller-
dings auch Konsequenzen für das Gesellschaftsmodell und das Handlungskonzept. 
 

These 2 

 
Nachhaltige Entwicklung ist ein (neues) Gesellschaftsmodell, das den Schwerpunkt auf den 
Blickwinkel der Gerechtigkeit und der Ökologie legt. 
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Mit Gesellschaftsmodell ist nicht ein theoretisches (soziologisches) Modell zur Beschreibung der Gesell-
schaft gemeint (wie z.B. bei Luhmann u.a.). Gesellschaftsmodell meint hier die Betrachtung und Be-
schreibung der Gesellschaft unter dem diese Gesellschaft wesentlich charakterisierenden Aspekt.17 Solche 
Modelle gibt es zahlreiche; u.a.: 

- Industriegesellschaft, 
- Arbeitsgesellschaft, 
- (industrielle) Risikogesellschaft, 
- Informations- / Wissensgesellschaft. 

 
Nachhaltigkeit ist noch nicht in der Form wie die obigen Modelle „etabliert“. Im Gegensatz zu Modellen 
aus unterschiedlichen Gesichtspunkten bzw. mit unterschiedlichem Focus (z.B. feministische Ansätze) 
versucht Nachhaltigkeit die Gesamtheit gesellschaftlicher Prozesse in ihrer Verknüpfung in den Blick zu 
nehmen (Kritik gibt es allerdings wegen der – zumindest bis jetzt zu konstatierenden – Nicht-Thematisie-
rung der Machtfrage bei Nachhaltigkeit18). 
 
Die Gegenüberstellung von Natur und Gesellschaft ist eine Konstruktion des 19. Jahrhunderts.19 Heute 
existiert ein Mischverhältnis von Natur und Gesellschaft, was für beide Konsequenzen hat. Indem der Rat 
der Sachverständigen für Umweltfragen in seinem Gutachten 1994 als wesentliches neues Prinzip das der 
Retinität20 in die Diskussion gebracht hat, soll der Vernetztheit aller Bereiche von Natur und Gesellschaft 
Ausdruck gegeben werden. 
 
Mit E. U. v. Weizsäcker kann man von einem Eintritt in das „Jahrhundert der Ökologie“ sprechen.21 Un-
ser Handeln wird stärker von der Prämisse eines umweltgerechten Handelns bestimmt werden. Das 
Nachhaltigkeitskonzept stellt die Umweltdiskussion in die soziale und ökonomische Dimension, es hat 
damit die Umweltszene politikfähig gemacht. In Deutschland hatte sich die Enquete-Kommission des 13. 
Bundestages „Schutz des Menschen und der Umwelt“ für den ökologischen Zugang zur Nachhaltigkeits-
debatte entschieden.22 Im Verlauf der weiteren Arbeit der Enquete sind die anderen beiden Dimensionen 
des Leitbildes stärker in die Betrachtung einbezogen worden. Für alle drei Zielbereiche werden Hand-
lungsgrundsätze (sogenannte Managementregeln) einer nachhaltigen Entwicklung formuliert.23 
 
Im Sinne des o. g. Verständnisses eines Gesellschaftsmodells sollen diese Handlungsgrundsätze Antwor-
ten auf zwei Fragen geben: 
� Was ist nachhaltige Entwicklung? 
� Wie kommt man zu einer nachhaltigen Entwicklung?  

 
Die erste Frage führt in der etwas umformulierten Form Wann ist eine Entwicklung nachhaltig? zur Pro-
blematik der Ziele und Indikatoren (Hierarchien, vergleichbare Kataloge etc.). Die zweite Frage zielt auf 
institutionelle Veränderungen bzw. neue Formen der Demokratie (partizipative Entscheidungsprozesse, 
Diskurse, Agenda 21-Prozesse etc.). 
 

                                                 
17 Anm.: Man beachte, daß die Charakterisierung einer Gesellschaft durch die Vorsilbe „Post-“ (wie bei Postindu-
strielle Gesellschaft) nur ein Codewort für Ratlosigkeit darstellt (wir wissen nur reflexiv, daß etwas vorbei ist, eine 
inhaltliche Neubestimmung ist nicht vorhanden). 
18 Vgl. dazu z.B. H. Eblinghaus, A. Stickler: Nachhaltigkeit und Macht. Zur Kritik von Sustainable Development. – 
Frankfurt a.M.: IKO – Verlag für Interkulturelle Kommunikation, 1996. 
19 U. Beck: Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne. – Frankfurt am Main: Suhrkamp, 1986, S.9 
20 Vgl. SRU: Für eine dauerhaft-umweltgerechte Entwicklung. Umweltgutachten 1994. – Bonn: 1994. 
21 E. U. v. Weizsäcker: Erdpolitik. Ökologische Realpolitik an der Schwelle zum Jahrhundert der Umwelt. – Darm-
stadt: Wissenschaftliche Buchgesellschaft, 1990; ders.: Wohlstand im Jahrhundert der Umwelt. Universitas 49, Nr. 
571 (Januar 1994), S. 1 – 11; ders.: Das Jahrhundert der Umwelt. Vision: Öko-effizient leben und arbeiten. – Frank-
furt/M., New York: Campus Verlag 1999 (Die Buchreihe der EXPO 2000, Bd. 4). 
22 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Konzept Nachhaltigkeit. Zwischenbericht. – Bonn: 1997 
23 Deutscher Bundestag (Hrsg.): Konzept Nachhaltigkeit. Abschlußbericht. – Bonn: 1998. 
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Diese Modellbetrachtung läuft in ihrer bisherigen Entwicklung auf eine Optimierung (kleine Veränderun-
gen) des herrschenden gesellschaftlichen Grundkonzepts hinaus.24 Implizite Voraussetzung für dieses 
Vorgehen ist, daß dieses Gesellschaftsmodell noch flexibel genug ist, um auf Veränderungen zu reagie-
ren. Andererseits muß allerdings auch festgestellt werden, daß zur Zeit kein grundlegendes neues Konzept 
vorhanden ist, welches den Focus auf soziale Gerechtigkeit und Ökologie legt und im Diskurs mehrheits-
fähig wäre. Aus der historischen Betrachtung zeigt sich, daß bisher neue gesellschaftliche Konzepte wirt-
schaftliche, technische oder/und technologische Basisänderungen zum Ausgangspunkt hatten. Welche 
neue Basisänderung ist in Sicht bzw. wird benötigt? Dies führt weitergehend zur Frage des Verhältnisses 
von Nachhaltigkeit und Technik. 
 
Auf eine Schwierigkeit des Gesellschaftsmodells, die weiteren Forschungsbedarf verdeutlicht,  muß an 
dieser Stelle hingewiesen werden: Nachhaltigkeit als Gesellschaftsmodell (und auch als Handlungskon-
zept) hat zur Zeit noch ein Begründungsproblem.  
 
Die Ziele (und die Handlungen zur Umsetzung) dieses Modells sind normativ auf zukünftige Bedürfnisse  
orientiert, die unbekannt sind. Aus der nicht kennbaren Zukunft sind Normen für heutiges Handeln abzu-
leiten.  
 
Nachhaltigkeit übernimmt damit unter Umständen in der Gesellschaft die Funktion der Transzendierung 
gesellschaftlicher Fragen. Dies verschiebt gleichzeitig die Rolle traditioneller Transzendierungsträger 
(Religion, Philosophie, Mystik etc.). Die Folgen für die gesellschaftlichen Systembezüge sind noch unzu-
reichend betrachtet. 
 
Ansätze, die das Begründungsproblem ein Stück auflösen, könnten u.a. der sozial-ethische Zugang von 
Stückelberger25 und der naturrechtliche von Meyer-Abich26 sein. Stückelberger leitet aus der Metapher 
des Menschen als „Gast auf Erden“ eine entsprechende „Gästeordnung“ ab. Meyer-Abich formuliert aus 
dem Eigenrecht der Natur die Notwendigkeit der Erhaltung der Gesundheit der Lebensgemeinschaft (zwi-
schen Mensch und Natur), letztlich um das rechte Zeitmaß der anthropogen beeinflußten Entwicklungen 
zu gewährleisten. Die Diskussion dazu hat aber gerade erst begonnen. 
 
 
 
Die weltweit und auch in Deutschland inzwischen umfangreichen Diskussionen um das Leitbild der 
nachhaltigen Entwicklung deuten darauf hin, daß das Nachhaltigkeitsleitbild sich zu einem Gesell-
schaftsmodell entwickelt – sowohl in Konkurrenz als auch in Synergie zu anderen Modellen. Insofern 
muß diese Diskussion im Blick behalten werden und es ist notwendig, aus der spezifischen Erfahrung 
Ostdeutschlands und der Metropolenregion Berlin/Brandenburg Impulse in diese Diskussion einzuspei-
sen. Nur so können berechtigte Interessen, die sich z.B. aus der regionalen Besonderheit der Neuen Bun-
desländer ergeben, artikuliert werden und Berücksichtigung finden. Dazu wird es im zunehmenden euro-
paweiten Diskurs auch notwendig sein, vergleichbare Regionen als Verbündete zu gewinnen.  
 
 
3 Aspekte des Leitbildes  „Nachhaltige Entwicklung“ 
 
Die Tatsache, daß Nachhaltigkeit praktisch keine ernsthaften Gegner besitzt, wird vielfach als Argument 
dafür benutzt, daß sich damit ein neuer kategorischer Imperativ im Sinne von Kant herausbildet. Im 
Sinne Kants sind die Imperative – als Aufforderungen an den Menschen, seiner Vernunft gemäß zu han-

                                                 
24 Es ist keinesfalls entschieden, ob eine Optimierung die anstehenden Probleme lösen kann. Aber in Analogie zu 
der Grundaussage von M. Planck, Revolutionär werde man, indem man versucht, möglichst viel vom Vorhandenen 
zu erhalten (bezüglich seines revolutionären Beitrags zur Herausbildung der Quantentheorie zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts), sollte dieser Weg weiter beschritten werden. 
25 Stückelberger, Chr.: Umwelt und Entwicklung. Eine sozialethische Orientierung. – Stuttgart/Berlin/Köln: Verlag 
W. Kohlhammer, 1997 
26 Meyer-Abich, K. M.: Praktische Naturphilosophie. Erinnerung an einen vergessenen Traum. – München:  
C. H. Beck, 1997 



 
16 
 

deln – in kategorische und hypothetische zu unterscheiden. Hypothetische Imperative bestimmen den 
Willen nur in Ansehung einer begehrten Wirkung, es geht um die Handlung als Mittel zum Zweck. Kate-
gorische Imperative bestimmen nur den Willen, unabhängig, ob er zu Wirkung hinreichend ist oder nicht. 
Sie bestimmen eine Handlung als für sich objektiv notwendig, ohne Beziehung auf einen Zweck. Diese 
Handlungen sind damit als unbedingt geboten anzusehen.27 
 
Betrachtet man unter dem Blickwinkel dieser Charakterisierungen das Nachhaltigkeitsleitbild, so fällt 
folgendes auf. Die Zielrichtung dieses Leitbildes (zumindest in seiner ursprünglichen Form im 
Brundtland-Bericht) ist auf das letzte Ziel – den Erhalt der Menschheit – gerichtet. Es geht dabei nicht um 
einzelne Teilziele, wie die immer wieder hervorgehobene Betonung der Vernetztheit (Retinität) der Leit-
bilddimensionen verdeutlicht. Es ist auch noch keineswegs ausgemacht, ob diese Handlungsmaxime für 
die Erreichung des Zieles hinreichend ist. Sie ist aber mit hoher Sicherheit notwendig. Insofern trägt das 
Leitbild kategorische Züge. 
 
Es fallen aber in der vielfältigen Benutzung des Leitbildes auch deutlich zweckorientierte Interpretationen 
auf (die teilweise bis zur konterkarierenden Vereinnahmung gehen können). Diese finden sich meist dann, 
wenn das Nachhaltigkeitsleitbild aus der Sicht einer seiner Dimensionen (ökologisch, sozial, ökonomisch) 
zur Umsetzung spezifischer Ziele dieser Dimension instrumentalisiert wird. 
 
Auffällig ist auch, daß das Leitbild in der breiten öffentlichen und auch in der politischen Diskussion 
nicht die für einen kategorischen Imperativ zu vermutende Rolle spielt. Es hat in Grundsatzprogrammen 
keine zentrale Rolle im Sinne eines Leitbildes mit abgeleiteten Konsequenzen. Es findet sich oft nur als 
Rahmen für Konzepte und Projekte, die auch ohne diesen Bestand hätten, oder es ist auf seine Dimensio-
nen reduziert, ohne dabei die übergreifende Vernetztheit und Gültigkeit zu beachten. 
 
Die vielfältige Diskussion verdeutlicht aber auch, daß es eine Vielzahl von Aspekten gibt, die zum Teil 
sehr tiefgehend thematisiert werden. Ihre weitere Ausarbeitung ist für das Nachhaltigkeitsleitbild unver-
zichtbar. Dabei ist immer zu berücksichtigen, daß nur die Einheit dieser Aspekte den Leitbildcharakter 
und damit auch den Imperativ für gesellschaftliches Handeln ausmacht. Unabhängig davon kann aller-
dings die vertiefende Ausarbeitung einzelner Aspekte für die Lösung konkreter Problemstellungen sehr 
hilfreich sein. Die einzelnen Aspekte sollen im folgenden kurz charakterisiert werden. 
 
Der globale Aspekt weist darauf hin, daß das Nachhaltigkeitsleitbild in seinem Anspruch grundsätzlich 
global orientiert ist. Das ist sowohl in seiner Entstehungsgeschichte (Brundtland-Konferenz) als auch in 
seinen grundsätzlichen Wirkungsgesetzmäßigkeiten begründet. Allerdings bleibt die widersprüchliche 
Situation, daß die globalen Effekte nur durch lokales Handeln erreicht werden können: globale Ziele müs-
sen lokal operationalisiert und spezifisch umgesetzt werden („Global denken, lokal handeln“). Das zu 
beobachtende Zurückziehen hinter die globale Dimension („Klimaschutz hat nur global Sinn“) wird damit 
der im Leitbild angelegten Dialektik zwischen global und lokal in keiner Weise gerecht. 
 
Der historische Aspekt macht deutlich, daß das Leitbild eindeutig zukunftsorientiert ist. Die Gegenwart, 
die im zeitlichen Kontinuum der Menschheitsgeschichte nur der intermediäre Zustand zwischen Vergan-
genheit und Zukunft ist, determiniert durch ihre Gestaltung der Welt die möglichen Entwicklungsräume 
folgender Generationen. Diese sehr allgemeine Aussage läßt sich auf vielen Gebieten weiter detaillieren 
(ausgestorbene biologische Arten z.B. haben keine Entwicklungsmöglichkeiten mehr). Allerdings sind die 
Folgen einzelner Einschränkungen der Möglichkeiten für Entwicklung schwer antizipierbar. Es gilt des-
halb, das Möglichkeitsfeld der Entwicklungen weit offen zu halten.28 
 
Der solidarische Aspekt ist einer der Ausgangspunkte für die Entwicklung des Nachhaltigkeitsleitbildes 
gewesen. Aktuell macht er deutlich, daß die gegenwärtig lebenden Völker sehr unterschiedliche Lebens-
                                                 
27 Für weitergehende Details vgl. I. Kant: Grundlegung zur Metaphysik der Sitten oder z.B. auch das Stichwort 
"Imperativ" J. Mittelstraß (Hrsg.): Enzyklopädie Philosophie und Wissenschaftstheorie. Bd. 2, – Mannheim: B.I. 
Wissenschaftsverlag 1984 
28 Vgl. zu vertiefenden Überlegungen z.B. W. Ebeling, R. Feistel: Chaos und Kosmos. Prinzipien der Evolution. – 
Heidelberg/Berlin/Oxford: Spektrum Akademischer Verlag, 1994. 
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bedingungen haben (zwischen den Polen arm und reich) und auch sehr unterschiedlich von den Ressour-
cen der Erde partizipieren. So liegt die Inanspruchnahme dieser Ressourcen durch die Menschen in Eu-
ropa (bei allen auch hier gegebenen Unterschieden) um vieles höher, als ihnen bei einer Gleichverteilung 
zustehen würde. Dies ist das Thema der intragenerativen Gerechtigkeit. Weiterhin ist vielfach abzusehen, 
daß die gegenwärtige Nutzung von Ressourcen (hier sind sowohl natürliche wie auch künstliche – z.B. 
Kapital – gemeint) zu Einschränkungen von Gestaltungsmöglichkeiten zukünftiger Generationen führen 
wird. Dieser Zusammenhang mit dem historischen Aspekt wird als intergenerative Gerechtigkeit themati-
siert. Mit diesem solidarischen Aspekt wird das im Neuen Testatment thematisierte Gebot der Liebe – sä-
kularisiert und modernisiert –  wieder aufgenommen. 
 
Den normativen Aspekt haben wir schon bei der Frage des Imperativ angedeutet. Es geht darum, daß 
das Leitbild der nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung handlungsleitend im Sinne von Normen ist 
bzw. sein muß. Dabei wird es darum gehen, in der weiteren Ausarbeitung dieses Aspekts diese allge-
meine Aussage weiter zu konkretisieren und auch zu prüfen, welche schon wirksamen Normen den 
Nachhaltigkeitsimperativ schon heute transportieren. 
 
Im praktischen Aspekt geht es darum, der reflexiven Beschäftigung mit Normen menschlichen Han-
delns und ihrer Einbindung in andere Normensysteme eine praktische Umsetzungskomponente zur Seite 
zu stellen. Es muß die Frage beantwortet werden, was das Befolgen des Imperativs für das tagtägliche 
Handeln des Einzelnen, von Gruppen und der Gesellschaft bedeutet. Es geht unter diesem Aspekt um die 
Operationalisierung des Leitbildes Nachhaltigkeit.  
 
Der institutionelle Aspekt hat in der Diskussion um die Nachhaltigkeit und ihrer praktischen Umset-
zungsmöglichkeiten sehr bald eine wichtige Rolle eingenommen. Indem dieser Aspekt teilweise bis auf 
die Ebene der drei Dimensionen der Nachhaltigkeit (soziales, ökologisches, ökonomisches) gehoben 
wird, entsteht das in Abbildung 2 gezeigte Nachhaltigkeitstetraeder. Auch die Agenda 21 von Rio trägt 
dem Rechnung, indem sie in den einzelnen Kapiteln bei den Umsetzungsfragen immer über die entspre-
chenden Strukturen nachdenkt.  
 
Der erkenntnistheoretische Aspekt ist bislang kaum reflektiert. Er scheint allerdings bei den Diskussio-
nen um die differierenden Begriffsinhalte von Nachhaltigkeit auf, wenn z.B. die Frage thematisiert wird, 
woher wir heute wissen sollen, wie zukünftige Generationen ihre Lebensweise gestalten wollen. Das ist 
das Problem des Begründungszusammenhanges. Es gibt auf der anderen Seite noch den Gedanken, das 
Nachhaltigkeitskonzept als Erkenntnismethode anzuwenden. Das bedeutet, Nachhaltigkeit wird als Mo-
dell zum Verstehen der komplexen realen Zusammenhänge unserer Welt, insbesondere des menschlichen 
Wirkens in ihr, betrachtet. 
 
Nicht zuletzt muß der subjektiv individuelle Aspekt des Leitbildes Erwähnung finden. Im Sinne eines 
kategorischen Imperativs beansprucht es für jeden einzelnen Menschen Gültigkeit. Somit ist jeder gefragt, 
sein Handeln immer wieder an diesem Leitbild und seinen Konkretionen zu spiegeln und danach auszu-
richten. Das entspricht dann in voller Konsequenz dem beim globalen Aspekt angesprochenen Erfordernis 
des lokalen Umsetzens dieses Nachhaltigkeitsleitbildes. Insofern bleibt diese Diskussion am Ende nicht 
abstrakt, sondern wendet sich dem einzelnen Menschen in seiner konkreten lokalen Situation zu. 
 
 
4 Operationalisierung des Nachhaltigkeitsleitbildes – methodische und institutionelle  

Herausforderung 
 
Geht man von dem normativen Aspekt des Leitbildes aus und fragt nach den praktischen Konsequenzen, 
so gelangt man zwangsläufig zu der Frage nach den sich aus dem Leitbild ergebenden Zielen, den zu ihrer 
Erreichung notwendigen Handlungskonzepten und den entsprechenden Umfeldbedingungen. 
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4.1 Nachhaltigkeitsziele und -indikatoren 
 
Die Umsetzung des Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung muß als ein Prozeß aufgefaßt werden, in 
dem sich die Gesellschaft quasi asymptotisch Zielen dieser Entwicklung nähert. Besonderheit ist dabei, 
daß die Ziele sich im Entwicklungsprozeß verändern können. Entscheidend ist bei nachhaltiger Entwick-
lung also der Entwicklungsweg und seine proaktive Gestaltung.  
 
Da die Ziele selbst einer Dynamik unterliegen, stellt dieser Weg einen Lernprozeß in doppelter Weise 
dar: Einerseits werden mit neuen Erkenntnissen (oder auch Wertmaßstäben) neue Ziele entwickelt – diese 
neuen Ziele müssen gelernt werden! – ; andererseits bedeuten veränderte Ziele neue Wege – es muß ge-
lernt werden, wie man zu den neuen Zielen kommt. Da Ziele und die einzuschlagenden Wege in einem 
gesellschaftlichen Diskurs „ausgehandelt“ werden, liegt auf der methodischen Ebene ebenfalls ein Lern-
prozeß vor – es muß gelernt werden, mit dieser Dynamik im Diskurs umzugehen. Die bisherigen prakti-
schen Erfahrungen zeigen, daß dies ein komplizierter und oft konfliktreicher und schmerzlicher Prozeß 
ist. Gründe dafür sind die in den Diskursen deutlich werdenden praktischen Schwierigkeiten beim Ver-
einbaren der Ziel-Dimensionen der Nachhaltigkeit und von privaten und gesellschaftlichen Interessen. 
Ansatzpunkt für die Entwicklung unterstützenden Wissens und von Instrumentarien für diesen gesell-
schaftlichen Diskurs bietet das sich derzeit in starker Entwicklung befindliche Forschungsfeld des Orga-
nisationslernens.29 
 
Der Vorteil dieses neuen Konzeptes besteht darin, sehr fehlerfreundlich zu sein – ein wichtiges Kennzei-
chen nachhaltig zukunftsverträglichen Handelns.30 Unabdingbar für diesen Prozeß sind aber Ziele und 
Meßgrößen zum Zielerreichungsgrad (Indikatoren) als „Leitplanken“ und „Stellschrauben“ des Entwick-
lungsprozesses. 
 
Die Ableitung von Zielen und Indikatoren einer nachhaltigen Entwicklung setzt eine Verständigung zum 
Leitbild voraus. Das ergibt sich aus der Systematik der Herleitung von Zielen und Indikatoren, die für den 
Umweltbereich bereits ausgearbeitet ist.  
 
Abbildung 3 stellt in Anlehnung an den Sachverständigenrat für Umwelt31 den Zusammenhang der ein-
zelnen hierarchischen Operationalisierungselemente dar.32 Die konkrete Ausformung erfolgt dann hand-
lungsfeldbezogen in den jeweiligen Dimensionen der Nachhaltigkeit (ökonomisch, ökologisch, sozial). 
Diese partielle Optimierung der Handlungsfelder muß in einen Gesamtprozeß integriert werden, der zur 
integrativen Behandlung der Fragestellung im Sinne der Retinität unserer Welt (und des Nachhaltigkeits-
leitbildes) führt. Dieser Suchprozeß ist durch seine Offenheit hinsichtlich der möglichen Ziele (Qualitäts-, 
Handlungsziele) gekennzeichnet, diese werden damit zu Etappenzielen in einem iterativen Prozeß. Sie 
müssen dabei immer an den aus dem Nachhaltigkeitsleitbild abgeleiteten Leitlinien (z.B. Managementre-
geln der Enquete-Kommission) gemessen werden. 
 
Die Umsetzung des Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung erfordert eine Neubewertung von volkswirt-
schaftlichen, regionalpolitischen und betriebswirtschaftlichen Strategien anhand von Leitzielen.33 Dieser 
Aufgabe kann sich nur in einem mehrstufigen Prozeß genähert werden. Aus den allgemeinen Zielstellun-
gen der nachhaltigen Entwicklung (die sich z.B. in den Managementregeln niederschlagen) muß ein für 

                                                 
29 Vgl. dazu z.B. H. Albach u.a. (Hrsg.): Organisationslernen – institutionelle und kulturelle Dimensionen. – Berlin: 
edition sigma, 1998. 
30 Vgl. dazu z.B. E. U. v. Weizsäcker: Erdpolitik. Ökologische Realpolitik an der Schwelle zum Jahrhundert der 
Umwelt. – Darmstadt: Wissenschaftliche Buchgesellschaft, 1990. 
31 Rat von Sachverständigen für Umwelfragen (SRU): Umweltschutz: Erreichtes sichern – Neue Wege gehen. Um-
weltgutachten 1998. – Bonn: 1998 (Drucksache 13/10195). 
32 Vgl. dazu auch Gesellschaft für UmweltGeowissenschaften (GUG): Umweltqualitätsziele. Schritte zur Umset-
zung. – Berlin u.a.: Springer Verlag, 1997. 
33 Vgl. dazu ausführlicher G. Fierment, P. Ackermann: Analyse zur Übertragbarkeit international und national ver-
folgter Konzeptionen zur nachhaltigen Entwicklung von Regionen sowie von Kriterien zur Bewertung der Nachhal-
tigkeit auf die Bedingungen im Land Brandenburg mit Vorschlägen für eine Beispielsregion. – Neuruppin: Bran-
denburgisches Umweltforschungszentrum 1996 (Studie im Auftrag des MUNR). 
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die Gegebenheiten (des Landes, einer Region, einer Kommune) spezifizierter Zielkatalog abgeleitet wer-
den. Dabei werden unterschiedliche Intentionen in der Nachhaltigkeitsdefinition den Zielkatalog beein-
flussen.  
 
Wichtig ist, daß dieser Prozeß der Findung eines Zielkatalogs nicht auf der Basis einer logischen, deduk-
tiven Ableitung erfolgen kann. Zielvorgaben im hier verstandenen Sinn beinhalten immer normative Ele-
mente, es gehen Wertvorstellungen ein. Über diese muß i. allg. in einem Diskursprozeß Konsens erreicht 
werden. Dabei ist eine möglichst breite Einbeziehung der relevanten Akteure zu sichern 
 
Die große Bedeutung des regionalen Aspektes, vor allem bei der Umsetzung des Nachhaltigkeitsleitbil-
des, führt zu der Aufgabe, dieses Leitbild auf die konkreten Bedingungen der Region „herunter zu bre-
chen“. Abbildung 4 verdeutlicht den Prozeß schematisch. Der anzusetzende notwendige Diskurs stellt ein 
anzustrebendes Ziel dar. Erfahrungen aus der Praxis zeigen die damit verbundenen Schwierigkeiten. Zum 
Teil werden schärfste Widerstände gegenüber den Bemühungen um eine Umsetzung des Nachhaltig-
keitsleitbildes verzeichnet. Auch politisch geäußerte Vorstellungen bewirken in den konkreten Regionen 
unter Umständen starke Widerstände. Dies liegt auch oft an der regional nicht vorhandenen Paßfähigkeit 
global durchaus sinnvoller Ansätze (z.B. Auswirkungen der Benzinpreiserhöhung auf DM 5,00 pro Liter 
auf die Mobilität in strukturschwachen ländlichen Räumen). 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abb. 3  Hierarchischer Zusammenhang der Operationalisierungselemente für eine  

nachhaltige Entwicklung 
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Die Berücksichtigung der Regionalspezifik führt zu einem Katalog von Zielen für die einzelne Region. 
Da diese Ziele aus dem allgemeinen Leitbild entstehen, kann eine Kollision regionaler Ziele mit globalen 
vermieden werden. Dies geschieht aber nicht im Selbstlauf, sondern ist ein zu gestaltender Prozeß.  
 
Die einzelnen Ziele werden je nach Konkretionsebene mehr oder weniger breite Bereiche darstellen –sie 
bilden Zielkorridore. Die sich daraus ergebende Breite der möglichen Handlungsfelder wird bei ihrer 
Realisierung wiederum die Zielbereiche genauer definieren, d.h. verengen oder evtl. auch erweitern 
(wenn z.B. im Laufe des Prozesses die Richtung der Entwicklung zu ändern ist). Es wird in diesem Pro-
zeß notwendig sein, in dem entsprechenden Zielfindungsdiskurs mit einem regionenspezifischen Katalog 
von Zielkorridoren zu starten.  
 
 
 

„Nachhaltig zukunftsverträgliche Entwicklung“ 
als allgemeines Leitbild der Politik erfordert 

 
 
 
 
 
 

auf Regionalspezifik „brechen“ 
 
 
 
 
 
 

Handlungen auslösen 
 
 
Abb. 4  Erarbeitung und Umsetzung eines regionalen Leitbildes.  

Prozeß und Ansatzpunkte 
 
 
 
Um Aussagen über den Erfüllungsgrad der gestellten Ziele treffen zu können, ist die Entwicklung von 
entsprechenden Indikatoren einer nachhaltigen Entwicklung wichtig. Dies steht am Endpunkt des Pro-
zesses zur Ableitung von Operationalisierungsinstrumentarien (vgl. Abb. 3). In diesem Schritt werden 
Bedingungen nachhaltiger Entwicklung entsprechende Meßgrößen zugeordnet, die im Vergleich mit 
Zielgrößen zu Indikatoren werden. Es gibt inzwischen zahlreiche Ansätze für solche Indikatorensets auf 
allen Ebenen – von global bis kommunal – ,die hier nicht im einzelnen diskutiert werden können.34 
 
                                                 
34 Vgl. dazu u.a. G. Pfister, O. Renn: Ein Indikatorensystem zur Messung einer nachhaltigen Entwicklung in Baden-
Württemberg. – Stuttgart: Akademie für Technikfolgenabschätzung in Baden-Württemberg, 1996 (Arbeitsbericht 
Nr. 64); G. Pfister u.a.: Nachhaltige Entwicklung in Baden-Württemberg. Statusbericht. – Stuttgart: Akademie für 
Technikfolgenabschätzung in Baden-Württemberg, 1997. Einen guten internationalen Überblick gibt R. Walz: Per-
spektiven der Weiterentwicklung von Indikatorensystemen zur Messung einer nachhaltigen Entwicklung: Das Bei-
spiel des OECD-Ansatzes. In: G. Pfister, O. Renn (Hrsg.): Indikatoren einer regionalen nachhaltigen Entwicklung. 
Dokumentation der Workshop-Berichte. – Stuttgart: Akademie für Technikfolgenabschätzung in Baden-Württem-
berg, 1996 (Arbeitsbericht Nr. 65), S. 4 – 26. Für ein regionales Beispiel vgl. H. Diefenbacher u.a.: Nachhaltige 
Wirtschaftsentwicklung im regionalen Bereich. Ein System von ökologischen, ökonomischen und sozialen Indikato-
ren. – Heidelberg: Forschungsstelle der Evangelischen Studiengemeinschaft FEST, 1997 (Texte und Materialien, 
Reihe A, Nr. 42). 
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Der in der gegenwärtigen Diskussion stark beachtete Ansatz ist das Umweltindikatorensystem der OECD. 
Ihm liegt der Pressure-State-Response-Ansatz (PSR-Ansatz) zugrunde, der aus methodischer Sicht allge-
mein als tragfähig erachtet wird. Er basiert auf der Vorstellung einer Kausalkette  
 

Einfluß auf das System  ⇒  Zustandsänderung des Systems  ⇒  Reaktion des Systems , 
  (Pressure)   (State)    (Response) 
 
mittels derer neben der reinen Zustandsbeschreibung auch Ursachen erfaßbar sind. In der praktischen 
Umsetzung machen sich aber Schwierigkeiten bemerkbar. Einerseits sind nicht alle Kausalketten in ihren 
realen Wirkzusammenhängen bekannt bzw. sind die Wirkzusammenhänge so komplex, daß eine Be-
schreibung mittels einer einfachen Kausalkette nicht adäquat ist. Andererseits bereitet es zusätzlich 
Schwierigkeiten, wirklich geeignete Meßgrößen zu finden. 
 
Ein weiteres Problem des OECD-Ansatzes ist seine Entwicklung vor dem Hintergrund der OECD-Län-
der. In diesen wird die Nachhaltigkeitsdiskussion stark unter dem Blickwinkel der Umweltproblematik 
geführt. Dadurch ist im Bereich der Umwelt- und Ressourcenindikatoren ein hoher Entwicklungsstand 
gegenüber anderen Ansätzen erreicht. Seine große Akzeptanz zur Diskussion des Nachhaltigkeitspro-
blems in entwickelten Industrieländern birgt die Gefahr, den gleichberechtigten Aspekt der Entwick-
lungsgerechtigkeit aus den Augen zu verlieren. 
 
Unter der bei der Inhaltsbestimmung von Nachhaltigkeit diskutierten Bedingung der unterschiedlichen 
Blickwinkel kann es auch sinnvoll sein, von ökologischen, sozio-kulturellen und ökonomischen Indikato-
ren zu sprechen. Es wird jedoch keine Summenparameter geben, die sofort deutlich machen, ob wir uns 
auf dem Weg einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung befinden.35 
 
Eine wesentliche praktische Fragestellung besteht darin, ob für die einzelnen Indikatorbereiche Meßwerte 
gefunden werden können, die auf vorhandene Daten Bezug nehmen. Diese Daten müssen zusätzlich über 
einen konstanten Zeitraum zuverlässig erhoben und ihre weitere Erhebung muß gesichert sein. Da nach-
haltige Entwicklung ein in historischer Dimension verlaufender Prozeß ist, sind sinnvolle Aussagen mit-
tels der Indikatoren nur aus Zeitreihenanalysen zu gewinnen. Es wird andererseits schwierig sein, neue 
Meßprogramme zur Datenerhebung zu initiieren. 
 
Entwicklungstrends lassen sich mittels Indikatoren dann präziser thematisieren, wenn die Indikatorwerte 
mit Zielgrößen verglichen werden können. Natürlich ermöglicht auch eine reine Trendfeststellung der 
Entwicklung eines Indikatorwertes (z.B. Sinken der CO2-Emissionen mit der Zeit) eine Aussage zum 
Entwicklungstrend, ein Vergleich mit einem Zielwert verdeutlicht aber die Nähe zu dem – gemeinsam – 
formulierten Ziel (z.B. Senkung der CO2-Emission um 5 % im Vergleich zum Ziel von 25 %). Dieser 
Vergleich von aktuellem Meßwert des Indikators mit dem Zielwert steigert die Politikrelevanz des Indi-
katorensystems. Aber auch der Prozeß der Zielgrößenbestimmung erfolgt nicht nur auf der Basis einer 
logischen, deduktiven Ableitung. Analog der Bestimmung der Ziele sind hier immer normative Elemente 
enthalten, es gehen Wertvorstellungen ein und es ist über die politische Machbarkeit zu befinden, wo-
rüber  i. allg. in einem Diskursprozeß Konsens erreicht werden muß. Auch bei der Zielgrößenbestimmung 
kommt natürlich das Problem der Datenbasis wieder mit zum Tragen. 
 
 
4.2 Politische Strukturen 
 
Operationalisierung von Nachhaltigkeit hat immer etwas mit der Veränderung der unterschiedlichsten 
institutionellen Strukturen einer Gesellschaft zu tun. So sehen daher Schneidewind u.a.36 ökologische, 
ökonomische und soziale Nicht-Nachhaltigkeit als Folge der spezifischen Form, in der moderne Gesell-

                                                 
35 Vgl. J. Köppel, a.a.O., S. 96. 
36 U. Schneidewind u.a.: Institutionelle Reformen für eine Politik der Nachhaltigkeit: Vom Was zum Wie in der 
Nachhaltigkeitsdebatte. GAIA 6 (1997), Nr. 3, S. 182 – 196. 
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schaften heute organisiert sind. Institutionen37 sind Ausdruck dieser gesellschaftlichen Organisation; sie 
definieren die Lern- und Entwicklungsumgebungen, in denen sich die Gesellschaften fortentwickeln. Die 
heutige ‘Institutionenlandschaft‘ in den meisten westlichen Industrieländern wie der Bundesrepublik 
Deutschland ist eine Antwort auf die Herausforderungen der fünfziger und sechziger Jahre. „Aktuelle 
ökologische, soziale und ökonomische Problemlagen werden ... durch jene Institutionen nur noch bedingt 
erfaßt.“ Vor diesem Hintergrund müsse „Nachhaltige Entwicklung“ neu interpretiert und als „regulative 
Idee“ charakterisiert werden, d.h. als Orientierungsmuster, das gesellschaftliche Entwicklungs- und Such-
prozesse leitet. Sie „liefert Handlungsorientierungen für die gesellschaftliche Institutionengestaltung, die 
sich erst im Handeln von Akteuren konkretisieren“.38 
 
Die Forderung nach nachhaltiger Entwicklung bedeutet daher, die Institutionenlandschaft (beziehungs-
weise die gesellschaftliche Organisation) so weiterzuentwickeln, daß die mit der bisherigen Struktur ver-
bundenen ökologischen, sozialen und ökonomischen Nebenfolgen beherrscht werden. Es gibt durchaus 
auch Hinweise dafür, daß die Institutionenlandschaft grundlegend verändert werden muß. Akzeptiert 
man, daß Nachhaltigkeit zu einem neuen Paradigma gesellschaftlicher Entwicklung geworden ist, dann 
müssen seine Konkretionen (Gestalten, Abbilder) die Besonderheiten dieses Paradigmas abbilden: 
Ernstnehmen von Individualität und Eingebundensein der Individualität in den komplexen, vernetzten 
dynamischen Zusammenhang aller Komponenten unserer Welt. Das erfordert für den Handlungsaspekt 
eine Vielfalt von Institutionalisierungsformen, deren Wirksamkeit jeweils konkret erprobt werden muß 
(Fehlerfreundlichkeit). Nicht jede Form ist für alles und überall geeignet. 
 
Nachhaltige Entwicklung ist ja ein zukunftsbezogener gesellschaftlicher Lern-, Such- und Gestaltungs-
prozeß, der sich notwendigerweise durch Offenheit und Unsicherheit auszeichnet. Das setzt hinreichend 
organisierte Akteure voraus. Die Schwierigkeit liegt nun darin, daß Nachhaltigkeitsanliegen als langfri-
stige gesellschaftliche Interessen vergleichsweise schlecht organisierbar sind. Die Fähigkeit zur Selbstor-
ganisation der Akteure muß durch Institutionen und von diesen zu schaffende Rahmenbedingungen ge-
stärkt werden.  
 
Praktische Erfahrungen bei der Auseinandersetzung mit Zielkonflikten in partizipativen Verfahren zeigen, 
daß es auf den richtigen „Mix“ von kooperativen und hierarchischen Instrumenten ankommt, wenn nach-
haltigkeitsorientierte Gemeinwohlinteressen zum Tragen kommen sollen.39 Das führt zu u.a. zu dem der-
zeit diskutierten Konzept der polyzentrischen Demokratie. 
 
In praktischer Dimension stellt sich die Frage, welche Handlungskonzepte umgesetzt werden müssen, um 
einen gesellschaftlichen Entwicklungsprozeß in Gang zu setzen bzw. in Gang zu halten, der den Prinzi-
pien und Zielen der Nachhaltigkeit genügt. Das ist die Frage nach Operationalisierungsformen bzw. 
-strategien. Die Sicht, die gegenwärtige Nicht-Nachhaltigkeit als ein Problem der Inadäquatheit der vor-
liegenden gesellschaftlichen Organisations- und Institutionsstrukturen gegenüber den aktuellen Proble-
men zu beschreiben, führt dazu, sich Institutionalisierungsfragen zuzuwenden, wie das auch die Enquete-
kommission des 13. Deutschen Bundestages getan hat.40 Folgt man nun Schneidewind, so sind, um unter 
dem Leitbild der Nachhaltigkeit eine institutionelle Umstrukturierung der Gesellschaft zu erreichen, die in 
Tabelle 1 zusammengestellten Basisstrategien umzusetzen. Diese stellen eine Antwort auf vorhandene, zu 
lösende Problemdimensionen dar.  
 

                                                 
37 Institutionen werden als formelle (zum Beispiel Gesetze) oder informelle (zum Beispiel Konventionen) Regeln 
verstanden, die im Sinne eines kollektiven Koordinationsmechanismus eine bestimmte, die individuellen Interessen 
regulierende, kollektiv akzeptierte Norm in direkte Verhaltensvorgaben für die verschiedenen Individuen umsetzen. 
38 U. Schneidewind u.a., a.a.O. 
39 Vgl. G. Fierment, P. Ackermann: Nachhaltige, umweltgerechte Entwicklung in einer Region Nordwestbranden-
burgs (Ostprignitz-Ruppin). Zwischenbericht. – Neuruppin: BUFZ, 1997 und auch M. Kühn: Konfliktmanagement. 
Nachhaltige Entwicklung der Ruppiner Kulturlandschaft. IRS aktuell, Nr. 20, Juli 1998, S. 18-19. 
40 Vgl. Konzept Nachhaltigkeit. Vom Leitbild zur Umsetzung. Abschlußbericht der Enquete-Kommission „Schutz 
des Menschen und der Umwelt – Ziele und Rahmenbedingungen einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwick-
lung“ des 13. Deutschen Bundestages. – Bonn; 1998. 
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Die einzelnen Basisstrategien sind mit vielfältigen Katalogen von Lösungsstrategien untersetzt, als Bei-
spiele seien hier nur einige bekannte aufgeführt: Lokale Agenda 21; Spendenparlamente, direktdemokra-
tische Elemente, Mediation, Planungszellen/Bürgergutachten; ökologische und soziale Produktkenn-
zeichnung (Labels); Bürgerforen für Politiker und Gremien; Konsensuskonferenzen, diskursive Weiter-
entwicklung der Einrichtung Enquete-Kommission; Netzwerke von Wissenschaft und Politik; Verwal-
tungsreform; Vorschlagsrecht für NGO’s bei Gremienbesetzung.41 
 
Im Ergebnis wird eine gesellschaftliche Reorganisation stehen, die ein erweitertes, polyzentrisches Poli-
tikverständnis impliziert und zu einem polyzentristischen politischen Handeln führt. Die Frage der Ein-
satzbedingungen, der Problemlösungspotentiale und der notwendigen Rahmenbedingungen der Elemente 
der polyzentristischen Demokratie bedürfen weiterer theoretischer und experimenteller Untersuchung. 
 
 
Tabelle 1  Basisstrategien und Problemdimensionen gesellschaftlicher Institutionalisierung 
 

Basisstrategie zu lösende Problemdimension 
Selbstorgansiation / Partizipation Fehlen handlungsfähiger Koalitionspartner 

für eine Politik der Nachhaltigkeit in den 
Teilsystemen 

Reflexivität Fehlendes Wissen und fehlende Resonanz 
für reformenlegitimierende Interpretationen 

Macht- / Konfliktausgleich Fehlende oder falsche Anreizmuster, feh-
lende Ressourcen zur Veränderung der An-
reizmuster 

Innovationen Fehlende gangbare alternative soziale und 
technisch-ökonomische Optionen 

 
 
Neben einer Neuordnung der politischen Strukturen sind aber auch vorhandene – wie die Enquete-
Kommissionen – für die gesellschaftliche Etablierung des Nachhaltigkeitsleitbildes zu nutzen. 
 
Das politische System Deutschlands hat die gesetzgebende Kraft (die Legislative) klar an den demokra-
tisch gewählten Repräsentanten – das Parlament – gebunden. Die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen ist 
an Bedingungen gebunden, zu denen auch die Ausschöpfung aller möglichen Erkenntnisquellen gehört 
(BVerfGE 50, 290/33).42 Besonders für Gesetze, die komplexe Fragestellungen (wie z.B. auch die Frage 
der Umsetzung des Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung) betreffen, ist dies von besonderer Wichtig-
keit.  
 
Der Deutsche Bundestag hat sich seit 1969 neben der Form der Ausschüsse die besondere Form der En-
quete-Kommission als gemischtes Gremium geschaffen. Dies soll, bestehend aus Abgeordneten und ex-
ternen Fachleuten, besonders zur Bearbeitung komplexer Materien herangezogen werden.43 Besonders für 
Fragen der Technologie- und  Umweltpolitik sind in den Kommissionen wichtige Erkenntnisse erarbeitet 
worden. Der 12. und der 13. Deutsche Bundestag haben jeweils die Enquete-Kommission „Schutz des 
Menschen und der Umwelt“ mit der Bearbeitung des Themas Nachhaltige Entwicklung beauftragt.44  

                                                 
41 Für Details vgl. die umfangreiche Darstellung in J. Minsch u.a.: Institutionelle Reformen für eine Politik der 
Nachhaltigkeit. – Berlin, Heidelberg: Springer-Verlag, 1998 (Konzept Nachhaltigkeit Studienprogramm, herausge-
geben von der Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt“ des 13. Deutschen Bundestages) 
42 Vgl. z.B. A. Vierecke: Die Technik- und Umwelt-Enqueten des Deutschen Bundestages: Vermessene Zukunft – 
vertane Zeit. In: G. Altner u.a. (Hrsg.): Jahrbuch Ökologie 1996. – München: Verlag C. H. Beck, 1995, S. 255 – 
268. 
43 Vgl. Stichwort „Ausschüsse“ in U. Andersen, W. Woyke (Hrsg.): Handwörterbuch des politischen Systems der 
Bundesrepublik Deutschland. – Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung, 1997. 
44 Siehe auch die entsprechenden Abschlußberichte Die Industriegesellschaft gestalten – Perspektiven für einen 
nachhaltigen Umgang mit Stoff- und Materialströmen. Bericht der Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und 
der Umwelt“ des 12. Deutschen Bundestages. – Bonn, 1994 sowie Konzept Nachhaltigkeit. Vom Leitbild zur Umset-
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Werden die Ergebnisse der verschiedenen Enquete-Kommissionen auch teilweise sehr kontrovers bewer-
tet45, so ist doch ein wichtiger Gesichtspunkt beim Einsatz solcher Kommissionen zu beachten. Durch den 
Einsatz einer Enquete wird das ihr zugeordnete Thema 

• als politisch bedeutsam, 
• als auf Grund seiner Komplexität nur durch das Potential der gesamten Gesellschaft (Politik und 

externer Sachverstand) bearbeitbar 
charakterisiert. Insofern stellt die Einsetzung einer Enquete-Kommission auch ein politisches Signal der 
Legislative über die Bedeutsamkeit eines Themas für die gesamte Gesellschaft (und damit auch besonders 
für die Exekutive) dar. 
 
Auch einzelne Bundesländer bringen das Instrument Enquete-Kommission in ihren Landesparlamenten 
zum Einsatz. Insbesondere versucht die Landespolitik sich dem Thema der bundeslandspezifischen Um-
setzung des Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung aufgrund seiner Komplexität (Retinität) mittels En-
quete-Kommissionen zu nähern. So hat z.B. das Abgeordnetenhaus von Berlin am 19. 2. 1998 mit großer 
Mehrheit die Einsetzung einer Enquete-Kommission „Zukunftsfähiges Berlin“ beschlossen, die inzwi-
schen ihren ersten Bericht vorgelegt hat46. 
 
 
4.3 Instrumentarien 
 
Ein wesentliches Kennzeichen der Umsetzung des Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung ist die enge 
Einbeziehung aller möglichen Akteure in den unterschiedlichsten Organisationsformen – es geht letztlich 
um eine breite Bürgerbeteiligung47. Diesen partizipatorischen Ansatz betont auch die in Rio de Janeiro 
1992 verabschiedete Agenda 21 und macht dies im Teil III, der der Stärkung der Rolle wichtigster Grup-
pen gewidmet ist, auch deutlich.48 Dort werden neben den Frauen, Kindern und Jugendlichen, eingebore-
nen Bevölkerungsgruppen sowohl die NGO’s, die Kommunen, die Arbeitnehmer und Gewerkschaften, 
die Privatwirtschaft, Wissenschaft und Technik und die Bauern hervorgehoben. Die in der aktuellen Dis-
kussion feststellbare Fokussierung auf das Kapitel 28, welches auf die Initiativen der Kommunen – die 
Lokale Agenda 21 – abstellt, darf unter dem Blickwinkel des Gesamtdokumentes nicht zu einer Engfüh-
rung des Anliegens werden. 
 
Die Berücksichtigung der Akteure – sowohl im Hinblick auf vorhandene Akteurspotentiale als auch unter 
dem Gesichtspunkt, wie aus einem Potential Akteure werden bzw. wie engagierte Akteure für das Leit-
bild der nachhaltigen Entwicklung gewonnen werden können – geht von zwei Grundthesen aus: 
 
 

 
Nachhaltige Entwicklung ist ein zu gestaltender Prozeß. Dieser Prozeß ist ein Versuch, die 
bevorstehenden gesellschaftlichen, ökonomischen und ökologischen Umbrüche im Sinne ei-
ner Gestaltung zu kanalisieren. 
 
 

                                                                                                                                                             
zung. Abschlußbericht der Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt – Ziele und Rahmenbedin-
gungen einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung“ des 13. Deuteschen Bundestages. – Bonn; 1998. 
45 Vgl. z.B. A. Vierecke, a.a.O. 
46 Zukunftsfähiges Berlin. Bericht der Enquetekommission „Zukunftsfähiges Berlin“ des Abgeordnetenhauses von 
Berlin - 13. Wahlperiode. – Berlin: Abgordnetenhaus, 1999 
47 Bürgerbeteiligung meint hier nicht die in gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren festgeschriebene Einbeziehung 
Betroffener (oftmals in formalisierten Abläufen). Obwohl auch dies ein Element von Bürgerbeteiligung ist, geht das 
hier angesetzte Verständnis wesentlich darüber hinaus. Es kommt bei der Umsetzung der Nachhaltigkeit auf die 
aktiven Gestaltungsmöglichkeiten des Prozesses durch die Bürger an. Diese sind bei den formalisierten Verfahren 
doch eher eingeschränkt.  
48 Vgl. BMU (Hrsg.): Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de Ja-
neiro. – Dokumente - . Agenda 21. – Bonn: BMU, o.J. 
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Akteure können nur dann mobilisiert / gewonnen werden, wenn sie bei ihren eigenen Be-
findlichkeiten „abgeholt“ werden. 
 

 
 
Daraus ergibt sich eine prinzipielle Struktur, die bei der „Transformation“ von Bevölkerung zu Akteuren 
einer nachhaltigen Entwicklung Berücksichtigung finden muß. Diese Transformation gelingt dann, wenn 
die für die Bedürfnisse und Probleme angebotenen Lösungspotentiale Nachhaltigkeitsziele transportieren 
(vgl. Abb. 5). 
 
Drei Punkte sind bei diesem Prozeß wichtig und bedürfen großer Aufmerksamkeit: 
• die Identifizierung der Bedürfnisse und Probleme in der Region; 
• das Herausarbeiten bzw. Bereitstellen von Lösungspotentialen; 
• das Herausarbeiten und Verdeutlichen der mit den Lösungspotentialen transportierbaren Nachhaltig-

keitsziele. 
 
Insbesondere der letzte Punkt setzt voraus, daß diese Ziele und ein sie reflektierender Katalog von Indi-
katoren vorhanden sind bzw. gemeinsam mit der Bevölkerung (z.B. in einem lokalen Agenda 21-Prozeß) 
erarbeitet werden. Die Mitarbeit an der Zielfindung beflügelt die Bereitschaft, sich (als Akteur) zu enga-
gieren. Exemplarisch werden drei Instrumentarien für diesen Transformationsprozeß beleuchtet. 
 
Moderationen. Partizipatorische Prozesse haben als wesentliches Merkmal den Versuch, zu einem Inter-
essenausgleich der Beteiligten zu kommen. Dazu bieten sich Moderationen als Methode der Wahl an.49 
Sie zielen auf einen strukturierenden Ausgleich zwischen den Teilnehmern und sorgen ergebnisorientiert 
für optimale Gruppenarbeit. Sie sind damit überall dort einsetzbar, wo in Zusammenkünften gleichbe-
rechtigte Interessen, Erwartungen und Handlungsbereitschaften eingebracht werden und in einem struktu-
rierten Prozeß gemeinsame Lösungen erarbeitet werden sollen. Sie setzen die Bereitschaft voraus, die 
Rolle der Moderation einem Neutralen (entweder außenstehender Dritter oder Gruppenmitglied) zu über-
tragen. Mit ihrem zeitlich begrenzten Rahmen (Veranstaltung von 2 bis 3 Stunden) stellen Moderationen 
auch keine zu hohen Anforderungen an das von den Teilnehmern zu investierende Zeitvolumen. Im Be-
darfsfall können die Veranstaltungen mehrfach wiederholt werden. Wesentliche Voraussetzung ist ein 
erfahrener Moderator, der sich vor allem durch Überparteilichkeit, feinfühliges Eingehen auf Wünsche 
und Potentiale der Teilnehmer sowie Sicherheit und Geschick in pädagogischen Situationen auszeichnet.  
 
Für den hier betrachteten Transformationsprozeß nach Abbildung 5 bieten sich Moderationen vor allem 
für die Identifikation der Bedürfnisse und/oder Problemfelder an. Auch bei der Auswahl möglicher Lö-
sungspotentiale und bei der Verständigung über die transportierten (gewünschten) Ziele nachhaltiger 
Entwicklung sind sie geeignet. Da sie sowohl zeitlich wie inhaltlich gut abgrenzbar sind, ist ihr Inhalt 
überschaubar und es werden relativ schnell Ergebnisse (des Moderationsprozesses) sichtbar. Das ist ein 
wichtiger Vorteil im Vergleich zu anderen Methoden (wie Runde Tische, Open Space, Zukunftswerk-
stätten etc.), die über einen längeren Zeitraum (teilweise konzentriert in mehrtägigen Veranstaltungen) 
bestimmte Problematiken bearbeiten. 
 
Moderationen lassen sich damit zur Bearbeitung von Einzelfragestellungen wie auch für komplexere Zu-
sammenhänge einsetzen. Bei letzteren gilt allerdings die Voraussetzung einer thematischen und zeitlichen 
Strukturierbarkeit und möglichst großen Entkoppelbarkeit (zumindest zeitlich).  

                                                 
49 Vgl. u.a. H. Apel u.a. (Hrsg.): Wege zur Zukunftsfähigkeit – ein Methodenhandbuch. – Bonn: Stiftung Mitarbeit, 
1998 (Arbeitshilfen für Selbsthilfe- und Bürgerinitiativen Nr. 19). 
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Abb. 5  „Transformation“ von Bevölkerung zu Akteuren 
 
 
 
Die möglichen Ausgangspunkte für Moderationsprozesse können verschieden sein. Allein das Herausar-
beiten von gemeinsamen Fragestellungen/Problemen bedarf oft solcher Prozesse (Identifikationsphase). 
Diese sind dann nicht von vornherein thematisch strukturiert, sondern der Strukturierungsprozeß findet in 
einem moderierten Selbstorganisationsprozeß statt. Die Erfahrungen mit solchen Prozessen zeigen, daß 
- diese Verfahrensweise noch sehr „gewöhnungsbedürftig“ ist (zu Beginn wurde oft eine – vorgege-

bene – thematische Strukturierung vom Moderator erwartet);  
- die Rolle der Moderation für diesen Prozeß sehr entscheidend ist (der Moderator stellt zu Beginn die 

inhaltliche und strukturierende Klammer dar – neben dem eher diffusen Willen der Beteiligten, „et-
was zu bewegen“); 

- schon in der Anlage dieses Prozesses klar sein muß, daß er zu Lösungspotentialen führen soll (kon-
krete Projekte); dies muß den Beteiligten auch immer wieder verdeutlicht werden. 

 
Moderationen können allerdings auch zum Auffinden von Lösungspotentialen bestehender Problemfelder 
genutzt werden. Diese Prozesse sind damit dann i. allg. durch das Problem thematisch vorstrukturiert. 
Hier zeigen sich allerdings auch die Grenzen dieses Verfahrens. Geht es nämlich um Konflikte mit drin-
gendem politischen (oder auch ökonomischen) Handlungsbedarf, führen die unterschiedlichen Kompe-
tenz- und Machtverhältnisse der Beteiligten (betroffene Bürger hier und Verwaltung, Experten da) zu 
Hürden beim Finden eines Ausgleichs. Da kommt dann auch Moderation an Grenzen. Ein Moderations-
prozeß muß hier zu Beginn klar stellen, welchen Verbindlichkeitsgrad die erzielten Ergebnisse haben 
bzw. wie sie in den entsprechenden Entscheidungsprozeß eingebunden werden. Erfolgt dies nicht in deut-
licher Klarheit und werden keine Kontrollmechanismen unter Einbeziehung der am Moderationsprozeß 
Beteiligten vereinbart, verliert dieser Prozeß schnell an Akzeptanz und läuft Gefahr, als Apologetik wahr-
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genommen zu werden. An diesen Punkten werden die Grenzen zu Mediationsverfahren fließend und es 
ist aus der konkreten Situation heraus zu entscheiden, welche Verfahren zur Anwendung kommen sollen. 
 
 
Technikfolgenabschätzung. Ein wichtiges Element des in Abbildung 5 dargestellten Transformations-
prozesses stellt die Angebotsliste von Lösungspotentialen für die identifizierten Fragestellungen dar. Es 
bleibt dort aber noch offen, wie man zu solchen Lösungspotentialen kommt, die möglichst sehr genau und 
zielscharf für die jeweilige Fragestellung geeignet sind. Ein erster Blick auf bewährte und vorhandene 
Instrumentarien läßt dabei die Technikfolgenabschätzung (TA) als vielversprechend erscheinen. Nach-
haltige Entwicklung ist nicht ohne Gestaltung von Technologien und ihrem Einsatz möglich. Dabei führt 
das Nachhaltigkeitsleitbild zu der Frage, wie Technik human-, umwelt- und zukunftsverträglich gestaltet 
werden. Dies ist nun definitionsgemäß der Gegenstand von TA: 
 

 
Technikfolgenabschätzung ist ein Prozeß, der darauf ausgerichtet ist, die Bedingungen und 
potentiellen Auswirkungen der Einführung und verbreiteten Anwendung von Technologien 
möglichst systematisch zu analysieren und zu bewerten. Analyseziel sind vordringlich die 
indirekten, nicht intendierten und langfristigen Sekundär- und Tertiäreffekte auf Umwelt 
und Gesellschaft. 
 

 
 
Das Leitbild der nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung stellt unter dem Blickwinkel der Technik-
gestaltung die Aufgabe: 
 

 
Technik/Technologie muß human-, sozial-,  umwelt- und zukunftsverträglich gestaltet wer-
den. 
 

 
 
Die daraus resultierenden Frage- und Problemstellungen sind auch ureigenstes Gebiet der etablierten 
Technikbewertung bzw. Technikfolgenabschätzung. Allerdings wird inzwischen auch angemahnt, daß die 
gegenwärtige Nachhaltigkeitsdiskussion wenig oder keinen Bezug zur Technik/Technologie aufweist.50 
Ohne hier nach Gründen zu forschen muß aber festgestellt werden, daß Technikentwicklung und die 
Gestaltung ihres Prozesses ein wesentliches Feld der Umsetzung des Nachhaltigkeitsleitbildes in 
unserer Zeit sein muß und sein wird. 
 
Um Technikfolgenabschätzung in der Nachhaltigkeits-Perspektive zu verorten, muß etwas weiter ausge-
holt werden. Die Umsetzung des Leitbildes Nachhaltigkeit bedeutet für die Wissenschaft der Zukunft, und 
damit auch für Forschung und Technologieentwicklung: 
• Wissenschaft muß als Kollektivunternehmen agieren. Die starken Wechselwirkungen zwischen den 

technischen und den sozialen Subsystemen und die Komplexität der Probleme erfordern eine ge-
meinsame Anstrengung. 

• Das Kollektivunternehmen Wissenschaft der Zukunft erfordert institutionelle Formen, ein Ernst 
nehmen seitens der Politik und einen direkten Zugang zu den gesellschaftlichen Kommunikations-
strängen. 

 
Kriterien für eine an Nachhaltigkeit orientierte FuT-Politik sind: problemorientierte Interdisziplinarität; 
Verbindung von grundlagen- und theoriebezogener Forschung mit Anwendungs- und Gestaltungsorientie-

                                                 
50 Vgl. z. B. G. Banse: Nachhaltigkeit ohne Technik? Drei Thesen zu einem aktuellen Thema. technica didactica. 
Zeitschrift für Allgemeine Techniklehre. 1 (1997), S. 5 - 29 
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rung; Langfrist- und Folgenorientierung; Verbindung von regionalen und globalen Analyseebenen; Ori-
entierung an gesellschaftlichen Bedürfnisfeldern; Akteursorientierung.51 
 
Mit dem eingangs formulierten Selbstverständnis ist TA nicht mehr auf die punktuelle Analyse nach der 
vollzogenen Entwicklung (Erfindung) beschränkt. Die sich aus diesem Selbstverständnis ergebenden 
idealtypischen Anforderungen an TA sind: Frühwarnung; Vollständigkeit; Erfassen von Nebenwirkun-
gen; Methodenpluralismus. 
 
Der Vergleich der Nachhaltigkeits- mit der TA-Perspektive in Tabelle 2 macht deutlich, daß TA einen 
Großteil der Anforderungen einer nachhaltigen FuT-Politik auch an sich selbst stellt (sich entsprechende 
Charakteristika stehen in der gleichen Zeile). Das Leitbild Nachhaltigkeit kann also mittels TA für Fragen 
der Technologieentwicklung operationalisiert werden.52 Inwieweit methodisches Arsenal von TA auch für 
andere Instrumentarien (Lokale Agenda 21-Prozesse, Konsenskonferenzen etc.) wirksam werden kann, 
bedarf noch der Prüfung. 
 
Andererseits wirkt das Nachhaltigkeitsleitbild auch auf die Konzeption von TA. Es ist – allgemein ausge-
drückt – in den Beziehungen zwischen Nachhaltigkeit und TA ein Regelkreis zu verzeichnen, der in Ab-
bildung 6 veranschaulicht wird.  
 
Technikfolgenabschätzung bedeutet immer auch ein Bewerten von Technologien und ihrer Folgen, was 
Indikatoren für die Folgen und Maßstäbe für die Bewertung erfordert. Unter der Perspektive des Nach-
haltigkeitsleitbildes bedeutet dies, die bei der Operationalisierung des Leitbildes erarbeiteten Ziele, Krite-
rien und Indikatoren müssen bei TA-Prozessen Berücksichtigung finden. Das führt zu Erweiterungen 
bzw. Verstärkungen von TA-Elementen: 
• Auf der Basis des breiten Diskurses zu Zielen nachhaltiger Entwicklung erhöht sich auch der Grad 

der Allgemeinverbindlichkeit von Zielen für TA (Ausbruchmöglichkeit aus dem Expertendilemma). 
• Aufgrund des „Etappencharakters“ von Zielen nachhaltiger Entwicklung (offener Suchprozeß) und 

des möglichst frühzeitigen Einsetzens von TA (Steuerungsfunktion) muß auch TA verstärkt rekur-
sive Formen annehmen (TA-Netzwerk mit Diskurs-Bus53 ). 

• Das Kriterienraster nachhaltiger Entwicklung muß zum Ausgangspunkt der Kriterienfindung für TA 
werden. 

• Der nutzenorientierte Ansatz nachhaltiger FuT-Politik muß verstärkt zu problemorientierten TA 
führen (Abwägung bzw. Entwicklung möglicher technologischer Lösungskonzepte). 

• Zeit- und Raumdimension der Betrachtung werden verändert, i. allg. erweitert (intergenerativer und 
globaler Aspekt). 

• Die Komplexität der Betrachtung erhöht sich, auch für relativ spezielle Fragestellungen wird zu-
nehmend nach umfassenden ökonomischen und sozialen Implikationen gefragt. 

• Der zunehmende partizipatorische Charakter der Politik einer nachhaltigen Entwicklung wird auch 
zur Zunahme des partizipatorischen Charakters von TA führen (der partizipatorische Grad korreliert 
mit dem Grad des Allgemeininteresses am Problem). 

 
 
Eine weitere Perspektive ist die Nutzung von TA-Instrumentarien zur Generierung und zum Einsatz von 
Ziel- und Indikatorensets, die der Komplexität und Vernetztheit einer nachhaltigen Entwicklung adäquat 
sind. Hier besteht zunehmender Handlungsbedarf, weil die Rolle der Indikatorenproblematik inzwischen 
erkannt ist und eine breite, z.T. divergente Diskussion stattfindet. Entsprechende Orientierungen inner-
halb der TA-community finden statt.54 Es wird darauf ankommen, sich gestaltend daran zu beteiligen und 
Brandenburger Spezifik (Spannungsverhältnis zwischen überwiegend ländlich geprägtem Raum mit we-
                                                 
51 Vgl. Büro für Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB): TA-Projekt „Forschungs- und Tech-
nologiepolitik für eine nachhaltige Entwicklung“. Zwischenbericht. – Bonn: 1998. 
52 Vgl. dazu auch den Beitrag von M. F. Jischa: Das Leitbild Nachhaltigkeit und das Konzept Technikbewertung. in 
diesem Heft. 
53 Vgl. Ropohl, G.: Ethik und Technikbewertung. – Frankfurt a.M.: Suhrkamp, 1996. 
54 Vgl. dazu z.B. Jischa, M. F., a.a.O. und die Diskussionen auf der Veranstaltung „25 Jahre Technikfolgen-Ab-
schätzung“ im Juni 1998 in (siehe z.B. 25 Jahre Technikfolgen-Abschätzung. TAB-Brief Nr. 15, Dez.1998, S. 30). 
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nigen Zentren um den Metropolenraum Berlin) einzubringen bzw. die Ergebnisse für die Gestaltung einer 
nachhaltigen zukunftsverträglichen Entwicklung Brandenburgs zu nutzen. 
 
 
 
Tabelle 2 Vergleich von nachhaltiger FuT-Politik und TA 
 

Charakteristika 

nachhaltige FuT-Politik Technikfolgenabschätzung 

• problemorientierte Interdisziplinarität • Methodenvielfalt 

• Verbindung von grundlagen- und theoriebe-
zogener Forschung mit Anwendungs- und Ge-
staltungsorientierung 

 

• Verbindung globaler und regionaler Analy-
seebenen 

• Vollständigkeit 

• Langfrist- und Folgenorientierung • nichtintendierte und langfristige Sekundär- 
und Tertiäreffekte 

• Orientierung an gesellschaftlichen Bedürfnis-
feldern 

• Wirkungen im gesellschaftlichen Umfeld 

• Akteursorientierung  

 • Frühwarnung 

 • Erfassung von Nebenwirkungen 

 • Systematik 

 
 
Die Charakterisierung der Umsetzung des Nachhaltigkeitsleitbildes als Prozeß hat die Forderung nach 
adäquaten Institutionalisierungsformen nach sich gezogen. Die durch das Nachhaltigkeitsleitbild bewirk-
ten Modifikationen im TA-Verständnis erfordern somit analog, die sich daraus notwendig ergebende TA-
Institutionalisierung (als gesellschaftlichem Prozeß) durch alle Akteure (TA-Nutzer, -Produzenten, 
-Analytiker) gemeinsam zu tragen. Steuerung von Technikentwicklung als entscheidendes Feld einer 
nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung kann nicht mehr nur Aufgabe von Politik und Markt sein, 
sondern muß durch die gesamte Gesellschaft vorgenommen und verantwortet werden. Nachhaltigkeit ist 
ein approximativer Prozeß vor dem Hintergrund der jeweiligen Möglichkeiten und Gegebenheiten. Die 
notwendige Prozeduralisierung, auch durch TA, wird damit sicherlich gemäß Banse zu einer „Dauerein-
richtung“ bzw. einer „unendlichen Geschichte“.55 Dem muß seitens der Politik Rechnung getragen wer-
den. 
 
Technikfolgenabschätzung kann somit den Wertewandel zu einer „Nachhaltigkeitsgesinnung“ proaktiv 
fördern, wenn sie ihre Aussagen an Leitbildern für gesellschaftliche Bedürfnisfelder orientiert, die der 
Mehrdimensionalität nachhaltiger Entwicklung gerecht werden. Sie kann selbst als Begleiter von zu-

                                                 
55 G. Banse, a.a.O., S. 23 
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kunftsverträglichen Innovationen einen konstitutiven Beitrag zur Operationalisierung des Nachhaltig-
keits-Leitbildes leisten.56  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abb. 6  Beziehungen zwischen TA und Nachhaltigkeitsleitbild 
 
 
 
Bleiben wir im Bild unseres Transformationsprozesses, so ist der Rückgriff auf ein (möglichst breites) 
Lösungspotential zur Befriedigung der Bedürfnisse/Lösung der Probleme eine wesentliche Komponente. 
Die Moderationsprozesse führen in der Phase der Konkretion vielfach zu (technologisch orientierten) 
Projekten. Um die Auswahl aus dem – prinzipiell möglichen – Lösungpotential unter dem Aspekt der 
Nachhaltigkeit vornehmen zu können, sind TA-typische Fragen zu beantworten. Da in den moderierten 
Diskussionsrunden die komplexe Problemsicht verstärkt verinnerlicht wurde, werden an vorhandene Lö-
sungspotentiale komplexe Nachfragen ihrer Sozial-, Umwelt- und Wirtschaftsverträglichkeit gestellt – 
ganz im Sinne des Zieldreiecks der nachhaltigen Entwicklung. Zu ihrer Beantwortung bei tech-
nisch/technologisch orientierten Projekten bietet TA auf der Basis jahrzehntelanger Erfahrung gutes me-
thodisches Handwerkszeug. 
 
 
Lokale Agenda 21. Im Kapitel 28 der Agenda 21 von Rio wird den Lokalen Agenda 21-Prozessen eine 
wichtige Rolle für die Umsetzung des Leitbildes der nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung zuge-
wiesen. Es heißt dort:  

                                                 
56 Vgl. auch P. Ackermann, G. Fierment: Operationalisierung von Nachhaltigkeitsleitbildern als Kriterienbasis für 
die systemische Bewertung von Technikfolgen. In: Landnutzung im Spiegel der Technikbewertung – Methoden, 
Indikatoren, Fallbeispiele. – Potsdam-Bornim: Institut für Agrartechnik Bornim, 1998 (Bornimer Agrartechnische 
Berichte, Heft 21). 
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„Jede Kommunalverwaltung soll in einen Dialog mit ihren Bürgern, örtlichen Organisationen und der 
Privatwirtschaft eintreten und eine „kommunale Agenda 21“ beschließen. Durch Konsultation und Her-
stellung eines Konsenses würden die Kommunen von ihren Bürgern und von örtlichen Organisationen, 
von Bürger-, Gemeinde-, Wirtschafts- und Gewerbeorganisationen lernen und für die Formulierung der 
am besten geeigneten Strategien die erforderlichen Informationen erlangen. Durch den Konsultationspro-
zeß würde das Bewußtsein der einzelnen Haushalte für Fragen der nachhaltigen Entwicklung geschärft.“57 
 
Dieses Zitat macht das Anliegen sehr deutlich: es soll der Ideenreichtum und die Tatkraft möglichst aller 
für die Umsetzung der nachhaltigen Entwicklung genutzt werden. Die Verantwortung liegt dabei in ho-
hem Maße bei den staatlichen Strukturen, die sich aber der Erfahrungen und Befindlichkeiten aller Bür-
ger versichern sollen. Ganz im Sinne des von uns dargestellten Transformationsprozesses wird dabei je-
der Einzelne zunehmend die Belange der Nachhaltigkeit stärker berücksichtigen – er wird zunehmend 
zum Akteur. Und genau dieses Ziel der „Stärkung der personellen und institutionellen Kapazitäten“58 wird 
am Ende dieses Kapitels 28 auch formuliert. Der Agenda 21-Prozeß in einer Kommune ist damit letztlich 
in seiner Gesamtheit auch darauf angelegt, aus den Bürgern der Kommune Akteure für eine nachhaltige 
Entwicklung zu machen.  
 
Um dem Gedanken des Austausches von Erfahrungen und der Anregung weiterer Agenda-Prozesse 
Rechnung zu tragen, müssen entsprechende Kommunikations- und Informationsstrukturen aufgebaut 
werden. Der dabei teilweise anzutreffenden kontraproduktiven Haltung von Spitzenverbänden, die voll-
ständig auf den Selbstorganisationsprozeß der lokalen Agenda 21 „von unten“ setzen, muß noch einmal 
das Kapitel 28 der Agenda von Rio entgegengehalten werden. Der Politik kommt bei diesen Prozessen 
eine nicht geringe Verantwortung zu. Es geht um das zu gestaltende Wechselspiel zwischen der auf den 
Bürger zugehenden Verwaltung und dem engagierten Mitbürger bzw. entsprechender Organisationen 
(z.B. Vereine). Beide müssen ihre Bedürfnisse und Probleme artikulieren und in einen auf Konsens aus-
gerichteten Diskurs einbringen. Dabei muß auch jeder die ihm eigenen Potentiale einbringen. Das kann 
seitens der Verwaltung eine gut funktionierende Organisationsstruktur und das Angebot geeigneter 
Kommunikationsformen (Arbeitskreise, Foren, Öffentlichkeitsarbeit) sein und seitens der Bürger die de-
tailliertere Kenntnis der Situation und Fragestellungen vor Ort. Dieser erhöhte Aufwand für gelebte De-
mokratie verursacht auch zu beachtende Kosten, denen jedoch erweiterte Handlungsspielräume der Ver-
waltungen durch Bürgerengagement (im Ergebnis einer lokalen Agenda 21) gegenüberstehen können. 
 
 
5 Exkurs: Informationsgesellschaft und Nachhaltigkeit 
 
5.1 Informationsgesellschaft 
 
Mindestens ein konkurrierendes Gesellschaftsmodell zu dem der Nachhaltigkeit ist das der Informations-
gesellschaft (oder wohl besser: Wissensgesellschaft). Diesem liegt die Annahme zugrunde, daß Informa-
tionen (besser: Wissen) derzeitig und in Zukunft noch verstärkt unsere Gesellschaft, ihre Struktur und 
Dynamik bestimmen werden. Populärstes Beispiel dieser Diskussion ist das Internet mit all seinen Impli-
kationen.59 
 
Das Modell „Informationsgesellschaft“ will berücksichtigen, daß der enorme technologische Fortschritt 
auf dem Gebiet der Informationsverarbeitung Auswirkungen auf alle Lebensbereiche hat. Nun hat sich 
der damit verbundene technologische Wandel in einer solchen Geschwindigkeit vollzogen, daß schon 
jetzt gravierende Unterschiede als Folge zu Tage treten, so z.B. in der Sozialstruktur der Anwender und in 
der Wirksamkeit für die wirtschaftliche Entwicklung. Es besteht die ernst zu nehmende Gefahr, daß in 
Folge dieser Entwicklung sich regionale Disparitäten verschärfen. Die EU hat das Problem erkannt und 
will unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips durch spezielle Programme dazu beitragen, „daß Regio-
                                                 
57 BMU (Hrsg.): Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de Janeiro. – 
Dokumente – . Agenda 21. – Bonn: BMU, o.J., S. 231 
58 Ebenda, S. 232 
59 Siehe als jüngstes Beispiel S. Jutzi u.a.: Haben auch Sie Vorurteile gegen das Internet? bild der wissenschaft Heft 
3 1999, S. 30 – 40. 
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nen die Folgen der globalen Informationsgesellschaft nicht reaktiv ‚ertragen‘, sondern deren Chancen 
aktiv gestalten können.“60 Innerhalb des Programms RISI (Regional Information Society Initiative) ist in 
Deutschland neben Schleswig-Holstein das Land Brandenburg eine von 23 beteiligten Regionen. Im 
Rahmen der im Jahre 1997 gestarteten Landesinitiative „Brandenburger Informations-Strategie 2006“ 
(BIS 2006) soll sowohl eine Landesstrategie zur Gestaltung der Informationsgesellschaft in Brandenburg 
als auch ein Aktionsplan für erste Projekte erarbeitet werden. Wesentliche Grundlage für die Strategie 
sind in einer Szenariowerkstatt erarbeitete mögliche Entwicklungsszenarios.61 
 
Das Modell der Informationsgesellschaft verdient unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit insofern 
besondere Beachtung, als dieser Gesellschaftstyp vielfach als per se nachhaltig angesehen wird. Diese 
Sichtweise basiert auf der These, daß in einer solchen Gesellschaft zunehmend materielle Stoffströme 
zugunsten immaterieller Informationsflüsse zurücktreten. Die damit einhergehende Minderung des Res-
sourcenverbrauchs wird als wesentlicher Beitrag zum Schutz unserer Umwelt bei gleichzeitigem wirt-
schaftlichen Aufschwung gesehen.  
 
Dem sei nur ein Beispiel aus dem hochgelobten Feld des e-commerce entgegengesetzt: Die Möglichkeit, 
bequem von zu Hause per Computer via Internet einzukaufen, führe einerseits zu einer Ersparnis von 
Ressourcen (Energieeinsparung bei Mobilität, Einsparung von Präsentationsfläche), einer höheren Wirt-
schaftlichkeit (große, effiziente Lager möglich) und einer sozialeren Gleichstellung (auch wenig mobile 
Menschen können aus dem gesamten Angebot wählen). Andererseits kann diese Bestellung zu einer Zu-
nahme des Lieferverkehrs führen, da die Waren zu unterschiedlichen Zeiten bei unterschiedlichen Liefe-
ranten bestellt werden. Da der Kunde keinen Weg zu bewältigen hat, wird bei der Bestellung auch das 
Territorialprinzip kaum Beachtung finden. Den eingesparten Ressourcen kann also auf der anderen Seite 
eine Zunahme von Ressourcenverbrauch gegenüber stehen. Gleichzeitig wird die Globalisierung der 
Wirtschaftskreisläufe verstärkt.  
 
Nicht übersehen werden dürfen aber auch die Chancen des Internet für regionale Anbieter bei der Ver-
marktung ihrer regionalen Produkte. Die Größe dieser Unternehmen läßt oftmals keine umfangreiche 
Marketingabteilung zu. Hier bietet die vorhandene Netzstruktur des Internet eine gute Nutzungsmöglich-
keit. 
 
Es ist also noch nicht ausgemacht, daß die Informationsgesellschaft inhärent nachhaltig ist. Es stellt sich 
sowohl die Frage der Ressourcenbilanz (im volkswirtschaftlichen oder gar globalen Maßstab), der sozia-
len Gerechtigkeit (der Zugang zu den Informationsdiensten ist eben nicht für alle sozialen und Alters-
schichten gleich) als auch der Entwicklung stabiler regionaler Wirtschaftskreisläufe zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen und damit letztlich der Kaufkraft. 
 
Diese – zugegeben etwas kurz greifende, dafür aber plastische – Argumentationskette macht folgendes 
deutlich. Es wird notwendig sein, in der konzeptionelle Entwicklung der Informationsgesellschaft die im 
Nachhaltigkeitsleitbild verankerte Retinität von ökologischen, ökonomischen und sozialen Aspekten zu 
berücksichtigen. Inwieweit dies möglich sein wird, bedarf weiterer Untersuchungen und praktischer Er-
probungen.  
 
Da sowohl Nachhaltigkeit als auch Information zwei wesentlich bestimmende Herausforderungen für die 
gegenwärtige gesellschaftliche Entwicklung darstellen, müssen die darauf basierenden Gesellschaftsmo-
delle und ihre möglichen und notwendigen Korrelationen intensiv verfolgt werden. Hier ist ein starker 
Impuls von den Sozial- und Geisteswissenschaften gefordert. Die zukünftigen Fragen unserer Gesell-
schaft, und vor allem auch die mit dem Schutz der Umwelt in Zusammenhang stehenden, werden nur 

                                                 
60 M.Wulf-Mathies: Auf dem Weg in eine Informationsgesellschaft. In: Ministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kultur des Landes Brandenburg: Brandenburg auf dem Weg in die Informationsgesellschaft. Brandenburger 
InformationsStrategie 2006 (Reader), Potsdam, 1998, S. 3 
61 Siehe dazu Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Brandenburg: Brandenburger Infor-
mationsStrategie 2006. Materialien: Szenariowerkstatt „Leben und Arbeiten in einer Informationsgesellschaft“. – 
Potsdam, 1998. 
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durch eine verstärkte interdisziplinäre Zusammenarbeit aller Wissenschaftsdisziplinen bewältigt werden 
können.62 
 
 
5.2 Immaterielle Infrastruktur 
 
Infrastruktur ist ihrem Wortsinne nach die „darunter liegende Struktur“, der notwendige wirtschaftliche 
und organisatorische Unterbau einer Gesellschaft. Im engeren Sinne werden darunter jene materiellen 
Ausstattungselemente eines geographischen Raumes gefaßt, welche die Basis der Grunddaseinsfunktio-
nen bilden. Sie ermöglichen die soziale, wirtschaftliche und verkehrstechnische Entwicklung eines Rau-
mes. Die Infrastruktur ist damit Bestandteil der Territorialstruktur im Landschaftsökosystem. Hauptbe-
standteile der Infrastruktur sind Ver- und Entsorgungseinrichtungen, Vekehrsmittel und -wege, Kommu-
nikationsnetze, Einrichtungen des Kultur-, Bildungs- und Gesundheitswesens – im wesentlichen Einrich-
tungen der öffentlichen Daseinsvorsorge. 
 
Unter raumordnerischen Gesichtspunkten – Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen in allen Teil-
räumen – sind Infrastrukturinvestitionen ein mögliches Gestaltungsmittel des Staates.63 
 
Dieses Verständnis von Infrastruktur resultiert aus der auf Material- und Energieströme orientierten Indu-
striegesellschaft. Sie benötigt zu ihrem Funktionieren materielle Basisinvestitionen. 
 
Mit dem Beginn der Gestaltung einer Informationsgesellschaft unter dem Leitbild einer nachhaltigen 
Entwicklung geht der Material- und Energiefluß zugunsten des Informationsflusses zurück. Die Beherr-
schung der Informationstechnologie muß als neue Kulturtechnik angesehen werden.64 Information ist aber 
ihrem Wesen nach immateriell (auch wenn sie zum Transport materieller Träger bedarf). Gleichzeitig 
nimmt unter dem Gesichtspunkt der Gestaltung einer nachhaltigen Entwicklung der partizipatorische 
Aspekt in gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen zu (man vgl. z.B. Agenda 21 - Prozesse). Zur Ge-
staltung dieser Prozesse ist zunehmend Sach- und Methodenwissen gefragt.  
 
All dies erfordert – ähnlich der Situation zu Beginn des Industriezeitalters – die Bereitstellung von für alle 
Bürger gleichberechtigt nutzbaren Strukturen, die die Bürger in die Lage versetzen, bei den Grundda-
seinsfunktionen gleiche Ausgangspunkte zu haben. Da die Inhalte dieser Strukturen immateriell sind, 
muß der Infrastrukturbegriff um eine immaterielle Komponente erweitert werden. Gleichzeitig führt 
diese immaterielle Komponente auch zu einer Veränderung der materiellen Komponente der Infrastruktur 
(z.B. technische Realisierung von Datennetzen), deren Folgne hier nicht weiter betrachtet werden sollen. 
Unter unserem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit sollte der in der IuK-Diskussion durchaus thematisierte 
Begriff der immateriellen Infrastruktur mindestens um die Elemente ergänzt werden, welche die neue 
politische Praxis der verstärkten Partizipation unterstützen. 
 
Die immaterielle Infrastruktur hat damit zwei inhaltliche Komponenten: 
 

• Wissen, Informationen (im weitesten Sinne Daten), 
• Verfahren, Praktiken (im weitesten Sinne Methoden). 

 
Dabei sind im realen Geschehen die beiden Komponenten eng miteinander verflochten. Besonders die 
Methoden benötigen bei ihrer Anwendung in konkreten Fällen die entsprechenden Daten für alle Betei-

                                                 
62 Dies forderte auch der Wissenschaftsrat zum wiederholten Male in seiner Stellungnahme zur Umweltforschung in 
Deutschland von 1994 ein. Auf die heute vielfach gebrauchte, auf J. Mittelstraß zurückgehende Formel von der 
„transdisziplinären Forschung“ soll hier nicht weiter eingegangen werden. Es hat den Anschein, daß sie ebenso wie 
Nachhaltigkeit auf dem Weg ist, zu einer beliebig gebrauchten (Leer)Formel zu werden. Der ihr zugrunde liegende 
erkenntnistheoretische Ansatz verdient weitere Beachtung. Daraus ergeben sich Bezüge zum Aspekt von Nachhal-
tigkeit als Erkenntnismodell. 
63 Vgl. K.-A. Boesler: Raumordnung. – Darmstadt: Wissenschaftliche Buchgesellschaft, 1982, S. 147ff. 
64 Vgl. Ch. Zimmerli: Einmischungen. Die sanfte Macht der Philosophie. – Darmstadt: Wissenschaftliche Buchge-
sellschaft, 1993, S. 86ff. 
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ligten als Bewertungs- und Entscheidungsgrundlage. Andererseits führt bessere Datenbereitstellung zu 
mehr Entscheidungsfreiheit. 
 
5.2.1 Daten 
 

Daten werden durch die verschiedensten Akteure erhoben, gesammelt und systematisiert. Das geschieht 
unter den unterschiedlichsten Gesichtspunkten und mit den unterschiedlichsten technischen (hard- und 
softwareseitigen) Lösungen. Zum Teil sind diese Gesichtspunkte durch den jeweiligen Gegenstand be-
stimmt. Für den potentiellen Nutzer entsteht daraus das Problem, sich mit unterschiedlichsten Zugriffs-
strukturen auseinandersetzen zu müssen. Erschwerend kommt hinzu, daß die vorhandenen Daten i. allg. 
nicht für sein Problem passend vorliegen (der Sammelgesichtspunkt war meist ein anderer), so daß er zu-
sätzlich verschiedene Quellen kombinieren muß. Dies ist für die meisten (gewerblichen) Nutzer ein zu 
großer Aufwand.  
 
Eine Lösung dieses Problems bietet das Information Brokering. Der Broker analysiert mit seinem Kunden 
dessen Problem und kann dann aufgrund seiner intimen Kenntnis der bestehenden Datenstrukturen gezielt 
die benötigten Informationen ermitteln.65 Dies wird zunehmend zu einem Geschäftszweig der Dienstlei-
stungsgesellschaft werden. 
 
Bestimmte Informationen müssen in einem demokratischen Gemeinwesen allen Bürgern zu gleichen 
Bedingungen zur Verfügung stehen (ähnlich wie Straßen). Dazu gehören: 

a) Informationen, die für Entscheidungen, die die Allgemeinheit betreffen, besonders sensibel/wichtig 
sind; 

b) Informationen, die für eine gleichberechtigte nachhaltig zukunftsverträgliche Gestaltung des eige-
nen Lebens notwendig sind; 

c) Basisinformationen über Zustand und Entwicklung des Gemeinwesens. 
 
Für diese Informationen hat der Staat eine Vorsorgepflicht. Sie müssen allen Bevölkerungsteilen zu 
zumutbaren Konditionen zugänglich sein (erinnert sei an die Gebührendiskussion bei der Offenlegung 
von Umweltdaten). Die Staatsvorsorge muß sich hier sowohl auf die Datenstruktur als auch auf die Da-
tensammlung erstrecken. 
 
5.2.2 Methoden 
 

Die Gestaltung einer Gesellschaft unter dem Leitbild einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung 
erfordert von jedem Einzelnen entsprechendes Handeln (Motto: „Global denken - lokal handeln“). Das 
setzt konsensual erarbeitete Ziele voraus und führt zu einer Verstärkung des partizipatorischen Charakters 
von Entscheidungsprozessen.  
 
Für diese Vorgänge sind die bisher in der repräsentativen Demokratie erarbeiteten Methoden nicht mehr 
ausreichend. Neue, in der Entwicklung bzw. in der beispielhaften Anwendung begriffene Methoden sind 
z.B.: 

A) Moderationsverfahren; 
B) Mediationsverfahren, Konsenskonferenzen; 
C) Bürgerbeteiligungen; 
D) Szenarioworkshops; 
E) Proaktive Technikfolgenabschätzung; 
F) Zukunftswerkstätten; 
G) Open Space Methoden. 

 
 
Es muß sichergestellt werden, daß für die unterschiedlichen Fragestellungen adäquate Methoden bereit-
stehen, die auch von allen gesellschaftlichen Akteuren zu zumutbaren Konditionen nutzbar sind. Das 

                                                 
65 Vgl. z.B. für einen Ansatz: H.-G. Lindner, J. Marock, Chr. G. Thomas: Information Brokering im Internet. Der 
GDM-Spiegel 1/1998 (März), S. 22f. 
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erfordert vom Staat insofern eine Vorsorgepflicht, daß er die Entwicklung und das Vorhalten der Metho-
den im Sinne einer Bereitstellung von Infrastruktur sichert. 
 
Die Erstellung einer immateriellen Infrastruktur bedeutet eine erhebliche Innovation. Sowohl die metho-
dische Basis ist zu entwickeln als auch Anwendungsbeispiele sind zu schaffen. Diese Vorarbeiten und 
auch die infrastrukturellen Dienstleistungen selbst müssen als staatliche Aufgabe (im Sinne der oben dar-
gelegten Vorsorgepflicht des Staates) angesehen werden. Einzelne Elemente dieser Struktur sollten in 
Projekten entwickelt und in ausgewählten Regionen bzw. an ausgewählen Beispielen modellhaft umge-
setzt werden. 
 
5.2.3 Beispielhafte Elemente einer immateriellen Infrastruktur 
 

Daten 
 

� Stärken/Schwächen-Profile einzelner Regionen und Ableitung vorrangiger Handlungsfelder für 
Politik, Wirtschaft und den Einzelnen: 

∩ Klarstellen der Bedürfnisse der Region vor dem Hintergrund der Gegebenheiten bezüglich  
Λ der Rohstoffe, 
Λ der sozialen Struktur (Arbeitskräftepotential, Beschäftigung, Qualifikation, Tradition, lands-

mannschaftliche Gegebenheiten, Einstellungen zu Natur, Technik etc.), 
Λ der ökologischen Struktur (Naturzustand, vorhandene Quellen und Senken, Medienbelastun-

gen), 
Λ ökonomischen Struktur (Branchen, Produktionscluster, regionale Wertschöpfungsketten - Be-

stände und Defizite); 
∩ Marktnischen in der Region;  
∩ Planungen, gesetzliche Bestimmungen, Regulierungen. 

 
� Regionales Stoffstromkataster mit Herausarbeitung der wesentlichen anthropogenen und natürli-

chen Stoffflüsse und -belastungen. Daraus ergeben sich Ansatzpunkte für Kreislaufschließungen, Ein-
satz für bzw. Forderungen an Technologien. 

 
� Charakterisierung der regionalen Nachhaltigkeitspotentiale anhand von – gegebenenfalls bei-

spielhaft zu erstellenden bzw. anzupassenden – Kriterien der Nachhaltigkeit und ihrer Indikatoren. 
Nutzbar als Planungsinstrument für Politik bzw. Investoren, die damit z.B. die tatsächliche langfri-
stige Tragfähigkeit einer Unternehmensentscheidung prüfen können. 

 
� Informationspool regionalspezifischer Technikbewertung aus Ergebnissen von konkreten Tech-

nikfolgenabschätzungen bzw. der Adaptation von anderen TA-Verfahren auf die regionalen Verhält-
nisse gemäß den Zielstellungen des regionalen Nachhaltigkeitsleitbildes. Sicherung der ständigen 
Aktualisierung der Informationen auf dem neuesten Stand (im Sinne des Prozesses der projektbeglei-
tenden TA). Diese Informationen stehen für Entscheider aller Art zur Verfügung.  

 
Diese Beispiele der Datenkomponente der immateriellen Infrastruktur weisen einen konkreten Regional-
bezug auf, sind aber auch Dank der modernen Informationstechnologien außerhalb der Region nutzbar 
(Unterschied zur materiellen Infrastruktur - diese ist nur direkt vor Ort nutzbar). Diese interregionale Nut-
zung verlangt nach übergreifenden Mechanismen, um unterschiedliche Infrastruktursysteme (bundes- und 
europaweit) miteinander verbinden zu können. 
 
Methoden 
 

� Mediationsverfahren sind in Deutschland bisher vor allem im Umweltbereich zur Konfliktlösung 
eingesetzt worden. Im Zusammenhang mit der Gestaltung einer nachhaltigen Entwicklung vor Ort 
wird die Methode im Prozeß der Abwägung zwischen den ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Zieldimensionen der nachhaltigen Entwicklung wichtig. Dazu ist neben methodischen Grundfertig-
keiten entsprechendes Wissen über die regionalen Besonderheiten und über die Spezifizierung von 
Zielen und Handlungsfeldern einer nachhaltigen Entwicklung von Nöten. 
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� Szenarioworkshops können auf einer objektivierbaren Grundlage mögliche Entwicklungsfelder für 

Entscheidungen aufzeigen. Sie ermöglichen bei komplexen vernetzten Systemen die Berücksichti-
gung der gegenseitigen Abhängigkeiten von Einzelentscheidungen. Durch den Workshop verbessert 
sich das Verständnis des komplexen Problems und die Beteiligten sind am Ende des Prozesses eher 
bereit, getroffene Entscheidungen zu tragen (konsensstiftende Komponente). 

 
� Proaktive (projetkbegleitende bzw. problemorientierte) Technikfolgenabschätzungen (TA) ermög-

lichen zu einem frühen Zeitpunkt einen systematischen Überblick über das Projekt bzw. über Lö-
sungsmöglichkeiten für das Problem. Auf der Basis dieses Wissens sind optionale Entwicklungswege 
auswählbar. Diese TA müssen im Verlauf des jeweiligen Prozesses auf der Basis eines erweiterten 
Wissensstandes (durch Projektfortschritt etc.) eine Evaluation der Fragestellung vornehmen. Damit 
entsteht ein Netzwerk von Wissensträgern und ein sich ständig erweiterndes Netz von Erkenntnissen 
zu Problemlösungen, das auch auf andere Fälle anwendbar sind (Aspekt der Datenbereitstellung). 

 
Diese hier beispielhaft angeführten Methoden müssen von allen demokratischen gesellschaftlichen Ak-
teuren – ohne Ansehen der Ziele und Interessen – zu zumutbaren Konditionen nutzbar sein. Das erfordert 
die Etablierung der Methoden an – politisch und wirtschaftlich – unabhängigen Institutionen als Metho-
denreservoir. 
 
 
6 Nachhaltigkeit als neues Paradigma ? 
 
Zum Ende bleibt noch einmal die Frage, ist das Konzept der Nachhaltigkeit (sustainability) bzw. der 
nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung (sustainable development) ein neues Paradigma im Sinne 
von Thomas Kuhn?66 Es wird sich zeigen, ob es die Problemlösungskompetenz enthält, die den uns heute 
neu entgegentretenden Anforderungen gewachsen ist. Einige Aspekte, inbesondere hinsichtlich seiner 
handlungs- und seiner erkenntnisleitenden Potentiale und Funktionen, sind dargestellt worden. Einige 
weitere Aspekte seien hier noch angedeutet. 
 
� Nachhaltigkeit - mit globalem Anspruch - ist in ihrer praktischen Dimension, als operationalisieren-

des Handlungskonzept, nur auf der individuellen Ebene (Mensch, Wirtschaftsunternehmen, Kom-
mune) umsetzbar.  

 

Das Objektive wird nur durch das Subjektive gebrochen wirksam. Das Subjekt muß sich als integraler 
Teil der Schöpfung (Mitweltkonzept) begreifen. Obwohl aus globalen Diskussionen entstanden, stellt das 
Nachhaltigkeitskonzept letztlich ein Gegengewicht zu den vorhandenen Globalierungstendenzen dar. Das 
lokale Handeln führt wieder zu globalen Effekten (Subsidiaritätsprinzip, Motto „Global denken, lokal  
handeln“). Der Mensch wird wieder auf die ihm adäquate räumliche Dimension zurückgeführt. Schließt 
man mit Meyer-Abich aus dem Eigenrecht der Natur auf die Notwendigkeit der Gesundheit der Lebens-
gemeinschaft zwischen Mensch und Natur, kommt man auch wieder auf die Gewährleistung des rechten 
Zeitmaßes der anthropogen beeinflußten Entwicklungen.  
 
� Nachhaltigkeit ist ein dem mainstream der Individualiserung auf allen Ebenen des Lebens entgegen-

gesetztes Prinzip. 
 

Im gegenwärtig gesellschaftlich herrschenden Pluralismus ist kaum ein Medium auszumachen, durch das 
eine gemeinsame kulturelle Vision entstehen könnte, es existiert keine vereinheitlichende Perspektive. 
Handelt es sich bei der gegenwärtigen Lage um einen Zustand auf unbestimmte Zeit? Oder ist er das 
entropische Vorspiel zu einem apokalyptischen Ende? Oder ist er der Zustand des epochalen Übergangs 
zu einem völlig neuen Zeitalter, das eine neue Form der Zivilisation und ein neues Weltbild hervorbringt, 
die sich grundlegend von denen unterscheiden, die das moderne (westliche) Denken auf seinem dramati-
schen Weg bis jetzt begleitet haben? 67  

                                                 
66 Vgl. Th. S. Kuhn: Die Struktur wissenschaftlicher Revolutionen. – Frankfurt a.M.: Suhrkamp, 1997. 
67 Tarnas 1998, S. 515 
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Nachhaltigkeit ernst genommen, als Gesellschafts-, als Handlungs- und als Erkenntnismodell könnte die-
sen Übergang markieren. Er nimmt Individualität ernst, stellt sie aber in den komplexen, vernetzten dy-
namischen Zusammenhang aller Komponenten unserer Welt. 
 
� Nachhaltigkeit als Paradigma (Urbild) zeigt sich nur in seinen Idolen (Abbildern, Gestalten). 
 

Nachhaltigkeit als neues Paradigma ernstgenommen kann in der konkreten Welt nur in seinen Konkreti-
sierungen, Gestalten, Abbildern gefunden werden (die jeweils nur Teilhabe am Paradigma haben). Ein 
Gesellschaftsmodell muß dann solche gesellschaftlichen Konkretionen aus dem Paradigma ableiten. Im 
Sinne des Handlungsmodells stellt das die Aufgabe, die Herausbildung und Entwicklung dieser Konkre-
tionen zu befördern. Das Erkenntnismodell muß die Gestalten (Abbilder) und deren Grad der Teilhabe am 
Paradigma explizieren.  
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Agenda 21 – Von Rio bis Brandenburg 
 
J. von Widekind 
 
 
 
 
Agenda 21 ist kein Selbstzweck. Ihr Ziel ist eine ökologisch, ökonomisch und sozial nachhaltige Ent-
wicklung, ihre Methode die Selbstorganisation möglichst vieler Mitglieder eines Gemeinwesens - direkt 
als Bürger sowie vertreten durch staatliche wie nicht-staatliche Strukturen. 
 
In den ersten sieben Jahre vom Beschluß der Agenda 21 im Jahr 1992 in Rio de Janeiro bis 1999 wurden 
viele Politikbereiche Brandenburgs wie Landwirtschaft, Energie, Raumordnung und Landesplanung, 
Umwelt, Stadtentwicklung und Wohnungsbau, Entwicklungszusammenarbeit sowie Technologiepolitik 
auch an dem Ziel "nachhaltige Entwicklung" ausgerichtet. Konkrete Vorgaben entstanden jedoch vorran-
gig durch gesetzlich vorgeschriebene Verfahren wie Landesentwicklungsprogramm, Landesentwick-
lungspläne, Fachplanungen etc. sowie auch durch Förderprogramme. Künftig ist für Brandenburg bedeut-
sam, welche Akteure nachhaltige Entwicklung aktiv betreiben und in welchen Fällen die Agenda 21 effi-
zienter als andere Methoden bei Entwicklung, Bürgerbeteiligung und Umsetzung ist. 
 
 
Motive 
 
Auslöser für Schritte  zu nachhaltiger Entwicklung sind immer wieder einzelne Menschen. Sie suchen 
einen gemeinsamen Rahmen für ihr persönliches Engagement zugunsten einer sichereren, solidarischen 
Welt - für sich und andere. Dieser Rahmen muß von unten wachsen, er läßt sich nicht anordnen - weder 
durch Verwaltungsrichtlinien noch durch Kabinett- oder Parteitagsbeschlüsse. Das Interesse an nachhal-
tiger Entwicklung und speziell an Agenda 21 zeigt sich nicht nur daran, wie sehr die Akteure der ersten 
Stunde sie fordern, sondern auch daran, welche Resonanz sie damit bei den anderen Mitgliedern ihrer 
jeweiligen Gemeinwesen erzielen. Neben das eher langfristige Eigeninteresse der ehrenamtlichen Akteure 
treten von Fall zu Fall auch kurzfristige wirtschaftliche Interessen an der Entwicklungsphase der Agenda 
oder an einzelnen Umsetzungsprojekten. Auch diese Wirtschaftsinteressen gilt es für die langfristigen 
Ziele nutzbar zu machen, ohne deren Glaubwürdigkeit zu beeinträchtigen. 
 
Als erfolgreich können die Agenda-Prozesse gelten, die mit der investierten Zeit und den Mitteln "mehr 
Nachhaltigkeit" erzeugen als wenn diese anders eingesetzt worden wären. Meßbar ist Nachhaltigkeit aber 
nur indirekt über Indikatoren wie Bevölkerungswachstum, Flächennutzung, Energieeinsatz pro Einheit 
Wertschöpfung etc. Zwar wohlbegründet, aber noch unbewiesen ist die Erwartung, daß Gemeinwesen mit 
Agenda-Prozessen mehr Nachhaltigkeit erreichen als ohne. 
 
 
Landesweit und/oder lokal?  
 
Anders als in Berlin ist in Brandenburg der Drang zu einer Agenda auf Landesebene bisher gering. Nicht 
nur die mäßige Beteiligung Brandenburger Organisationen am "Runden Tisch für Nachhaltige Entwick-
lung in Berlin und Brandenburg", sondern auch die Zurückhaltung der Mehrheiten im politischen Raum 
belegen dies. 
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Auch mehr Informationen und Argumente werden daran nur wenig ändern. Hilfreich könnte es sein, kon-
krete Erfahrungen aus anderen Flächenländern wie z.B. Bayern, Nordrhein-Westfalen oder Sachsen-An-
halt zu nutzen. Vielleicht dauert es noch 2 bis 3 Jahre, bis dort Landes-Agenden so wirksam umgesetzt 
werden, daß hiesige Akteure dies aufgreifen und sich zu einer handlungsfähigen Gruppe formieren. Ein 
westliches Flächenland, Baden-Württemberg, hat hingegen vorerst keine Landes-Agenda begonnen, son-
dern sich auf einen "Umweltplan" unter Berücksichtigung ökonomischer und sozialer Aspekte konzen-
triert. 
 
Die Landesregierung Brandenburg hat schon im September 1998 in ihrer Antwort auf die Große Anfrage 
zum Thema Agenda 21 skizziert, daß sie sich als Mitakteur, nicht jedoch als Promotor sieht. Auch die 
Verbände sind für einen landesweiten Agenda-Prozeß noch nicht ausreichend aktiv geworden. Bis dahin 
müssen andere, traditionellere Ansätze diese Ziele mit aufgreifen, so zum Beispiel das Landesentwick-
lungsprogramm (LEPro) und der derzeit vorbereitete "Landesentwicklungsplan für den Gesamtraum 
(LEP GR)". 
 
 
Brandenburg und Berlin 
 
Vielleicht ist schon bald mit neuen Impulsen für Agenda-Prozesse auf Landesebene zu rechnen. Am Run-
den Tisch für Nachhaltige Entwicklung wurde bereits ein Strukturmodell für einen "regionalen Agenda-
prozess in Berlin und Brandenburg" diskutiert.1 Und in Berlin ist - u.a. dank der Agenda-Prozesse in allen 
23 Bezirken - in den nächsten 12 Monaten ein Beschluß des Abgeordnetenhauses zur Entwicklung einer 
landesweiten bzw. gesamtstädtischen Agenda wahrscheinlich. Dem gehen der Bericht der Enquete-
Kommission  "Zukunftsfähiges Berlin" des Abgeordnetenhauses im Sommer 1999 und die ebenfalls noch 
im Entstehen begriffene "Berlin-Studie" voraus.  
 
Beides dürfte Brandenburger Akteure beeinflussen. Trotz der förmlichen Zusammenarbeit beider Regie-
rungen im Koordinierungsrat, in der Planungskonferenz etc. wäre die Einbindung nicht-staatlicher wie 
staatlicher Strukturen aus Brandenburg in konkrete Themenfelder (Verkehr, Wasser, Suburbanisierung) 
und Projekte in eine Berliner Agenda 21 durchaus möglich. 
 
 
Zwischen Gemeinde und Land 
 
Oberhalb der Gemeinde-Ebene gibt es in Brandenburg noch weitere Agenda-Beschlüsse, so in drei der 14 
Landkreise sowie in zwei Planungsregionen (Prignitz-Ruppin und Lausitz-Spreewald), während der Ent-
wicklungsprozeß des Naturparks Barnim sowohl Berliner Bezirke als auch Brandenburger Gemeinden 
und Kreise berührt und sich ausdrücklich eine regionale Agenda 21 zum Ziel gesetzt hat. Diese Prozesse 
entwickeln einerseits übergemeindliche Leitbilder und Projekte und versuchen andererseits Gemeinden 
bei Agenda-21-Vorhaben zu unterstützen. 
 
In den Großschutzgebieten des Landes ähneln die jeweiligen Kuratorien (nach § 58 BNatSchG bzw. §14 
NatPUOG) in ihrer Zusammensetzung Runden Tischen in Agenda-Prozessen. Auch in die Kuratorien 
werden Vertreter ökonomischer, ökologischer und sozialer Interessen und Gruppen berufen, und sie kön-
nen ihre Beratungsergebnisse in die zuständigen Kommunalvertretungen einbringen, deren Entscheidun-
gen dann demokratisch legitimiert sind.  
 
 
Lokale Agenden 
 
In Brandenburg entstanden Agenda-Initiativen bisher vorrangig in den großen Städten oder aber im Ein-
zugsbereich Berlins (Kleinmachnow, Königs Wusterhausen, Oranienburg, Petershagen-Eggersdorf, 
Schöneiche, Strausberg). Im Berlin-fernen Raum gibt es Initiativen in Lauchhammer, Lenzen, Neurup-

                                                 
1 In: Der Runde Tisch zur Nachhaltigen Entwicklung, Hrsg. Koordinationsbüro, 15.2.1999; S. 45-47 
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pin, Prenzlau, Senftenberg und Wittenberge. In kleinen Orten und den dünnbesiedelten ländlichen Re-
gionen ist es deutlich schwerer, die "kritische Masse" engagierter Menschen zu einem Agenda-Prozeß 
zusammenzubringen. Es gibt jedoch kein vollständiges Bild. Einzelheiten werden so meist durch Umfra-
gen (vgl. Brandenburgisches Umweltforschungszentrum BUFZ 1999) und Medienberichte bekannt. 
 
 
Transferstelle - zentral oder dezentral? 
 
Die Natur- und Umweltzentren, angesiedelt in der Mehrzahl der Brandenburger Kreise, beginnen derzeit, 
sich lokalen Agenda-Initiativen als Moderatoren, Tagungsorte und Partner für Umsetzungsprojekte anzu-
bieten. Dies ist z.B. nach Erfahrungen der Bezirksregierung Weser-Ems (Niedersachsen) vor allem für 
dünnbesiedelte Regionen eine erfolgversprechende Alternative zu den "Transferstellen" einiger Länder, 
die allen Kommunen des Landes von einem Ort aus Unterstützung anbieten wollen. Auch das Branden-
burger Umweltministerium neigt derzeit einem dezentralen Ansatz zu und begrüßt entsprechende Initiati-
ven nicht nur der Natur- und Umweltzentren sondern auch von Volkshochschulen, kommunalen Spitzen-
verbänden, kommunalpolitischen Vereinigungen oder parteinahen Stiftungen. 
 
 
Agenda vs. gesetzliche Verfahren 
 
In der Praxis stoßen die neuen Agenda-Prozesse gerade bei "wichtigen" Fragen auf bereits formalisierte 
Verfahren. Die Bauleitplanung in Kleinmachnow  war 1998 dafür ein Beispiel: Eine Agenda-21-Arbeits-
gruppe griff Themen auf, die auch auf der Tagesordnung des Bauausschusses standen. Bis in die Leser-
briefspalten der Tageszeitung ging die Diskussion, ob Agenda-Prozesse nur das bearbeiten  sollten, was 
die förmlichen Verfahren offenlassen oder aber mehr. Ähnliches ist auf höheren Ebenen zu erwarten.  
 
Kurzfristig ist unvermeidlich, daß gesetzlich begründete Verfahren sich schlicht aufgrund des Rechts-
staats-Prinzips durchsetzen. Allerdings führen Agenda-Prozesse auch Menschen zusammen, die trotz sehr 
unterschiedlicher Rollen plötzlich gemeinsame Interessen entdecken. Diese lassen sich dann nicht mehr 
so leicht anhand ihrer Rollen - z.B. "Wirtschaft" vs. "Umwelt" - gegeneinander ausspielen. Deshalb ist 
schon mittelfristig ein Einfluß von gemeinsam entwickelten Leitbildern, Konzepten und Projekten auf 
förmliche Entscheidungsprozesse in Parlamenten, Regierungen und Verwaltungen absehbar. Auch so 
kommt nachhaltige Entwicklung voran - wenn die Aktiven den nötigen langen Atem haben.  
 
 
Agenda-Entwicklung und Fördermittel 
 
Ob und wie das Land nachhaltige Entwicklung auch in Form von  Agenda-21-Prozessen finanziell för-
dern kann, wird auch in Brandenburg diskutiert. Daß Kommunen eigene Mittel für die Agenda-Entwick-
lung einsetzen können, ist selbstverständlich, ebenso, daß für Agenda-Umsetzungsprojekte die gesamte 
Förderpalette verfügbar ist, z.B. von der Wirtschaftsförderung bis zur Altlastensanierung oder zur Ar-
beitsförderung. Gegen Landesmittel zur Entwicklung wendet Brandenburgs Städte- und Gemeindebund 
jedoch unter anderem ein, diese kämen ohnehin nur aus für Kommunen bestimmten "Töpfen", würden 
also nur von (vielen) Nicht-Agenda-Kommunen an (wenige) Agenda-Kommunen umverteilt. 
 
Bisher hat die Landesregierung dem Landtag keinen Agenda-21-Fördertitel vorgeschlagen und auch der 
Landtag hat nicht anders entschieden. Ein wichtiger  Grund dafür ist natürlich, daß für flächendeckende 
Förderung (vgl. Nordrhein-Westfalen: 0,50 DM/Einwohner) die Mittel fehlen. Zudem muß eine Förder-
entscheidung an Kriterien gebunden sein, um erfolgversprechende von weniger erfolgversprechenden 
Agenda-Prozessen zu unterscheiden.  
 
Aber auch ohne Landesmittel haben über zwanzig Brandenburger Kommunen Agenda-Prozesse begon-
nen und es werden mehr. Wer dies aus eigener Kraft und mit eigenen Mitteln beginnt, der investiert damit 
auch politisches Kapital. Dies wieder zu amortisieren macht oft stärkere Kräfte frei als ein Zuwendungs-
bescheid vom Land. Die Cottbuser Verwaltung formuliert in ihrem Entwurf "Konzept für die Lokale 
Agenda 21 Cottbus" (Januar 1999) an die Stadtverordnetenversammlung treffend: "In Zeiten knapper 
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Kassen (ist) eine gemeinschaftliche Entscheidung über den langfristig sinnvollen und sparsamen Einsatz 
der vorhandenen Ressourcen zu treffen. Die vergleichsweise geringen benötigten Mittel für den Agenda-
Prozeß können dabei mehrfach wieder eingespart werden." (Konzept, S. 24). 
 
 
Perspektive 
 
Ein nachhaltiger Erfolg all dieser Agenda-21-Prozesse erfordert, daß keines der drei Teilziele Ökologie, 
Ökonomie und Soziales die anderen dominiert. Und es gilt auch, was Vertreter von Nichtregierungsorga-
nisationen zum Berlin-Brandenburger Agenda-Prozeß schreiben, nämlich "daß die Agenda 21 ein Prozeß 
ist, der nicht von der Verwaltung (als nur einem der beteiligten Interessenbereiche) gesteuert werden 
kann. Es sollte nicht der Eindruck entstehen, daß die Regierungen nunmehr beginnen, einen Prozeß " ’von 
oben’ zu strukturieren, ...".2 Dieses Selbstverständnis lebendig zu erhalten ist der Balance-Akt vieler 
Agenda-Prozesse, ob sie nun öffentlich bezuschußt werden oder nicht. Und Aufgabe von Parlamenten, 
Regierungen und Verwaltung ist, zu erkennen, was diesen Zugang zu nachhaltiger Entwicklung befördert, 
was ihn aus dem Gleichgewicht bringt und wann andere Wege produktiver sind. 
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Lokale Agenda 21-Prozesse – Werkzeug für die lokale Gestaltung einer nach-
haltig zukunftsverträglichen Entwicklung 
 
G. Fierment, P. Ackermann 
 
 
 
1 Von der Agenda 21 zur lokalen Agenda 
 
Während bei den theoretischen Debatten über Ziele und Inhalte der nachhaltigen Entwicklung das natio-
nale und internationale Handlungsfeld im Mittelpunkt steht, orientiert sich die Umsetzung in der Praxis 
auf die kommunale und regionale Ebene (Kühn, Moss 1998). 
 
Die 1992 auf der Konferenz der Vereinten Nationen von der Staatengemeinschaft in Rio de Janeiro ver-
abschiedete Agenda 21 setzt beim Beschreiten einer nachhaltigen Entwicklung einen wesentlichen 
Schwerpunkt bei den Kommunen: „Da viele der in der Agenda 21 angesprochenen Probleme und Lösun-
gen auf Aktivitäten auf der örtlichen Ebene zurückzuführen sind, ist die Beteiligung und Mitwirkung der 
Kommunen ein entscheidender Faktor für die Verwirklichung der in der Agenda enthaltenen Ziele. (...) 
Als Politik- und Verwaltungsebene, die den Bürgern am nächsten ist, spielen sie eine entscheidende Rolle 
bei der Information und Mobilisierung der Öffentlichkeit und ihrer Sensibilisierung für eine nachhaltige 
umweltverträgliche Entwicklung” (BMU o.J., S.231). 
 
In den Städten und Gemeinden gibt es durchaus Möglichkeiten, nichtnachhaltigen Entwicklungen (z.B. 
Umweltbelastungen durch den Straßenverkehr, Zersiedelung, nicht ausreichende Nutzung regionaler Res-
sourcen in der Wirtschaft) entgegenzuwirken, z.B. bei der Aufstellung von städtebaulichen Plänen und 
Verkehrskonzepten sowie der Kräftebündelung und dem Interessenausgleich durch Kooperation 
in der Region. Die Agenda 21 verweist auf diese Möglichkeiten und fordert: „Jede Kommunalverwaltung 
soll in einen Dialog mit ihren Bürgern, örtlichen Organisationen und der Privatwirtschaft eintreten und 
eine “kommunale Agenda 21” beschließen. Durch Konsultation und Herstellung eines Konsens würden 
die Kommunen von ihren Bürgern und von örtlichen Organisationen, von Bürger- Gemeinde-, Wirt-
schafts- und Gewerbeorganisationen lernen und für die Formulierung der am besten geeigneten Strategien 
die erforderlichen Informationen erhalten. Durch den Konsultationsprozeß würde das Bewußtsein der 
einzelnen Haushalte für Fragen der nachhaltigen Entwicklung geschärft. Außerdem würden kommunal-
politische Programme, Leitlinien, Gesetze und sonstige Vorschriften zur Verwirklichung der Ziele der 
Agenda 21 auf der Grundlage der verabschiedeten kommunalen Programme bewertet und modifiziert.“ 
(BMU o.J., S.231)  
 
Als wesentliche Kennzeichen einer lokalen Agenda 21 läßt sich festhalten (Breyer 1998): 
• In der lokalen Agenda 21 “bekennt” sich die Kommune zum Leitbild der nachhaltigen Entwicklung. 
• Die lokale Agenda 21 ist Ergebnis eines Konsultations- und gemeinsamen Lernprozesses der Kommu-

nalverwaltung mit den Bürgern, den Organisationen und der Privatwirtschaft. Dieser Prozeß schärft 
das Bewußtsein für Fragen der nachhaltigen Entwicklung. 

 
Eine lokale Agenda 21 ist das langfristige Aktionsprogramm einer Kommune für eine zukunftsverträgli-
che Entwicklung vor Ort (Agenda = Terminplan). Dennoch ist die lokale Agenda 21 nicht einfach ein 
Plan, wie es sie schon viele aus den verschiedenen Ressorts in der Gemeinde gibt (BMU, UBA 1998). 
Andererseits erschöpft sich eine lokale Agenda 21 auch nicht in einer neuen Bürgerbewegung, obwohl sie 
nicht ohne vielfältige Aktivitäten der Bürger entstehen und verwirklicht werden kann. Sie umfaßt beides 
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und nimmt als Aktionsprogramm Maßnahmen und Projekte vieler Akteure auf, die in einem Dokument 
festgehalten werden und auf die Zukunftsbeständigkeit der Kommune gerichtet sind.  
 
Bei dem Handlungsprogramm „Lokale Agenda 21“ kommt es nicht auf die Menge des Papiers an. Wich-
tig ist, daß von der Agenda (im Sinne eines „Instrumentes für nachhaltige Entwicklung“) ein bindender 
Impuls ausgeht, Schritt um Schritt die entscheidenden Programme, Planungen und Projekte der Kom-
mune auf eine nachhaltig zukunftsverträgliche Entwicklung auszurichten. 
 
 
2 Politische Kultur des lokalen Agenda 21-Prozesses und Nachhaltigkeit als „regulative Idee“ 
 
Nachhaltig zukunftsverträgliche Entwicklung läßt sich nicht „von oben“ verordnen. Entscheidendes hängt 
vom täglichen Verhalten jedes Einzelnen, von den zugrundeliegenden Wertmaßstäben und Bedürfnissen 
der Bevölkerung ab. Ein auf die Zukunft orientiertes Programm muß deshalb von einem möglichst breiten 
Konsens getragen werden. Dieser Konsens ist nur erreichbar, wenn eine bestimmte politische Kultur, eine 
Kultur des Dialogs zwischen der Kommunalverwaltung, der Politik (Gemeindevertretung, -parlament), 
den Bürgern, Organisationen, Interessengruppen und der Wirtschaft entwickelt wird. Hierfür steht der 
Begriff lokaler Agenda 21-Prozeß.  
 
Das Interesse an diesem Prozeß läßt sich über eine längeren Zeitraum nur wachhalten, wenn er mit kon-
kreten, vorzeigbaren Projekten einhergeht. Agenda 21-Projekte sind es aber nur, wenn sie tatsächlich zu 
ökologischen Verbesserungen, verbunden mit sozialen und ökonomischen Effekten (wie Sicherung von 
Arbeitsplätzen) beitragen. 
 
Die Chance, mittels des lokalen Agenda 21-Prozesses Nachhaltigkeit zu implementieren, ist gerade in 
seinem partizipativen Charakter zu sehen: Wenn Nachhaltigkeit als „regulative Idee“ der gesellschaftli-
chen Entwicklung - und nicht auf einen exakt zu bestimmenden Endzustand fixierbar - aufgefaßt wird 
(Schneidewind et. al. 1997), ist ihre Umsetzung an individuelle und gesellschaftliche Lernprozesse ge-
bunden. Lokale Agenda 21-Prozesse können neben anderen Formen der Bürgerpartizipation ein solcher 
gesellschaftlicher Lernort sein.  
 
In einem demokratischen Gemeinwesen notwendige Beteiligungsprozesse - z.B. bei Planungen - durch 
eine lokale Agenda 21 auf eine breitere Basis zu stellen und damit Zielkonflikte rechtzeitig und im Hin-
blick auf Nachhaltigkeit der Entwicklung zu bearbeiten, sollte nicht als Gefährdung von Pflichtaufgaben 
aufgefaßt werden. Insofern ist die Auffassung des Städte- und Gemeindebundes Brandenburg: „Ange-
sichts des vielfach noch nicht abgeschlossenen Aufbauprozesses im Land Brandenburg sollte die Einlei-
tung eines Agenda-Prozesses auf keinen Fall zu einer „Verzettelung“ der knappen Kräfte führen und die 
Städte und Gemeinden von der Erfüllung der notwendigen Pflichtaufgaben abhalten“, (Böttcher 1998) 
kritisch zu hinterfragen. 
 
Nachhaltigkeit gilt auch als „offener Begriff“, ähnlich wie die Begriffe Freiheit und Gerechtigkeit, dessen 
Inhalt einem gesellschaftlichen Diskurs und damit einer Dynamik unterliegt. Das kann jedoch nicht be-
deuten, den Begriff durch Unverbindlichkeit und als Modewort zu verwässern. Die Enquete-Kommission 
des 13. Deutschen Bundestages „Schutz des Menschen und der Umwelt“ hat sich auf  „Leitplanken“ ver-
ständigt, innerhalb derer nachhaltige Entwicklungen verlaufen und deren Überschreitung Nichtnachhal-
tigkeit zur Konsequenz hat (Enquete 1998). Diese „Leitplanken“ sind als grundlegende Regeln für die 
Dimensionen Ökologie, Ökonomie und Soziales formuliert und Anhaltspunkt für Nachhaltigkeit in den 
kommunalen Handlungsfeldern (siehe Übersicht 1). 
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Übersicht 1 Regeln einer nachhaltig zukunftsverträglichen Entwicklung (nach Enquete 1998) 
 
 

 
Ökologische Dimension 

der nachhaltig zukunftsverträglichen  
Entwicklung 

Grundlegende Regeln 
 
1. Die Abbaurate erneuerbarer Ressourcen soll deren Regenerationsrate nicht 

überschreiten. Dies entspricht der Forderung nach Aufrechterhaltung der öko-
logischen Leistungsfähigkeit, d.h. (mindestens) nach Erhaltung des von den 
Funktionen her definierten ökologischen Realkapitals. 

 
2. Nicht-erneuerbare Ressourcen sollen nur in dem Umfang genutzt werden, in 

dem ein physisch und funktionell gleichwertiger Ersatz in Form erneuerbarer 
Ressourcen oder höherer Produktivität der erneuerbaren sowie der nicht-erneu-
erbaren Ressourcen geschaffen wird. 

 
3. Stoffeinträge in die Umwelt sollen sich an der Belastbarkeit der Umweltmedien 

orientieren, wobei alle Funktionen zu berücksichtigen sind, nicht zuletzt auch 
die „stille“ und empfindlichere Regelungsfunktion.  

 
4. Das Zeitmaß anthropogener Einträge bzw. Eingriffe in die Umwelt muß im 

ausgewogenen Verhältnis zum Zeitmaß der für das Reaktionsvermögen der 
Umwelt relevanten natürlichen Prozesse stehen. 

 
5. Gefahren und unvertretbare Risiken für die menschliche Gesundheit durch an-

thropogene Einwirkungen sind zu vermeiden. 
 
 

Ökonomische Dimension 
der nachhaltig zukunftsverträglichen  

Entwicklung 
Regeln 

 
1. Das ökonomische System soll individuelle und gesellschaftliche Bedürfnisse 

effizient befriedigen. Dafür ist die Wirtschaftsordnung so zu gestalten, daß sie 
die persönliche Initiative fördert (Eigenverantwortung) und das Eigeninteresse 
in den Dienst des Gemeinwohls stellt (Regelverantwortung), um das Wohlerge-
hen der derzeitigen und der künftigen Bevölkerung zu sichern. Es soll so orga-
nisiert werden, daß es auch gleichzeitig die übergeordneten Interessen wahrt. 

2. Preise müssen dauerhaft die wesentliche Lenkungsfunktion auf Märkten wahr-
nehmen. Sie sollen dazu weitestgehend die Knappheit der Ressourcen, Senken, 
Produktionsfaktoren, Güter und Dienstleistungen wiedergeben. 

3. Die Rahmenbedingungen des Wettbewerbs sind so zu gestalten, daß funktions-
fähige Märkte entstehen und aufrechterhalten bleiben, Innovationen angeregt 
werden, daß langfristige Orientierung sich lohnt und der gesellschaftliche 
Wandel, der zur Anpassung an künftige Erfordernisse nötig ist, gefördert wird. 

4. Die ökonomische Leistungsfähigkeit einer Gesellschaft und ihr Produktiv-, So-
zial- und Humankapital müssen im Zeitablauf zumindest erhalten werden. Sie 
sollten nicht bloß quantitativ vermehrt, sondern vor allem auch qualitativ stän-
dig verbessert werden. 
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Soziale Dimension 

der nachhaltig zukunftsverträglichen  
Entwicklung 

Regeln 
 
1. Der soziale Rechtsstaat soll die Menschenwürde und die freie Entfaltung der 

Persönlichkeit sowie Entfaltungschancen für heutige und zukünftige Generatio-
nen gewährleisten, um auf diese Weise den sozialen Frieden zu bewahren. 

2a. Jedes Mitglied der Gesellschaft erhält Leistungen von der solidarischen Gesell-
schaft: 

 1. entsprechend geleisteter Beiträge für die sozialen Sicherungssysteme, 
 2. entsprechend der Bedürftigkeit, wenn keine Ansprüche an die sozialen  
     Sicherungssysteme bestehen. 
2b. Jedes Mitglied der Gesellschaft muß entsprechend seiner Leistungsfähigkeit ei-

nen solidarischen Beitrag für die Gesellschaft leisten. 
3. Die sozialen Sicherungssysteme können nur in dem Umfang wachsen, wie sie 

auf ein gestiegenes wirtschaftliches Leistungspotential zurückgehen. 
4. Das in der Gesellschaft insgesamt und in den einzelnen Gliederungen vorhan-

dene Leistungspotential soll für künftige Generationen zumindest erhalten wer-
den. 
 

 
 
Ein erster Blick auf die Regeln zeigt Unterschiede in ihrem Bearbeitungsstand und ihrer Spezifik, be-
trachtet mit dem „Focus Nachhaltigkeit“. Das hat seine Ursachen im ökologischen Zugang zur Nachhal-
tigkeitsdebatte in Deutschland (andere Länder und auch die Kirchen thematisieren vielfach den entwick-
lungspolitischen Zugang). So hatte sich auch die Enquete-Kommission des 13. Deutschen Bundestages zu 
diesem Zugang entschlossen, im Verlauf ihrer Arbeit aber dann erstmals den Versuch unternommen, für 
die soziale und ökonomische Dimension Regeln zu erarbeiten. Diese werden teilweise kontrovers disku-
tiert und hier ist weiterer Untersuchungs- und gesellschaftlicher Diskursbedarf. 
 
 
3 Akteure und Organisation des lokalen Agenda 21-Prozesses 
 
Wie sollte ein lokaler Agenda 21-Prozeß begonnen werden? Der Anstoß, so fordert es auch die Agenda 
21, sollte von den kommunalen Organen, den Stadt- bzw. Gemeindeverordneten bzw. der Verwaltung 
kommen. Je nach personeller Konstellation läuft das in der Praxis unterschiedlich ab. So ist in der Ge-
meinde Kleinmachnow bei Potsdam der Vorsitzende der Gemeindevertreterversammlung als Initiator 
wirksam geworden; in Neuruppin ging die Initiative von der Verwaltung, insbesondere vom Baudezer-
nenten aus. 
 
Um den Aktivitäten der Bürger eine politische Basis zu geben, ist ein Beschluß der Gemeindeverordneten 
zum Beginn eines Agenda 21-Prozesses notwendig. Er sollte u.a. die Zielstellung der nachhaltig zu-
kunftsverträglichen Gemeindeentwicklung, wichtige und gemeindetypische Handlungsfelder auf diesem 
Wege, die Aufforderung zur Beteiligung der Bürger und Festlegungen für die personelle und materielle 
Sicherung des Prozesses enthalten. Wie in Neuruppin kann dieses Votum auch mit der Unterzeichnung 
der Charta von Aalborg erfolgen. Hierdurch wird die Gemeinde Teilnehmerin an der Kampagne zu-
kunftsbeständiger Städte und Gemeinden und verpflichtet sich zur Aufstellung einer lokalen Agenda 21. 
Prinzipien und Wege, wie das geschehen soll, sind in der Charta enthalten, so daß sich eine Neuformulie-
rung erübrigt. 
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Abb. 1  Beispiel für die Struktur eines lokalen Agenda 21-Prozesses 
 

. . .
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AGENDA 21 

Bürgermeister 
(Schirmherr) 

Verwaltung Lenkungsgruppe 

Agenda-Büro 

A r b e i t s g r u p p e n 

AG AG AG AG AG 

A r b e i t s g r u p p e n 

AUFTAKT-
VERANSTALTUNG

G e m e i n d e v e r t r e t e r - V e r s a m m l u n g  ( B e s c h l u ß e n t w u r f )

Erfolgs-
kontrolle 

Fortschreibung
UM S E T Z U N G 

thematische Begleitung 
Grundsatzfragen 

Organisation 
Koordination, 
Öffentlichkeitsarbeit 
Moderation 

Beschluß der Gemeindevertreter über einen lokalen Agenda 21-Prozeß 
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Anforderung an die Initiatoren einer lokalen Agenda 21 ist Kompetenz in Fragen der nachhaltig zu-
kunftsverträglichen Entwicklung. Günstig ist es, wenn die Initiatoren nicht nur auf eine der im Zusam-
menhang zu verfolgenden Komponenten der Nachhaltigkeit (Ökologie, Ökonomie, Soziales) festgelegt 
sind oder von der Öffentlichkeit mit ihr in Verbindung gebracht werden. So kann die Verankerung der 
lokalen Agenda 21 nur im Umweltbereich der Verwaltung dazu führen, daß die Felder Wirtschaft und 
Soziales zu kurz kommen, was – wie die Praxis zeigt - letztlich auch für die Akzeptanz und Verwirkli-
chung von ökologischen Erfordernissen hinderlich werden kann.  
 
Der Dialog zwischen Kommunalverwaltung und den Bürgern, in dem auch die gewählten Abgeordneten 
mitwirken müssen, muß vom Zeithorizont her überschaubar sein. Wichtig ist daher, daß dem Diskussi-
onsprozeß ein in Arbeitsschritte gegliederter Zeitplan zugrundeliegt. Ergebnisse von Arbeitsetappen und 
mit dem Agenda-Prozeß verbundene Projektergebnisse sollten als Erfolge öffentlichkeitswirksam ge-
macht werden. Der Prozeß muß im Gespräch bleiben und die Akteure sich für ihr Engagement bestätigt 
fühlen.  
 
Als Akteure kommen z.B. infrage: Nichtstaatliche Organisationen wie Umweltverbände, IHK, Gewerk-
schaften, Kirchen, soziale Verbände, regionale Interessenverbände für Bereiche der Wirtschaftsentwick-
lung, die Ressorts der Verwaltung  und interessierte Bürger. Gute Erfahrungen gibt es auch bei der Einbe-
ziehung von Schulen und anderen Bildungsträgern. Gerade Kinder und Jugendliche sind besonders an-
sprechbar für Themen, die Zukunft betreffen und bereit, sich zu engagieren, z.B. bei Energieeinsparung 
und Klimaschutz.  
 
Wo das möglich ist, sollten zur Umsetzung des Anliegens der Konferenz für Umwelt und Entwicklung in 
Rio 1992, auch entwicklungspolitische Aspekte in die Lokale Agenda 21 einbezogen werden. So können 
Städtepartnerschaften genutzt werden, um Erfahrungen über die Einbeziehung der Bürger in eine nach-
haltige Stadtentwicklung und zur regionalen Kooperation auszutauschen. Eine Investition in die Zukunft 
ist auch die Ausländerintegration. Vorsorgende Arbeit ist hier wirksamer als nachträgliches Konfliktma-
nagement. 
 
Da der lokale Agenda-Prozeß dazu führen soll, daß die wirtschaftliche , soziale und ökologische Ent-
wicklung der Kommune in Einklang gebracht werden, ist eine integrierende Problembearbeitung notwen-
dig. Hierzu dient eine enge Kommunikation zwischen den Ämtern der Verwaltung, z.B. durch ämterüber-
greifende projektbezogene Arbeitsgruppen. Zukunftsorientierte Entwicklung, wie sie die Lokale Agenda 
21 anstrebt, erfordert eine zukunftsorientierte Verwaltung. Hier treffen sich die Ansprüche der Lokalen 
Agenda 21 und die Ziele der Verwaltungsreform. 
 
Als Knotenpunkte für das Management des Lokalen Agenda 21-Prozesses haben sich Agenda-Büros be-
währt. Sie bereiten die Veranstaltungen der Lokalen Agenda vor, organisieren die Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit und unterstützen die Akteure im Konsensfindungsprozeß. Bestehende Agenda-Büros sind so-
wohl innerhalb von Fachverwaltungen, als Stabsfunktion oder auch außerhalb der Verwaltung angesie-
delt, oft verbunden mit ABM-Maßnahmen. So sehr es zu begrüßen ist, durch ABM für die lokale Agenda 
sinnvolle Arbeitsplätze zu schaffen, so wenig verträgt sich das Leitbild der Nachhaltigkeit mit kurzlebi-
gen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Hier sind neue Lösungen nötig, um Arbeit für die Zukunftsfähigleit 
der Gesellschaft langfristig in den Gemeinden zu verankern. Organisation der Lokalen Agenda 21 kann 
nicht nebenbei erledigt werden. Diese Aufgabe stellt neuartige Anforderungen, wie koordinierende und 
moderierende Fähigkeiten und ein hohes Maß an Sensibilität im Umgang mit den Akteuren. Die Erfah-
rungen zeigen auch, daß die Praxis der Anbindung des Agaenda 21-Prozesses an eine Fachverwaltung 
nicht problemlos ist. Es besteht hier die Versuchung, die Agenda 21 auf das von der Fachverwaltung ver-
antwortete Ressort einzuengen. Dieser, das Anliegen der Agenda 21 konterkarierenden Gefahr sollte 
durch eine quer zu den Ressorts liegende, alle ihre Belange aufnehmende, Stabsstelle entgegengewirkt 
werden. 
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Für den Dialog mit den Akteuren und den notwendigen Konsensprozeß über die Entwicklungsziele und 
Projekte sind geeignete Strukturen notwendig. Als geeignete Formen haben sich erwiesen 
• bereits vorhandene Ausschüsse der Gemeindevertretungen, wenn sie Fragen der Zukunftsbeständigkeit 

ressortbezogen und -übergreifend thematisieren, 
• Zukunftswerkstätten, geeignet auch als rational und emotional ansprechende Auftaktveranstaltungen 

für den Lokalen Agenda 21-Prozeß,  
• Agenda 21-Foren als kompetente Gremien für die inhaltliche Steuerung des Prozesses und die Erar-

beitung des Handlungsprogramms Lokale Agenda 21,  
• thematische Arbeitskreise zu Handlungsfeldern nachhaltiger Gemeindeentwicklung (z.B. Bauen und 

Wohnen, Verkehr, Wirtschaft, Energie, Umwelt, Jugend). 
 
Bereits vorhandene Foren und Arbeitskreise in den Gemeinden sollten dafür gewonnen werden, ihre Ar-
beit auf Ziele der nachhaltigen Entwicklung auszurichten. Ganz entscheidend wird der politische Erfolg 
des Agenda 21-Prozesses unseres Erachtens davon bestimmt, wie es gelingt, das alltägliche Wirken der 
Gemeindevertreter und der Verwaltungen an den Maßstäben der Agenda 21 bzw. der Charta von Aalborg 
für nachhaltig zukunftsverträgliche Entwicklung in den Kommunen zu orientieren. Wenn neben einem 
auf Nachhaltigkeit orientierten lokalen Agenda 21-Prozeß ansonsten die Arbeit von Gemeindevertretung 
und Verwaltung weiterläuft, ohne sich im „Alltagshandeln“ dem Leitbild der Nachhaltigkeit zu stellen, 
braucht ein Mißerfolg der lokalen Agenda und Enttäuschung der freiwilligen Akteure nicht zu verwun-
dern.  
 
 
4 Handlungsfeld Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung - ein Beispiel aus der Praxis der lokalen 

Agenda 21 
 
Analysen lokaler Agenda 21-Prozesse in Deutschland ergaben, daß das Handlungsfeld Wirtschaft im 
Vergleich zu anderen bisher relativ schwach besetzt war. Die Verfasser begleiten in der lokalen Agenda 
21 der Stadt Neuruppin einen Arbeitskreis „Nachhaltiges Wirtschaften“. Das geschieht in stetiger Ab-
stimmung und Kooperation mit der Amtsleiterin für Wirtschaftsförderung und Tourismus der Stadtver-
waltung. 
 
Der Arbeitskreis knüpft in seinem Selbstverständnis an Grundsätze an, die in der Erklärung der Teilneh-
mer der Internationalen Konferenz über Wirtschaft und Kommune im März 1997 in Bremen entwickelt 
wurden. Hiernach ist die Verständigung zwischen Vertretern aus Wirtschaft und Kommune über das Ziel 
der Nachhaltigkeit ein wichtiger Beitrag für die Zusammenarbeit, die Identifizierung gemeinsamer Inter-
essen und das Handeln nach einer gemeinsamen Vision. Da sich beide Akteure im Hinblick auf Kompe-
tenzen und Ressourcen ergänzen, bestehen hierfür erhebliche Potentiale. 
Der Arbeitskreis hat sich im Rahmen dieser Partnerschaft für eine nachhaltige Entwicklung das Ziel ge-
setzt, 
• eine nachhaltige und umweltgerechte Wirtschaftsentwicklung durch Herausarbeiten von Handlungs-

bedarf und Erfahrungsaustausch zu fördern, 
• zur Vernetzung von Akteuren in der Region (Förderung kleinräumiger Wirtschaftskreisläufe) beizu-

tragen, 
• die Anliegen der Unternehmer und anderen Wirtschaftsakteure in ein Konzept der zukunftsfähigen 

Stadtentwicklung mit der “Neuruppiner Agenda” einzubringen. 
 
Die Teilnahme am Arbeitskreis Nachhaltiges Wirtschaften spiegelt diese Partnerschaft zwischen Kom-
mune und Wirtschaftsakteuren wieder. Beteiligt sind in der Stadt ansässige Unternehmer, Stadtverordnete 
und sachkundige Einwohner, Stadtverwaltung, Kreisverwaltung, Gesellschaft für Konversion, Technolo-
gie- und Gründerzentrum, Kreishandwerkerschaft, Industrie- und Handelskammer, Gewerkschaften und 
Arbeitsamt. 
 
Aus den Beratungen des Arbeitskreises wurden Defizite und Handlungsbedarf im lokalen Agenda 21-
Prozeß von Neuruppin zum Komplex Nachhaltiges Wirtschaften herausgearbeitet, u.a.:  
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• Den Unternehmen sind Bestrebungen zur Umsetzung des Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung 
durch die Politik auf Landes-, regionaler und kommunaler Ebene zu wenig bekannt. 

• Netzwerke von Unternehmen in der Region für regionale Wirtschaftskreisläufe sind zu wenig 
entwic??kelt. 

• Notwendigkeit eines nachhaltig greifenden Konzeptes zur (wirtschaftlichen) Vitalisierung der Neu-
ruppiner Innenstadt (unter Beachtung von Umwelt- und Denkmalschutz), 

• Verstärkung der Impulse für ökologisch orientiertes Wirtschaften in Neuruppin, auch bei öffentlicher 
Auftragsvergabe,  

• Anforderung an die Verwaltung, sich gegenüber den Unternehmen stärker als Problemlöser und 
Dienstleister zu sehen. 

 
 
 
Tabelle 1 Handlungsziele und Indikatoren eines nachhaltiges Wirtschaftens in der Stadt Neuruppin 

(Beispiele unter Berücksichtigung von Wirtschaft, Umwelt und sozialem Bereich) 
 

Ziele  Indikatoren 

Entwicklung der Stadt als sozialer, kul-
tureller und wirtschaftlicher Mittelpunkt  

 

 

• Bevölkerungsentwicklung, dav. im arbeitsfähigen Alter, 
dav. im Arbeitsprozeß 

• Anzahl selbständiger Handelseinrichtungen 
• Anzahl von Handwerks- und Dienstleistungsunterneh-

men für die Bevölkerung  
• Anzahl Gaststätten(Plätze) 
• Auslastung der Hotel-/Pensionsplätze 
• Anzahl von Kino- und Theaterplätzen je 1000 WE 
• Leerstand Wohnungen (Anzahl) 

Ausgeglichene Wirtschaftsstruktur  • Entwicklung der Branchenstruktur (%-uale Verteilung) 
• Entwicklung der Gewerbean- und -abmeldungen nach 

Zweigen 
• Beschäftigtenzahl der Unternehmen (verarbeitendes 

Gewerbe) 
• Anzahl der Selbständigen als %-Anteil der Erwerbstäti-

gen 

Gleichmäßige Verteilung der Arbeit • Arbeitslosenquote (%, insgesamt und Frauen) 
• Anzahl der Sozialhilfeempfänger je 1000 EW 

Effektive Ressourcennutzung • Wiedergewonnene Wertstoffe in % der Siedlungsab-
fälle 

• Wasserverbrauch der privaten Haushalte pro Ew und 
Tag 

• Elektroenergieverbrauch pro EW und Jahr in kWh 

Förderung umweltschonend wirtschaf-
tender Betriebe/ Einrichtungen 

• Anteil von Auftragsvergaben mit ökologisch untersetz-
ten Anforderungen an Unternehmen durch Öffentliche 
Hand und Stadtwerke (ökologisch orientierte Beschaf-
fung) 

• Anteil der Betriebe mit einem betrieblichen Umwelt-
management 
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Handlungsbedarf und konkrete Vorschläge für Akteure und Maßnahmen wurden im Mai 1998 dem Aus-
schuß für Wirtschaftsförderung, Tourismus, Umwelt, Landwirtschaft und Forst der Stadtverordnetenver-
sammlung von Neuruppin vorgetragen. Weiterhin hat sich der Arbeitskreis mit Zielen und Indikatoren für 
nachhaltiges Wirtschaften befaßt. Ziel ist, ein Indikatorenkonzept zu entwickeln, das wichtige Aspekte 
der Dimensionen Umwelt, Wirtschaft und Soziales/Kultur im Hinblick auf Nachhaltigkeit erfaßt und für 
die praktische Anwendung in der Kommune geeignet ist. Tabelle 1 zeigt die im Ergebnis der Diskussion 
entstandene erste Fassung. Die Diskussion über Ziele und Indikatoren für nachhaltiges Wirtschaften wer-
den wir im Rahmen des Modellprojektes „Städte der Zukunft - Strategien einer nachhaltigen Stadtent-
wicklung“  weiterführen. Neuruppin ist Referenzstadt dieses, vom ehemaligen Bundesbauministerium 
initiierten Projektes des experimentellen Wohnungs- und Städtebaus (ExWoSt).  
  
Ziel des Arbeitskreises ist es, seinen Aktionsradius zu vergrößern, indem ein öffentlicher Diskussionspro-
zeß der Kommune mit Unternehmern über Chancen, Voraussetzungen und Maßnahmen zur Stärkung 
regionaler Wirtschaftskreisläufe und einer hierzu engeren Kooperation von Kommune und regionaler 
Wirtschaft angestoßen wird.  
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Integrierte Umweltberatung – Regionale Vernetzung von Umweltakteuren 
und partizipatorische Entwicklung ökologischer Ziele 
 
K. Lindloff, L. Schneider 
 
 
 
 
Der Ansatz „Integrierte Umweltberatung“ 1 hat das Ziel, deutliche Impulse für die ökologische Entwick-
lung von Regionen zu geben. Wesentliches Instrument dafür ist die Vernetzung von Umweltakteuren und 
die gemeinsame Entwicklung von Handlungsvorschlägen im Rahmen von langfristig angelegten Kom-
munikationsprozessen in unterschiedlichen Themenfeldern. 
 
Der folgende Beitrag berücksichtigt die bisherigen Erfahrungen des bundesweiten Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhabens „Integrierte Umweltberatung als Mittel der Entwicklung und Durchsetzung von 
ökologischen Zielsetzungen im Sinne der dauerhaft umweltgerechten Entwicklung (sustainable develop-
ment, Lokale Agenda 21) im Landkreis“2, das von Mitte 1997 bis Mitte 2000 in zehn Landkreisen aus 
neun Bundesländern3 durchgeführt wird. In der bisherigen Laufzeit hat sich bereits bestätigt, daß es mit 
diesem Ansatz möglich ist, neue Ideen in den behandelten Themenfeldern zu entwickeln und insgesamt 
Bewegung in die öffentliche Diskussion um zukünftige Handlungsperspektiven im Umweltsektor zu 
bringen.4 
 
Der Ansatz „Integrierte Umweltberatung“ steht dabei für den Versuch, durch eine systematische Vernet-
zung von Akteuren aus relevanten Institutionen in einem Handlungsfeld die Basis für eine nachhaltige 
Entwicklung in der Region zu schaffen. In diesem Sinne soll das laufende Modellprojekt auch Antworten 
darauf geben, ob der Grundansatz geeignet ist, auch in anderen Handlungsfeldern eine Diskussion um 
nachhaltiges Handeln im Sinne der Agenda 21 auszulösen oder zu födern. Es wurde bewußt – trotz der 
laufenden Diskussion über die integrierten Ziele der Agenda 21 – eine Beschränkung auf das Handlungs-
feld Ökologie gewählt, um die Modellphase nicht mit zu vielen Anforderungen zu überfrachten. Allen 
Beteiligten ist dabei bewußt – und die Praxis hat dies bestätigt –, daß eine isolierte Betrachtung und For-
cierung ökologischer Ziele, ohne die ökonomischen und sozialen Konsequenzen mit zu bedenken, heute 
nicht mehr möglich ist. Um diesen Aspekt im Projekt von Anfang an zu betonen, wurde regelmäßig dar-
auf hingewiesen, daß Maßnahmen zur Förderung der Ökologie nur dann eine Umsetzungschance haben, 

                                                 
1 Der Ansatz wurde erstmals getestet in dem Projekt „Integrierte Umweltberatung im Landkreis“ in den Landkreisen 
Neuss und Prignitz, durchgeführt und geleitet in den Jahren 1993 bis 1995 in Kooperation des Kreises Neuss (Lothar 
Menzel) und der Universität-GH Paderborn (Prof. Dr. Lothar Schneider) in Trägerschaft des Deutschen Landkreis-
tages und im Auftrag des Umweltbundesamtes. 
2 Träger: Deutscher Landkreistag, Fördermittelgeber: Deutsche Bundesstiftung Umwelt, Projektleitung und wissen-
schaftliche Begleitung: Universität-GH Paderborn, FB 6, Gruppe Umweltforschung und Beratung (Prof. Dr. Lothar 
Schneider, Karsten Lindloff), Laufzeit 1997-2000 
3 Modellandkreise im Projekt „Integrierte Umweltberatung und ökologische Zielsetzungen im Landkreis“: Baden- 
Württemberg: Landkreis Ravensburg, Brandenburg: Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Mecklenburg-Vorpommern: 
Landkreis Nordwestmecklenburg, Niedersachsen: Landkreis Lüchow-Dannenberg, Nordrhein-Westfalen: Kreis 
Neuss, Kreis Unna, Rheinland-Pfalz: Landkreis Mayen-Koblenz, Sachsen: Vogtlandkreis, Sachsen-Anhalt: Land-
kreis Wittenberg, Thüringen: Landkreis Altenburger Land 
4 Beispiele und Ergebnisse aus der Projektarbeit der beteiligten Landkreise werden regelmäßig in der halbjährlich 
erscheinenden Projektzeitschrift „Umwelt und Vernetzung“ dargestellt, die bei der Universität-GH Paderborn FB 6, 
Gruppe Umweltforschung und Beratung, Herr Lindloff erhältlich ist (Tel.: 0525160-3755, Fax: 60-3425, e-mail: 
hw-kl@physik.uni-paderborn.de). 
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wenn gleichzeitig ökonomische Vorteile damit verbunden sind. Gerade in ökonomisch benachteiligten 
Regionen war diese Argumentation ein wesentlicher Grund zur Teilnahme. In den Landkreisen wurde das 
Ziel, die ökonomische Situation unter Nutzung der ökologischen Ressourcen zu stärken, von vornherein 
benannt. Insofern lebt der integrierte Ansatz der Agenda-21 im Innern dieses Projektes von Anfang an, 
ohne daß er nach außen stark betont wird. 
 
In diesem Aufsatz sollen folgende Aspekte behandelt werden. 
1. Partizipation und Vernetzung als Mittel zur Föderung der nachhaltigen Entwicklung 
2. Projekt "Integrierte Umweltberatung und ökologische Zielsetzungen im Landkreis" 
3. Bisherige Erfahrungen und Ergebnisse des Modellprojektes 
4. Schlußfolgerungen für die nachhaltige Entwicklung 
 
 
1 Partizipation, Vernetzung und Kooperation als Ansätze zur Förderung der nachhaltigen  

Entwicklung 
 
Die wesentlichen Elemente, die durch den Ansatz der Agenda 21 in die Diskussion um eine nachhaltige 
Entwicklung eingebracht wurden, sind - ohne Anspruch auf Vollständigkeit - folgende: 
• Einbeziehung vielfältiger gesellschaftlicher Kräfte in den Diskussionsprozeß um eine nachhaltige 

Zukunft. Ziel sind breit getragene Zukunftskonzepte. 
• Gezielte Beteiligung der Bürger 
• Umsetzung der neuen Leitbilder durch alle gesellschaftlichen Akteure. 
• Initiierung neuer Kooperationen und Koalitionen für eine zukunftsfähige Entwicklung. 
• Herausbildung und Etablierung neuer Formen der Partizipation als Elemente des demokratischen 

Systems. 
• Integrierte Betrachtung  der ökonomischen, ökologischen und sozialen Ziele bei Konzepten und 

Maßnahmen. 
 
Es wird deutlich, daß bei der Diskussion um die nachhaltige Entwicklung, Partizipation und Vernetzung 
eine besonders hohe Bedeutung haben. Die Herausforderung für alle damit Befaßten ist, mit welchen 
Ansätzen es gelingt, - und damit sind sowohl die Zielsetzungen als auch die konkrete Umsetzung ange-
sprochen - diese neuen Ansätze umzusetzen. Nicht ganz unwesentlich scheint in diesem Zusammenhang 
zu sein, mit welchen konkreten Ansätzen und Instrumenten partizipative, kooperative Prozesse begonnen 
werden. 
 
Aus den bisherigen Erfahrungen mit der Umsetzung der Agenda 21 in Städten und Gemeinden, aber auch 
in Regionen tauchen unterschiedliche Hemmnisse auf; die gemeistert werden müssen, um negative 
Grunderfahrungen mit neuen partizipativen und kooperativen Prozessen zu verhindern: 
• Die Begriffe Agenda 21, Nachhaltigkeit und Zukunftsfähigkeit bleiben abstrakt. 
• Es gelingt häufig nicht, nachhaltige Projekte in die Umsetzungsphase zu bringen. 
• Es gelingt nur selten, breite gesellschaftliche Kreise in den Prozeß einzubeziehen, so daß von einem 

gesellschaftlichen Konsens gesprochen werden kann. 
• Es sind nur bestimmte Personengruppen für eine Teilnahme an z. T. lange andauernden und arbeits-

intensiven Prozessen zu gewinnen. 
• Es entwickelt sich leicht eine Konkurrenzsituation zu den offiziellen politischen Gremien. 
 
Auf der Ebene der Regionen, zu denen auch die Landkreise zu rechnen sind, bestehen darüber hinaus 
grundsätzliche Schwierigkeiten, zum einen die Bürger einzubeziehen, da diese oft keinen Bezug zu der 
Region haben, und zum anderen, daß viele Handlungsfelder die Planungshoheit der Städte und Gemein-
den berühren. Die Erfahrungen aus offiziellen Planungsverfahren und Politikfeldern zeigen, daß gerade 
der letzte Punkt sehr sensibel ist.  
 
Hierin ist auf der einen Seite ein Hemmnis für neue "informelle Verfahren" wie die Agenda 21 zu sehen, 
auf der anderen Seite werden aber auch neue Chancen eines regionalen Miteinanders eröffnet, da es nicht 
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sofort um Umsetzungsentscheidungen geht, sondern die Zukunftsfähigkeit der gesamten Regionen im 
Mittelpunkt der Diskussion steht. 
 
An diesem Punkt setzt das Projekt Integrierte Umweltberatung und ökologische Zielsetzungen im Land-
kreis an. Es wird ein Angebot gemacht, zu ausgewählten Handlungsfeldern einen kommunikativen Pro-
zeß zu beginnen, mit dem neue Ideen und konkrete Projekte für die Region entwickelt werden sollen. Die 
Aufmerksamkeit geht also zuerst zu den umsetzbaren Projektzielen und hat am Anfang nicht den An-
spruch, ein umfassendes neues Leitbild für die Region zu entwickeln. Damit unterscheidet es sich von 
anderen Prozessen, die zuerst auf der Leitbildebene neue Ziele bestimmen und erst später zur Projekt-
ebene kommen. 
 
Der gewählte Prozeß "von unten (Bottom-up)" ist u.E. besonders dafür geeignet, entlang positiver Ent-
wicklungschancen vorzugehen. Kommunikationsprozesse, die stärker auf eine Leitbildentwicklung hin-
aus laufen, benötigen als Basis eine viel stärkere Verankerung in den politischen Gremien und in gesell-
schaftlichen Schlüsselbereichen. 
 
Mit der im Projekt verfolgten Vernetzungsarbeit unter Akteuren in ökologischen Handlungsfeldern kann 
eine wesentliche Grundlage für eine nachhaltige Partizipation dieser gesellschaftlichen Kräfte gelegt wer-
den. Mit zunehmender Konkretisierung und der Definition "ökologischen Zielsetzungen" für die Region 
ist die Einbeziehung der Verantwortlichen und von Top-down-Ansätzen sinnvoll. An diesem Punkt ist 
eine Einbindung der Integrierten Umweltberatung in eine generelle nachhaltige Kreisentwicklung anzu-
streben. 
 
 
2 Projekt „Integrierte Umweltberatung und ökologische Zielsetzungen im Landkreis“ 
 
Unter diesem Namen läuft seit Mitte 1997 ein Forschungs- und Entwicklungsprojekt des Deutschen 
Landkreistages, in dem ein konkreter und praxisgerechter Handlungsansatz entwickelt und getestet wird, 
mit einem partizipatorischen Ansatz die Kräfte im Umweltsektor eines Landkreises zu bündeln und ge-
meinsam neue Handlungsansätze für die Region zu entwickeln. 
 
Der Deutsche Landkreistag als Träger und die Deutsche Bundesstiftung Umwelt als Förderinstanz ver-
sprechen sich von dem Projekt „Integrierte Umweltberatung und ökologische Zielsetzungen im Land-
kreis“ Erkenntnisse und Impulse für eine nachhaltige Entwicklung in ländlichen Räumen. Die Bedeutung 
dieses Projektes wird erkennbar, wenn man berücksichtigt, daß über 50% der Bevölkerung der Bundesre-
publik in einem der 323 Landkreise leben, die sich wiederum aus mehreren tausend kleinen und mittleren 
Städten sowie Gemeinden und Gemeindeverbänden zusammensetzen. 
 
In den Modellandkreisen leben ca. 2 Millionen Menschen, pro Landkreis zwischen 50.000 und 450.000. 
Die Landkreise repräsentieren nach Größe und Struktur wesentliche Formen deutscher Landkreise, so daß 
im Rahmen des Projektes gewonnene positive Erkenntnisse übertragbar sind auf andere Landkreise. Ein 
besonderer Vorteil des Modellprojektes liegt in der parallelen Arbeit der 10 Modellandkreise, aus der 
gegenseitige Impulse und Lernprozesse für die eigene Arbeit möglich werden. 
 
Aufbauend auf ca. 800 Teilnehmer/-innen bei den Auftaktveranstaltungen und rund 50 themenspezifi-
schen Arbeitskreisen, die seit Anfang 1998 regelmäßig tagen, sind vielfältige und z. T. bereits überzeu-
gende Ergebnisse entstanden. Diese Arbeit hat nicht nur zur Transparenz zwischen den Akteuren im 
Umwelthandeln beigetragen, sondern es konnten gemeinsame Projekte entwickelt werden. Inzwischen 
haben die Landkreise ökologische Schwerpunktfelder ausgewählt, in denen ökologische Zielsetzungen 
verankert werden sollen. 
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2.1 Grundsätze des Projektansatzes  
 
Der Ansatz geht von folgenden Prämissen aus: 
• Durch die Vernetzung von Akteuren im Umweltsektor ist es möglich, neue Kooperationsbeziehungen 

zu knüpfen und in einem kommunikativen Prozeß Ideen und Projekte für die ökologische Entwick-
lung zu finden. 

• Die Ebene der Landkreise ist für diesen Ansatz insofern geeignet, da i.d.R. bereits Zusammenhänge 
zwischen einzelnen Akteuren bestehen. Die bestehenden politischen und verwaltungsorganisatori-
schen Strukturen bieten dem Projekt auch administrativen Rückhalt und einen Bezugsrahmen für die 
Umsetzung. Hierfür ist aber eine grundsätzliche Zustimmung zum Projektansatz und eine aktive Be-
teiligung der offiziellen Stellen Voraussetzung. In ähnlicher Form und unter entsprechenden Voraus-
setzungen ließe sich der Ansatz auch auf der Ebene von Städten und Gemeinden umsetzen. 

• Für die Koordinierung der Aktivitäten wird ein mit möglichst zwei Personen besetztes Regionalbüro 
geschaffen, das für die Koordination des Projektes, für die Moderation thematischer Arbeitskreise zu-
ständig ist und als Informationsdrehscheibe des Projektes aber auch insgesamt in der Region fungiert. 

• Das Projekt ist als mehrjähriger Prozeß angelegt. Hierdurch soll zum einen ermöglicht werden, daß 
anhaltende Kooperations- und Vernetzungsstrukturen aufgebaut werden. Zum anderen sollen Erwar-
tungen an schnelle, umfassende Projektergebnisse relativiert werden, denn diese sind in einem breit 
angelegten und auf dem Bottom-up-Ansatz basierten Kooperationsprozeß nicht in kurzer Zeit zu er-
warten. (Je nach regionalen Bedingungen muß dieser Erwartungsdruck aber ernst genommen und ihm 
ggf. entgegen- gewirkt werden, denn eine Reihe von Projektergebnissen sind nur zu erzielen, wenn 
die erforderliche Zeit dafür zur Verfügung steht.) Es wird aber angestrebt, in einzelnen Feldern kurz-
fristig Projekte umzusetzen, um dem Projekt schnell eine positive öffentliche Aufmerksamkeit zu si-
chern und die Motivation der Teilnehmer aufrecht zu erhalten. 

 
 
2.2 Phase I: Vernetzung der Umweltakteure / Eingesetzte Instrumente zur Förderung von  

Kooperation und Vernetzung 
 
Die erste Phase, der Aufbau einer stabilen Vernetzungsstruktur unter den Umweltakteuren im Landkreis, 
ist eine wesentliche Grundlage für weitergehende gemeinsame Aktivitäten und stellt somit eine An-
fangsinvestition des Landkreises dar, dem nicht sofort ein konkreter Nutzen gegenüber steht. Es ist wich-
tig, von Anfang an zu betonen, daß diese Phase mindestens ein Jahr dauert, um eine realistische Erwar-
tungshaltung dem Projekt gegenüber zu vermitteln. 
 
Im Modellprojekt wurde die Vernetzung mit folgenden, aufeinander aufbauenden Instrumenten und Ver-
anstaltungsformen gefördert: 
 
Recherche nach Akteuren im Umweltschutz 
Unter Akteuren im Umweltschutz werden im Projekt alle Personen und Institutionen verstanden, die im 
weiteren Sinn hauptberuflich, im Rahmen einer anderen Tätigkeit oder ehrenamtlich mit ökologischen 
Fragen befaßt sind5. Der umfassenden Recherche nach relevanten Akteuren kommt eine hohe Bedeutung 
zu, wird doch in dieser Phase der vorläufige Teilnehmerkreis festgelegt. Die Zusammensetzung hängt 
weiterhin sehr eng mit den relevanten Themen zusammen, die mit diesem Projektansatz befördert werden 
sollen. Auch bei dieser Frage wird dafür plädiert, mit einem breiten Ansatz ökologischer Themen zu be-
ginnen. 
 
Persönliche Interviews durch die regionalen Koordinatoren. 
Der zweite Schritt der Vernetzungsarbeit ist die Herstellung eines persönlichen Kontaktes zwischen den 
designierten regionalen Koordinatoren und den Akteuren im Umweltschutz. 
 
                                                 
5 Hierzu zählen Mitarbeiter in den Umweltverwaltungen der Landkreise und Städte genauso wie Vertreter von Um-
welt- und Naturschutzverbänden, Akteure der Energie-, Abfall-, Wasser-, und Abwasserwirtschaft, Bildungsinstitu-
tionen, Vertreter der Wirtschaft, Consulter, interessierte Privatpersonen und sonstige mit Umweltschutz befaßte 
Personen. 
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Im Modellprojekt wurde hierfür ein umfassendes Interview eingesetzt, um die Meinungen zur ökologi-
schen Situation im Landkreis, zu ersten Projektideen in den prioritären Handlungsfeldern und zum gene-
rellen Interesse an dem Projekt abzufragen. Die Interviewform hat sich als Form der Kontaktaufnahme 
bewährt. Bestandteil dieser Gespräche ist auch, das Projekt schlüssig vorzustellen und um Mitwirkung zu 
werben. Punktuell ist es wichtig, daß Personen aus der Hierarchie in die Kontaktaufnahme zu Institutio-
nen eingebunden werden, um die Bedeutung des Projektes deutlich zu machen. 
 
Auftaktveranstaltung 
In einer Auftaktveranstaltung werden erstmals alle gefundenen Akteure der Region zusammengeführt. 
Die Bedeutung des Projektes für den Landkreis und seine konkrete Umsetzung werden durch die Verant-
wortlichen des Kreises dargestellt. Es sollte vermittelt werden, daß die politischen Gremien an den Er-
gebnissen der partizipatorischen Prozesse interessiert sind und sich um die Umsetzung der entstehenden 
Projektvorschläge bemühen. 
 
Nach den Erfahrungen in den Modellandkreisen kamen zu dieser Veranstaltung zwischen 50 und 120 
Personen (von 80-200 Eingeladenen), die sich häufig untereinander nicht kennen. Durch eine entspre-
chende Veranstaltungsplanung sollte das Kennenlernen und damit eine erste Vernetzung aktiv unterstützt 
werden (Diskussion in Kleingruppen, Namensschilder, Pausen mit Snacks, Abfrage der Erwartungen, 
Einsatz der Moderationsmethode). 
 
Thematische Arbeitskreise 
Das zentrale Instrument zur Vernetzung der Akteure im Projekt Integrierte Umweltberatung sind themati-
sche Arbeitskreise, die im Rahmen der Auftaktveranstaltung begonnen wurden. Auch ein von dieser Ver-
anstaltung unabhängiger Beginn und des Entstehen neuer Gruppen zu jedem späteren Zeitpunkt sind 
möglich. 
 
Die Arbeitskreise können als Runde Tische, Thementische, Arbeits- oder Projektgruppen bezeichnet wer-
den. Für eine erfolgreiche Arbeit mit diesem Instrument sind nach den bisherigen Erfahrungen folgende 
Gesichtspunkte wichtig: 
• Einen Überblick über die Ziele und das Programm der Arbeitskreise vorstellen. 
• Klärung der Erwartungen der Teilnehmer. 
• Zügige Orientierung auf Umsetzungsfelder bzw. konkrete Projekte. 
• In Pattsituationen Entscheidungen herbeiführen. Eine Teilung der Gruppen vorschlagen, wenn die 

Arbeit damit konkreter wird. 
• Eine klare Führung durch die Moderation im Sinne eines vorausschauenden Prozeßmanagements. 
 
Im Verlauf des Gesamtprozesses wird es in den meisten Fällen erforderlich werden, den Charakter der 
thematischen Arbeitskreise den Projektanforderungen anzupassen. Die Koordinatoren haben hierzu u.a. 
folgende Möglichkeiten: 
• Bildung von Untergruppen und Projektgruppen 
• Benennung von Arbeitskreissprechern 
• Verteilung von Arbeitsaufträgen zwischen den Sitzungen 
• Zusammenführung von Arbeitskreisen 
• Veränderungen des Tagungsrhythmus  
• Zwischengespräche mit einzelnen Schlüsselpersonen 
• Weiterarbeit in Eigeninitiative 
• Einbeziehung anderer Kooperations- und Veranstaltungsformen 
• Einbeziehung von Fachleuten als Referenten. 
 
Die klassische Form des Arbeitskreises ist u. E. geeignet, erste gemeinsame Projekte zu definieren und 
umzusetzen. Danach sollte die Aufgabe des Arbeitskreises jeweils neu geklärt werden. Eine stimmige 
Zusammensetzung der Arbeitskreise ist wichtig für den Erfolg. Hierfür macht es Sinn, auf eine 
abgerundete und arbeitsfähige Teilnehmerschaft zu achten und ggf. zu versuchen, diese zu optimieren, 
indem z.B. neue Teilnehmer gewonnen werden. 
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Koordinierungs- und Steuerungsgruppen 
Die Zielsetzung der Integrierten Umweltberatung, einen breiten Vernetzungsprozeß in vielen Themenfel-
dern zu initiieren und damit Impulse für die ökologische Entwicklung der Landkreise zu setzen, braucht 
auf verschiedenen Ebenen Koordinierungs- und Steuerungsorgane mit jeweils unterschiedlicher Beteili-
gung. 
 
Als Quervernetzung zwischen den Arbeitskreisen bieten sich folgende Instrumente an: 
• Treffen der Arbeitskreissprecher. 
• Bilanzveranstaltungen nach einem Jahr. 
• "Soziale" Angebote zur Vertiefung der persönlichen Kontakte. 
• Projektstammtisch. 
 
Zur kontinuierlichen Einbeziehung der Politik ist insbesondere mit Beginn der zweiten Projektphase eine 
Instanz erforderlich,  
• in der Projektvorschläge auf ihre Umsetzbarkeit geprüft werden (Clearingstelle), 
• die politischen Parteien involviert sind (Beirat), 
• Prioritäten gesetzt bzw. generell die Form der Umsetzung von Vorschlägen in Politik und Verwal-

tung vorbereitet wird (Koordination und Steuerung).  
 
Die genaue Form und Zusammensetzung richtet sich nach den regionalen Erfordernissen. Wichtig ist, daß 
Vertreter der Arbeitskreise, der Koordinator, die Landkreisspitze, die Verwaltung und die Politik vertre-
ten sind. 
 
Außer zur Begleitung des Projektes Integrierte Umweltberatung können solche Steuerungs- bzw. Koordi-
nierungsgremien auch den Zweck haben, unterschiedliche Projektansätze im Rahmen der Regionalent-
wicklung, der lokalen Agenda 21 bzw. generell der Kreisentwicklung aufeinander zu beziehen und abzu-
stimmen. 
 
Veranstaltungen 
Während fortlaufende Arbeitskreise eine kontinuierliche Mitarbeit erfordern, zu der manche Personen 
oder Akteursgruppen nicht bereit sind, können mit Einzelveranstaltungen punktuell größere Personen-
kreise oder gezielt bestimmte Personengruppen erreicht werden. 
 
Im Modellprojekt wurden bisher u.a. folgende Formen von Veranstaltungen eingesetzt: 
• Bürgerversammlung 
• (Internationale) Fachtagung 
• Fachsymposium 
• Vortragsveranstaltung 
• Streitgespräch 
• Regionale Messe 
• Exkursionen zu Modellprojekten 
• Zukunftswerkstatt 
• Regionalkonferenz 
• Präsentation der Projektergebnisse  
 
 
2.3 Phase II: Auswahl prioritärer ökologischer Handlungsfelder und Entwicklung ökologischer  

Zielsetzungen  
 
Eine nachhaltige Verankerung des Projektansatzes in den Landkreisen kann nur gelingen, wenn modell-
haft in ausgewählten Handlungsfeldern ein umfassendes Projekt in die Umsetzungsphase gebracht und 
daran der Erfolg der Methodik nachvollziehbar wird. 
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Ökologische Zielsetzungen 
Idealtypisch geht die Konzeption des Projektes davon aus, daß nach erfolgter Integration der Umweltak-
teure im Kreis mit der Entscheidungsfindung für diese prioritären ökologischen Handlungsfelder unter 
Beteiligung der teilnehmenden Akteure, der Verwaltung und der Politik begonnen wird. Aus dieser Erfah-
rung heraus sollen Rückschlüsse für die Behandlung anderer Handlungsfelder gezogen werden. 
 
Ziele dabei sind: 
• Aufbau von Know-how und nachhaltige Verankerung des Projektgedankens der vernetzten und ko-

operativen Vorgehensweise. 
• Gleichrangige Beachtung ökologischer, ökonomischer und sozialer Ziele. 
• Stärkung der ökologischen Entwicklung der Landkreise durch Anschieben konkreter Aktivitäten, die 

über Einzelmaßnahmen hinausgehen. 
• Entwicklung und Verabschiedung von allgemeinen Leitlinien für eine ökologische Entwicklung. 
 
In der Regel haben sich in den Landkreisen in der ersten Projektphase mehr Arbeitskreise gebildet, als im 
Rahmen des Projektes als umfassendere ökologische Handlungsfelder verfolgt werden können. Um auf 
der einen Seite Prioritäten zu setzen und auf der anderen Seite keine Projektteilnehmer zu enttäuschen, 
sollen die übrigen Runden Tische und Arbeitsgruppen weitergeführt werden, allerdings stark ergebnisori-
entiert, um vorzeigbare Ergebnisse zu erzielen.  
 
Die wesentlichen Schritte zur Umsetzung der ökologischen Zielsetzungen in den Landkreisen sind: 
1. Auswahl von ökologische Zielsetzungen in Abstimmung mit den Teilnehmern der Integrierten Um-

weltberatung und der Kreisverwaltung. 
2. Zustimmung der politischen Gremien. 
3. Einbindung und Information von gesellschaftlichen Gruppen und der Öffentlichkeit. 
4. Ausstattung mit Sachmitteln, z.B. durch Bündelung von Ressourcen, ggf. Beantragung weitergehen-

der Fördermittel. 
5. Aufbau angepaßter Organisationsstrukturen für die Umsetzung (langfristige Verankerung, Einbin-

dung von Politik und Verwaltung). 
 
Langfristige Organisation des Projektansatzes 
Die langfristige Verankerung und Ansiedlung des Projektes kann in unterschiedlicher Form erfolgen. 
Nach den Erfahrungen der Modellandkreise zeichnen sich folgende Formen ab: 
• Koordinationsstelle zur Stärkung der Zusammenarbeit im Umweltschutz, angesiedelt beim Umwelt-

amt. 
• Projektkoordination für umfassende ökologische Handlungsfelder/Zielsetzungen (Ansiedlung in un-

terschiedlicher Konstruktion denkbar). 
• Koordinationsstelle für Projekte der nachhaltigen regionalen Entwicklung, angesiedelt bei der Wirt-

schaftsförderung. 
• Koordinationsstelle als eigenständige GmbH oder als eigenständiger gemeinnütziger Verein 

(gemeinnützige GmbH), angesiedelt zwischen Landkreis und gesellschaftlichen Verbänden. 
 
 
 
3 Bisherige Erfahrungen und Ergebnisse des Modellprojektes6 
 
Jedes Projekt wird (zu recht) an den Ergebnissen gemessen, die erzielt werden. Im Projekt „Integrierte 
Umweltberatung“ liegen die Ergebnisse auf sehr unterschiedlichen Ebenen:  
• Es werden ökologische Handlungsfelder in einem Kommunikationsprozeß bestimmt, die zukünftig 

kreisweit verfolgt werden sollen. 
                                                 
6 Die dargestellten Ergebnisse sind dem im Juni 1999 erschienenen 2. Zwischenbericht des noch laufenden Projektes 
entnommen. Dort sind Details für alle beteiligten Landkreise dargestellt. 
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• Es wurden konkrete Projekte in fast allen Arbeitsgruppen entwickelt und auf den Weg gebracht. Nun 
beginnt die Umsetzung. 

• Eine Vielzahl von Akteuren und Institutionen in den Landkreisen (insgesamt ca. 700) haben sich in 
zusammen ca. 50 Arbeitsgruppen für die ökologische Entwicklung der Landreise engagiert. Dadurch 
konnte eine Aufbruchstimmung erzielt werden.  

• Die Landkreispolitik und –verwaltung hat mit der Einrichtung des Projektes gezeigt, daß sie aktiv an 
der Förderung von Umweltschutz interessiert ist, auch in freiwilligen Aufgabenfeldern. 

• Es wird mit dem Projekt die Basis für eine langfristige Zusammenarbeit gelegt, z. B. im Rahmen der 
Agenda 21. 

• Durch die Umsetzung von Teilprojekten, z. B. durch erfolgreiche öffentliche Veranstaltungen, die 
Herausgabe wichtiger Handlungshilfen, die Initiierung investiver Vorhaben etc., konnte das Projekt 
zeigen, daß nicht nur geredet wird. 

 
 
3.1 Resümee der Vernetzungsarbeit in den Modellandkreisen 
 
Zentrale Funktion der ersten Projektphase, insbesondere der Arbeit an den Runden Tischen und Arbeits-
kreisen, war es, daß sich die Institutionen und Akteure im Landkreis, die mit ökologischen Fragen befaßt 
sind, kennenlernen und vernetzen. Dies ist in allen Landkreisen gelungen. Zwar verliefen die einzelnen 
Arbeitsgruppen sehr unterschiedlich, doch überall haben sich neue Kontakte ergeben, die zum Teil schon 
in konkrete Zusammenarbeit eingemündet sind. In den meisten Landkreisen ist ein „Who is Who im 
Umweltschutz“ entstanden, mit dem die gegenseitige Kontaktaufnahme erleichtert wird. Dies ist gleich-
zeitig ein erstes Ergebnis des Projektes. 
 
In den Arbeitskreisen wurden konkrete Projektideen entwickelt, die derzeit bei den politischen Gremien 
zur Entscheidung liegen und zum Teil bereits umgesetzt werden. 
 
Im Rahmen der Vernetzungsarbeit war es bei einigen Arbeitskreisen wichtig, zuerst die gegenseitigen 
Positionen und Arbeitsschwerpunkte kennenzulernen und damit über die generellen ökologischen Ziele 
des Landkreises ins Gespräch zu kommen. 
 
 
Tabelle 1 Übersicht über die ökologischen Schwerpunktfelder in den Landkreisen 
 
Landkreis Ökologische Entwicklungsfelder / Ökologische Zielsetzungen 
Nordwestmecklenburg Chancen unserer Region  

Naturschutz und Landschaftspflege 
Ostprignitz-Ruppin Energiemanagement 

Nachhaltiger Wassertourismus 
Regionalentwicklung 

Lüchow-Dannenberg Modellregion, Regenerative Energien  
Umweltmanagementsystem in Verwaltung 

Wittenberg Angepaßte Lösungen der Abwasserbehandlung und des Gewässerschutzes 
Regionalentwicklung  

Altenburger Land  Maßnahmen zum Klimaschutz 
Entwicklung der Kulturlandschaft (Fließgewässer/Bergbaufolgelandschaften) 

Vogtland Umweltbildung 
Nachhaltiges Wirtschaften 

Unna Lokale Agenda 21 
Regionale Vermarktung 
Umweltbildung 

Neuss Kreisentwicklungskonzept / Lokale Agenda 21 
Solardächer 
Nachhaltiger Konsum 

Mayen-Koblenz Energieeinsparung /ökologisches Bauen 
Ökologische Landschaftsentwicklung 

Ravensburg Energie / Klimaschutz 
Erhalt der Kulturlandschaft 
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Tabelle1 gibt eine Übersicht über die ökologischen Schwerpunktfelder in den einzelnen Landkreisen. 
Tabelle 2 zeigt exemplarisch Projekte im Landkreis Ostprignitz-Ruppin. 
 
 
Tabelle 2 Ausgewählte Projekte im Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
Lkr. Ökologisches Feld Projekte Projekttyp 
OPR Nachhaltiger Wasser-

tourismus 
Konzept Porta Fontana Modellprojekt 

OPR Nachhaltiger Wasser-
tourismus 

Mustersteganlage von Schwimmstegher-
stellern 

Modellprojekt 

OPR Nachhaltiger Wasser-
tourismus 

Leitbild nachhaltiger Wassertourismus Information, Kooperation 

OPR Nachhaltiger Wasser-
tourismus 

Ansiedlung Steganlagenhersteller Sekundäreffekt 

OPR Nachhaltiger Wasser-
tourismus 

Fachkonferenzen Wassertourismus Information, Vernetzung 

OPR Nachhaltiger Wasser-
tourismus 

Moderation zwischen Naturschutz und 
Landwirtschaft im Rhinluch 

Konfliktklärung 

OPR Energie – Klimaschutz Innovationstransferstelle Energie Modellprojekt, Information 
OPR Energie – Klimaschutz Energiekonzept für Landkreis Ökolog. Entwicklungsfeld 
OPR Energie – Klimaschutz Biomüll in Klärschlammvergärung Modellprojekt, Kooperation 
OPR Energie – Klimaschutz Verwertung hochkalorischer Abfälle in de-

zentralen KWK-Anlagen 
Modellprojekt 

OPR Regionalentwicklung Messe von Umweltbetrieben Vernetzung, Information 
OPR Regionalentwicklung Regionallogo Vernetzung, Information 
OPR Regionalentwicklung Arbeitsgruppe Nutzung der Märkischen 

Kiefer 
Vernetzung, Kooperation 

OPR Regionalentwicklung Arbeitsgruppe Nutzung von Lehm Vernetzung, Kooperation 
OPR Regionalentwicklung Ökologische Siedlung Rheinsberg Modellprojekt 
OPR Regionalentwicklung Arbeitskreis Regionale Vermarktung Kooperation, Information 
OPR Regionalentwicklung Arbeitskreis Ökonomie/Ökologie Kooperation 
OPR Sonstiges  Broschüre Who is Who im Umweltschutz Information, Vernetzung 
 
 
3.2 Leistungskatalog der Integrierten Umweltberatung 
 
Trotz der unterschiedlichen Vorgehensweisen in den Landkreisen zeichnen sich typische Formen der 
Projektarbeit ab, die ein Profil der Integrierten Umweltberatung erkennen lassen. Im wesentlichen bietet 
das Projekt das in Tabelle 3 aufgelistete Spektrum an Dienstleistungen für die jeweilige Region an (zum 
Teil müssen diese Dienstleistungen noch aufgebaut werden). 
 
Tabelle 3 Leistungsverzeichnis 
 

• Kontaktbörse für regionale Akteure und Initiativen. 
• Organisation von Informationen, Meinungsaustausch und Vernetzung. 
• Organisation von Arbeitskreisen, Workshops, Veranstaltungen. 
• Moderation von Meinungsbildung, Konsensbildung, Konfliktlösung. 
• Aufdeckung der Potentiale der Region. 
• Initiierung von ökologischen Entwicklungsprozessen. 
• Stärkung des regionalen Bewußtseins. 
• Förderung der weichen Standortfaktoren. 
• Projektmanagement. 
• Fördermittelberatung und –management. 
• Wissenstransfer in ausgewählten Feldern. 
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3.3 Zusammenhang zur Agenda 21 
 
In seiner Zielsetzung und Vorgehensweise hat das Modellprojekt sehr große Ähnlichkeit mit den Prozes-
sen bei der Erstellung einer Lokalen Agenda 21. Es legt dabei den Schwerpunkt bewußt auf die ökologi-
schen Zielsetzungen, auch wenn ökonomische und soziale Fragestellungen mit bedacht werden. Es wird 
angestrebt, den Prozeß der Integration der Akteure im Umweltschutz in ein Gesamtkonzept der Lokalen 
Agenda 21 der Landkreise einzubinden, bzw. eine Verknüpfung zu den Lokalen Agenden in einzelnen 
Städten der Landkreise herzustellen. 
 
Im Unterschied zu vielen Agenda-Prozessen wird mit der Vernetzung anhand konkreter Projekte begon-
nen, um zuerst die Zusammenarbeit der Akteure in diesem Handlungsfeld zu stärken. Hierin wird eine 
Voraussetzung für eine langfristige Implementierung der ökologischen Zielsetzungen gesehen. 
 
In allen Modellandkreisen spielt die Agenda 21 eine Rolle. Das Projekt Integrierte Umweltberatung stellt 
dabei entweder den Ausgangspunkt oder einen wichtigen Baustein dar. In Tabelle 4 sind die Agenda 21-
relevanten Aktivitäten der Modelllandkreise zusammengefaßt. 
 
Eine noch darüber hinausgehende Weiterentwicklung erfolgt im Kreis Neuss. Das Projekt mündete neben 
der Beibehaltung des Umwelt-Netzwerkes in ein Kreisentwicklungskonzept (KEK) unter Einschluß der 
Lokalen Agenda (Kreisagenda). Gleichzeitig erfolgte ein Übergang der Trägerschaft vom Umweltdezer-
nat zur Entwicklungsplanung des Landkreises. 
 
Diese Beispiele zeigen, daß es sich lohnt, die im Projekt geschaffenen Strukturen und Arbeiten nicht ab-
zubrechen, sondern konstruktiv weiterzuführen, im Interesse und zum Wohle der Landkreise. 
 
 
4 Schlußfolgerungen 
 
Ansätze der Agenda 21 
 
Der Ansatz des Modellprojektes "Integrierte Umweltberatung" hat sich als praxisorientierte Herange-
hensweise zur Förderung der nachhaltigen Entwicklung bewährt. Es konnten nicht nur im ökologischen 
Bereich Fortschritte erzielt werden, sondern zumindest punktuell eine Verknüpfung mit ökonomischen 
und sozialen Zielen hergestellt werden. Die Landkreise, die den Ansatz erprobt haben, sehen darin über-
wiegend einen Ausgangspunkt zu einer Agenda 21 auf Ebene des Landkreises. Wie die Agenda 21 letzt-
endlich aussehen wird, richtet sich nach den jeweiligen Ausgangsbedingungen. Das Spektrum reicht von 
der Verknüpfung von einzelnen Projekten als Bausteine einer Agenda 21 bis hin zu einer Verknüpfung 
der Ziele der Agenda 21 mit dem Kreisentwicklungskonzept bzw. deren Verankerung in der Hauptsat-
zung des Landkreises. 
 
Für die Umsetzung der Agenda 21 auf Ebene der Landkreise (Regionen) lassen sich folgende Varianten 
darstellen: 
• Konzentration auf regionale (überörtliche) Felder. 
• Ansprache insbesondere der gesellschaftlichen Institutionen und der Wirtschaft. 
• Generelle Beförderung eines "partizipartorischen Klimas". 
• Erfahrungsaustausch und Unterstützung der Agenda-21-Prozesse in den Städten und Gemeinden. 
• Nutzen der Agenda 21, um Aufmerksamkeit auf relevante Themen zu lenken. 
• Kopplung der Ziele der Agenda 21 mit langfristiger Kreisentwicklung. 
• Verfolgung eines bausteinartigen Konzepts, um mit dem Rückhalt positiver Erfahrungen weitergehen 

zu können. 
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Tabelle 4 Agenda 21-relevante Aktivitäten 
 

Landkreis Beschlüsse und bisherige Aktivitäten 
Nordwestmecklenburg • Erste Überlegungen und Konzepte zur Umsetzung in Verwaltung. 

• IUB als ein möglicher Baustein einer Agenda 21. 
Ostprignitz-Ruppin • Zusammenarbeit zur Agenda 21 mit anderen Arbeitsfeldern im BUFZ. 

• Neuruppiner Agenda 21. 
• Brundtlandstadt Rheinsberg 

Lüchow-Dannenberg • Kreistagsbeschluß zur Agenda 21. 
• Eine halbe Stelle für Agenda-Beauftragte. 
• Enge Zusammenarbeit mit Projekt IUB. 
• Konkrete Projekte im Rahmen der Agenda 21 z. B. zu den Feldern Regional-

entwicklung, Frauen, etc. 
Wittenberg • Lokale Agenda 21 als Summe mehrerer Bausteine, u.a. die Integrierte Um-

weltberatung. 
Altenburger Land  • Auftrag des Kreistages an Verwaltung, einen Vorschlag zur Umsetzung der 

Agenda 21 zu machen. 
• Projekt wird als Ausgangspunkt für Agenda 21 Aktivitäten gesehen. 
• Nachfragen von benachbarten Landkreisen nach Ansatz in ABG. 

Vogtland • Leitfaden für LA 21. 
• Beschluß zur Aufstellung einer Agenda 21 angestrebt. 

Unna • Beschluß zur Durchführung eines Agenda-Prozesses auf Kreisebene. 
• Agenda-Büro mit zwei Stellen. 
• Einjähriger Konsultationsprozeß in sechs Themenfeldern. 
• Beobachtung des Prozesses durch IUB. 

Neuss • Gastgebender Landkreis für Workshop der Projektleitung zur Agenda 21 in 
Landkreisen. 

• Große Informationsveranstaltung zur Agenda 21 vom Umwelt-Netzwerk. 
• Agenda-Beschluß in Verbindung mit dem Auftrag an Verwaltung, ein Kreis-

entwicklungskonzept zu erstellen. 
Mayen-Koblenz • Bisher keine offiziellen Aktivitäten unter Begriff Agenda 21. 
Ravensburg • Erstellung einer Handlungshilfe für Gemeinden. 

• Vorträge zur LA 21 in Gemeinden / Kreisen. 
 
 
 
Kommunikation 
 
Das Projekt zeigt, daß mit dem zielgerichteten Einsatz kommunikativer Mittel eine Aktivierung von Ak-
teuren und ein hohes Maß an ehrenamtlichem Engagement erreicht werden kann. Eine wichtige Voraus-
setzung dafür ist, daß die Verantwortlichen - in diesem Fall die Landkreisspitze - einen Rahmen für die 
Strukturierung des Prozesses bereitstellen und das Versprechen abgeben, sich auf der politischen Ebene 
mit den entstehenden Projektideen zu beschäftigen. 
 
 
Vielfalt an Formen 
 
Schon in der bisherigen Projektlaufzeit zeichnet sich ab, daß es Sinn macht, je nach regionalen Rahmen-
bedingungen den Grundansatz des Projektes entsprechend anzupassen. Die aufgeführten Formen zur Ko-
operation und Vernetzung sind in dieser Hinsicht als Instrumentenbaukasten zu verstehen. Den Verant-
wortlichen für den Prozeß kommt damit die Aufgabe zu, mit einem geschickten Prozeßmanagement das 
Projekt zu steuern und die Ziele zu erreichen. 
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Politische Verankerung 
 
Als wesentliche Rahmenbedingungen eines erfolgreichen Prozeßverlaufs ist die Absicherung in den poli-
tischen Gremien und die Einbindung der Verantwortlichen. Hierfür ist es wichtig, geeignete Gremien 
(Steuerungsgruppe, Beirat) vorzusehen. Eine solche Absicherung hat zweierlei Wirkung. Zum einen kann 
damit dem Vorhaben von Anfang an eine hohe (regionalpolitische) Bedeutung gegeben werden. Dies ist 
eine Voraussetzung, um einen breiten Akteurskreis ansprechen zu können. Im Laufe des Prozesses wird 
zum anderen die Frage der Umsetzung entstehender Projektideen in allen Arbeitskreisen auftauchen. Um 
die Motivation zur Weiterarbeit aufrecht zu erhalten, sind an dieser Stelle Stellungnahmen der Entschei-
dungsgremien des Landkreises erforderlich. 
 
 
Einflußfaktoren 
 
Für alle Teilnehmer des Projektes ist es im bisherigen Verlauf deutlich geworden, daß der Erfolg dieser 
Herangehensweise von einer Vielzahl von Faktoren abhängt. Dies verlangt von den Verantwortlichen und 
Beteiligten ein flexibles Vorgehen und eine grundsätzliche Offenheit für neue Entwicklungen. Nach den 
bisherigen Erfahrungen spielen die in Abbildung 1 dargestellten Gesichtspunkte eine Rolle. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Abb. 1  Einflußfaktoren 
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Einbeziehung der Wirtschaft 
 
Die Einbeziehung der Wirtschaft erfordert eine besondere Herangehensweise. Wichtige Multiplikatoren 
sind die jeweiligen Verbände. Insbesondere Betriebe werden nur dann für eine Teilnahme zu gewinnen 
sein, wenn der konkrete Nutzen des Prozesses klar ist. 
 
Gesichtspunkte bei der Ansprache der Wirtschaft: 
• Auf professionelle Strukturen und Behandlung konkreter Themen achten. 
• Keine langen Grundsatzdiskussionen, sondern umgehend ergebnisorientiert vorgehen. 
• Einbeziehen von Verbänden wie IHK, Handwerkskammer, Landwirtschaftskammer, Innungen usw. 
• Spezielle Veranstaltungen für die Wirtschaft anbieten. 
• Kooperation z.B. mit Wirtschaftsförderungsgesellschaften. 
 
Beispiele für Einbeziehung der Wirtschaft im Projekt IUB sind: 
• Regionale Messe von Firmen mit Umweltprodukten. 
• Musteranlage für Schwimmstege an Brandenburgischer Seenplatte. 
• Modellregion regenerative Energieversorgung (mit Biomasse, etc.). 
• Förderung von Umweltmanagement in Betrieben. 
• Förderung der regionalen Vermarktung in der Landwirtschaft. 
• Nutzung von Holz als Energieträger und im Hausbau. 
• Mustersiedlungen für ökologisch bauen, energiebewußt wohnen. 
 
 
Ausblick 
 
Der Ansatz der "Integrierte Umweltberatung" hat in den beteiligten Landkreisen schon nach gut der 
Hälfte der Projektlaufzeit bewiesen, daß damit die Bewältigung der Zukunftsaufgaben unterstützt werden 
kann. Je nach den Rahmenbedingungen und den eingesetzten Ressourcen konnte mit dem Projekt ein 
bedeutender Beitrag zur ökologischen Entwicklung der Landkreise geleistet werden. In den meisten bear-
beiteten Handlungsfeldern sind damit gleichzeitig ökonomische Effekte verbunden, z.B. die Schaffung 
oder Sicherung von Arbeitsplätzen, die Realisierung einer wachsenden Wertschöpfung in der Region, die 
Nutzung und Förderung regionaler Ressourcen etc.  
 
In der Betrachtungsebene des globalen Wettbewerbes unter den Regionen Deutschlands kann der Pro-
jektansatz damit einen Beitrag zur Verbesserung der Ausgangslage der Landkreise leisten. Zu nennen 
sind hier: 
• Verbesserung des Image als ökologische und aktive Region. 
• Verbesserung der Ausgangsbedingungen für die Beantragung von Fördermitteln. 
• Förderung von Innovation und Entwicklung. 
• Aktivierung der endogenen Potentiale. 
• Weiterentwicklung der politischen Kultur. 
 
Im Rahmen der verbleibenden Projektlaufzeit wird Gelegenheit bestehen, diese Punkte weiter zu konkre-
tisieren. Den Verantwortlichen kommt dabei die Aufgabe zu, dem Projekt die notwendige Bedeutung im 
Landkreis zu sichern. Die regionalen Koordinatoren müssen Aktivitäten bündeln und die Umsetzung or-
ganisieren. Die beteiligten Akteure können durch ein aktives Einbringen den Weg mitbestimmen.  
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Der Runde Tisch zur nachhaltigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg: 
Beispiel für eine lernende Organisation 
 
B. Günther, E. O. Müller 
 
 
 
 
1 Perspektiven für eine regionale Agenda: Diskurs als länderübergreifende Aufgabe 
 
Der ”Runde Tisch zur Nachhaltigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg” hat sich als ein Akteurs-
netzwerk mit eigenständigen Aufgabenprofil und Arbeitsformen entwickelt und ist damit ein Partner für 
weitere Agenda-Akteure und Prozessbeteiligte in Berlin und Brandenburg geworden (vgl. Koordinations-
büro des Runden Tisches, 1999a).  
 
Da aufgrund der unterschiedlichen Strukturen und Entwicklungen der Agenda-Prozesse in Berlin und in 
Brandenburg davon auszugehen ist, dass die Arbeit des Runden Tisches auch bei aktiven Agenda-Akteu-
ren im Land Brandenburg noch nicht so bekannt ist, soll mit den nachfolgenden Ausführungen zu einem 
Informations- und Erfahrungsaustausch beigetragen werden.  
 
Nimmt man das Integrations- und Partizipationsgebot der Agenda 21 ernst, so kann die Entwicklung von 
Leitlinien, der Entwurf von Programmen zu ihrer Konkretisierung sowie die Entwicklung von Projekten 
und Maßnahmen in unserer Gesellschaft letztlich nur im Zuge von diskursiven Prozessen mit den Men-
schen vor Ort und in den Regionen in enger Anbindung an die legitimierten Entscheidungsträger erfolgen, 
ergänzt und begleitet von übergreifenden landesweiten und nationalen Bemühungen. Auch ein internatio-
naler Austausch ist zur Erweiterung der lokalen Perspektiven geboten.  
 
Der Lokal- bzw. Regionalbezug ermöglicht bei aller Komplexität des Anspruchs die Orientierung auf 
einen zunächst überschaubaren Gestaltungsraum. Die Menschen sind Experten ihres Umfeldes, sie kön-
nen sich mit den Aufgaben und Ergebnissen eines lokal oder regional ausgerichteten Agenda-Prozesses 
identifizieren. Wie die Erfahrungen zeigen, sind Agenda-Prozesse am ehesten auf lokaler, d.h. kommu-
naler oder bezirklicher Ebene in Gang gekommen, kaum auf nationaler Ebene und nur zögerlich auf der 
Ebene der Länder und Regionen.  
 
Auch die Gründung des Runden Tisches zur Nachhaltigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg ist 
den genannten Zielsetzungen verpflichtet. Er verfolgt bewußt einen regionalen Ansatz, indem er Berliner 
und Brandenburger Belange strategisch zusammendenkt, selbst wenn die Länderfusion 1996 politisch 
keine Mehrheit fand. Er greift Themen, Fragestellungen und Aspekte auf, die nicht allein das Land Berlin, 
einzelne Berliner Bezirke, Brandenburger Kommunen oder Landkreise betreffen, sondern ein übergrei-
fendes Zusammenwirken erfordern. Bemühungen um eine nachhaltige Entwicklung der Großstadt Berlin 
lassen sich nicht auf das Stadtgebiet allein beschränken. Die Entwicklungen im Flächenland Brandenburg 
werden in vielfältiger Weise durch die Metropole Berlin beeinflußt. Beispielsweise ist für Fragen der 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung, der Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage, der Naherholung oder der 
Nahrungsmittelversorgung eine Abstimmung und Zusammenarbeit erforderlich, die durch die bereits 
bestehenden offiziellen Länderkontakte und übergreifend arbeitenden Gremien nur zum Teil geleistet 
wird.  
 
Daher stößt eine Eingrenzung der Perspektive auf den engeren Verflechtungsraum Berlin-Brandenburgs 
vor allem bei den diesbezüglich befragten Brandenburger Akteuren auf Ablehnung (vgl. Enquetekommis-
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sion des Abgeordnetenhauses von Berlin, 1999). Der räumliche Bezug sollte sich bei den Aktivitäten des 
Runden Tisches aus dem jeweiligen Thema bzw. Handlungsfeld herleiten. Der Runde Tisch handelt sich 
damit sowohl die Schwierigkeit als auch die Chance ein, administrative Grenzen zu überschreiten und 
eine Metropolenregion sowie einen Raum einzubeziehen, dessen strukturelle Unterschiede im europäi-
schen Raum zu den größten zählen.  
 
 
2 Der Runde Tisch als intermediäre Institution: Selbstverständnis, Zusammensetzung und  

Arbeitsstrukturen des Runden Tisches 
 
2.1 Konstituierung des Innenkreises, Mitwirkungsmöglichkeiten im Außenkreis  
 
Erste Überlegungen zur Gründung eines Runden Tisches zur nachhaltigen Entwicklung wurden bereits 
zum Jahreswechsel 1995/96 angestellt. Den Initiatoren - bestehend aus der Stiftung MITARBEIT, dem 
Berliner Haus der Demokratie, der Evangelischen Akademie Berlin/Brandenburg, dem Bundesverband 
Junger Unternehmer, dem BUND und der Grünen Liga e.V. – ging es vor allem um zwei Aspekte: die 
Wiederbelebung des Modells des Runden Tisches, welches in der Endphase der DDR große Bedeutung 
erlangt hatte, und die Anwendung dieses Beteiligungs- und Diskursmodells auf das Konzept einer nach-
haltigen Entwicklung.  
 
Der Runde Tisch soll vor dem Hintergrund des in der Agenda 21 angemahnten gesellschaftlichen Konsul-
tationsprozesses  
• den Dialog zwischen den verschiedenen Interessengruppen in der Region Berlin-Brandenburg fördern, 
• zu inhaltlichen Themen gesamtgesellschaftlich tragfähige Lösungskonzepte erarbeiten und beraten, 
• Kooperationsprojekte benennen und auf den Weg bringen sowie 
• Entscheidungshilfen für die parlamentarische und andere entscheidungsrelevante Ebenen wie auch 

für die beteiligten Organisationen in Berlin und Brandenburg erarbeiten.  
 
Der Runde Tisch strebt eine möglichst große praktisch und politisch wirksame Außenwirkung an. Die am 
Runden Tisch erarbeiteten Verfahrens- bzw. inhaltlichen Vorschläge zur Realisierung einer nachhaltigen 
Entwicklung und zum Umgang mit den damit einhergehenden Interessenskonflikten sollen in unter-
schiedlicher Weise umgesetzt werden: 
• Selbstverpflichtungen der vertretenen Interessengruppen durch Konsens bzw. - falls erforderlich - 

differenzierte Meinungsbilder. 
• Aufbau von Kooperationsbeziehungen und Einrichtung von Strategie- und Projektverbünden. 
• Einflußnahme auf die formelle Ebene (Parlamente, Verwaltungen, Institutionen etc.), z.B. durch 

Entsendung von Beauftragten als ständige Vertreter in die Beiräte und Kommissionen oder durch 
Anhörung in den formellen Gremien (Parlament und Verwaltung) der beiden Länder.  

• Umsetzungsbegleitung: Der Runde Tisch hat sich vorgenommen, die von ihm ins Leben gerufenen 
Projekte und Lösungsvorschläge auch in ihrer Realisierungsphase als beratende Instanz zu begleiten. 

• Information nach außen: Die Ergebnisse des Runden Tisches sollen kommuniziert und soweit sinn-
voll auch der breiten Öffentlichkeit über die Medien vermittelt werden. 

 
 
Um den Prozess des Runden Tisches in Gang zu setzen, war zunächst eine Sondierungsphase notwen-
dig, in deren Verlauf umfangreiche Vorverhandlungen und motivierende Gespräche geführt wurden. Sie 
diente u. a. der Verständigung über die Aufgaben, das Selbstverständnis, die Arbeitsweise sowie der Zu-
sammensetzung der Beteiligten des Runden Tisches. Dabei wurde eine annähernd paritätische Reprä-
sentanz zwischen den gesellschaftlichen Interessengruppen, aber auch bezüglich der Brandenburger und 
Berliner Akteure angestrebt. Diese Punkte wurden in einer Vereinbarung festgehalten. 
 
Am 17. Juni 1997 wurde der Runde Tisch offiziell gegründet, Abbildung 1 gibt einen Überblick über die 
Struktur. Seine Einrichtung wurde vom Berliner Umweltsenator sowie vom Brandenburger  
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Die Struktur des Runden Tisches zur Nachhaltigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg im Überblick
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Abb. 1  Struktur des Runden Tisches zur nachhaltigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg 
 
 
 
 
Umweltminister ausdrücklich begrüßt. Der Runde Tisch versteht sich als ein Akteursnetzwerk, in dem 40 
Vertreter/-innen gesellschaftlicher Gruppen aus verschiedenen Handlungsfeldern, mit unterschiedlichen 
Interessen, Strategien und Alltagspraktiken im sogenannten Innenkreis, dem Plenum des Runden Tisches, 
aufeinandertreffen. Das bringt für die Teilnehmer/-innen die Anforderung mit sich, ihre Belange zu einer 
Vielzahl anderer ins Verhältnis zu setzen und nach Synergien und Kompromißlösungen zu suchen. Im 
Rahmen einer derart ”lernenden Organisation” entwickeln sich Chancen, gemeinsame Strategien und 
Vorhaben für eine nachhaltige Entwicklung zu entdecken und sie mit mehr Kompetenz, Durchsetzungs-
vermögen und einer breiteren gesellschaftlichen Akzeptanz realisieren zu können.  
 
Die Begrenzung auf 40 Mitwirkende im Innenkreis, von denen ca. 30 mehr oder weniger regelmäßig an 
den Plenumssitzungen teilnehmen, hat vor allem arbeitstechnische Gründe. Um auch weiteren Interes-
sierten, z. B. aus politischen Parteien (die im Innenkreis bewußt nicht vertreten sind) und anderen gesell-
schaftlichen Gruppen, bezirklichen oder kommunalen Agenda-Akteuren die Möglichkeit zu geben, an den 
Sitzungen des Runden Tisches teilzunehmen, sind diese als Gäste im "Außenkreis" gern willkommen: 
eine Möglichkeit, die zunehmend auch durch Brandenburger Akteure genutzt wird. 
 
 
2.2 Schirmpersonen des Runden Tisches 
 
Im Zuge der Konstituierung des Runden Tisches konnten zwei Schirmpersonen gewonnen werden, die 
die heutige und künftige Generationen und damit das Konzept der nachhaltigen Entwicklung auch in die-
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ser Form repräsentieren: Prof. Dr. Heinrich Frh. von Lersner als ehemaliger Präsident des Umweltbun-
desamtes und Katharina Rohn, eine umwelt- und entwicklungspolitisch engagierte Jugendliche.  
 
 
2.3 Trägerschaft des Runden Tisches  
 
Die formale Trägerschaft des Runden Tisches hat bislang die Stiftung MITARBEIT übernommen, die vor 
allem Projekte der Bürgermitarbeit in ihren Startphasen unterstützt. Ihre Berliner Kontakt- und Bera-
tungsstelle für die neuen Bundesländer hat bereits die Sondierungsphase konzeptionell und organisato-
risch mitgetragen, nicht zuletzt durch finanzielle Zuwendungen für die notwendigsten Büromittel und die 
Bereitstellung einer Büroinfrastruktur. Sie diente als Anlaufstelle für Anfragen und ermöglicht die Bean-
tragung und Abwicklung von Zuwendungen, Werk- und Arbeitsverträgen. Die Berliner Kontaktstelle der 
Stiftung wird auch weiterhin den Runden-Tisch-Prozess mitgestalten, jedoch die Trägerschaft voraus-
sichtlich im Jahr 2000 abgeben. Eine neue Form der Trägerschaft wird zur Zeit beraten. Der Runde Tisch 
konnte mit günstigen Konditionen Büro- und Veranstaltungsräume im Haus der Demokratie nutzen. Be-
dingt durch den Verkauf des Hauses zieht das Koordinationsbüro im Herbst 1999 um. 
 
 
2.4 Stategische Gestaltung und organisatorische Betreuung des Runden-Tisch-Prozesses  

durch das Koordinationsbüro und den Erweiterten Vorbereitungskreis 
 
Der Prozess des Runden Tisches bedarf einer kontinuierlichen Betreuung. Die inhaltliche und organi-
satorische Betreuung des Runden Tisches durch ein vierköpfiges Koordinationsteam erfolgte zunächst 
ausschließlich ehrenamtlich. Am Jahresende 1997 konnte durch eine erstmalige Bereitstellung finanzieller 
Mittel durch die Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Umweltschutz und Technologie eine 
studentische Honorarkraft stundenweise für die dringendsten organisatorischen Arbeiten im Umfeld der 
RT-Sitzungen beschäftigt werden. Im Juli 1998 erhielt der Runde Tisch einen Teil der erforderlichen 
Sach- und Honorarmittel, um das inzwischen gewachsene Vorhaben sowohl inhaltlich als auch organisa-
torisch professioneller begleiten zu können. Seit Beginn 1999 ist das Koordinationsbüro regelmäßig durch 
zwei Mitarbeiter/-innen besetzt, die auf der Basis einer befristeten SAM-Förderung (Strukturanpassungs-
maßnahme des Arbeitsamtes) das Koordinationsteam verstärken.  
Anfang 1997 wurde ein "erweiterte Vorbereitungskreis" eingerichtet, in den besonders engagierte Teil-
nehmer/-innen des Innenkreises ihre jeweiligen Sichtweisen und Zielstellungen bezüglich der strategi-
schen Ausrichtung der Arbeit des Runden Tisches insgesamt einbringen. Der Erweiterte Vorbereitungs-
kreis ist das Steuerungsgremium und Rückkopplungsinstrument für die Auswahl der Arbeitsinhalte und 
die Form ihrer Bearbeitung.  
 
 
2.5 Inhaltliche Arbeit in Fachrunden und Arbeitsgruppen 
 
Wie in anderen Agenda-Prozessen auch, ist der Innenkreis als Plenum des Runden Tisches überwiegend 
ein Informations- und Abstimmungsgremium. Die inhaltliche Arbeit findet in thematisch orientierten 
Fachrunden und Arbeitsgruppen statt, die sich aus Mitgliedern des Plenums des Runden Tisches sowie 
aus weiteren themenbezogenen Fachleuten zusammensetzen. Angestrebt wird auch hierbei die Einbin-
dung verschiedener Interessengruppen und Fachperspektiven. Für die sachkundige Bearbeitung inhaltli-
cher Themen wurden bislang drei Fachrunden eingerichtet:  
 
•  Die Fachrunde Flächenmanagement will umsetzungsorientierte Strategien für eine nachhaltige 

Siedlungsentwicklung in der Region aufzeigen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Verringerung 
der Flächeninanspruchnahme durch den Wohnungsbau, insbesondere für Wohnformen “im Grünen”. 
Durch die Veranstaltungsreihe “Wohnen im Grünen – drinnen oder draußen?” wurden relevante 
Akteure zur Diskussion über Chancen und Hindernisse einer mit Nachhaltigkeit vereinbaren Weise 
des “Wohnens im Grünen” zusammengeführt und angestrebt, gemeinsam getragene Strategien für 
ein nachhaltiges Flächenmanagement herauszuarbeiten. Am Ende der fünfteiligen Reihe hielten es 
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die Teilnehmer/-innen für sinnvoll, die Positionen in einem zusammenfassenden Standpunktpapier 
darzustellen. Dabei sollen auch die strittigen Punkte mit ihren unterschiedlichen Einschätzungen do-
kumentiert werden. Aus übereinstimmenden Problem- und Zielbeschreibungen sollen Empfehlungen 
an die verschiedenen Akteure des Handlungsfeldes dargelegt werden. Schließlich soll dieses Papier 
“Standpunkte und Handlungsempfehlungen zur Suburbanisierung und Flächeninanspruchnahme 
durch gartenbezogene Wohnformen in Berlin und Brandenburg” einigen weiteren Experten mit der 
Bitte zugesandt werden, im Rahmen eines Workshops hierzu Stellung zu beziehen. Nach Auswer-
tung des Workshops und Ergänzung des Standpunktpapiers durch die Stellungnahmen der Experten 
ist die Publikation einer Broschüre vorgesehen, in der auch die Beiträge der Veranstaltungsreihe 
dargelegt werden sollen. 

 
•  Die Fachrunde Ernährung des Runden Tisches, in der Brandenburger und Berliner Experten zu-

sammenarbeiten, befaßt sich mit dem Aufbau von Vermarktungsstrukturen für den Verkauf land-
wirtschaftlicher Produkte aus Brandenburg in Berlin. Hierzu wurden zunächst Chancen und Hemm-
nisse dieser Zielstellung analysiert, Kontakte zu Akteuren in Berlin und Brandenburg aufgebaut so-
wie Anknüpfungspunkte für eine Ausweitung und Vertiefung der Zusammenarbeit beraten. Zukünf-
tig sollen verstärkt eine Vernetzung der Akteure sowie konkrete Projekte und Vereinbarungen ange-
strebt werden. Ein Merkmal fast aller Bemühungen für nachhaltige Entwicklung im Bereich der 
Landwirtschaft ist deren relative Isoliertheit: Die beteiligten Initiativen und Institutionen wissen 
kaum etwas voneinander. Die Fachrunde Ernährung strebt daher folgende Aktivitäten an: 
•  Kommunikation herstellen: Durch ein Infoblatt über ausgewählte Initiativen und über wichtige 

Anfragen im Ernährungsumfeld soll ein gegenseitiges Wahrnehmen und Kontaktieren der bis-
lang nebeneinander her agierenden Szene und eine Information der Verbraucher gefördert wer-
den;  

•  Information zugänglich machen: Erstellung bzw. Erweiterung einer Datenbank (Info-Datei) mit 
einschlägigen Informationen zu nachhaltigen Initiativen im Bereich Ernährung; Ziel: die 
Schwachstellen in punkto Nachhaltigkeit aufspüren und in geeigneten Zusammenhängen nach 
Abhilfe suchen; 

•  Projekte fördern: Initiierung des Projekts "Regionale Ernährungswirtschaft" und Beteiligung an 
der vom Runden Tisch geplanten Projektbörse; erwogen wird darüber hinaus die Durchführung 
eines Ernährungskongresses in Berlin oder einer anderen Stadt. 

 
•  Die Fachrunde Energie und Beschäftigung hat zum Ziel, Veranstaltungen durchzuführen und 

Projekte zu initiieren, die Maßnahmen der Energieeinsparung und Energieeffizienz in Berlin und 
Brandenburg fördern. Dabei sollen insbesondere Potentiale des Handwerks und der klein- und mit-
telständischen Betriebe stärker genutzt werden, um dadurch vermehrt Arbeitsplätze zu schaffen. Das 
erste Vorhaben der Fachrunde Energie und Beschäftigung war das Projekt “Erfolgreiches Energie-
management in Industrie und Gewerbe”, welches Impulse für kleine und mittlere Unternehmen ini-
tiieren soll. Schwerpunktthemen der Fachrunde waren bislang: 

 
• Zusammenhänge zwischen Energie- und Beschäftigungspolitik,  
• Handwerk und Energieeinsparung,  
• Gestaltung des Berliner Landesenergieprogramms, zu der die Fachrunde eine Stellungnahme ab-

gegeben hat, sowie die  
• energetische Altbausanierung. 

 
Die Fachrunde “Energie und Beschäftigung” wird sich weiterhin mit den Chancen und Problemen des 
liberalisierten Strommarktes für eine nachhaltige Entwicklung der Region auseinandersetzen. 

 
Zukünftig soll die Breitenwirkung der Fachrundenarbeit – insbesondere im Hinblick auf die jeweiligen 
Fachöffentlichkeiten – verstärkt werden. Hierzu sollen Standpunktpapiere erarbeitet und veröffentlicht 
bzw. Fachtagungen/Workshops organisiert werden. Die Einrichtung weiterer Fachrunden ist bei entspre-
chender Nachfrage, engagierter Mitwirkung und Finanzierungssicherheit möglich. 
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Um das Tätigkeitsprofil des Runden Tisches auf eine solide Grundlage zu stellen, wurde Anfang 1998 
eine Fragebogenaktion in Zusammenarbeit mit dem Wissenschaftszentrum Berlin (WZB) zur Auf-
gabendefinition und zur Grundmotivation der Beteiligten durchgeführt. Mit Hilfe einer wissenschaft-
lich betreuten Befragung der Mitglieder des Runden Tisches Anfang 1998 über ihre Motivation und ihr 
gemeinsames Selbstverständnis befragt. In der Auswertungsdiskussion legte der Runde Tisch zusammen-
gefaßt drei Aufgabenfelder fest: 

1. Die Konkretisierung von Leitbildern einer nachhaltigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg 
2. Die Generierung und Förderung von exemplarischen Projekten nach gemeinsam entwickelten 

Kriterien 
3. Die Propagierung der Strategie einer nachhaltigen Entwicklung und die Unterstützung entspre-

chender Initiativen und Projekte in Berlin-Brandenburg. 
 
Entsprechend diesen Aufgabenfeldern wurden im Mai 1998 die Arbeitsgruppen ”Perspektive Nachhaltig-
keit/Leitbilder”, ”Nachhaltigkeitskriterien” und ”Projektentwicklung” eingerichtet. 
 
•  In einer Arbeitsgruppe “Perspektive Nachhaltigkeit” soll ein übergreifendes Leitbild für eine 

zukunftsfähige Region entwickelt werden. Ein solches Leitbild sollte themen- und akteursspezifisch 
ausdifferenziert werden und einen engen Bezug zu Fragen der Lebensqualität und zu sozialen Pro-
blemen erreichen. Die Entwicklung eines Leitbildes für die Region Berlin-Brandenburg kann nur 
unter Beteiligung gesellschaftlicher Akteure erarbeitet, abgestimmt und flexibel fortgeschrieben 
werden. Die AG kooperiert mit der Arbeitsgruppe “Nachhaltigkeitskriterien”, die sich zur Auf-
gabe gemacht hat, operationalisierbare Zielvorgaben für eine nachhaltige Entwicklung zu erarbeiten. 

 
•  Die Arbeitsgruppe “Projektentwicklung” werden Ideen für Nachhaltigkeitsprojekte des Runden 

Tisches zusammengetragen und Vorschläge gesammelt, wie Projektideen weiter konkretisiert und 
die vielfältige Zusammensetzung und Vernetzung des Runden Tisches hierfür genutzt werden 
könnten. Als wichtigstes Vorhaben wird von der AG zur Zeit die konzeptionelle Vorbereitung einer 
“Projektbörse Nachhaltigkeit” vorangebracht.  

 
 
2.6 Open Space-Veranstaltung “Neue Arbeit für ein zukunftsfähiges Berlin-Brandenburg” 
 
Das Thema "Arbeit und Beschäftigung" ist für eine nachhaltige Entwicklung der Region von besonderer 
Bedeutung. Das Koordinationsteam schlug daher dem Erweiterten Vorbereitungskreis vor, hierzu eine 
Veranstaltung vorzubereiten. Dabei sollte die Zielgruppe themenbezogen über die Mitglieder des Runden 
Tisches hinaus erweitert und ein anderer methodischer Rahmen gewählt werden. Es wurde sorgfältig und 
im Austausch mit moderationserfahrenen Kolleg/-innen aus anderen Städten und Arbeitszusammenhän-
gen recherchiert, welche Veranstaltungsform bezogen auf Thematik und Zielsetzungen der Veranstaltung 
angemessen und zielführend sein könnte. Auch die Akzeptanz seitens der angestrebten Zielgruppen, u. a. 
Entscheidungsträger/-innen aus Wirtschaft, Verwaltung, Wissenschaft, Verbänden und Politik, war ein 
weiteres Auswahlkriterium. Schließlich wurde im März 1999 eine zweitägige Veranstaltung zum Thema 
”Neue Arbeit für ein zukunftsfähiges Berlin-Brandenburg” in Form eines Open Space angeboten. Es 
sollten Strategien, Projektideen und Kooperationen entwickelt werden anhand der Fragestellung: “Wel-
che wirtschaftlichen und sozialen Innovationen brauchen wir bis zum Jahr 2003, um die Erwerbs-
losigkeit in unserer Region deutlich zu verringern?” 
 
Die Methode, der Ablauf sowie die vorläufigen Ergebnisse sind ausführlich in der Broschüre ”Neue Ar-
beit für ein zukunftsfähiges Berlin und Brandenburg” beschrieben (vgl. Koodinationsbüro des Runden 
Tisches 1999b). Als ein Ergebnis dieser Open Space-Veranstaltung haben sich weitere Arbeitsgruppen 
gebildet, in denen Aktive aus Berlin und Brandenburg gemeinsam beraten, u. a. über Rahmenbedingun-
gen für neue Arbeitsstrategien, Möglichkeiten der "nachhaltigen" Qualifizierung sowie zu den Bedingun-
gen für die Einrichtung eines Nachhaltigkeitsfonds. 
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2.7 In Vorbereitung: Einrichtung eines Nachhaltigkeitsfonds 
 
Ein für die weitere Entwicklung des Agenda-Prozesses in der Region Berlin/Brandenburg im wahren 
Sinne des Wortes "förderliches" Ergebnis der Open Space-Konferenz im März 1999 ist die Entstehung 
einer Arbeitsgruppe "Nachhaltigkeit finanzieren" mit der Zielsetzung, einen "Nachhaltigkeitsfonds" ins 
Leben zu rufen. Der Zweck dieses Fonds soll u.a. darin bestehen, Risikokapital für nachhaltige Projekte 
zur Verfügung zu stellen, Bürgschaften für nachhaltige Projekte zu übernehmen sowie Hilfe zu leisten für 
Projekte, die einen "Eigenfinanzierungsanteil" nachweisen müssen. Dafür soll ein flexibles Modell des 
Erwerbs und der Weitergabe von Geldern entwickelt werden. 
 
 
2.8 Geplant: Projektbörse “Nachhaltigkeit” 
 
Damit die Ideen und Vorschläge aus den Fachrunden, den Arbeitsgruppen und weitere Anregungen aus 
dem Runden Tisch in konkrete Projekte und Vorhaben münden, ist für 1999/2000 eine Börse für "Nach-
haltigkeitsprojekte" für die Region Berlin-Brandenburg in Vorbereitung. Die Projektbörse soll in Form 
eines Wettbewerbs ausgestaltet werden, an dem sich alle "Nachhaltigkeitsakteure" - Bezirke, Gemeinden, 
Unternehmen, Organisationen und Einzelpersonen - beteiligen können. Ein Kriterium für erfolgreiche 
Projektideen kann deren länderübergreifende thematische Ausrichtung sowie die Kooperation von Akteu-
ren aus beiden Ländern sein. Die Projektbörse soll in drei Schritten realisiert werden: 
1. Einbringen, Diksussion und Zusammenführung von nachhaltigen Projekten, 
2. Anbahnung von Kooperationen zur Realisierung der Projekte, 
3. Auswahl und Begleitung von “Leitprojekten”. 
 
Mit der Projektbörse soll der - von vielen Akteuren geforderten - stärkeren Konzentration des Agenda-
Prozesses auf “konkrete Projekte” entsprochen werden. Obwohl von den eingereichten Projekten kon-
krete Vorteile für die Zukunftsgestaltung der Region zu erwarten sind, bestehen für die Anbahnung sol-
cher Vorhaben Finanzierungsvorbehalte insbesondere bei öffentlichen Geldgebern. Es zeigt sich, dass die 
Bereitstellung von - insgesamt knappen - Haushaltsmitteln zur Finanzierung von relativ ergebnisoffenen 
Prozessen auf große haushaltsrechtliche wie auch politische Hürden stößt - auch dann, wenn sie profes-
sionell durchgeplant und vorbereitet sind. 
 
 
2.9 Öffentlichkeitsarbeit, Präsentation und Kommunikation der RT-Arbeit 
 
Über die laufende Arbeit des Runden Tisches wird in den ”Berliner Briefen - Nachrichten zur Lokalen 
Agenda 21” berichtet. Darüber hinaus wurden bislang zwei Broschüren zur Arbeit des Runden Tisches 
veröffentlicht.  
Für die erste Phase der Arbeit des Runden Tisches wurde bewusst festgelegt, die Medien zu den jeweili-
gen Sitzungen nicht einzuladen. Ziel dieser Strategie war es, den entstehenden Dialog nicht durch die 
Anwesenheit von Pressevertreter/-innen zu einem reinen Austausch von Statements werden zu lassen, d. 
h. den informellen Charakter des Dialogs zu wahren - auch wenn dadurch der Bekanntheitsgrad der Run-
den Tisches zunächst geringer ausfallen sollte. In dem Maße, wie am Runden Tisch eine relativ vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit entwickelt wird und seine Fachrunden zu konkreten Arbeitsergebnissen kom-
men, bietet sich mittlerweile eine offensivere Pressestrategie an. Einen Anfang machte die Fachrunde 
"Energie und Beschäftigung", die auf der Sitzung am 11. Mai 1999 eine Stellungnahme zum Entwurf des 
Berliner Landesenergieprogramms präsentierte, deren Kernpunkte auch als Presseerklärung veröffentlicht 
wurden. 
 
Es wird zunehmend wichtiger, neben den ohnehin aktiven Akteuren auch die breite Öffentlichkeit über 
das Anliegen der Agneda 21 und die regionalen Aktivitäten zu informieren. Das Interesse der Medien an 
dem Thema bzw. an den Agenda 21-Prozessen ist jedoch erfahrungsgemäß nicht sehr ausgeprägt, wenn 
nicht besondere Aktionen prominent “verkauft” werden. Zukünftig sollen geeignete Strategien zur Ver-
breiterung der Öffentlichkeitsarbeit entwickelt werden. Auch die Einrichtung einer Internet-Homepage ist 
geplant. 
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3 Der Runde Tisch als lernende Organisation 
 
3.1 Steuerungs- und Arbeitsmethoden 
 
Das Partizipations- und Konsultationsanliegen in Agenda 21-Prozessen ist in der Regel vielschichtig. Die 
Agenda-Prozesse zeichnen sich dadurch aus, dass einerseits die Information und Befassung der breiten 
Öffentlichkeit mit Agenda-Themen angestrebt wird, andererseits fachliche Arbeit geleistet werden soll 
und muß. Die Beteiligten lassen sich auf einen gesellschaftlichen Such-, Entwicklungs- und Entschei-
dungsfindungsprozess ein, der unter inhaltlichen, politischen und kommunikativen Aspekten zwar höchst 
anspruchsvoll und interessant, über weite Strecken aber auch anstrengend und mit Interessenkonflikten 
sowie unbequemen Einsichten, Enttäuschungen usw. verbunden ist (vgl. Günther/Apel, 1998, S. 130ff). 
 
Die Entwicklung von Strategien und Handlungsoptionen erfolgt am Runden Tisch und in seinen Gremien 
stufenweise: Das Koordinationsteam wird in konzeptionellen Belangen und bei der Betreuung der RT-
Gremien unterstützt durch Mitglieder des Innenkreises. Im Erweiterterten Vorbereitungskreis, dem Steue-
rungsgremium des Runden Tisches, werden relativ offen Entwicklungsoptionen ausgetauscht, Kontrover-
sen ausgetragen und Handlungsstrategien herausgearbeitet. Wichtige Diskussionsstände, Fragen und Ar-
beitsaufträge werden, ebenso wie Sachstände aus den Fachrunden und Arbeitsgruppen, auf dieser Basis 
dem Innenkreis des Runden Tisches im Rahmen der Sitzungstermine zur Diskussion und Abstimmung 
vorlegt. Entsprechend werden im Arbeitsprozess selbst unterschiedliche Strukturen und Veranstaltungs-
formen ausgewählt, entwickelt und eingesetzt.  
 
Die Fachrunden und Arbeitsgruppen bestimmen im Rahmen des o. g. Selbstverständnisses des Runden 
Tisch-Prozesses ihre Arbeitsformen unter der Anleitung von Koordinator/-innen bislang weitgehend ei-
genständig. Es wird jedoch vom Koordinationsteam zukünftig neben einem verstärkten inhaltlichen Aus-
tausch auch eine stärkere Bündelung und Beratung bezogen auf Moderations- und Arbeitsformen ange-
strebt, um die Effektivität der inhaltlichen Arbeit sowie den Verbindlichkeitsgrad der Mitarbeit in den 
Gremien zu erhöhen. Dies soll unter Einbezug neuer Formen der gesellschaftlichen Kommunikation ge-
schehen, um Transparenz und Partizipation als Bedingungen für einen konstruktiven und ergebnisorien-
tierten Dialog zu ermöglichen.  
 
Der Innenkreis, d. h. das Plenum des Runden Tisches, tagt ca. viermal im Jahr und befaßt sich abhängig 
vom Verlauf des Gesamtprozesses in Berlin und Brandenburg mit unterschiedlichen Themenschwer-
punkten. Das Verfahren besteht aus einem offenen Diskurs, in dem Zielvorstellungen und konkrete Lö-
sungsvorschläge für verschiedene Aufgabenfelder eingebracht und ergebnisorientiert diskutiert werden. 
Es finden in der Regel keine formalen Abstimmungen statt, sondern vielmehr ein Prozess der Abstim-
mung untereinander mit dem Ziel einer Konsensfindung über Lösungsvorschläge. Die Gäste im Außen-
kreis des Runden Tisches werden je nach Thema und Arbeitsweise in Ad-hoc-Arbeitsgruppen und in die 
Diskussion des Innenkreises einbezogen. Da eine inhaltliche und personelle Kontinuität bei der Bearbei-
tung einzelner Themen oder Fragestellungen durch den Innenkreis notwendig ist, kann diese Arbeitsweise 
jedoch nicht die Regel sein.  
 
Im Rahmen der Plenumssitzungen der Runden Tisches wurden bislang  
•  themenspezifische Beiträge von Berliner und Brandenburger Akteuren aus Wissenschaft, 

Wirtschaft, Verwaltung und Nicht-Regierungsorganisationen in die Arbeit einbezogen, 
•  über die Arbeit der Fachrunden und der im Frühjahr 1998 eingerichteten thematischen Ar-

beitsgruppen informiert, 
•  Gastvorträge zu Agenda 21-Prozessen in anderen deutschen Großstädten angeboten (Hamburg 

und München), 
•  Kooperationen zwischen Akteuren angeregt und etabliert , 
•  eine Stellungnahme der Fachrunde ”Energie und Beschäftigung” zum Berliner Landesenergie-

programm verabschiedet, 
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•  konzeptionelle und inhaltliche Abstimmungen zur Durchführung einer Open Space - Veran-
staltung zum Thema ”Neue Arbeit für ein zukunftsfähiges Belin und Brandenburg” vorge-
nommen (vgl. Pkt. 2.6). 

 
Der Verlauf der Sitzungen belegte, dass eine Konzentration auf ein bis zwei inhaltliche Schwerpunkte, 
die Zeit und Raum für eine inhaltliche Befassung und Diskussion lassen, von den Teilnehmer/-innen be-
vorzugt wird. Es wird jedoch überlegt, zukünftig auch andere Veranstaltungsrahmen zu wählen. Der Er-
fahrungsaustausch mit Referenten aus anderen Städten trug dazu bei, die eigene Situation zu relativieren, 
sie realistischer einzuschätzen und das Interesse an Agenda 21-Prozessen zu intensivieren. 
 
Die Anforderungen an die Moderation des Rund-Tisch-Prozesses zeichnen sich durch unterschiedliche 
z.T. widersprüchliche Ansprüche aus. Einige Beteiligte - eher im ”Unternehmensbereich” angesiedelt - 
wünschen eine stärker ergebnisorientierte, straff geführte “konventionelle” Diskussionsleitung mit mög-
lichst schlichtem Visualisierungsaufwand. Andere sind stärker prozessorientiert und sehen eine Vielfalt 
von Arbeitsmethoden und Visualisierungstechniken als Notwendigkeit des gemeinsamen Arbeitens an. 
Gruppendynamisch schwierig wurde es vor allem im ersten Jahr der Zusammenarbeit immer dann, wenn 
diese verschiedenen inhaltlichen Ansprüche, Mentalitäten und Arbeitsstile unreflektiert aufeinandertrafen 
und die um Integration bemühten Beteiligten einschließlich der Moderation sozusagen im inhaltlich-orga-
nisatorischen Patt landeten.  
 
Anknüpfend an die Integrationsbemühungen der Vorbereitungsphase des Runden Tisches setzte ein ge-
meinsamer Lernprozess aller Beteiligten ein: Die Erfahrungen sowie die jeweiligen persönlichen und 
institutionell geprägten Ansprüche an die Arbeit des Runden Tisches wurden im Erweiterten Vorberei-
tungskreis thematisiert. In diesem Prozess wurden Vorschläge aus dem Kreis der Teilnehmer/-innen an 
das Koordinationsteam herangetragen und diskutiert, weitere erarbeitet und nach Möglichkeiten gesucht, 
mit denen die unterschiedlichen Erwartungen bezüglich Inhalten und Arbeitsformen produktiver mitein-
ander verbunden werden könnten. Um sowohl die inhaltlich ausgerichteten Ergebniserwartungen als auch 
die Wünsche an Diskussions- und Arbeitsstile möglichst umfangreich zu berücksichtigen, wurden fol-
gende Gestaltungselemente eingesetzt: 
 
• moderierte Plenumssitzungen,  
• Aufteilung des Plenums und Einrichtung von Ad-hoc-Arbeitsgruppen zur Einbindung interessierter 

Gäste des Außenkreises in die Arbeit des Runden Tisches, 
• Leitmoderation, z. T. unterstützt durch Ko-Moderation im Plenum, 
• Leitmoderation, themenbezogene Übernahme der Moderation einzelner Sitzungsblöcke durch Mit-

glieder des erweiterten Vorbereitungskreises, 
• Moderation von Ad-hoc-Arbeitsgruppen durch Mitglieder des Innenkreises, 
• Themenbezogene Vorträge und Impuls-Referate/Statements, 
• Visualisierung durch Folien, Metaplan, Flipcharts und Wandzeitungen sowie 
• Versand und Verteilung von (Tisch-)Vorlagen des Koordinationsteams, des erweiterten Vorberei-

tungskreises, der Fachrunden und Arbeitsgruppen sowie der Referent/-innen. 
 
Die Akzeptanz der eingesetzten Visualisierungsformen sowie ”ungewohnter” Arbeitstechniken ist nach 
wie vor sehr unterschiedlich ausgeprägt, so daß die Auseinandersetzung um die Arbeitsweisen des Ple-
nums und der anderen Gremien den Runden Tisch weiterhin begleiten wird. Dies erfolgt jedoch zuneh-
mend auf der Basis der zwischenzeitlich erworbenen gemeinsamen Erfahrungen sowie im Austausch mit 
anderen Agenda-21-Prozessen. 
 
 
3.2 Agenda 21-Prozesse in der organisationssoziologischen Forschung 
 
Die dargestellte widersprüchliche Situation bezüglich Arbeitsstilen und Ergebniserwartungen deckt sich 
mit Ergebnissen der Begleitforschung zu der Vielfalt der kommunikativen Anforderungen und Organi-
sationsstrukturen von Agenda 21-Initiativen, die u.a. an Beispielen in ausgewählten Berliner Bezirken 
erhoben wurden. 
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Es wird organisationssoziologisch davon ausgegangen, dass Agenda-Initiativen wesentliche Merkmale 
von Non-Profit-Organisationen aufweisen, sie dienen einem öffentlichen oder politisch definierten Bedarf 
und haben nicht den Zweck, Gewinne zu erwirtschaften. Legitimität erlangen sie auf der Basis normativer 
politischer Vorgaben (vgl. de Haan u.a., 1997, S. 20), u.a. der Agenda 21 selbst, sowie durch die an ihnen 
versammelte Sachkompetenz durch ”Zirkularperspektive” (vgl. Ullmann, 1996, S. 3), d.h. die Vereini-
gung der unterschiedlichen Blickwinkel auf ein Problem, aus der eine hohe gesamtgesellschaftliche Trag-
fähigkeit der gefundenen Lösungvorschläge resultieren kann. Die Effektivität des ”Unternehmens” Run-
der Tisch ist nicht in gewöhnlichen Gewinnkategorien bezifferbar, sondern muß hinsichtlich des gesell-
schaftlichen Auswirkungen bzw. Wirkungen auf die Beteiligten beurteilt werden.   
 
Ergänzend ist anzumerken, dass zumindest zu Beginn von Agenda-Prozessen die einzelnen eingebunde-
nen Akteure aufgrund ihrer persönlichen ”Unternehmenskultur” ihre Erwartungen auf die Organisation 
und die Kommunikationsabläufe projizieren und damit jeder Akteur ”in seiner eigenen Veranstaltung” 
sitzt. Erst im Verlauf der gemeinsamen Arbeit bewegen sich Erwartungen und gesetzte Rahmenbedin-
gungen wie oben geschildert aufeinander zu. Dies gilt natürlich auch für andere Kooperationsprozesse. Es 
gehört zu den Aufgaben der Prozessgestalter/-innen, insbesondere der Moderation, hierfür geeignete 
Rahmenbedingungen zu schaffen.  
 
Wichtig für alle Beteiligte ist es, anzuerkennen, dass Agenda-Prozesse eine Eigendynamik haben, die die 
Gruppe als Ganzes betreffen und nicht dem Handlungskalkül einzelner Akteure, auch nicht dem der Pro-
zessgestalter/-innen, unterliegen. Bezogen auf die Ansprüche an die Gestaltung der untersuchten Agenda-
Initiativen wurde denn auch festgestellt: 
 
”Die Mehrheit der Akteure wünscht sich ein Organisationsmodell in den Initiativen, das auf breiten Ver-
antwortlichkeiten und Kooperationen beruht. Viele Akteure halten jedoch ein Modell, in dem stärker 
hierarchisch verfahren wird und in dem eine kleine Gruppe von Personen existiert, die ‚die Fäden in der 
Hand hält‘, für das, was am besten machbar ist (im Sinne von: zum Erfolg führen).” (Rheingans u.a., 
1968, S.60) 
 
Dies führt zu schwer auflösbaren Ambivalenzen, die verdeutlichen, dass es zwischen dem, was sich Ak-
teure wünschen (Wunschprojektionen) und dem, was sie für machbar halten (Machbarkeitsprojektionen) 
häufig Differenzen gibt, die sich nicht nur auf organisatorische Fragen beziehen. Es gibt einen ausge-
prägten Wunsch nach Gleichberechtigung, nach Entscheidungen, die durch einen erzielten Konsens her-
beigeführt werden, andererseits wartet man auf ”eine starke Hand”. 
 
Ungeachtet der zwischenzeitlich vorliegenden Handbücher mit Empfehlungen zur Initiierung und Ge-
staltung von Agenda-Prozessen gilt nach wie vor folgende Feststellung, dass ”...eine Agenda-Initiative 
mit sehr hohen Anforderungen konfrontiert [ist]. Sie hat es mit komplexen Zielbündeln zu tun und muß 
sehr unterschiedliche und teilweise gegensätzliche Ansprüche berücksichtigen und ausbalancieren. Sie 
kann sich nicht auf bekannte Vorgehensweisen stützen und muß sich mit ganz spezifischen Problemsitua-
tionen auseinandersetzen. Kurz: Eine Agenda-Initiative hat mit allen Schwierigkeiten eines sogenannten 
‚offenen Auftrags‘ zu kämpfen. Dabei wird sie mit Problemen konfrontiert, von denen sie i.d.R. zunächst 
sehr wenig weiß: Geklärt werden muß bei Arbeitsbeginn so ziemlich alles.” (de Haan u.a., 1997, S. 20) 
 
Auch wenn diese Feststellung vor dem Hintergrund Berliner Erfahrungen getroffen wurden, gelten sie 
grundsätzlich auch für die Situation in kleinen und mittleren Kommunen, die ihre Agenda 21-Aktivitäten 
stärker in bestehende Strukturen einbinden oder auf ausgewählte Handlungsfelder beschränken wollen. 
Spätestens bei der inhaltlichen Auseinandersetzung mit den Agenda-Ansprüchen sind vergleichbare Fra-
gen zu klären.  
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4 Rahmenbedingungen der Rund-Tisch-Arbeit  
 
Je mehr die Arbeit des Runden Tisches in die Öffentlichkeit rückt, desto deutlicher wird von den Mitar-
beitern des Koordinationsbüros, den Koordinator/-innen der einzelnen Gremien sowie auch von den fach-
lich Mitwirkenden ein professionelles Arbeiten erwartet. Vergleiche hinsichtlich der Effektivität des Pro-
zesses mit Forschungsprojekten, politischer Gremienarbeit, stadt- und regionalplanerischen Aktivitäten 
usw. werden bemüht. Dieser Anspruch kann jedoch nur eingelöst werden, wenn auch die Rahmenbedin-
gungen ”professionalisiert” werden. 
 
Zielgerichtetes Planen und Arbeiten an Runden Tischen und in anderen offenen Diskursen folgt anderen 
Regeln als das Vorgehen in einzelnen Instituten, Firmen oder Verwaltungen. Konsultative Prozesse sind 
z. B. zeitintensiv, Informations- und Motivations”lücken” müssen aufgearbeitet werden, um sachdienliche 
Ergebnisse zu erhalten. Als soziales Experiment handelt es sich bei dem Runden Tisch einerseits um ei-
nen Prozeß, der von zahlreichen Akteuren getragen und gestaltet wird, die nicht in einer hierarchisch ge-
gliederten Institution eingebunden sind oder in einem justiziabel verpflichtenden Vertragsverhältnis mit-
einander stehen. In dieser Eigenschaft unterscheidet sich der Runde Tisch in vielen Bereichen von klassi-
schen Projekten oder gar Institutionen, die u. a. über ein strikt definiertes und verantwortetes Manage-
ment, dafür eigens abgestellte Personalkapazitäten und ein entsprechend zugeordnetes Budget verfügen.  
 
Andererseits ist der Runde Tisch dennoch ein strukturierter Arbeitszusammenhang im Sinne einer inter-
mediären Organisation. Es wächst vor allem bei den aktiv Beteiligten das Interesse und der Grad der Ver-
bindlichkeit, sich für den Erfolg des Runden Tisches und sein Wirksamwerden im Kontext der Berliner 
und Brandenburger Bestrebungen für eine zukunftsfähige Entwicklung einzusetzen. Sowohl die einzelnen 
Akteure, d. h. die mitwirkenden Einzelpersonen und Institutionen im Innenkreis des Runden Tisches, als 
auch die verschiedenen Gremien des Runden Tisches (Erweiterter Vorbereitungskreis, Fachrunden und 
Arbeitsgruppen, Gäste des Außenkreises), das Koordinationsbüro und das Koordinationsteam müssen 
bezüglich ihres Anspruchs, der Art und Weise ihrer Zusammenarbeit und ihrer Effektivität daher sinn-
vollerweise in ihrem Zusammenwirken betrachtet werden. 
 
Die dargelegte Identifikation mit dem Gesamtprozeß müßte vor allem durch eine möglichst vielseitige, 
auf Kooperation ausgerichtete konkrete Projektzusammenarbeit unterstützt und ausgebaut werden, die 
sich neben den Mitgliedern des Runden Tisches auch auf weitere Akteure erstreckt. Damit das Span-
nungsverhältnis zwischen "Konkurrenz und Kooperation" möglichst fruchtbar und nicht zu Lasten einer 
zielorientierten Gesamtentwicklung genutzt werden kann, sollte dabei zukünftig eine angemessene öf-
fentliche Projekt- und Fördervielfalt (vgl. Pkt. 2.8 Projektbörse) sowie privatwirtschaftliche Initiative 
angestrebt werden. Eine erfolgversprechende Möglichkeit zur Finanzierung von Nachhaltigkeitsprojekten 
im Sinne einer "Private-Public-Partnerschaft" wird mit der Einrichtung eines Nachhaltigkeitsfonds ver-
folgt. 
 
Erforderlich sind u. a. ein längerfristig abgesichertes, hauptamtliches Koordinationsteam, ein Agenda-
Büro sowie ausreichende Mittel für Veranstaltungen und Projekte im Kontext der Agenda-Arbeit. So-
lange an die stundenweise entlohnten Koordinator/-innen und ihre ehrenamtlichen Mitstreiter/-innen zwar 
Anforderungen gestellt werden, die dem gehobenen Management entsprechen, diese jedoch - aufgrund 
sonstiger beruflicher Belastungen - nur über einen entsprechend ausgefüllten Terminkalender, nicht je-
doch über das dazugehörige Budget verfügen können, wird eine Auswertung der Prozessergebnisse not-
wendig unbefriedigend ausfallen. Denn für alle Aktivitäten gilt, dass sie nur gelingen, wenn ausreichend 
personelle - und damit verbunden finanzielle - Mittel zur Verfügung stehen. Bei knappen öffentlichen 
Haushalten liegt es in der Verantwortung der Politik, die entsprechenden Prioritäten zu setzen. An der 
Bereitschaft der Länder und Kommunen, solche Agenda-Büros und -initiativen zu unterstützen, läßt sich 
erfahrungsgemäß die Ernsthaftigkeit der Agenda-Bekundungen von Entscheidungsträger/-innen in Politik 
und Verwaltung erkennen. 
 
Der "Runde Tisch zur Nachhaltigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg" ist, solange es in den Län-
dern Berlin und Brandenburg keine offizielle Beschlußlage für eine "Lokale Agenda 21" gibt, ein 
selbstorganisiertes Gremium der beteiligten Organisationen und Institutionen. Seine Arbeit steht und fällt 
mit der Unterstützung, die ihm seitens öffentlicher und/oder privater Zuwender zuteil wird.  
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5 Der Runde Tisch als offener Prozess:  
Vernetzung des Runden Tisches mit Akteuren in Berlin und Brandenburg  

 
Die Mitglieder des Runden Tisches sind Ideengeber und Multiplikator/-innen des Agenda-Prozesses. Die 
Mitwirkung am Runden Tisch führt darüber hinaus zu einer vielfältigen Rückkopplung der Diskussions- 
und Arbeitsinhalte in die vertretenen Organisationen, Verwaltungen, Verbände usw. Der Runde Tisch ist 
in seiner Arbeit verbunden mit weiteren Akteuren bzw. Akteursnetzwerken auf gesamtstädtischer Berli-
ner Ebene, z. B. mit der Enquetekommission des Berliner Abgeordnetenhauses “Zukunftsfähiges Berlin”, 
dem Agenda-Büro der Senatsverwaltungen, dem Öffentlichen Arbeitskreis LA 21, den Agenda-Aktivitä-
ten in den Berliner Bezirken und mit einigen Entwicklungen in den Kommunen und Landkreisen im Land 
Brandenburg, z. B. mit der im Sommer 1999 als Akteursnetzwerk eingerichteten “Brandenburgischen 
Werkstatt Lokale Agenda 21”. Diese Strukturen sind zum Teil über Repräsentant/-innen wiederum am 
Runden Tisch vertreten. Dies belegt auch, dass die Arbeit aller Agenda-Akteure an Bedeutung gewinnt, 
was sich aktuell in einer breiten Diskussion der Beteiligten über die Fortführung und weitere Strukturie-
rung der bisherigen Agenda-Prozesse in Berlin und Brandenburg niederschlägt. 
 
In Abhängigkeit von der weiteren Entwicklung der Agenda-Prozesse in Berlin und Brandenburg sowie 
der Bereitschaft der Beteiligten, sich weiterhin zu engagieren, wird die Zusammensetzung des "Innenkrei-
ses" des Runden Tisches nach zwei Jahren der gemeinsamen Arbeit zu überdenken sein. Dies gilt beson-
ders für die zu erweiternde Repräsentanz Brandenburger Akteure im Innenkreis. 
 
Entsprechend der Ausrichtung des Rundes Tisches auf länderübergreifende Themen und Aufgaben wird 
eine verstärkte Vernetzung von Agenda-Initiativen zwischen Berlin und Brandenburg angestrebt. Neben 
den Vertreter/-innen lokaler und regionaler Agenda-Prozesse sowie einschlägig engagierter Organisatio-
nen sind auch Landkreise und Kommunen eingeladen, als Gäste an den Sitzungen und Veranstaltungen 
des Runden Tisches teilzunehmen und in den Fachrunden und Arbeitsgruppen mitzuwirken.  
 
Die Erfahrungen und Anforderungen aus lokalen und regionalen Agenda-Prozessen in Brandenburg sol-
len zukünftig stärker in die Arbeit des Runden Tisches und seiner Gremien einfließen. Falls gewünscht, 
kann der Runde Tisch die Initiativen vor Ort - je nach thematischer und lokaler Situation - informatorisch 
unterstützen und zur Vernetzung von Aktivitäten, zur Nutzung von Synergieeffekten usw. beitragen. Da 
es sich um ein höchst sensibles Kooperationsfeld handelt, soll hier ausdrücklich darauf hingewiesen wer-
den, dass der Runde Tisch die lokalen und regionalen Agenda-Initiativen und Prozesse weder ”lenken” 
noch gar überflüssig machen kann. Es gibt jedoch Themen und Aufgaben, die eine überregionale, län-
derübergreifende Zusammenarbeit unerläßlich machen.  
 
Bei Interesse an der Zusendung von Einladungen und Veranstaltungsprotokollen sollten Interessent/-in-
nen dem Koordinationsbüro (Adresse siehe unten) ihr Anliegen und ihre Anschrift mitteilen. Im Gegen-
zug freuen sich die Mitarbeiter/-innen des Koordinationsbüros und die Mitglieder des Runden Tisches 
über die Zusendung von Informationen und Materialien über Agenda-Aktivitäten im Land Brandenburg.  
 
 
Literatur 
 
Apel, Heino, Günther, Beate 1998: Mediation und Zukunftswerkstatt. Prozeßwerkzeuge für die Lokale 

Agenda 21. Hrsg.: Deutsches Institut für Erwachsnenebildung DIE, Frankfurt/M. (Reihe Per-
spektive Praxis) 

 
de Haan, Gerhard, Kuckartz, Udo, Rheingans, Anke (1997): Umweltkommunikation und Lokale Agenda 

21. Materialien III. Arbeitsergebnisse der Forschungsgruppe Umweltbildung der Freien Univer-
sität Berlin (Papers 97-138). Veröffentlicht vom Verein zur Förderung der Ökologie im Bil-
dungsbereich e.V.  

 



 
80 
 

Enquetekommission Zukunftsfähiges Berlin des Abgeordentenhauses von Berlin (Hrsg.) 1999: Bericht 
der Enquetekommission. Kap 6. Exkurs: Nachhaltiges Brandenburg, S. 93-112, Berlin 

 
Koodinationsbüro des Runden Tisches zur nachhaltigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg (Hrsg.) 

1999a: Der Runde Tisch zur Nachhaltigen Entwicklung - Dialogprojekt für ein zukunftsfähiges 
Berlin und Brandenburg. Berlin (Broschüre, Eigenverlag) 

 
Koordinationsbüro des Runden Tisches zur Nachhaltigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg (Hrsg.) 

1999b: Neue Arbeit für ein zukunftsfähiges Berlin-Brandenburg. Berlin (Boschüre, Eigenverlag) 
 
Rheingans, Anke, de Haan, Gerhard, Kuckartz, Udo: Leitbilder und Organisationsmodelle in Berliner 

Lokale Agenda-Initiativen. In Umweltbundesamt/UNESCO-Verbindungsstelle für Umwelterzie-
hung (Hrsg.) (1998):Umweltkommunikation und Lokale Agenda 21.Ergebnisse eines Fachge-
sprächs im Umweltbundesamt, 11./12.Dezember 1997, Berlin, S. 54-63 

 
Ullmann, Wolfgang, Die Ganzheit der Gesellschaft herstellen, in: Forum Bürgerbewegung, 6-7, Novem-

ber 1996, S. 3-10 
 
 
Beate Günther und Erhard O. Müller gehören zum Koordinationsteam des Runden Tisches;  
Beate Günther ist Moderatorin des Runden Tisches und arbeitet als Mediatorin und Schulungsleiterin 
beim Büro für Umwelt-Pädagogik in Potsdam. Erhard O. Müller ist leitender Redakteur der Zeitschrift 
ZUKÜNFTE, Zeitschrift für Zukunftsgestaltung und vernetztes Denken 
 
 
Kontakt 
 
Koordinationsbüro des Runden Tisches 
Greifswalder Straße 4 
10405  Berlin 
Tel. 030/20455709, Fax 030/20453601, e-mail: rundertisch.bb@t-online.de 
 
 



Brandenburgische Umwelt Berichte (BUB) 5 S. 81-94 (1999) 

 
81 

 
 
 
 
 
 
 
Das Leitbild Nachhaltigkeit und das Konzept Technikbewertung* 
 
M. F. Jischa 
 
 
 
 
In den Wohlstandsgesellschaften der westlichen Welt wurde in den sechziger Jahren eine ökologische 
Bewußtseinswende sichtbar. Diese manifestierte sich in dreierlei Weise. Zum ersten wurde Mitte der 
sechziger Jahre in den USA der Begriff „Technology Assessment“ (TA) geprägt. Die TA-Diskussion 
führte bei uns – ebenso wie in vergleichbaren Ländern – zu wachsenden TA-Aktivitäten und der Einrich-
tung von entsprechenden Institutionen, die mit den Begriffen Technikbewertung oder Technikfolgenab-
schätzung verbunden sind. Zum zweiten wurde 1968 der Club of Rome gegründet, der 1972 seine erste 
Studie „Die Grenzen des Wachstums“ vorstellte. Daraus erwuchs drittens eine anschwellende Nachhal-
tigkeitsdebatte, die über den Bericht „Global 2000“ 1980, den Brundtland-Bericht „Unsere gemeinsame 
Zukunft“ 1987 mit der Formulierung des Leitbildes „Sustainable Development“, einen vorläufigen Höhe-
punkt in der Agenda 21, dem Abschlußdokument der Rio-Konferenz für Umwelt und Entwicklung 1992, 
fand. Im folgenden wird dargelegt, daß das diffuse Leitbild „Nachhaltigkeit“ mit dem Konzept Technik-
bewertung operationalisiert werden kann. Dies soll gleichzeitig ein Plädoyer dafür sein, das Fach Tech-
nikbewertung an den Hochschulen in Forschung und Lehre – wie an der TU Clausthal seit kurzem erfolgt 
– zu etablieren. 
 
  
1 Die ökologische Bewußtseinswende 
 
Bis vor gut zwei Jahrzehnten war der Fortschrittsglaube überall in der Welt ungebrochen. Insbesondere 
die Aufbauphase in unserem Land nach dem Zweiten Weltkrieg wurde davon getragen. Die Erde schien 
über nahezu unerschöpfliche Ressourcen zu verfügen, und die Aufnahmekapazität von Wasser, Luft und 
Boden für Schadstoffe und Abfälle schien unbegrenzt zu sein. Die Segnungen der Wissenschaft und 
Technik verhießen geradezu paradiesische Zustände. 
 
Alles schien machbar zu sein, und man glaubte, daß Wohlstand für alle – und damit auch für die Ent-
wicklungsländer – nur eine Frage der Zeit sei. Die Entwicklungsländer huldigen uneingeschränkt – 
ebenso wie die Länder des zerfallenden ehemals kommunistischen Teils der Welt – dem Fortschritts-
glauben, während dieser in der industrialisierten Welt zunehmend ins Wanken gerät. Ironischerweise 
bedurfte es erst des Wohlstands, damit die im Wohlstand lebenden Gesellschaften die Technik und deren 
Segnungen zunehmend skeptisch beurteilen. Hierfür lassen sich in der westlichen Welt drei Ereignisse 
exemplarisch festmachen. 
 
1969 landeten zwei US-Astronauten als erste Menschen auf dem Mond. Dies markierte einerseits einen 
Höhepunkt der Technikeuphorie. Andererseits wurde über die Fernsehschirme die Botschaft zu uns getra-
gen, daß unser Raumschiff Erde endlich ist, und daß wir alle in einem Boot sitzen. 
 
Wenig später erschien 1972 (auf deutsch 1973) der erste Bericht an den Club of Rome von D. und D. 
Meadows unter dem provozierenden Titel „Die Grenzen des Wachstums“ [1], und ebenfalls 1972 führten 
die Vereinten Nationen eine erste Umweltkonferenz in Stockholm durch. Seit jener Zeit, die man als Zeit 

                                                 
* Zuerst erschienen in Chemie Ingenieur Technik 69, H. 12/97, S. 1695 - 1703. Mit freundlicher Genehmigung des 
Verlages hier wiedergegeben. 



 
 
82 
 

der ökologischen Bewußtseinswende in der westlichen Welt bezeichnen kann [2], beherrschen nicht mehr 
nur Forschrittsglaube und Zukunftsoptimismus die öffentliche Diskussion. Viel mehr werden Fragen nach 
der Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft gestellt, die als „Herausforderung Zukunft“ zusammengefaßt 
lauten [3]: 
 
„Die Fortschritte und Segnungen der Technik werden zunehmend von deren Gefahren und Risiken über-
schattet. Großtechnische Katastrophen, drohende Verelendung der Dritten Welt, Flüchtlingsströme als 
Folge krasser wirtschaftlicher Unterschiede, Energiekrisen, Treibhauseffekt, Waldsterben und Ozonloch, 
Müllberge, Verschmutzungen des Bodens, der Gewässer und der Luft, Raubbau an der Natur und Plünde-
rung des Planeten Erde beherrschen zunehmend die Diskussion in den Medien. 
 

Nichts hat die modernen Industriegesellschaften stärker geprägt als technische Innovationen. Nichts ver-
ändert Gesellschaften radikaler als der immer rascher fortschreitende technische Wandel. Seit einigen 
Jahrzehnten ist deutlich, daß bestimmte technische Entwicklungen schwerwiegende und irreversible Fol-
gen haben, die zukünftigen Generationen nicht zu verantwortende Hypotheken aufladen. 
 

Was müssen wir tun, um die Zukunft möglich zu machen? Welche Technologien sind in der Lage, eine 
dauerhafte und nachhaltige Entwicklung (sustainable development) der Menschheit zu gewährleisten? 
Die Fragen nach der Umwelt-, der Human-, der Sozial- und der Zukunftsverträglichkeit neuer Techniken 
erhalten einen immer größeren Stellenwert.“ 
 
Die internationale Diskussion über die Herausforderung Zukunft läßt sich durch drei Problemkreise be-
schreiben [4]: 
– Zunahme der Weltbevölkerung 
 Man spricht von Bevölkerungsexplosion, um die Dramatik zu verdeutlichen. Die wachsende Verelen-

dung der Dritten Welt, die Flüchtlingsströme als Folge krasser wirtschaftlicher Unterschiede und das 
Asylantenproblem haben ihre Ursachen – neben anderen – ganz wesentlich in der Bevölkerungsexplo-
sion. 

– Versorgung der wachsenden Weltbevölkerung mit Energie und Rohstoffen 
 Das Versorgungsproblem ist bei den mineralischen Rohstoffen durch technologische Maßnahmen wie 

Recycling und Substitution durch andere Materialien deutlich entschärft worden. Bei den Energieroh-
stoffen und auch bei den natürlichen Ressourcen „sauberes“ Wasser und „saubere“ Luft wird es in na-
her Zukunft zu Verteilungskämpfen kommen. 

– Zerstörung der Umwelt 
 Diese ist ursächlich mit den beiden ersten Problemkreisen verknüpft sowie mit der Art der Technolo-

gien, mit denen wir unseren Wohlstand erhalten oder gar mehren. Hierzu gehören im einzelnen der 
Treibhauseffekt, das Waldsterben, das Ozonloch, die Müllberge, die Verschmutzungen des Bodens, 
der Gewässer und der Luft sowie großtechnische Katastrophen. 

 
 
2 Das Leitbild Sustainable Development 
 
Der Begriff Sustainability hat seine Geschichte und ist keineswegs eine Erfindung unserer Tage. Konzep-
tionell wurde er erstmals in der Forstwirtschaft umgesetzt, als starkes Bevölkerungswachstum und zu-
nehmende Nutzung des Rohstoffes Holz (als Energieträger und als Baumaterial) eine einschreitende 
Waldpolitik erforderlich machten. So wurde Ende des 18. Jahrhunderts in Deutschland durch Gesetz ver-
ordnet, daß nicht mehr Holz geschlagen werden dürfe, als nachwachsen könne. Hierfür wurde der Begriff 
Nachhaltigkeit geprägt. Im frühen 20. Jahrhundert wurde der Begriff in der Fischereiwirtschaft eingeführt 
mit dem Ziel, die Erträge zu maximieren, ohne die Fischpopulation zu gefährden. 
 
Abbildung 1 zeigt in geraffter Form den Weg von der ökologischen Bewußtseinswende der sechziger 
Jahre bis zu unserem derzeitigen Diskussionsstand. Auf die rechts der Zeitachse aufgeführten Ereignisse 
wird später eingegangen werden. 
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Abb. 1  Zeitlicher Verlauf der Nachhaltigkeits- und Technikbewertungsdebatte 
 
 
Ein frühes aufrüttelndes Signal setzte 1962 die amerikanische Biologin Carson [5] mit ihrem inzwischen 
zum Kultbuch der Ökologiebewegung avancierten Band „Der stumme Frühling“. Zehn Jahre später 
schockierten D. und D. Meadows [1] mit dem ersten Bericht „Die Grenzen des Wachstums“ an den 1968 
gegründeten Club of Rome die Öffentlichkeit; ihr Buch hat inzwischen eine Auflage von über 10 Mio. 
erreicht. Knapp zehn Jahre danach erschien der von Carter, dem damaligen Präsidenten der USA, initi-
ierte Bericht „Global 2000“ [6]. 
 
Im Jahr 1987 erschien der Brundtland-Bericht der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung mit 
dem Titel „Our Common Future“ und kurz darauf die deutsche Version „Unsere gemeinsame Zukunft“ 
[7]. Dieser Bericht hat entscheidenden Verdienst daran, das Leitbild Sustainable Development einer grö-
ßeren Öffentlichkeit nahegebracht zu haben und damit die Diskussion in Gang zu setzen. 
 
Die deutsche Übersetzung des Begriffs Sustainable Development ist noch uneinheitlich. Aus der Vielzahl 
gebräuchlicher Übersetzungen seien genannt: Dauerhafte und nachhaltige Entwicklung, nachhaltige Ent-
wicklung, dauerhaft-umweltgerechte Entwicklung, nachhaltig zukunftsverträgliche Entwicklung, (global) 
zukunftsfähige Entwicklung, umweltbewußtes Wirtschaften, nachhaltiges Wirtschaften, zukunftsfähiges 
Wirtschaften, Zukunftsfähigkeit. 
 
Der entscheidende Durchbruch hin zum heutigen Diskussionsstand erfolgte nach der Rio-Konferenz für 
Umwelt und Entwicklung im Jahre 1992. Die Vereinten Nationen hatten geplant, 20 Jahre nach der ersten 
Umweltkonferenz 1972 in Stockholm eine zweite Umweltkonferenz 1992 in Rio de Janeiro durchzufüh-
ren. Diese war schon in der Vorbereitungsphase von nahezu unüberbrückbaren Gegensätzen gekenn-
zeichnet. Aus Sicht der Industrieländer hat der Umweltschutz oberste Priorität. Sie sehen die Bevölke-
rungsexplosion in der Dritten Welt als Hauptursache für die Umweltkrise an. Die Entwicklungsländer 
halten dagegen die Verschwendung und den ungebremsten Konsum in der Ersten Welt für die Hauptursa-
che der Umweltkrise und fordern für sich „erst Entwicklung, dann Umweltschutz“. 
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Diese Auseinandersetzung im Vorfeld führte dazu, daß die Weltkonferenz schließlich die Bezeichnung 
UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung (UNCED = United Nations Conference on Environment and 
Development) trug. Auch wenn die Mammutkonferenz nur wenige konkrete Ergebnisse hervorgebracht 
hat, so hat sie die derzeitige Situation, die tragische Ausmaße aufweist, in drastischer Weise deutlich ge-
macht. 
 
Gelingt es den Entwicklungsländern, das Wohlstandsmodell der Industrieländer erfolgreich zu kopieren 
(was sie mit unserer Hilfe mehr oder weniger erfolgreich versuchen), so wäre das der ökologische Kol-
laps des Planeten Erde. Davon kann man sich leicht überzeugen, wenn man den derzeitigen Verbrauch an 
Primärenergie und Rohstoffen der Industrieländer sowie die damit verbundenen Umweltprobleme auf die 
Entwicklungsländer hochrechnet. 
 
Somit lautet die schlichte Erkenntnis, daß die Dritte Welt nicht mehr so werden kann, wie die Erste jetzt 
ist, und die Erste zwangsläufig nicht mehr so bleiben kann, wie sie noch ist. Kurz formuliert: Das Wohl-
standsmodell der Ersten Welt ist nicht exportfähig. 
 
Die Ergebnisse der Rio-Konferenz sind in der Agenda 21 zusammengestellt [8]. Das hat dazu geführt, daß 
die Begriffe „Leitbild Nachhaltigkeit“ und „Agenda 21“ zunehmend synonym verwendet werden. Auf 
lokaler Ebene haben sich zahlreiche Agenda-Aktivitäten entwickelt, exemplarisch hierzu siehe [9]. 
 
Die vom BUND und MISEREOR initiierte und vom Wuppertal-Institut durchgeführte Studie „Zukunfts-
fähiges Deutschland“ erschien 1996 [10]. Im Jahr 2000 wird die EXPO in Hannover unter dem Motto 
„Mensch – Natur – Technik“ mit einem eindeutigen Bezug auf die Agenda 21 stattfinden. 
 
Alle politischen Parteien und alle gesellschaftlichen Gruppen in unserem Land bekennen sich zu dem 
Leitbild Nachhaltigkeit. Was darunter einvernehmlich verstanden wird, kann z. B. einem Positionspapier 
des Verbandes der Chemischen Industrie entnommen werden [11]: 
 
Die zukünftige Entwicklung muß so gestaltet werden, daß ökonomische, ökologische und gesellschaftli-
che Zielsetzungen gleichrangig angestrebt werden. ...Sustainability im ökonomischen Sinne bedeutet eine 
effiziente Allokation der knappen Güter und Ressourcen. Sustainability im ökologischen Sinne bedeutet, 
die Grenze der Belastbarkeit der Ökosphäre nicht zu überschreiten und die natürlichen Lebensgrundlagen 
zu erhalten. Sustainability im gesellschaftlichen Sinne bedeutet ein Höchstmaß an Chancengleichheit, 
Freiheit, sozialer Gerechtigkeit und Sicherheit.“ 
 
Die Überzeugungskraft des Leitbildes Sustainability = Nachhaltigkeit ist offensichtlich groß. Mindestens 
ebenso groß scheint jedoch die Unverbindlichkeit dieses Leitbildes zu sein, da die verschiedenen gesell-
schaftlichen und politischen Gruppen jeweils „ihrer“ Säule (entweder der Wirtschaft, der Umwelt oder 
der Gesellschaft) eine besonders hohe Priorität zuerkennen. Zielkonflikte sind vorprogrammiert, politi-
sche und gesellschaftliche Auseinandersetzungen belegen dies. 
 
Als Fazit sei festgehalten: Das Leitbild Nachhaltigkeit ist allseits akzeptiert aber diffus formuliert. Die 
fällige Umsetzung leidet sowohl an ständigen Zielkonflikten als auch an fehlender Operationalisierbar-
keit. 
 
 
3 Zielkonflikte 
 
Sowohl der Bericht der Brundtland-Kommission [7] als auch die Dokumente der UNCED 1992 in Rio, i. 
w. die Agenda 21 [8], haben das Leitbild Sustainable Development bewußt diffus formuliert. Es hat den 
Charakter eines allgemeinen Grundsatzprogramms und hält Fragen nach der Operationalisierung und 
Instrumentalisierung weitgehend offen. 
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Damit wurde ein hohes Maß an internationaler Konsensfähigkeit erreicht. Die unerläßliche Anschluß- und 
Resonanzfähigkeit des Leitbildes an bestehende und etablierte Konzepte und Paradigmen waren damit 
gegeben. 
 
Der dafür gezahlte Preis war hoch. Das Leitbild läßt völlig offen, wie die konsensstiftende Aussage „Die 
zukünftige Entwicklung muß so gestaltet werden, daß ökonomische, ökologische und gesellschaftliche 
Zielsetzungen gleichrangig angestrebt werden“ umgesetzt werden kann und soll. Das Vernebelungspo-
tential des Leitbildes ist enorm und fordert zu Alibihandlungen geradezu auf. Dies soll im folgenden ex-
emplarisch in verschiedener Weise verdeutlicht werden. 
 
Das Leitbild Nachhaltigkeit erlaubt unterschiedliche Interpretationen. Für Unternehmer und (die meisten) 
Ökonomen stellt Nachhaltigkeit i. w. ein Wirtschaftskonzept dar im Hinblick auf die Nutzung von Quel-
len (Ressourcen) und Senken (für Rest- und Schadstoffe), die Allokation von Mitteln und Erträgen. 
 
Umweltschützer und Ökologen werden das Leitbild Nachhaltigkeit eher als rein naturwissenschaftliches 
Konzept des Gleichgewichts der Natur ver-stehen. Das beinhaltet Fragestellungen nach der Persistenz, 
der Stabilität und der Elastizität von Ökosystemen. 
 
Häufig wird die Ansicht geäußert, das Leitbild Nachhaltigkeit habe keinerlei Neuigkeitswert. Denn nach-
haltige Erträge durch vorausschauende Ressourcenbewirtschaftung und zielstrebige Ressourcenentwick-
lung seien von jeher das entscheidende Wirtschaftsziel gewesen. 
 
Die aktuelle Nachhaltigkeitsdiskussion wird noch unübersichtlicher, da sie nahezu alle Ebenen des Pro-
blems umfaßt, siehe Harborth [12]: 
1. Die Beobachtung, Beschreibung, Messung und Deutung der Phänomene (z. B. Treibhauseffekt, 

Waldsterben, Ozonloch) 
2. Die Analyse der Ursachen 

(z. B. Ursachenkette Ungleichheit – Armut – Umweltzerstörung) 
3. Die Formulierung von bedingten Prognosen 

(z. B. in Form von Optionen und Szenarien „was wäre wenn“) 
4. Die Formulierung von Zielen (eindeutig: Sustainable Development) 
5. Die Formulierung von Strategien und Maßnahmen 

(z. B. ökologische Steuerreform, Verbot von FCKW, ordnungsrechtliche kontra marktwirtschaftliche 
Instrumente) 

 
Zusammenfassend möchte ich mit Abbildung 2 verdeutlichen, wie sich jeder in einer „3 x 3 x 3 Nachhal-
tigkeits-Matrix“ mühelos positionieren kann. Auf einer Achse seien drei unterschiedliche Gerechtigkeits-
prinzipien dargestellt: 1. Leistungs-, 2. Besitzstands-, 3. Verteilungs- bzw. Bedürfnisgerechtigkeit. 
 
Auf der zweiten Achse seien drei denkbare Strategien dargestellt: 1. Effizienz-, 2. Konsistenz-, 3. Suffizi-
enz-Strategie. Mit Konsistenz ist Vereinbarkeit/Verträglichkeit von anthropogenen mit geogenen 
Stoffströmen gemeint. Man kann daher auch Assimilations- statt Konsistenzstrategie sagen, siehe Huber 
[13] sowie in [14]. 
 
Auf der dritten Achse seien schließlich drei unterschiedliche Auffassungen zum Naturverständnis aufge-
tragen: 1. Ein enges anthropozentrisches Naturbild sieht die Natur nur als Quelle und Senke von Stoffen. 
2. Ein weiter gefaßtes anthropozentrisches Naturbild sieht in der Natur auch ein Kulturgut und billigt ihr 
einen Erholungswert und ästhetische Kategorien zu. 3. Ein ökozentrisches Naturbild steht der Natur ein 
Eigenrecht zu, beispielhaft sei hierzu das soeben erschienene Werk von K. M. Meyer-Abich [15] genannt. 
 
Zur Verdeutlichung möchte ich zwei extreme Positionen charakterisieren: 
 

Ein „Unternehmer“ wird sich durch Leistungsgerechtigkeit (1), Effizienz-strategie (1) und ein enges an-
thropozentrisches Naturverständnis (1) zum Leitbild Nachhaltigkeit bekennen. 
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An der entgegengesetzten Ecke des Würfels wird der „Umweltschützer“ sich durch Verteilungsgerechtig-
keit (3), Suffizienzstrategie (3) und ein ökozentrisches Naturverständnis (3) zu seinem Leitbild Nachhal-
tigkeit bekennen. 
 
Weniger eindeutig lassen sich Vertreter z. B. einer „sozial-ökologischen Modernisierung“ zuordnen. Sie 
werden bezüglich der ersten Achse zu einer Mischung aus Leistungs(1)-, Besitzstands (2)- und Vertei-
lungsgerechtigkeit (3) neigen, bezüglich der zweiten Achse zwischen Effizienz (1)- und Konsistenz-Stra-
tegie (2) schwanken und sich möglicherweise nur auf der dritten Achse eindeutig zum weiten anthropo-
zentrischen Naturverständnis (2) bekennen. 
 
Als Zwischenfazit sei festgehalten: Das Leitbild Nachhaltigkeit ist beliebig auslegbar, jeder kann sich 
„seine“ Position in dem Würfel suchen. 
 
 
 

 
 
Abb. 2  Nachhaltigkeits-Matrix 
 
 
Schließlich möchte ich die teils kontroversen Diskussionen bezüglich der drei tragenden Säulen des Leit-
bildes Nachhaltigkeit kurz beleuchten. 
 
Zur ökologischen Säule: 
 

Es werden in der Literatur mehrere ökologische Nutzungs- bzw. Nachhaltigkeitsregeln formuliert. Zwei 
typische Versionen lauten: 
 

• nach Lennings in Voss [16]: 
 1. Die Abbaurate erneuerbarer Ressourcen darf ihre Regenerationsrate nicht überschreiten. 
 2. Die Stoffeinträge in die Umwelt dürfen die Belastbarkeit der Ökosysteme nicht überschreiten. 
 3. Der Abbau nicht erneuerbarer Ressourcen ist nur dann legitimierbar, wenn spätere Generationen  
  durch den Abbau nicht schlechter gestellt werden. 
 
• nach Huber [13], der in Anlehnung an die Enquete-Kommission [17] fünf Nutzungsregeln nennt, 

hier nur als Überschriften: 
 1. Tragbare Bevölkerungsdichte 

2. Tragbare Immissionsbelastung 
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3. Regenerierbarer Verbrauch erneuerbarer Ressourcen 
4. Minimaler Verbrauch erschöpflicher Ressourcen 
5. Naturverträgliche Innovationen 

 
Auch hier lautet die naheliegende Frage: Wie sollen derartige Regeln quantifiziert werden? 
 
Zur gesellschaftlichen Säule: 
 

Dies betrifft die Frage nach sozialen Verteilungsregeln. Nach welchen der vorn genannten Gerechtigkeits-
prinzipien soll dies erfolgen? Nach der Leistungs-, der Besitzstands- oder der Bedürfnisgerechtigkeit? 
 
Was bedeutet eine gerechte Verteilung der Lebenschancen zwischen Individuen (intragenerationelle Ge-
rechtigkeit), zwischen den Generationen (intergenerationelle Gerechtigkeit), zwischen „Nord“ und „Süd“, 
sowie zwischen „West“ und „Ost“? 
 
Soll eine Gleichheitsmaxime überall und zu jeder Zeit, hier und heute, nur unter den heute Lebenden oder 
nur für uns und unsere Kinder gelten? 
 
Ökonomen sprechen von dem Dilemma der intergenerationellen Gerechtigkeit: Eine temporär stärkere 
Ressourcennutzung kann einerseits zum Vorteil zukünftiger Generationen sein (z. B. durch Errichtung 
von Infrastrukturmaßnahmen) oder andererseits den Handlungsspielraum künftiger Generationen ein-
schränken. 
 
Dies läßt sich in der unter Ökonomen kontrovers diskutierten Frage fassen, siehe Klemmer [18]: Mit wel-
cher Diskontrate (etwa zwischen 0 und 10 %) sollen Vorhaben betr. Zukunftsgüter, die im Rahmen einer 
Kosten-Nutzen-Analyse zu bewerten sind, bei unbekannten Präferenzen und Handlungsmöglichkeiten 
nachfolgender Generationen abdiskontiert werden? Der Ansatz der Diskontierung wird dabei mit dem 
technischen Fortschritt begründet. 
 
Dies lenkt unmittelbar über zur dritten Säule, 
 
zur ökonomischen Säule: 
 

Diese Diskussion wird vor dem Hintergrund sich verändernder ökonomischer „Leit“-Theorien geführt, 
der klassischen, der neoklassischen und der ökologischen Ökonomie. 
 
Dabei lautet die zentrale Frage: Kann oder muß das Leitbild Nachhaltigkeit überhaupt neue ökonomische 
Einsichten vermitteln? Hierzu gibt es i. w. zwei konträre Positionen. 
 
Die konservative Position des derzeitigen ökonomischen Paradigmas: Innerhalb der nun schon traditio-
nellen Ressourcenökonomie kann analog zur diskontierten Wohlfahrtsfunktion das bisher unberücksich-
tigte Externalitätsproblem durch ökologische Restriktionen erfaßt werden. Es kommt dann nur darauf an, 
die externen Kosten für Umweltschäden in geeigneter Weise zu internalisieren, siehe z. B. Steger in [14]. 
 
Die Position der ökologischen Ökonomie: Es wird ein Paradigmenwechsel gefordert, da eine Umkehr der 
Zielprioritäten zwingend erforderlich sei. Statt der bisherigen Einkommens- und Gewinnmaximierung 
(Wachstum) soll die Nachhaltigkeit (Substanzerhaltung der natürlichen Potentiale) als Oberziel anerkannt 
werden, siehe z. B. Busch-Lüty in [14]. 
 
Abschließend sei noch vermerkt, daß auch der Begriff Wachstum zunehmend kritisch hinterfragt und 
unterschiedlich interpretiert wird: Weg vom quantitativen hin zum organischen oder selektiven oder ent-
koppelten oder qualitativen Wachstum. Darauf wird hier nicht weiter eingegangen, siehe hierzu Huber 
[13]. 
 



 
 
88 
 

Halten wir als Fazit fest: Das diffuse Leitbild Nachhaltigkeit wird kaum objektiv faßbar sein. Es wird 
greifbarer erst aus gesellschaftlichen/politischen Auseinandersetzungen folgen und damit zeitlichen und 
räumlichen Veränderungen unterworfen sein. 
 
Insbesondere für Natur- und Ingenieurwissenschaftler ergibt sich daraus folgende Fragestellung: Auch 
und gerade bei einer diffus formulierten Zielvorgabe sind unabhängig davon folgende Probleme zu be-
handeln: 
– Unterschiedliche Szenarien müssen verglichen werden. 
– Relevante Indikatoren müssen entwickelt werden. 
– Dies ist nur möglich auf der Basis quantifizierbarer Aussagen. 
– Quantifizierung verlangt Meßbarkeit. 
– Vergleichbarkeit verlangt Bewertung. 
– Bewertung verlangt Kriterien. 
 
Damit komme ich zu dem Problem der Operationalisierung des Leitbildes Nachhaltigkeit. 
 
 
4 Operationalisierung durch das Konzept Technikbewertung 
 
Die Ingenieure haben technische Entwicklungen schon immer bewertet, das ist keine neue Fragestellung. 
Bislang bezog sich deren Bewertung nahezu ausnahmslos auf zwei Bereiche: Einerseits auf technische 
Aspekte wie Funktionalität und Sicherheit und zum anderen auf ökonomische Fragen nach deren Wirt-
schaftlichkeit innerhalb vorgegebener rechtlicher und fiskalischer Randbedingungen. 
 
Das Leitbild Nachhaltigkeit ist umfassender. Nunmehr muß der Wertehorizont technischer Entwicklun-
gen auf Fragen der Umweltqualität (Umweltverträglichkeit) und der Lebensqualität (Sozial- und Human-
verträglichkeit) ausgedehnt werden. Dies ist eine hochrangig interdisziplinäre Fragestellung. 
 
Beginnen möchte ich mit einer kurzen Skizzierung der jungen Geschichte der Disziplin Technikbewer-
tung, die in zahlreichen Publikationen beschrieben ist. Exemplarisch sei auf [19, 20] verwiesen. Die im 
folgenden genannten Aktivitäten sind auf der rechten Seite der Zeitachse in Abbildung 1 dargestellt. 
 
1966 ist im politischen Raum der USA der Begriff „Technology Assessment“ (Kürzel TA) geprägt wor-
den. Die Diskussionen führten schon 1972 zur Verabschiedung eines TA-Gesetzes, dem 1973 die Ein-
richtung eines „Office of Technology Assessment (OTA)“ beim US-Kongreß folgte. 
 
Anfang der 70er Jahre setzte die TA-Debatte in Deutschland und in anderen fortgeschrittenen Gesell-
schaften ein. Daran beteiligten sich in unserem Land seinerzeit maßgeblich das Batelle-Institut, das Kern-
forschungszentrum Karlsruhe, das Fraunhofer-Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung (ISI) 
sowie der Verein Deutscher Ingenieure (VDI). 
 
Im politischen Raum wurde seit 1972 im Ausschuß Forschung und Technologie des Deutschen Bundes-
tages mit der TA-Debatte und der Frage einer möglichen Institutionalisierung begonnen. 1973 hatte die 
damalige Oppositionspartei CDU zunächst parlamentarisch die Initiative ergriffen, wurde jedoch seit 
1982 als Regierungspartei deutlich zurückhaltender. Nunmehr ergriff die seit 1982 in der Opposition be-
findliche SPD die Initiative, wohingegen sie zuvor als Regierungspartei entsprechend zurückhaltend auf 
den CDU-Vorstoß reagiert hatte. Dies erklärt, warum erst Ende 1989/Anfang 1990 das Büro für Technik-
folgenabschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) zunächst als Modellversuch und seit 1993 als stän-
dige Einrichtung etabliert wurde. Das TAB wird als besondere organisatorische Einheit vom Institut für 
Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS) des Forschungszentrums Karlsruhe betrieben. 
Paschen, der Leiter des ITAS und des TAB in Personalunion, hat kürzlich in einem CIT-Interview die 
Aufgaben beider Einrichtungen beschrieben [21]. 
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Der VDI veröffentlichte 1991 seine Richtlinie „Technikbewertung“ [22]. Kurz danach nahm die Akade-
mie für Technikfolgenabschätzung in Baden-Württemberg (AfTA) ihre Arbeit in Stuttgart auf. Renn, 
einer der vier AfTA-Vorstandsmitglieder, hat soeben in der CIT einen Übersichtsbeitrag veröffentlicht 
[23]. 1996 wurde in Bad Neuenahr-Ahrweiler die Europäische Akademie zur Erforschung von Folgen 
wissenschaftlich-technischer Entwicklungen gegründet. Kurz zuvor ist in den USA die Schließung des 
OTA, aus dem das World Watch Institut hervorgegangen ist, mit der schlechten Haushaltslage begründet 
worden. 
 
Zahlreiche weitere Institutionen befassen sich zunehmend mit Technikbewertung. Ohne einen Anspruch 
auf Vollständigkeit seien hier neben dem oben erwähnten ISI genannt: Forschungszentrum Jülich; Deut-
sche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt (DLR); Wuppertal-Institut für Klima, 
Umwelt, Energie; Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung Berlin. Hinzu kommen wach-
sende Aktivitäten an Universitäten und Fachhochschulen, exemplarisch sei hier auf Forum Clausthal ver-
wiesen, siehe Jischa in [9]. 
 
Es gibt zahlreiche Publikationen zu Fragen „warum TA“ und „seit wann TA“. Ebenso zahlreich sind Ta-
gungsberichte zu Einzelthemen, wie etwa über Ökobilanzen, Produktlinienanalysen, Ökocontrolling, 
Umweltmanagement und dergleichen. 
 
Bedauerlicherweise gibt es noch keine systematische Darstellung zu der Frage, wie TA konkret gemacht 
werden sollte. Es fehlt ein Standardwerk mit Lehrbuchcharakter. So werde ich zu den folgenden Ausfüh-
rungen auf unser Vorlesungsmanuskript verweisen [20]. 
 
 
4.1 Wie kann Technik verantwortet werden? 
 
Hier gibt es zwei idealtypische Vorstellungen, die individualistische Verantwortungsethik einerseits und 
die Idee einer institutionellen Steuerung und Kontrolle andererseits. 
 
Vertreter der ersten Gruppe formulieren Ehrenkodizes und fordern einen hippokratischen Eid für Inge-
nieure. Vertreter der zweiten Gruppe schließen aus dem offenkundigen Tatbestand, daß die individualisti-
sche Verantwortungsethik bestenfalls begrenzt tragfähig ist, daß Technik nur institutionell verantwortet 
werden könne. Dieses Konzept würde auf eine technische Bürokratisierung hinauslaufen, es würde Inno-
vationen hemmen und die unternehmerische Freiheit drastisch einschränken. Zentrale Institutionen neigen 
tendenziell eher zum Behindern denn zum Fördern. Das Konzept könnte zwar einige Probleme des indi-
vidualistischen Verantwortungskonzepts bewältigen, würde aber neue Probleme grundsätzlicher Art 
schaffen. 
 
Die beiden diskutierten Idealtypen sind für sich allein nicht tragfähig. Das individualistische Konzept ist 
nach herrschender Meinung eindeutig unzureichend, und das institutionalisierte Konzept erscheint über-
perfektioniert und schwerfällig.  
 
So ist der Gedanke einer Synthese beider Konzepte naheliegend mit dem Ziel, deren Vorteile und nicht 
deren Nachteile zu verbinden. Diese Synthese nennt Ropohl [24] zunächst rein programmatisch „konzer-
tierte (auch innovative) Technikbewertung“. Sie soll die institutionelle Unterstützung der Individuen mit 
der individuellen Unterstützung der Institutionen verbinden. Die skizzierte Lösung ist neu und noch we-
nig ausgearbeitet. Wir befinden uns mitten in der aktuellen „Verantwortung für Technik“-Diskussion, die 
z. B. im VDI in der Bereichsvertretung „Mensch und Technik“ und entsprechenden Arbeitskreisen enga-
giert betrieben wird, siehe z. B. [25]. 
 
Unstrittig ist die Kernproblematik, die sich durch alle Diskussionen über die Verantwortung für Technik 
zieht: Die Komplexität heutiger Technologien, insbesondere großtechnischer Systeme, führt zwangsläufig 
zu einer mangelnden Kausalität der Folgen. Es ist praktisch unmöglich, daß Einzelpersonen Träger von 
Verantwortung sein können. Der Handelnde ist in der Regel nicht mehr identisch mit dem Verantworten-
den. 



 
 
90 
 

 
Als Folge davon wird Verantwortung aufgeteilt oder politisch-formalistisch übernommen. Dies führt zu 
einer Reduzierung verantwortlichen Handelns. Die Vorstellung ist nun, daß das TA-Konzept dazu zwingt, 
handlungsleitende Wertvorstellungen offenzulegen und Verantwortung bewußt zu machen. Damit kann  
TA eine Prozedur institutionalisierter Ethik technischen Handelns sein. 
 
 
4.2 Vorgehensweisen in der Technikbewertung 
 
Zur Einführung möchte ich aus der VDI-Richtlinie „Technikbewertung“ zitieren [22]: 
„Technikbewertung bedeutet hier das planmäßige, systematische, organisierte Vorgehen, das 
− den Stand einer Technik und ihre Entwicklungsmöglichkeiten analysiert, 
− unmittelbare und mittelbare technische, wirtschaftliche, gesundheitliche, ökologische, humane, soziale 

und andere Folgen dieser Technik und möglicher Alternativen abschätzt, 
− aufgrund definierter Ziele und Werte diese Folgen beurteilt oder auch weitere wünschenswerte Ent-

wicklungen fordert, 
− Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten daraus herleitet und ausarbeitet, 
so daß begründete Entscheidungen ermöglicht und gegebenenfalls durch geeignete Institutionen getroffen 
und verwirklicht werden können.“ 
 
Wie sieht die Vorgehensweise nun im einzelnen aus? Nach einer konkreten Aufgabenbeschreibung sowie 
einer Definitions- und Abgrenzungsphase wird in der Regel eine dreistufige Abfolge empfohlen: 
1.Technikfolgenforschung, 2. Technikfolgenabschätzung, 3. Technikfolgenbewertung. 
 
Die gern gehegte Hoffnung, die beiden ersten Stufen würden eine rein wissenschaftliche Bearbeitung 
zulassen, und der gesellschaftspolitische Aspekt (die Wertefrage) würde erst bei der dritten Stufe bedeut-
sam werden, hat sich in nahezu allen konkreten TA-Studien als trügerisch erwiesen. Meist spielt die 
Wertefrage von Anfang an hinein, also schon bei der Abgrenzungsphase. 
 
Man kann die Vorgehensweise nicht nur nach der Abfolge, sondern auch nach der Art strukturieren. Da-
bei unterscheidet man: 
 
• TA als partizipatorisches Assessment: Maximale Partizipation ist hierbei die entscheidende Forde-

rung, die in unterschiedlicher Weise realisiert werden kann (argumentativer Diskurs, Planungszellen 
u. a.). Die Zielvorstellung lautet, der Objektivität durch vielgestaltige Subjektivität möglichst nahe 
zu kommen. 

 
• TA als systemanalytisches Verfahren: Die Basis dafür stellt die Systemtheorie dar. Technische Sy-

steme lassen sich zumindest prinzipiell eindeutig beschreiben, da deren Erfassung auf naturwissen-
schaftlichen Grundgesetzen beruht. Dies wird bei Ökosystemen schon deutlich schwieriger, da 
Wechselwirkungen und Stabilitätsfragen bestenfalls eingeschränkt beantwortet werden können. Die 
gleiche Aussage gilt für wirtschaftliche Systeme. Am problematischsten sind politische/gesell-
schaftliche Systeme; hier ist das Systemverständnis äußerst mangelhaft. 

 
• TA als technopolitische Beratung: Dies meint TA als Vorsorgeprinzip im Umgang mit wissen-

schaftlich-technischem Fortschritt und Instrument der Planung und Entscheidungshilfe. TA soll Fol-
gen erkennen und diese in politische Bewertungs- und Entscheidungsprozesse integrieren. 

 
Nur durchgeführte TA-Studien können den Blick dafür schärfen, was methodisch sinnvoll ist und was 
nicht. Ein vorläufiges Fazit läßt sich in Anlehnung an die hier beispielhaft genannte Prognos-Studie 
„Technikfolgen Chlorchemie“ etwa so formulieren [26]: 
 

1. Der Methodenentwicklung ist in Zukunft eine sehr viel höhere Priorität einzuräumen als bisher. 
2. Die Analysephase muß einschließlich der Datenbeschaffung viel differenzierter erfolgen als auf den 

ersten Blick notwendig erscheint. 
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3. Die methodisch naheliegende Trennung zwischen Analyse- und Prognosephase erweist sich ar-
beitstechnisch als unrealistisch. Eine Trennung nach Wirkungsbereichen (etwa Wirtschaft, Gesell-
schaft, Umwelt) ist zweckmäßiger. 

4. Eine Weiterentwicklung der Methodik und Überprüfung der Anwendbarkeit der VDI-Richtlinie ist 
zielführend nur machbar, wenn sie sich an konkreten Beispielen orientieren kann. 

 
Innerhalb des TA-Konzeptes sollte sauber zwischen Instrumenten und Methoden unterschieden werden 
[19, 27]. Beiden Feldern gilt unser Forschungsinteresse. 
 
 
4.3 Instrumente in der Technikbewertung 
 
Hier beschränke ich mich auf eine bloße exemplarische Aufzählung von eingeführten Instrumenten: Öko-
bilanz, Produktlinienanalyse, Umweltverträglichkeitsprüfung, Umweltaudit, Ökocontrolling, Umweltin-
formationssystem, Umweltmanagementsystem. Hierzu gibt es jeweils eine umfangreiche Spezialliteratur, 
auf die ich hier nicht eingehe. 
 
 
4.4 Methoden in der Technikbewertung 
 
Abbildung 3 zeigt eine Palette gebräuchlicher Methoden, die zu dem Arsenal der Systemtheorie gehören. 
Die Methoden lassen sich in unterschiedlicher Weise strukturieren. 
 
Huisinga listet 33 Methoden auf, die er in dreifacher Weise charakterisiert [28]. Zunächst nach der Her-
kunft: Die meisten Methoden entstammen der Ökonomie, einige der Technik und einige der Militärwis-
senschaft. Eine zweite Unterscheidung betrifft die Anwendung: Analyse, Prognose, Bewertung, Entschei-
dung. Eine dritte Unterscheidung betrifft die Art: qualitativ, quantitativ. 
 
 

 
 
Abb. 3  Einige Methoden in der Technikbewertung 
 
 
Beispielhaft sei hier die Nutzwert-Analyse in ihren Merkmalen charakterisiert [28]: Sie entstammt der 
Ökonomie und der Technik, sie dient zur Prognose und zur Entscheidung, sie ist sowohl qualitativer als 
auch quantitativer Art. 
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Eine andere Art der Einteilung betrifft Sinnverwandtschaften der Methoden [19]. Die Oberbegriffe spre-
chen für sich, eine detaillierte Diskussion kann an dieser Stelle nicht erfolgen. So gibt es intuitiv-heuristi-
sche Methoden, Methoden statistischer Art, Methoden mit Baumstruktur (auch eine Ökobilanz hat Baum-
struktur), Methoden mit Matrix-Charakter und schließlich die Modellsimulation als sehr leistungsfähiges 
Instrument oft in Verbindung mit der Szenariotechnik. 
 
Worin besteht nun dringender Forschungsbedarf? Zum Zwecke der Quantifizierung, der Meßbarkeit und 
letztlich der Vergleichbarkeit müssen hochaggregierte Umweltindikatoren entwickelt werden. Beispiel-
haft dafür sei das MIPS-Konzept von Schmidt-Bleek genannt [29]. MIPS steht für Material-intensität pro 
Serviceeinheit. Ich verstehe dieses Konzept in erster Linie als Denkanstoß für eine bestimmte For-
schungsrichtung, um die folgenden plakativen Thesen zu verdeutlichen. 
 
Prinzipiell lassen sich zwei Vorgehensweisen vorstellen: 
 

1. Die hochaggregierte Bewertungsgröße Geld, die uns so überaus vertraut ist, soll alle nur denkbaren 
(ökologischen, sozialen) Einflüsse erfassen; also z. B. die „ökologischen Rucksäcke“, soziale Lang-
zeitwirkungen usw. Man kann dies mit „Internalisierung externer Kosten“ beschreiben, und das ist 
vorrangig ein Problem der Ökonomie. Natürlich müßten die anderen Disziplinen (Sozial-, Medizin-, 
Natur- und Ingenieurwissenschaften) an diesem Konzept inhaltlich mitarbeiten. 

 Auch wenn diese Vorgehensweise bisher aussichtslos erscheint, so ist sie zumindest prinzipiell denk-
bar. 

2. Neben der Bewertungsgröße Geld werden weitere nicht monetär quantifizierte Größen für Stoff- und 
Energieströme, für insbes. toxikologische Wechselwirkungen usw. formuliert. Diese Vorgehensweise 
hat Ähnlichkeit mit der Suche nach Umweltindikatoren, nach Maßen für die Zukunftsfähigkeit, zu-
sammengefaßt SDI (Sustainable Development Indicators) genannt. 

 
Insbesondere Ingenieur- und Naturwissenschaftler sollten an dem zweiten Konzept arbeiten, um der Wirt-
schaft und der Politik machtvolle Instrumente zur Entscheidungsfindung an die Hand zu geben. Auch 
hierfür hat sich bereits ein englischer Ausdruck etabliert: DSS = Decision Support Systems. 
 
Bei der Suche nach einfachen und gleichzeitig aussagefähigen Meßgrößen bewegen wir uns zwischen 
zwei Extremen: Das Einfache ist theoretisch falsch, und das Komplizierte ist praktisch undurchführbar. 
Wir sollten etwas finden, das theoretisch zumindest nicht falsch und praktisch nicht unbrauchbar ist. 
 
An der Formulierung von Umweltindikatoren wird an verschiedenen Stellen intensiv gearbeitet. Exem-
plarisch seien hier die Arbeiten von Pfister und Renn [30] sowie Tulbure [31] erwähnt. Zusammenfas-
sende Darstellungen über Vorschläge für Umweltindikatoren geben [10, 32, 33]. 
 
Es ist zu vermuten, daß die Technikbewertung sich in Richtung Bewertung von Technologiepotentialen 
und Innovationen, Technologiefrüherkennung und Politikberatung weiterentwickeln wird. Desweiteren 
wird die Diskussion über Leitbilder eine zunehmend wichtige Rolle spielen. Die Ingenieure sind noch zu 
stark in der Diskussion über Mittel (welchen Filter, welchen Katalysator?) verhaftet, sie sollten sich stär-
ker in die gesellschaftliche Zieldiskussion einbringen. 
 
Die durch Technik geschaffenen Probleme, d. h. die nichtintendierten Folgen von technischen Entwick-
lungen, lassen sich nur durch Technik mildern, korrigieren oder gar beseitigen. Die zentrale Frage lautet 
daher: Welche Technologien sind in der Lage, die Zukunftsfähigkeit der Menschheit zu gewährleisten? 
Hierzu kann das Konzept Technikbewertung entscheidend beitragen. 
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Stadtentwicklung und Lokale Agenda 21 – Zwei Seiten einer Medaille 
 
A. Krohn 
 
 
 
Ausgangspunkt des Neuruppiner Stadtentwicklungskonzptes 
 
Seit der Gemeindegebietsreform von 1993 stand die Stadt Neuruppin vor der Aufgabe, einen komplett 
neuen Ansatz ihrer Stadtentwicklungsplanung finden zu müssen. An diesem Tage wurden dreizehn Ge-
bietsänderungsverträge wirksam, und Neuruppin wurde durch die Eingemeindung von dreizehn vormals 
eigenständigen Kommunen die fünftgrösste Stadt Deutschlands. 
 
Neben Neuruppin hatten bis zu diesem Zeitpunkt natürlich auch alle anderen Gemeinden eigene Vorstel-
lungen über ihre kommunalen Entwicklungen erarbeitet. Beim „Nebeneinanderlegen" der einzelnen Pla-
nungen konnte man sehr schnell bemerken, dass die bloße Addition der einzelnen Planvorstellungen noch 
kein gemeinsames, in sich stimmiges Gesamtbild ergab. Zum Beispiel hätte die sich offenbarende unko-
ordinierte Ausweisung verschiedener Wohn- und Gewerbegebiete zu einem stadt- und regionalplanerisch 
nicht zu vertretendem Überangebot dieser Flächen geführt. Die Folge wären unüberschaubare Risiken bei 
der Erschließung, der erforderlichen Finanzierung und der sich dann daraus ergebenden Gebühren und 
Vermarktungsstruktur gewesen. Daher war dieser Zeitpunkt die Geburtsstunde für ein vollkommen neu 
zu erarbeitendes, aber dennoch auf den Grundansätzen der Vorgängerplanungen aufbauendes Stadtent-
wicklungskonzept. Der ursprünglich als Arbeitstitel gewählte Name „Neuruppin 2006“ hat sich mittler-
weile zur endgültigen und auch in der Öffentlichkeit akzeptierten Bezeichnung entwickelt. 
 
 
Grundzüge und Wirkungsweise des Konzeptes „Neuruppin 2006“ 
 
Wir haben versucht, in unserem Konzept das Bild einer idealen Vision unserer Stadt im Jahre 2006 zu 
zeichnen. Alle Entscheidungen, die aus der heutigen Alltagssituation heraus getroffen werden müssen, 
sollten sich im günstigsten Falle in das Idealbild einfügen lassen, zumindest aber nicht konträr zu diesem 
stehen. 
 
Um eine kleingliedrige Entscheidungsebene für Politik und Verwaltung zu erhalten, wurde das Konzept 
in drei grosse Bereiche unterteilt, die sich ihrerseits aus einer Fülle von Bausteinen zusammensetzen. 
Diese Bereiche sind: 

• Landschaft und Dörfer, 
• Altstadt, 
• Stadtränder. 

 
Die innerhalb dieser Bereiche genannten Bausteine sind anfangs ohne Rang- und Reihenfolge und ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit benannt worden, und auch heute ist festzustellen, dass es sich um keine 
abschliessende Liste handelt. Das Konzept muss ständig an sich ändernde Rahmenbedingungen  und neue 
Erkenntnisse und Entwicklungen angepasst werden. Ein wesentliches Kriterium hat jedoch uneinge-
schränkt und dauerhaft Gültigkeit: Vorrangig sollen jene Bausteine entwickelt und realisiert werden, die 
einen möglichst grossen Mitnahmeeffekt für weitere Bausteine haben. Weiterhin sollen diese Bausteine 
möglichst private Initiativen und privates Kapital mobilisieren. Wegen ihrer wichtigen Funktion werden 
diese Bausteine Schlüsselprojekte genannt. 
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Die große Bedeutung der Schlüsselprojekte setzt klar voraus, dass sie nicht ausschließlich in der Verwal-
tung erarbeitet und festgelegt werden können. Um eine hohe Akzeptanz in Politik und Öffentlichkeit zu 
erreichen, ist eine umfassende Diskussion die wesentliche Grundvoraussetzung. Diese wurde in Neurup-
pin mit der anstehenden Diskussion des Flächennutzungsplanes sowie verschiedener Detailplanungen zu 
diesem, wie z.B. dem Verkehrskonzept für die Innenstadt verknüpft.  
 
Beginn dieser Diskussion war die zweite grosse Stadtentwicklungsausstellung „CIVIBUS AEVI FU-
TURI" (Dem Bürger der Zukunft gewidmet) im Jahre 1997. In dieser Ausstellung wurden anhand des 
Konzeptes „Neuruppin 2006" die Entwicklungsplanungen der Stadt vorgestellt. Gleichzeitig war sie Initi-
alzündung für die erste Neuruppiner Zukunftswerkstatt im Herbst des gleichen Jahres, in der der Neurup-
piner Agenda-Prozess nach einigen partiellen Vorläufern als umfassender Vorgang initiiert wurde. 
 
 
Verknüpfung von formaler und informeller Öffentlichkeitsarbeit 
 
Bereits vor dem „offiziellen“ Agenda-Beginn wurden in Neuruppin, zumindest in ausgewählten Aufga-
benbereichen verschiedene, über das gesetzlich vorgeschriebene Maß hinausgehende Formen der Öffent-
lichkeitsarbeit geschaffen. Beispielhaft seinen hier zwei Bereiche vorgestellt: 
 
Verkehrsplanung: Um dieses vielschichtige Thema umfassend und ohne den Druck der in den formellen 
Fachausschüssen oft umfangreichen Tagesordnung bearbeiten zu können, wurde ein Verkehrsbeirat ge-
bildet. Dieser Beirat setzt sich aus vielen Meinungs- und Interessenträgern der Stadt zusammen. So sind 
neben vielen anderen die IHK, der Einzelhandelsverband, die Kreishandwerkerschaft, aber auch Schulen 
und Senioren vertreten. Dieser Beirat hat sein Mitwirkungsrecht an allen verkehrsplanerischen Belangen 
mit der Stadtverordnetenversammlung vertraglich geregelt. Daher wird sein Votum bei Entscheidungen 
auch sehr ernst genommen. Dennoch gab es bei der Erarbeitung des sogenannten Maikonzeptes, eines 
Vorhabens zur Verkehrsberuhigung der Innenstadt, trotz der umfassenden Empfehlung des Verkehrsbei-
rates keine eindeutige Entscheidungsbasis in der Stadtverordnetenversammlung. 
 
Ebenfalls war die tiefgreifende Beschäftigung des Beirates mit diesem Thema in der breiten Öffentlich-
keit weitgehend unbekannt geblieben. So entschloss sich die Stadtverordnetenversammlung nach hitziger 
Diskussion zu einer agendagemäßen Bürgerbeteiligung. Der Spätsommer des Jahres 1997 wurde genutzt, 
um in sechs großen Einwohnerversammlungen den Planungsansatz mit den betroffenen Bürgern zu dis-
kutieren. Als äußerst günstig für diese Diskussionsrunden stellte sich das Einbinden von neutralen Mode-
ratoren heraus. Hier konnten Persönlichkeiten des Neuruppiner Lebens gewonnen werden, wie z.B. Mit-
arbeiter des Brandenburgischen Umweltforschungszentrums, des Neuruppiner Technologie- und Grün-
derzentrums und der Industrie- und Handelskammer. Das nach diesen Diskussionsrunden gefundene 
Konzept wurde dann mit einer deutlichen Mehrheit der Stadtverordnetenversammlung beschlossen, aller-
dings vorerst nur für ein Jahr zur Probe. Dieses Jahr wurde dann fachlich begleitet durch die Arbeits-
gruppe Maikonzept, die sich aus Vertretern des Verkehrsbeirates und Abgeordneten zusammensetzte. Das 
Probejahr erwies sich als für die Akzeptanzbildung in der Öffentlichkeit von unschätzbarem Wert. Hatte 
doch nun jedermann die Möglichkeit, die Planungen nicht nur am grünen Tisch zu erleben, sondern sich 
direkt und praktisch von den Vorteilen zu überzeugen. Dass die Akzeptanz wuchs, belegt ein gescheiter-
tes Bürgerbegehren gegen das Konzept. Gelang es den Konzeptgegnern noch, in der theoretischen Vor-
phase des Projektes ausreichend Unterzeichner für die Durchführung eines Bürgerbegehrens zu mobilisie-
ren, war dann die Beteiligung ca. vier Monate nach Konzepteinführung an diesem so gering, dass es nicht 
zum Aufheben der neuen Verkehrsregelungen kam. Mittlerweile ist auch das Probejahr längst vorüber 
und seit dem 21.12.1998 das Maikonzept als dauerhafte Verkehrsregelung beschlossen, übrigens mit we-
sentlich mehr Ja-Stimmen als noch beim Beschluß des Probejahres. 
 
Uferzonenkonzeption: Ein ähnlich sensibles Thema wie die Verkehrsplanung ist in Neuruppin der Um-
gang mit den Uferbereichen. Als ein Baustein zum Flächennutzungsplan wurde vor mittlerweile drei Jah-
ren eine Uferzonenkonzeption erarbeitet. Gemäß dem Anspruch an ein solches Fachgutachten war diese 
Konzeption sehr naturschutzbezogen und landschaftspflegerisch angelegt. 
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In der Offenlage der Planung zeigte sich dann, dass ein solcher Gedankenansatz den erbitterten Wider-
spruch der ca. eintausend Bungalow- und Datschenbesitzer hervorrief. Auch hier war die Stadtverorden-
tenversammlung nicht bereit, den entsprechenden Beschluss zu fassen. Ähnlich wie bei der Verkehrspla-
nung wurden umfassendere Eigentümer- und Bürgerversammlungen als Entscheidungshilfe eingefordert. 
Diese wurden dann auch durchgeführt, insgesamt dreizehn mit jeweils immer weit über fünfzig, z.T. auch 
weit über einhundert Teilnehmern. In diesen Versammlungen wurden zum einen die Anliegen der Betrof-
fenen artikuliert, zum anderen wurde aber auch auf Naturschutzbelange und vor allem auf die in den mei-
sten Bereichen ungenügende Erschließungssituation hingewiesen. Auch in diesen Beratungen konnten wir 
uns neutraler Moderatoren bedienen. Den Mitarbeitern des Brandenburgischen Umweltforschungszen-
trums sei auch an dieser Stelle für ihre professionelle Unterstützung gedankt. 
 
Das Ergebnis dieser Beratungen wurde dann in der eigens hierfür gebildeten Arbeitsgruppe Uferkonzep-
tion ausgewertet. Dieser AG gehörten u.a. die Vertreter der entsprechenden Uferbereiche, Abgeordnete 
der Stadtverordnetenversammlung, Naturschutzbehörde und dem Amt für Forstwirtschaft an. Es wurde 
um einen Kompromiss gerungen, der allen Belangen zumindest in Teilbereichen Rechnung trägt. Bis auf 
zwei Ausnahmen ist das der AG dann auch gelungen, in den beiden offenen Fällen muss jetzt die Stadt-
verordnetenversammlung eine politische Entscheidung treffen. 
 
 
Erfahrung, Ausblick und weitere Vorgehensweise 
 
Parallel zu den Arbeiten an den einzelnen Bausteinen unseres Flächennutzungsplanes  fanden in den auf 
der ersten Neuruppiner Zukunftswerkstatt gebildeten Agenda-Arbeitsgruppen weitergehende Diskussio-
nen des Stadtentwicklungskonzeptes "Neuruppin 2006" statt. 
 
Naturgemäß kommt es hierbei zu immer stärkeren Überschneidungen und gegenseitigen Wechselbezie-
hungen und Beeinflussungen. So führte z.B. die Agenda-Gruppe "Wohnen und Verkehr" eine Anhörung 
zu einem vorgesehenen Investitionsvorhaben, dem Traumland Neuruppin, durch. Mit diesem Vorhaben 
sollte ein grosser Freizeitpark auf dem ehemaligen Militärflugplatz errichtet werden. In der Anhörung 
sollte geklärt werden, ob ein solches Vorhaben mit dem für Neuruppin beschlossenen Grundsatz der 
Nachhaltigkeit in Übereinstimmung zu bringen ist. Dieses konnte nicht nachgewiesen werden, und so 
entschloss sich die Politik, das Vorhaben nicht in den Flächenutzungsplanentwurf zu übernehmen. 
 
 
 
Mittlerweile versuchen wir zunehmend, die Impulse der Agenda-Arbeit bewusst und zielgerichtet in die 
Stadtentwicklungsplanung zu integrieren. Die Erfahrungen aus den beschriebenen, aber auch aus anderen, 
hier nicht weiterausgeführten Beispielen wie Jugendarbeit, Wohnumfeldgestaltung, Vitalisierung der 
Innenstadt, nachhaltiges Wirtschaften und vieles andere mehr, machen uns Mut, diesen Weg weiter zu 
beschreiten. Ein Grundsatzproblem gilt es hierbei jedoch immer wieder zu lösen: Die Einwohnerschaft so 
zu interessieren, dass sie sich engagiert in den Prozeß einbringt. Dieses gelingt jeweils nur, wenn ein ent-
sprechendes Thema einen unmittelbaren Einfluss auf einen bestimmten Betroffenenkreis ausübt oder es 
aber von einem enormen Interesse ist. Darüber hinaus muss es eine direkte Einfluss- und Gestaltungs-
möglichkeit für diejenigen geben, die es auf sich nehmen, am Prozess teilzunehmen. Immer wieder ge-
staltet es sich schwierig, mit den Agenda-Gruppen Themen zu bearbeiten, die den vorgenannten Ansprü-
chen genügen. Aus diesem Grunde werden wir die Endgestaltung unseres Flächenutzungsplanes auch in 
den Agendaprozess integrieren. Auch die Weitergestaltung der Verkehrsplanungen soll auf diese Art und 
Weise erfolgen. 
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Abb. 1  Agenda-Arbeitsstruktur (nach Institut RAUM & ENERGIE) 
 
Letztendlich bleibt zu hoffen, dass wesentlich mehr Themenbereiche direkt aus der Einwohnerschaft for-
muliert werden. Denn erst dann können wir von einer wirklichen Lokalen Agenda 21 sprechen, einem 
Entwicklungskonzept, das als eine gemeinsame Zielstellung in einem breiten Konsens von Bürgern, Poli-
tik und Verwaltung erarbeitet worden ist. 
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Agenda 21 in Oranienburg – die Entwicklung von Leitbildern 
 
St. Materne 
 
 
 
 
Eine verwirrende Menge von Begriffen sind gebräuchlich, wenn lokale Agenda-Aktive von ihren Zu-
kunftsvorstellungen reden. Da gibt es Leitbilder, Leitlinien, Leitziele, Visionen, Handlungsziele, Zu-
kunftsstrategien; Planungshorizonte u.v.m. Erschwerend kommt hinzu, dass denselben Begriffen in jeder 
Kommune mehr oder weniger unterschiedliche Bedeutungen zugeordnet werden.  
 
Natürlich hat jede Kommune ihre eigene Methode bei der Agenda-Arbeit. Das ist auch gut so, da es den 
unterschiedlichen Voraussetzungen entspricht. Eine einheitlichere und eingängige Begrifflichkeit könnte 
jedoch insbesondere den Einstieg in die Agenda sowie die interkommunale Verständigung enorm er-
leichtern. Geht es doch gerade bei der Lokalen Agenda 21 (LA21) weniger um einen akademischen Dis-
kurs, als vielmehr um einen breiten gesellschaftlichen Konsens.  
 
Die bürgernahe Vermittlung der Themen und der „Philosophie“ der Agenda 21 stellt aufgrund der Kom-
plexität und Vielfalt eine enorme Schwierigkeit dar. Das Wissen und die Überzeugung von den Inhalten 
bei den Agenda-Aktiven ist jedoch Voraussetzung für die Erarbeitung von Zielen.  
 
Zur Bezeichnung der allgemeinen langfristig angestrebten Ziele verwendet die Oranienburger Agenda 
den Begriff „Leitbilder“. Insgesamt wurden innerhalb der einzelnen Themenbereiche ca. 25 übergeord-
nete Leitbilder erarbeitet.  
 
 
Die Ziele der globalen Agenda 21 
 
Die Verwaltung hat von den Stadtverordneten per Beschluß vom 16.12.1996 den Auftrag erhalten, eine 
Lokale Agenda-Initiative anzuregen. Im Rahmen dieses Beschlusses wurde die „Charta von Aalborg“ 
verbindlich als inhaltliche Klammer der Agenda-Arbeit festgelegt. Die Aufklärung über die Ziele der 
Agenda 21 und der Charta von Aalborg stand am Anfang der Agenda-Arbeit in Oranienburg. 
 
Bei der LA21 geht es nicht „nur“ um die Einbeziehung breiter Bevölkerungskreise, nicht „nur“ um Bür-
gernähe, nicht „nur“ um neue Formen der kommunalen Zusammenarbeit und demokratischer Willensbil-
dungsprozesse; auch wenn der Weg zur LA21 zum Teil das Ziel ist geht es im Kern um:  
 
• die Einbeziehung langfristiger Entwicklungshorizonte auch bei kurzfristigen Entscheidungszwängen;  
• ein „ganzheitliches“ Denken, dass Aspekte der Umwelt, des Sozialen und der Wirtschaft angemessen 

einbezieht; 
• die Berücksichtigung globaler Entwicklungszusammenhänge bei lokalen Entscheidungen und Verhal-

tensweisen 
 
Das Bewusstsein über diese Ziele entstand in Oranienburg bei einigen Teilnehmern erst im Laufe des 
Prozesses. 
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Zur Lösung der zunehmend komplexen globalen Probleme müssen die eingeschlagenen Wege manchmal 
verlassen werden. Gesucht werden neue Lösungsmodelle, pfiffige Ideen und kreative Methoden. Durch 
die unkonventionelle Herangehensweise bei der Erarbeitung einer Lokalen Agenda 21 sollen hierfür 
Kräfte gebündelt werden. 
 
Die Folgen eines erfolgreichen LA21-Prozesses sind: 
• eine bessere technische Effizienz und technischer Fortschritt,  
• eine rationellere Ökonomie durch Kostenreduzierung und Ressourceneinsparung  
• ein geändertes Konsumverhalten 
 
 
Die Vermittlung der Thematik der Agenda 21 
 
Um die Themen der Agenda 21 sowie die Ansatzpunkte lokalen Handelns zu vermitteln, hat die Stadt 
bereits im Vorfeld der Auftaktveranstaltung im September 1997 die Ausstellung „Zukunftsmarkt 
Deutschland – Bausteine für eine nachhaltige Entwicklung“ des Bundes für Natur- und Umweltschutz 
Deutschland gezeigt. Diese Ausstellung ist - insbesondere in der inzwischen durch die Berliner Bezirke 
„wandernden“ Version -  sehr anschaulich konzipiert und umfasst wesentliche Handlungsfelder der 
LA21. 
 
Des Weiteren wurden über die Lokalpresse und das städtische Veröffentlichungsblatt „Oranienburger 
Nachrichten“ Informationen über die LA21 verbreitet. Ein Faltblatt wurde an alle Haushalte versandt.  
Mit dem Satz „Es geht um die Erlangung einer Lebensqualität in Oranienburg, in der auch noch unsere 
Kinder und Enkelkinder gut leben können“ wurde an das Eigenengagement der Bürger appeliert. 
 
In der Auftaktveranstaltung und in den Arbeitsgruppen wurde das Themenspektrum der Agenda 21 erneut 
vorgestellt und diskutiert. Im späteren Verlauf des Prozesses fanden zahlreiche Sonderveranstaltungen 
statt. Zum Teil wurde ein lokalpolitisch aktuelles Thema (z.B. Innenstadtsanierung, Verkehrsplanung, 
Flächennutzungsplanung usw.) zum „Aufhänger“ zur Vermittlung der Agendagrundsätze, zum Teil wur-
den auswärtige Referenten zu agenda-spezifischen Themen (z.B. Frauen und Stadtplanung, Behinderte im 
öffentlichen Stadtraum, usw.) eingeladen.  
 
Im Kinder- und Jugendbereich fanden umweltpädagogische Projekttage statt. Zusammen mit der Kreis-
volkshochschule wurden Informationsveranstaltungen für Erzieherinnen und Lehrer durchgeführt.  
 
Eine Ausstellung über die Oranienburger Agenda wurde in der städtischen Bibliothek präsentiert. Auf 
Festen und Messen haben Vertreter der Agenda-Initiative Info-Stände errichtet. Eine Sonderaktion fand 
zum Thema „Fair gehandelte Produkte“ zusammen mit dem „Eine Welt Laden Oranienburg“ statt. 
 
Als dauerhafte Erinnerung an die Oberziele der LA21 wurde in Oranienburg das Begriffspaar „Nachhal-
tige Entwicklung“ und „vorsorgender Umweltschutz“ zum Untertitel des Oranienburger Agenda 21-Lo-
gos und „schmückt“ z.B. Briefköpfe und Protokolle. Das Logo der Oranienburger Agenda 21 enthält zur 
Versinnbildlichung des Mottos „Global Denken - Lokal Handeln“ die Bestandteile des Oranienburger 
Wappens und ein Globussegment. 
 
 

 
 
Abb. 1 Das Logo der Oranienburger Agenda 21 
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Die Themenfindung in Oranienburg 
 
Sechs Arbeitsgruppen (AGs) haben sich zu den folgenden Themen gebildet: 
• Verkehr 
• Stadtentwicklung und Flächennutzung 
• Natur- und Landschaftsschutz, Tourismus und Erholung 
• Soziales 
• Energie und Klimaschutz  
• Jugend 
 
Die Themen wurden nicht vorgegeben, sondern im Rahmen einer Fragebogenaktion sowie der Auftakt-
veranstaltung gemäß der allgemeinen Interessenslage ermittelt. 
 
Desweiteren wurde auf Anregung des Schirmherren der Oranienburger Agenda - dem Bürgermeister 
Hans-Joachim Laesicke - eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe eingerichtet. Diese Arbeitsgruppe - die 
sich aus jeweils einem Vertreter eines jeden Fachamtes zusammensetzt - resultiert aus der Erkenntniss, 
dass  
• eine zukunftsorientierte Stadtentwicklung einer zukunftsorientierten Verwaltung bedarf, 
• der eigene Einflussbereich sich als gutes Beispiel im besonderen Maße eignet, 
• die aktive Unterstützung der LA21-Initiative durch die Verwaltung unverzichtbar ist, da aus der Ver-

waltung heraus i.d.R. eine Umsetzung und die Erfolgskontrolle maßgebend vorbereitet und durchge-
führt werden müssen. 

 
Ziele der verwaltungsinternen AG sind: 
• Mitwirkung an der gemeinsamen Erarbeitung einer Lokalen Agenda 21 durch Qualifizierung des Pro-

zesses. 
• Erarbeitung eines verwaltungsinternen Aktionskataloges, 
• Initiierung der Umsetzung, der Erfolgskontrolle sowie der Fortschreibung der Oranienburger Agenda 

21, 
• Anregungen bzw. Umsetzung der agenda-spezifischen Öffentlichkeitsarbeit der Verwaltung. 
 
Die Arbeitsweise innerhalb der einzelnen Themengruppen ist sehr unterschiedlich. Die AG „Stadtent-
wicklung“ hat zum Beispiel die jeweiligen Stadtteile aufgesucht und diese zum Thema gemacht. Die AG 
„Naturschutz“ widmete sich u.a. bestimmten Aspekten aus Natur- und Landschaft in Form von fachlich 
begleiteten Stadtexkursionen. Wurde der globalen Denkansatz der Agenda 21 von Einigen zunächst als zu 
abstrakt empfunden, konnte durch die „Vor-Ort-Veranstaltungen“ konkrete Betroffenheit und lokale 
Handlungsmöglichkeiten verdeutlich werden. Auch wurden hiermit immer wieder neue Mitstreiter für 
den Prozess interessiert. 
 
Ansätze zur Entwicklung von Arbeitsgruppen in den Bereichen „Wirtschaft“, „ökologischer Gartenbau“, 
„Dritte Welt“ und „Ökologisches Bauen“ sind bisher gescheitert. Dies liegt im Wesentlichen daran, dass 
es nicht gelungen ist, Handlungsmöglichkeiten zielgruppenspezifisch aufzubereiten und entsprechende 
Multiplikatoren für die jeweiligen Themen zu finden.
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Abb. 2  Struktur des Agenda-Prozesses in Oranienburg 
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Die Erarbeitung der Leitbilder 
 
Die Leitbilder bezeichnen allgemeine Ziele, die arbeitsgruppenbezogen aufgelistet wurden. Die  Leitbil-
der wurden in zwei Kategorien unterteilt:  
 
• Leitbild erster Ordnung (übergeordnetes Entwicklungsziel), 
• Leitbild zweiter Ordnung (nachgeordnetes Teilziel). 
 
Die Unterteilung in zwei Kategorien dient der Übersichtlichkeit. Es entspringt jedoch auch dem Bedürf-
nis, Leitbilder möglichst so eng zu fassen, dass der Aussagegehalt verbindlicher wird. 
 
Das Verständnis für die Notwendigkeit von abstrakten, übergeordneten Zielen in Form von Leitbildern 
bestand nicht bei allen Aktiven und hat sich zum Teil erst im Laufe des Prozesses entwickelt. So wurden 
auch die Leitbilder selbst nicht am Anfang des Arbeitsprozesses, sondern analog zur Stärken-Schwächen-
Liste sowie dem Maßnahmenkatalog erarbeitet. 
 
In der Agenda-Praxis der Stadt Oranienburg hat es sich bewährt, zunächst in Form eines „Brainstor-
mings“ ganz konkrete Schwächen und Stärken zu benennen. Dominierte anfänglich die negative Kritik 
(Probleme und Mängel), wuchs im Laufe des Prozesses die Erkenntnis über vorhandene Stärken und 
Entwicklungspotentiale. Dies ist ein wichtiger Arbeitsschritt, der nicht nur die Akzeptanz des Agenda-
Arbeit fördert, sondern auch die inhaltliche Arbeit qualifiziert. 
 
Von der Stärken-Schwächen-Liste ist es ein kleiner Schritt zur Entwicklung eines Maßnahmen- bzw. 
Projekte-Kataloges. Dieser Katalog enthält Vorschläge zur Umsetzung der Oranienburger Agenda 21. 
Hier werden Aktivitäten aufgelistet, die der Erreichung des Leitbildes dienen. 
 
Die Oranienburger Agenda 21 arbeitet ohne professionelle Moderatoren. Es ist eine hohe Herausforde-
rung für den „Laien-Moderator“ einer Veranstaltung, die örtlichen Interessens- und Handlungschwer-
punkte mit den globalen Bezügen und Werten der Agenda 21 rückzukoppeln und die Arbeit der Gruppe 
zielorientiert zu flankieren. 
 
Maßgebliches Hilfsmittel zur Vermeidung von Leerlauf in den AGs ist eine sachgerechte und zuverläs-
sige Protokollführung sowie die Zusammenfassung und entsprechende Aufbereitung der Arbeitsergeb-
nisse. Zur Unterstützung wurde ein Arbeitsblatt in Form eines Tabellenmusters entwickelt, dass den Ar-
beitsgruppen zusammen mit Ausfüllhilfen (Erklärung der Begriffe, Beispiele) zur Verfügung gestellt 
wurde (vgl. Abbildung 3). Diese Arbeitsblätter haben das Arbeiten strukturiert und somit zielgerichteter 
gemacht. Desweiteren dienten sie der Vereinheitlichung der Arbeitsergebnisse der verschiedenen Ar-
beitsgruppen. Dieses systematische Vorgehen hat in Oranienburg den Arbeitsprozess beschleunigt und 
die Lesbarkeit des späteren Gesamtergebnisses erhöht.  
 
Denn trotz der verschiedenen Themengruppen und der unterschiedlichen Arbeitsmethoden bleibt es das 
Ziel, eine gemeinsame, leicht verständliche, gut strukturierte und umsetzungsorientierte Oranienburger 
Agenda zu entwickeln. Dies ist letztendlich maßgeblich für den gesellschaftlichen Konsenz bzw. die po-
litische Akzeptanz der Lokalen Agenda 21 - folglich für den Gesamterfolg. 
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ARBEITSBLATT ORANIENBURGER AGENDA 21 

 
Leitbild 1. Ordnung 
Die Leitbilder 1.Ordnung sollten allgemein gehalten werden und brauchen nicht unbedingt einen konkre-
ten Ortsbezug haben. Die Spalte „Leitbilder 2. Ordnung“ ist eine Untergruppe der Leitbilder 1. Ordnung, 
die Maßnahmen/Projekte sind eine Untergruppe der Leitbilder 2.Ordnung. D.h. mehrere Leitbilder 2. 
Ordnung sind der Spalte „Leitbilder 1. Ordnung“ zuzuordnen. Ebenso ist mit den Projekten in Bezug auf 
die Leitbilder 2. Ordnung zu verfahren. 
Beispiele  
• Verkehr: Attraktivierung des Fahrradverkehres 
• Klimaschutz und Energie: Reduzierung des Energieverbrauches in öffentlichen Gebäuden 
• Natur- und Landschaftsschutz, Tourismus und Erholung: Die Trockenrasenbereiche sind zu erhalten 
• Stadtentwicklung: Förderung des flächensparenden Wohnungs- und Einfamilienhausbaus  
 
Leitbild 2. Ordnung 
Die Leitbilder 2. Ordnung sollten konkreter formuliert werden. Hier sollte eine zahlenmäßige Unterle-
gung (Nachhaltigkeitsindikator) versucht werden, damit die evtl. Erlangung eines Ergebnis auch abfrag-
bar ist. Diese Quantifizierung kann ggf. auch durch Zuarbeit aus der Verwaltung erfolgen. Aber auch 
qualitative Ziele sind erwünscht. Maßgabe ist die Möglichkeit einer „Erfolgskontrolle“. 
Beispiele  
• Verkehr: Herstellung eines Systemes von gesamtstädtischen fahrradfreundlichen Verbindungsachen 
  (4 Stück in die jeweiligen Himmelsrichtungen) 
• Klimaschutz und Energie: Reduzierung des Energieverbrauches in öffentlichen Gebäuden um minde-

stens .....% des Endenergieverbrauches des Jahres 1998 
• Natur- und Landschaftsschutz, Tourismus und Erholung: Mindestens .....% der im Stadtgebiet vorhan-

denen Trockenrasen bereiche sind vor Überbauung zu schützen 
• Stadtentwicklung: 80 % der Neubauvorhaben sollten eine Grundstücksfläche pro Kopf eine qm-Zahl 

von ......  nicht überschreiten 
 
Ist-Zustand 
Hier ist der Bestand bezogen auf das Leitbild 2.Ordnung zu beschreiben. 
Beispiele  
• Verkehr: derzeit keine gesamtstädtischen fahrradfreundlichen Verbindungsachen 
• Klimaschutz und Energie: Energieverbrauches des Jahres 1998 :  .... kw 
• Natur- und Landschaftsschutz, Tourismus und Erholung: derzeit bestehen ca. ....ha Trockenrasen im 

Stadtgebiet 
• Stadtentwicklung: in den vorliegenden B-Pläne liegen 98% der Neubauvorhaben über den o.g. 

Grenzwert 
 
mögliche Maßnahmen/Projekte 
Hier sind Möglichkeiten der Umsetzung zu formulieren. Hierzu gehören auch Projekte der Öffentlich-
keitsarbeit. Jede AG sollte Ideen zur Öffentlichkeitsarbeit entwickeln. Zum jetzigen Zeitpunkt wird kein 
perfektes Konzept sondern eine Ideensammlung erwartet. 
Beispiele  
• Verkehr (s.o): Radwegeachse Bahnhof-Lehnitzsee (durchgehender grünzugorientierter Radweg mit 

fahrradfreundlichen Querungen; Verbesserung des Bahnhofszuganges (2. Abgang oder Tunnel)   
• Klimaschutz und Energie (s.o.): Schulung sämtlicher Anlagenbetreuer (Hausmeister) mit dem 

Schwerpunkt Reglungs- und Meßtechnik in Heizungsanlagen (Schulungskonzept erarbeiten, Teilnah-
meverpflichtung regeln) 

• Natur- und Landschaftsschutz, Tourismus und Erholung(s.o.): Entwicklung und Realisierung eines 
Pflegeprogrammes, Entwicklung zu Naherholungszwecken (Lehrpfade), Öffentlichkeitsarbeit um Be-
völkerung den Wert dieses Biotops zu verdeutlichen 
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• Stadtentwicklung (s.o.): Stadtverordnetenbeschluß, Regularium: verbindliche Bauleitplanung 
 
Prioritäten 
Die Spalte „Prioritäten“ bezieht sich auf die „Wichtigkeit“ konkreter Maßnahmen bzw. Projekte. Der 
Aspekt der „Eiligkeit“ wird durch den Zeitrahmen verdeutlicht. 
 
Maßgaben für die Bedeutung eines Projektes können z.B. sein: 
• Öffentlichkeitswirksamkeit (Breitenwirkung, Image, Wahrnehmbarkeit, pädagogischer Wert, Aufklä-

rung über globale Entwicklungszusammenhänge)  
• Überschaubarkeit des Gesamtprojektes; voraussichtliche Funktionsfähigkeit und Umsetzbarkeit 
• Ausstrahlung (Stadtbildveränderung, gesamtstädtisch, teilräumlich, lokale Auswirkung) 
• Umweltauswirkung  
• soziale Gerechtigkeit, Einbeziehung von gesellschaftlichen Randgruppen, Einbeziehung von Kindern, 

Jugendlichen, Älteren und Frauen 
• Wirtschaftlichkeit 
 
1= oberste Priorität/2= hohe Priorität/3= wichtig/4= sinnvoll aber wenig bedeutsam/5= fraglich (weitere 
Prüfung notwendig) 
 
Zeitrahmen 
A = 1-3 Jahre / B = 3-7 Jahre / C = 5-10 Jahre / D= 7-15 Jahre 
 
Finanzierung 
Bei der Frage der Kosten und der Finanzierung werden die meisten AGs die Hilfe der Fachleute benöti-
gen. Dennoch erhöht es die Realisierungschancen, wenn bereits ungefähre Vorstellungen über den Ko-
stenrahmen bzw. die Finanzierung (Höhe, Fördermöglichkeiten) bestehen.  
 
Zuständigkeit 
Auch bei der Beantwortung dieser Frage bedarf es in der Regel der Hilfe von Fachleuten. Im Falle von 
innovativen oder ungewöhnlichen Vorgehensweisen sollte man jedoch die organisatorischen Erfahrungen 
aus Beispielprojekten in anderen Städten einfließen lassen. Die Stadtverordneten können nur beschließen, 
was in den Zuständigkeitsbereich der Stadtverwaltung fällt. Die Stadtverwaltung kann aber auch Initiati-
ven anregen, Öffentlichkeitsarbeit betreiben und mit Außenstehenden Kooperieren.im Rahmen von The-
menfeldern, die im Wesentlichen in anderer Zuständigkeitsbereichen liegen (z.B. Privathaushalte). 
 
 
Abb. 3  Arbeitsblatt Oranienburger Agenda 21 
 
 
 
Von der Idee zur Umsetzung 
 
Die Leitbilder werden den Stadtverordneten der Stadt Oranienburg als Grundsatzbeschluss vorgelegt. Erst 
nachdem die Grundsätze der Oranienburger Agenda als Ziel der Stadt anerkannt wurden, lohnt sich die 
Arbeit zur Konkretisierung des bereits im Entwurf vorliegenden Maßnahmenkataloges als Beschlussvor-
lage.  
 
Die Vorschläge müssen dann von der Verwaltung auf ihre Realisierbarkeit geprüft werden. Das bedeutet, 
dass die Verwaltung zu den Fragen der Finanzierbarkeit, des Realisierungszeitraumes bzw. der durch die 
Agenda-Initiative vorgenommene Prioritätenzuordnung Stellung beziehen soll. Der Beschluss des Maß-
nahmenkataloges verpflichtet die Verwaltung nicht zur Umsetzung, sondern zunächst zur Prüfung der 
Umsetzbarkeit. Die Entscheidungsfreiheit der Stadtverordneten für einzelne Maßnahmen, insbesondere 
wenn sie personelle und finanzielle Auswirkungen haben, bleibt so in jedem Fall gewahrt.  
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Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:  
 
1. Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die Leitbilder der Oranienburger Agenda 21-Initiative zur 

Kenntnis, billigt sie und erklärt, diese bei ihren zukünftigen Entscheidungen zu berücksichtigen.  
2. Die Verwaltung wird beauftragt, den Prozess der „Oranienburger Agenda 21“ organisatorisch und 

inhaltlich zu befördern sowie aktiv mit zugestalten. 
3. Die in der Anlage beigefügten Leitbilder sind Bestandteil des Beschlusses.  
4. Die aus den Leitbildern von der Agenda-Initiative zu entwickelnden Umsetzungshinweise (Massnah-

menkatalog) sind - nach erfolgtem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung - durch die zuständi-
gen Fachämter auf die Realisierbarkeit zu prüfen.  

5. Die Verwaltung erstellt einmal jährlich für die Stadtverordnetenversammlung einen Sachstandsbericht. 
In dem Sachstandsbericht wird über die Massnahmen zur Umsetzung der Leitbilder informiert. Der 
Sachstandsbericht ist öffentlich bekannt zu machen. 

 
 
Abb. 4  Beschlussentwurf der Oranienburger Agenda-Initiative  

(ohne Leitbilder) 
 
Die Fortschritte der Agenda-Umsetzung sollten in ihrer Annäherung an die Leitbilder von den Stadtver-
ordneten abfragbar sein. Hierzu werden zusammen mit den Fachämtern und unter Mitwirkung anderer im 
Agendabereich Aktiver, sogenannte Nachhaltigkeitsindikatoren erarbeitet. Nachhaltigkeitsindikatoren 
sind i.d.R. messbare Werte wie z.B. Quadratmeter nutzbare Grünflächen pro Einwohner oder die anteilige 
Anzahl der in einem bestimmten Zeitraum zu sanierenden Altlastenflächen (z.B. 10% in drei Jahren). 
Aber auch qualitative Werte können eine Rolle spielen.  
 
Damit die Arbeit an der Agenda 21 erfolgreich wird, bedarf es der Möglichkeit einer „Erfolgskontrolle“. 
Die Ziele der Agenda dürfen nach dem Beschluss des Maßnahmenkataloges nicht in Vergessenheit gera-
ten, sondern müssen systematisch abgearbeitet und - auch bei nachfolgenden Beschlüssen -  immer wie-
der ins Bewusstsein gerückt werden. Dies gilt insbesondere auch zur politischen Meinungsbildung zur 
Förderung nachhaltigen Denkens und Handelns. Aus diesem Grund soll die regelmäßige Vorlage eines 
Sachstandberichtes für die Stadtverordneten erfolgen. Dieser Sachstandsbericht soll öffentlich diskutiert 
werden. Die Öffentlichkeit bzw. die Arbeitsgruppen sollten sowohl bei der Erfolgskontrolle, bei der Fort-
schreibung und der Umsetzung weiter beteiligt werden. Dies bedarf einer aufgeschlossenen Haltung zu 
diesem Vorgehen sowohl bei der Verwaltung als auch bei den Stadtverordneten und den beteiligten Bür-
gern. Ohne die aktive Mitarbeit insbesondere der Verwaltung besteht die Gefahr, dass die Oranienburger 
Agenda 21 ein folgenloser Wunschkatalog bleibt. Die aktive Unterstützung durch die Verwaltung ist un-
verzichtbar, da aus der Verwaltung heraus i.d.R. eine Umsetzung maßgebend vorbereitet und organisiert 
werden muss. 
 
Die Vielzahl von Kommunen, die an einer Lokalen Agenda 21 arbeiten, erleichtert der Verwaltung die 
Prüfung unkonventioneller Maßnahmen und Vorgehensweisen jenseits der Pflichtaufgaben. Zahlreiche 
Erfahrungen mit der Umsetzung sowie bei der Suche nach realistischen Indikatoren liegen bereits vor. 
Hierdurch besteht eine besondere Chance, zielgerichtet von der Theorie zur Praxis zu gelangen. 
Die Beschlussfassung einer Oranienburger Agenda 21 durch die Stadtverordneten ist nicht das Ende der 
Initiative für vorsorgenden Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung, sondern der erste Schritt zur 
Umsetzung der Leitbilder.  
 
 
Anschrift des Autors 
 
St. Materne 
Stadt Oranienburg, Stadtplanungsamt 
Postfach 100 143 
16501  Oranienburg 
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Interessengemeinschaft „Ökologie 2000 – Unternehmer für die Umwelt“ – 
Anstoß der Wirtschaft für eine lokale Agenda 21 in Strausberg 
 
A. Schlutow, R. Wilhelm, R. Metzdorf, B. Wilk, B. Förster 
 
 
 
 
1 Zielsetzung der Interessengemeinschaft „Ökologie 2000 - Unternehmer für Umwelt“ 
 
Als freiwilliger Zusammenschluß von Unternehmen, Architekten, Planern, Beratern und Ingenieuren 
unterschiedlicher Branchen aus der Region Märkisch-Oderland, Berlin  und angrenzenden Regionen (z.Z. 
30 Mitgliedsfirmen) fühlen sich die Mitglieder der IG ökologischen Belangen verpflichtet. Sie setzen sich 
in ihrer unternehmerischen Tätigkeit vor Ort und am Kunden dafür ein, daß die natürlichen Ressourcen 
geschützt werden und sparsam mit diesen umgegangen wird, energie- und ressourcen-schonende Verfah-
ren sowie Produkte zur Anwendung kommen und diesbezüglich im Verbund mit nichtwirtschaftlichen 
ökologischen Interessenvertretern stärkere öffentliche Aufklärung betrieben wird. Kernpunkt ist das Be-
streben, solche Produkte, Verfahren, Technologien und Leistungen anzubieten, die hohen ökologischen 
Nutzeffekt gewährleisten, für den Kunden vergleichsweise kostengünstig sind und gleichzeitig angemes-
sene Erträge für die handelnden Unternehmen sichern. Anspruch ist es, nicht irgend etwas zu verkaufen, 
sondern die ökologisch und kostenmäßig effektivste Lösung zu finden. Die Spannweite der Firmenprofile 
reicht vom ökologischen Planen und Bauen, Abfallverwertung, Baustoffrecycling, Landschaftplanung, 
Bodensanierung, regenerative Energien/Techniken bis hin zu ökologischen Bau- und Dämmstoffen, inno-
vativen Abwassernutzungsverfahren, biologischen Kläranlagen und einer umweltfreundlichen Druckerei. 
 
 
2 Aktivitäten zur Durchsetzung einer lokalen Agenda 21 in Strausberg 
 
Die Mitglieder der Interessengemeinschaft Ökologie 2000 haben bereits 1996 erkannt, daß die lokale 
Agenda 21 wichtige Impulse für die ortsansässige Wirtschaft bieten kann. Seit dem wurden viele sich 
bietende Möglichkeiten genutzt, um diesen Prozeß auch in Strausberg zu unterstützen, und dort, wo mög-
lich, auch selbst Initiative zu ergreifen. So hat sich die Interessengemeinschaft in einem entsprechenden 
Positionspapier das Ziel gestellt, eine Bewegung in der Öffentlichkeit der Region Strausberg zur Erar-
beitung und Durchsetzung einer lokalen Agenda 21 zu initiieren. Die ersten gemeinsamen Arbeitsgesprä-
che mit den wichtigsten potentiellen Partnern in der Stadtverwaltung, der Standortverwaltung der Bun-
deswehr, ortsansässigen Betrieben, Banken, Vereinen, politischen Parteien und Bürgern ergaben Überein-
stimmung darin, daß über das zu erstellende Aktionsprogramm der lokalen Agenda eine zukunftsfähige 
Stadtentwicklung in der Einheit von Ökologie, Ökonomie und sozialer Ausgewogenheit erreicht werden 
kann. In diese Gespräche wurden auch die Erfahrungen und erste praktische Schritte der lokalen Agenden 
in Berlin-Köpenick, Neuruppin, Müncheberg, Schöneiche, Petershagen-Eggersdorf  u.a. mit einbezogen 
sowie die mögliche Rolle der Wirtschaft in diesem Prozeß diskutiert. Im Ergebnis dieser Bemühungen 
entstand im Juni 1998 zunächst ein Arbeitskreis „Ökologische Wirtschaftsentwicklung und Umwelt“. Die 
Bürger, Einrichtungen und Behörden wurden aufgerufen, sich ebenfalls in weiteren Bereichen zu organi-
sieren und den Dialog über Ziele und Inhalte der lokalen Agenda 21 zu beginnen. 
 
Die Stadtverwaltung hat sich dazu bekannt, erste konzeptionelle Vorstellungen für Inhalte und Maßnah-
men des Agenda-Prozesses zu erarbeiten und mit diesen Vorschlägen in die öffentliche Diskussion ein-
zutreten. Für 1998 wurde hierfür auch personelle Voraussetzungen geschaffen, um gezieltes Handeln zu 
ermöglichen. Einigkeit bestand darin, ungezielten Aktionismus ebenso zu vermeiden wie die bloße Fixie-
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rung von realitätsfernen Absichten oder Wunschvorstellungen (Bis zum jetzigen Zeitpunkt - Anfang 1999 
-  ist den Autoren eine dementsprechende Programmatik jedoch nicht bekannt!).  
 
Unstrittig ist zunächst das Anliegen der Agenda 21, die alltäglichen Lebensabläufe in der Stadt daraufhin 
zu prüfen, wie diese sich über einen längeren Zeitraum auf Mensch und Natur auswirken. Erst anhand 
einer solchen Bilanz lassen sich im Folgeschritt 
 

1. Prioritäten notwendiger Veränderungen abschätzen, 
2. Möglichkeiten effektiveren Wirtschaftens erschließen und 
3. für die örtlichen Unternehmen neue Trends und Handlungsfelder ableiten 
 
Insgesamt kann dieses Vorgehen die Wirtschaftsentwicklung in der Kommune und das Zusammenspiel 
von Ökologie und Ökonomie fördern sowie den örtlichen Unternehmen Möglichkeiten verschaffen, sich 
am Markt besser zu orientieren und neue Marktchancen zu erkennen bzw. zu nutzen. 
 
 
3 Globale Ziele der lokalen Agenda 21 
 
• die Nutzung erneuerbarer Naturgüter darf auf Dauer nicht größer sein als ihre Regenerierungsrate, 
 
• die Nutzung nichterneuerbarer Naturgüter darf auf Dauer nicht größer sein als die Substitutionsrate 

ihrer Funktionen durch erneuerbare Naturgüter, 
 
• die Freisetzung von Stoffen und Energie darf auf Dauer nicht größer sein als die Anpassungsfähigkeit 

der natürlichen Umwelt. 
 
Bei der Erarbeitung und Umsetzung der Agenda 21 ist die breitestmögliche Einbeziehung der Öffentlich-
keit notwendig, ja lebenswichtig. Zum einen sind alle Einwohner der Strausberger Region aufgerufen 
worden, ihre Meinung und ihren Sachverstand beizutragen, zum anderen ist es für die Umsetzung des 
Aktionsprogramms unerläßlich, daß die Betriebe, Einrichtungen, Verwaltungen, Behörden und Bürger, 
die an der Umsetzung mitwirken müssen, von Beginn der Maßnahmenplanung an einbezogen sind, ihre 
Bereitschaft zur Mitarbeit bekunden und die reale Umsetzbarkeit von Maßnahmevorschlägen einschätzen 
sowie ihre persönliche Breitschaft erklären, selbst Maßnahmen umzusetzen. 
 
Die Mitglieder der Interessengemeinschaft und ihre Partner waren sich jedoch auch darin einig, daß allein 
die Behandlung der Probleme, die von Bürgern in die Diskussion eingebracht werden, nicht ausreicht für 
eine umfassende Sicherung aller Umweltbelange durch die Agenda. Viele Umweltprobleme, z. B. Über-
nutzungen von Ressourcen, latente Schäden an Naturgütern, Belastungen an nicht sichtbaren Naturgütern 
(z. B. Grundwasser usw.), geruchs- und farblose Luftschadstoffe usw. sind von den Bürgern nicht wahr-
nehmbar und würden auch bei hoher Brisanz im Territorium vernachlässigt werden. Es ist also notwen-
dig, mit ökologischem Fachverstand eine umfassende Ermittlung aller schädigenden Einflüsse auf die 
Naturgüter und den Menschen und gleichzeitig eine Ermittlung der bereits eingetretenen Schäden an den 
Naturgütern durchzuführen. Viele Analysen und Daten liegen hierfür im Territorium bereits vor, die ge-
nutzt werden können. 
 
 
4 Konzeptionelle Vorstellungen für die Erarbeitung einer lokalen Agenda 21 Strausberg  
 
I.  Ermittlung der sozialen und ökonomischen Anforderungen an die Entwicklung der Wirtschaft, ins-

besondere an die regionalen wirtschaftlichen Schwerpunkte Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Tou-
rismus, Handwerk und Gewerbe:   

 
• Ermittlung der gegenwärtigen sozialen und wirtschaftlichen Situation in der Region 
• Ableitung der notwendigen Entwicklung der wirtschaftlichen Situation zur Sicherung des er-

forderlichen Arbeitsmarktes für eine materiell ausreichende Sicherstellung der Bevölkerung 
• Ermittlung der naturräumlichen Voraussetzungen und Potentiale zur Schaffung und Erhaltung 
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des notwendigen Arbeitsmarktes  
 
Dazu ist eine umfangreiche Meinungsforschung innerhalb der Bevölkerung und eine Analyse der Poten-
tiale in Zusammenarbeit mit dem Arbeitsamt und dem Stadtplanungsamt von Strausberg erforderlich. 
 
II. Analyse des gegenwärtigen und nach 2000 zu erwartenden Bedarfs an erneuerbaren und nichter-

neuerbaren Naturgütern für das soziale und wirtschaftliche Leben:  
 

• Ermittlung des gegenwärtigen und langfristig notwendigen Bedarfs an nichterneuerbaren Natur-
gütern (z. B.  fossile Brennstoffe, nichtregenerierbarer Boden, nichtregenerierbare Biotope so-
wie ggf. weitere), 

• Ermittlung des gegenwärtigen und langfristig notwendigen quantitativen Bedarfes an erneuerba-
ren Naturgütern (Trink- und Brauchwasser, Badegewässer, Holz, landwirtschaftliche Produkte, 
Fisch  und ggf. weitere) 

• Ermittlung des qualitativen Anspruchs des Menschen an die Naturgüter (gesundheitsrelevante 
Luftreinheit, klimatischer Belastungsausgleich, Gewässerqualität, Schönheit, Eigenart und Na-
türlichkeit der Landschaft als Erholungswert, Bodenfruchtbarkeit, potentiell nutzbares Genre-
servoir der wildlebenden Tiere und Pflanzen, in den Zeithorizonten 1998/2010/-2025/2050. 

 
Hierzu ist eine Abfrage von Behörden und Betrieben, Vereinen und Bürgervertretern sowie eine öffentli-
che Meinungsumfrage in der Bevölkerung über die Presse und Telefonaktionen erforderlich. 
 
III. Analyse des gegenwärtigen Zustandes der erneuerbaren und nichterneuerbaren Naturgüter:  
 

• qualitative komplexe Zustandsanalysen der Ökosysteme mit Hilfe von Bioindikatoren 
• Ermittlung der quantitativen aktuellen und potentiellen Erneurungsraten einiger Naturgüter wie 

Grundwasser, Oberflächenwasser, Biomasseproduktivität (Holzzuwachs, Ernteerträge der 
Pflanzenproduktion, Fischerträge usw.),  

• Ermittlung von Beeinträchtigungen der Nutzbarkeit (Einschränkungen der Grund- und Oberflä-
chenwasseranreicherung, der Bodenfruchtbarkeit, der Luftqualität, des Erholungswertes der 
Landschaft, der klimaökologischen Ausgleichsfunktion),  

• Ermittlung der Ursachen für die Beeinträchtigungen (z. B. Stoffeinträge in Boden und Gewäs-
ser, in Pflanzen- und Tierwelt sowie in die menschliche Nahrung usw., konkurrierende Nut-
zungsweisen, unangepaßte Nutzungsweisen, Bodenversiegelung, Abfalldeponierung, Altlasten 
usw.) 

• Ermittlung der Verursacher  
 
in den Zeithorizonten 1998/2010/2025/2050. Hierzu sind umfangreiche Auswertungen vorhandener Stu-
dien zur Umweltsituation und Literaturstudien erforderlich. Dies kann nur von Ökologen und Naturwis-
senschaftlern geleistet werden. 
 
IV. Ermittlung der ökologischen Belastbarkeitsgrenzen spezifisch für jeden Naturraumtyp des Pla-

nungsraumes hinsichtlich 
 

• säurebildender Luftschadstoffe 
• eutrophierender Einträge 
• Wasserstandsabsenkungen 
• Versiegelungen des Bodens 
• ausgewählter Boden- und Wasserschadstoffe (Schwermetalle, organische schwer abbaubare 

Verbindungen) 
• Frequentierung durch Erholungssuchende 

 
Für die Ermittlung dieser Belastbarkeitsgrenzen in der Planungsregion können Methoden und Erfahrun-
gen aus dem UN ECE-Projekt „Critical loads and levels“ verwendet werden.  Auch vorliegende Ergeb-
nisse der deutschlandweiten Berechnungen können hierfür genutzt und entsprechend dem Planungsmaß-
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stab und der regional verbügbaren Datenbasis vertieft werden. 
 
V. Bilanzierung des gegenwärtigen und zu erwartenden Zustandes der Naturräume im Vergleich zu 

ihren Belastbarkeitsgrenzen:  
 

• modellgestützte Berechnung der Differenzen zwischen den realen Belastungsdaten der einzel-
nen Naturräume der Strausberger Region und den Daten der naturraumspezifischen Belastbar-
keitsgrenzen, d. h. Ermittlung der aktuellen Überschreitungsraten der ökologischen Belastbar-
keitsgrenzen. Die standortspezifische Berechnung soll durch Anwendung eines Geographischen 
Informationssystems ermöglicht werden (siehe auch Tabelle 1). 

 
 
Tabelle 1 Zustand der Standgewässer im Amtsbereich Strausberg; Landschaftsplan 1998, Auszug 
  
Gewässer Trophiestufe Zustand der 

Ufervegetation 
Uferbebauung Beeinträchtigungen der 

Wasserqualität 

Alter Walk-
mühlenteich in 
Strausberg 

(polytroph) Röhricht ungestört, 
in Verlandung 
begriffen 

keine 
Uferbebauung 

Einträge aus dem Herrensee 
über das Becker-
fließ,Angelgewässer 

Bötzsee bei 
Eggersdorf 

eutroph Röhricht zu ca. 30 % 
gestört 

Bebauung 
besonders am 
Nord-, West- 
und Südufer 

Beeinträchtigung durch Bade- 
und Angelbetrieb, Verdacht 
des Einleitens kommunaler 
Abwässer 

Fängersee bei 
Wesendahl 

eutroph nahezu ungestörtes 
Röhricht  

kein Uferverbau Angel- und Badebetrieb am 
Ostufer 

Göritzsee beim 
Postpfuhl 

(eutroph) Röhricht ungestört Lage in 
Gartensiedlung, 
kein öffentlicher 
Zugang, keine 
Uferbebauung 

Verdacht des Eintrags 
kommunaler Abwässer 

Hechtsee in 
Strausberg 

(polytroph) Röhricht weitgehend 
gestört 

teilweiser 
Uferverbau 

Verdacht des Einleitens 
kommunaler Abwässer aus 
angrenzenden Grundstücken 

Herrensee bei 
Strausberg 

(hypertroph) ausgeprägtes 
Röhricht am 
gesamten Ufer, 
starke Faulschlamm- 
ablagerung 

kein Uferverbau Einleitung von Abwässern 
aus ehemaliger Molkerei und 
Oberflächenentwässerung aus 
dem Wohngebiet Heger-
mühle, Fischproduktion 

  
  
VI. Darstellung der gegenwärtigen und zu erwartenden Konflikte zwischen Zustand, Bedarf und Rege-

nerierungsfähigkeit der Naturräume - Ableitung der Handlungsschwerpunkte: 
 

• Darstellung der Ergebnisse der Bilanzierung von Zustand zu Regenerierungspotential, Kenn-
zeichnung der Gebiete ohne Überschreitung der Belastbarkeitsgrenzen (ausbaufähige Nutzun-
gen), mit reversibler Überschreitung der Belastbarkeitsgrenzen (Sanierungsbedarf und/oder 
Nutzungsanpassung) sowie mit irreversibler Überschreitung der Belastbarkeitsgrenzwerte 
(Neugestaltung und Entwicklung neuer ökologischer Gleichgewichtsbedingungen, Umnutzung), 
Kennzeichnung der Schwerpunktgebiete mit prioritärem Handlungsbedarf. 

  
VII. Ableitung der ökologischen Tragfähigkeit der Naturraumpotentiale für die notwendige wirtschaftli-

che und soziale Entwicklung 
 

• auf der Grundlage der Ergebnisse der Arbeitsschritte III-IV ist die Ableitung wirksamer Maß-
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nahmen zur Wiederherstellung und nachhaltigen Sicherung der Funktions- und Leistungsfähig-
keit der Naturgüter zu begründen; 

 
VIII. Ableitung eines Entwicklungskonzepts zur Sicherung der notwendigen sozialen, wirtschaftlichen 

und naturräumlichen Entwicklungen, insbesondere Maßnahmen 
 

• Veröffentlichung einer allgemein verständlichen Darstellung des Maßnahmenkatalogs und sei-
ner Begründung; 

• Einleitung, Durchführung und Nachbereitung von Diskussionen mit allen betroffenen Behörden, 
Dienststellen, Betrieben und Einrichtungen sowie mit Bürgervertretungen, Vereinen und Ab-
ordnungen; 

• Abwägung der Einwände, Anregungen und Vorschläge, Einarbeitung von Alternativen und 
Modifizierungen in den Maßnahmenkatalog. 

 
IX. Integration der Leitlinien, Erfordernisse und Maßnahmenkataloge in die demokratische Willensbil-

dung der Bevölkerung der Region  
  

• Breit angelegte Information, Diskussion und Einbeziehung der Bevölkerung sowie der Vertre-
ter von Betrieben und Einrichtungen in den Prozeß der Umsetzung 

• Sicherung des Ausgleichs von Interessengegensätzen und der Konsensfindung 
 
 
5 Erarbeitung von Anforderungskatalogen für Betriebe, Einrichtungen und Behörden 
 
Das Aktionsprogramm für die lokale Agenda 21 kann seine Vorteile für alle Beteiligten nur ausprägen, 
wenn spezielle Anforderungen an die Einrichtungen, Betriebe und Behörden mit erheblichem Einfluß auf 
die Naturgüter und den Menschen in der Region gestellt werden. Handlungsschwerpunkte für Betriebe, 
Einrichtungen und Behörden sollten sein: 
 
Wirtschaft/Betriebe: 
 
• Reduzierung industrieller Emissionen 
• Reduzierung des Energieverbrauchs (Wärmedämmung, Energieeinsparung)   
• Biotopschutz (flächensparendes Bauen, Rückbau nicht mehr genutzter Immobilien, Schaffung von 

Grün, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen), 
• Sanierung von Altlasten 
• Abfallrecycling - Abfallvermeidung 
• schadlose Entsorgung von gewerblichen Abfällen und Abwässern 
 
Kommunale Verwaltung: 
 
• Ökologische Stadterneuerung/-planung (Ressourcenschutz – Schwerpunkt in Strausberg: Stabilisie-

rung des Landschaftswasserhaushalts, Grün-Anreicherung der Agrarlandschaft) 
• Schaffung von Grün- und Erholungsplätzen 
• Optimierung der Personen- und Gütertransporte 
• Abfallvermeidung 
• schadlose Entsorgung von kommunalen Abfällen und Abwasser 
 
Die aufgeführten Maßnahmeschwerpunkte können und sollen nicht allein Gegenstand der Arbeit der In-
teressengemeinschaft Ökologie 2000 sein. Sie wird aber anhand der lokalen Agenda 21 begründen, 
warum der Beitrag der speziell angesprochenen Betriebe und Behörden von so ausschlaggebender Be-
deutung für die Sicherung der Naturgüter und des Wohlbefindens der Menschen in der Region ist und 
welche Schwerpunktaufgaben aus der gesamtregionalen Sicht durch den Betrieb, die Einrichtung oder 
Behörde zu lösen sind.  
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Die Interessengemeinschaft schlägt den besonders geforderten Betrieben, Einrichtungen und Behörden 
vor, ein Öko-Audit-Verfahren durchzuführen. Zu diesem Zweck hat die Interessengemeinschaft Ökologie 
2000 einen Lehrgang organisiert, bei dem Mitarbeiter aller Betriebe mit relevanten Einflüssen auf die 
Umwelt befähigt werden, in ihren Betrieben die Betriebsumweltanalysen selbst durchzuführen, das Um-
weltprogramm selbst aufzustellen und seine Umsetzung zu kontrollieren. So können Kosten für einen 
externen Auditierer gespart und die Umsetzbarkeit vor Ort geprüft werden. 
 
 
6 Ökologie und Ökonomie in der Praxis - Beispiele aus der Interessengemeinschaft 
 
Beispiel 1:  Wäschereiabwasser im Kreislaufbetrieb 
 
Bei den im WHG (Wasserhaushaltsgesetz) dargelegten Grundsätzen -Bewirtschaftungsgrundsatz- ist von 
einer sparsamen Verwendung von Wasser auszugehen. D. h., mit der von der Natur dargebotenen Was-
sermenge ist haushälterisch umzugehen. Es ist stärker auf eine Anwendung wassersparender Verfahren 
hinzuwirken. Hierzu gehört, daß gewerblich genutztes Wasser nach Möglichkeit mehrfach verwendet und 
im Kreislauf geführt wird. 
 
Mit dem eigens entwickelten Verfahren sollen und können nicht alle Wäschereiabwässer aufbereitet wer-
den, z. B. Reinigung von stark mit Öl verschmutzter Wäsche (Blaumann Wäscherei).  Das Verfahren 
kann aber als Basis für weitere Entwicklungen dienen und flankiert andere Aufbereitungsmöglichkeiten 
im Sinne des WHG. Vorzugsweise kann mit diesem Verfahren die Aufbereitung von Wäschereiabwasser 
aus Haushaltwäsche, Hotel- und Gaststättenwesen, Altenheimen, Krankenhäusern, unter den besonderen 
Anforderungen der Keimfreiheit aufbereitet werden. Neben den bisher besonders genutzten chemisch-
physikalischen Aufbereitungen und der Mehrfachnutzung von Spülwasser, wird hierbei über eine Kombi-
nation eines  biologischen und chemisch/physikalischem Verfahren die Abwasserreinigung in Form  der 
Mehrfachnutzung von Wäschereiabwasser realisiert.  Das Verfahren beinhaltet die Verknüpfung von 
bekannten und bereits langjährig bewährten Anlagenelementen. Ziel des Verfahrens ist es, den Verbrauch 
von Trinkwasser und den Anfall von Abwasser, bei Nutzung des Regenwassers, in Wäschereien um über 
80 % zu senken. 
 
Neben der verfahrenstechnischen Realisierung und der Darstellung der errichten Reinigungsleistung des 
Kreislaufsystems, ist auch auf die ökonomischen Aspekte des Verfahrens hinzuweisen. Nach den bisheri-
gen Erfahrungen liegen die Rückflußzeiten der Anlagen im günstigsten Fall bei 2 Jahren und im Mittel 
bei 3 Jahren. Ausschlaggebend hierfür sind die territorial unterschiedlichen Preise für Wasser und Ab-
wasser. Nebeneffekt des Verfahrens sind erhebliche Energieeinsparungen durch Wärmerückgewinnung, 
Reduzierungen von Salzen für die Enthärtung von Trinkwasser. Unter Berücksichtigung der Betriebsko-
sten, der Abschreibungen, den Einsparungen im bisherigen Betriebsregime usw., betragen die Kosten je 
m³ aufbereitetem Wäschereiabwasser zwischen 1,90 DM bis 3,00 DM, was im Einzelfall an erprobten 
Projekten und getätigten Investitionen von Wäschereien im Land Brandenburg nachgewiesen werden 
kann. 
Langfristig sind die getätigten Investitionen für Wäschereien kostensenkend und leisten gleichzeitig einen 
erheblichen Beitrag zur Ressourcenschonung und umweltverträglichen Mehrfachnutzung des Gutes Was-
ser. 
 
 
Beispiel 2:  Mobile Bodenwaschanlage 
 
Die "SANITECH" Dienstleistungsgesellschaft für Boden und Baustoffsanierung beschäftigt sich mit der 
Entwicklung, der Produktion und dem Betrieb einer mobilen Bodenwaschanlage. Grundlage für die Ent-
wicklung ist ein Tensidlösemittel, das eigens entwickelt wurde. Nach zahlreichen Laborversuchsreihen 
konnte die Wirkungsweise des Tensidlösemittels in Bezug auf das Lösen von Kontaminationen wie bei-
spielsweise MKW`s , TNT, Pestizide/Herbizide und teilweise auch PAK – Verbindungen aus Böden oder 
Bauschutt (Recyclingmaterial) nachgewiesen werden. Derzeit ist die Firma SANITECH mit der Ent-
wicklung eines Verfahrens beschäftigt, um diese Innovation für Sanierungsvorhaben umzusetzen. In der 
Planung und Entwicklung befindet sich eine mobile Bodenwaschanlage " OLEXTRA 4+2 ", wobei 4 für 
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die 4 Reaktionsbehälter und 2 für die Zwischenlagerungscontainer steht .  
 
Technisches Verfahrensprinzip 
 
Die vier (oder mehr) Reaktionscontainer werden mit dem vorliegendem kontaminierten Material durch 
einen Radlader, Bagger oder eine Feststoffpumpe befüllt . Die Reaktionsbehälter sind über ein Rohrlei-
tungssystem miteinander verbunden , durch welches mittels der Misch - und Pumpeneinheit das Tensidlö-
semittel - Wasser – Gemisch in die Reaktionscontainer gepumpt wird und dort das kontaminierte Material 
gleichmäßig durchströmt . Dabei steigen die ölhaltigen Bestandteile im Boden (Beton oder Ziegelbruch ) 
mit geringen Feinstanteilen des Materials auf . Nach Abschluß des Reinigungsvorganges zeichnen sich im 
Reaktionsbehälter 3 Ebenen ab . Auf der Oberfläche bildet sich ein Ölfilm darunter befindet sich das Ten-
sidlösemittel – Wasser – Gemisch und auf dem Grund des Reaktionscontainers liegt das vormals konta-
minierte Material . Der Ölfilm wird über ein Skymersystem und das Tensidlösemittel – Wasser – Ge-
misch über eine Pumpe abgesaugt . Beide Medien werden einer speziellen Öl – und Feststoffabschei-
dungsanlage zu geführt und gereinigt . Das abgeschiedene Öl und d. g. werden in einem gesonderten 
Tank für die Verbrennung gelagert . Die Reaktionscontainer werden in die sogenannten Zwischenlage-
rungscontainer entleert, in welchen das Restwasser mittels Vakuumpumpe bei Böden oder herkömmli-
chen Pumpen bei Betonbruch entzogen wird . Nach den bisher beschriebenen Vorgängen stehen nach der 
Reinigung noch Restwasser und das Tensidlösemittel – Wasser – Gemisch zur Verfügung . Das Tensidlö-
semittel – Wasser – Gemisch reduziert sich nur durch die Feuchtigkeit die jeder Boden in der Natur auf-
weist . Anschließend wird das Tensidlösemittel – Wasser – Gemisch und das Restwasser der Mischein-
heit zugeführt, dort wird die für den nächsten Reinigungsvorgang erforderliche Konzentration der Lösung 
wieder hergestellt.  
Abschließend kann man feststellen, das hier ein in sich geschlossenes System entstand, in dem die biolo-
gisch verträgliche Reinigungslösung größtenteils wieder verwendet wird und der Wirkungsgrad dieses 
Verfahrens in Bezug auf die anfallenden Reststoffe um vieles höher einzuschätzen ist gegenüber her-
kömmlichen Verfahren. Darüber hinaus entfallen bei diesem Verfahren im erheblichen Maße Transport-
kosten, wie beispielsweise bei Transporten zu stationären Bodenwaschanlagen. Nach der Bearbeitung und 
dem Erreichen der Einbauwerte kann der Boden wieder vor Ort eingebaut und vormals kontaminierte 
Recyclingmaterialien können wieder in Wertstoffe umgewandelt werden, die u.a. im Straßenbau Verwen-
dung finden. Die Kosten liegen zirka 25 - 35 % unter denen herkömmlicher Verfahren, werden jedoch 
auch durch die Art des Ausgangsmaterials und die Höhe und Art der Belastung beeinflußt. 
 
 
Beispiel 3:  Das BSOL-Haus-Konzept 
 
Ausgangspunkt für die Entwicklung der BSOL-Typenhäuser war die technische und wirtschaftliche Rea-
lisierung von intelligenten Solarhäusern im mittleren Preissegment (schlüsselfertig) unter Beachtung 
komplexer Strukturen bei Planung und Ausführung, Nutzung und Fläche, Energiehaushalt, Ökologie und 
Ökonomie sowie Akzeptanz beim späteren Nutzer bzw. Eigentümer. Unter Betrachtung heutiger techni-
scher Möglichkeiten sowie zukünftigen Anforderungen innerhalb der Gebäude-Nutzungsdauer wurde 
bewußt der Schritt zum intelligentem Haus (Bus-System), mit vielfältigen, zukünftig faktisch unbegrenz-
ten Nutzungsmöglichkeiten vollzogen. Ziel ist ein komplexes, universell einsetzbares System zur primä-
ren Deckung des Heizwärme- und Warmwasserbedarf durch thermische Kollektoren, Sekundärdeckung 
durch andere Wärmeerzeuger unter strikter Beachtung wirtschaftlicher und ökologischer Kriterien. Bishe-
rige Solarprojekte konnten größtenteils nur durch hochgradige Zuschüsse (Förderung, Subventionen) 
realisiert werden; eine Überleitung für breitere Anwendungen im Markt wurde nicht erreicht. Viele So-
larprojekte wurden aufgrund von deutlichen Mehrkosten insbesondere bei der Haustechnik nicht reali-
siert. 
 
Integrierte Planung und Ausführung 
 
Ziel der integralen Planung bei der Entwicklung der BSOL-Häuser war die Realisierung  analoger Pro-
zesse, wie sie beispielsweise seit Jahren in der Technik bei der Produktentwicklung üblich sind. In paritä-
tischer Arbeitsteilung wurden von Architekten, Bauingenieuren, Fachplanern, Bauausführenden und Im-
mobilienverkäufern die Lösungsfindung zum gemeinsamen Produkt innerhalb des vorgegebenen Kosten-
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rahmens vorgenommen. Um während des gesamten Lebenszyklus der Immobilie alle möglichen energeti-
schen und betriebskostenseitigen Einsparungspotentiale bei gleichzeitigem Werterhalt des Gebäudes aus-
zuschöpfen, bedarf es zwangsweise auch einer integrierten Vernetzung der gebäudetechnischen, sicher-
heitstechnischen und administrativen Funktionen. Ökologisch planen und bauen heißt, mit den zur Verfü-
gung stehenden Ressourcen sparsam umzugehen und Häuser umweltverträglich und kostengünstig zu 
bauen und auf lange Zeit bezahlbar zu betreiben. 
Das Wohlbefinden sowie die Gesundheit der Menschen hängen im zunehmendem Maße davon ab, wel-
che Bauweisen und Baumaterialien verwendet werden. 
 
Als Schwerpunkte kristallisierten sich die Gebäudehülle, die Haustechnik, die Baukosten, die Planung 
und die Baulogistik heraus. Wesentlicher Aspekt war außerdem die Einhaltung von wirtschaftlichen Kri-
terien bei der Projekterarbeitung und Projekterstellung. 
 
Energetischer Ansatz 
 
ist die Energieverbrauchsminimierung durch massive Bauweise als Einheit von Baukörper, Gebäudetech-
nik und Nutzer. Ausgehend von Überlegungen zur drastischen Betriebskostenreduzierung und Integration 
von alternativen/ ökologischen Haustechnikbestandteilen unter energetischer Einbeziehung  der Gebäu-
dehülle, war die Zielstellung, ein langlebiges Wirtschaftsgut zu marktüblichen Preisen zu schaffen, bei 
Verringerung des Energieeinsatzes und der damit verbundenen Umweltbelastungen, ohne Komfortein-
schränkung für den Nutzer.  
Das Gebäudekonzept sollte durch haustechnische Installationen zur umweltfreundlichen Energiegewin-
nung vervollständigt werden, die den Energiebedarf des Hauses mit hohen Deckungsraten absichern. 
Haustechnische Installationen zur umweltfreundlichen und wirtschaftlichen Energieerzeugung, -speiche-
rung und -verteilung 
 

• Thermische Kollektoren zur Primärenergiedeckung  für Warmwasser und Heizung 
• Restenergiedeckung durch Wärmepumpen/Gasbrennwertkessel/Blockheizkraftwerke/Feststoff-

kessel/Fern-oder Nahwärme 
• Hohe Flexibilität der Anwendung unter Beachtung objektiver und subjektiver Projektforderun-

gen 
• Ressourcensparende und legionellenfreie Trinkwasserinstallationen  
• Integration von BUS-Systemen als Mittel der Hausautomatisation 

 
Der durch die derzeitigen bestehenden Preise im Bereich alternativer Energien und BUS-Systemen be-
stimmte höherer Kostenansatz bei der Haustechnik, wurde nur im Konzept „schlüsselfertiges Bauen - 
Festpreis“/Typenbau und der Möglichkeit der direkten Beeinflussung von Bauzeit und  Bauqualität reali-
sierbar. Im Sinne des Nutzers/Eigentümers entstanden Häusertypen, die ökologisch, ökonomisch, zu-
kunftssicher und mit hoher Wertbeständigkeit gebaut werden. 
 
Der Planungsprozess im Bereich Baulogistik wurde von den Projektentwicklern so verändert, daß auch 
mittelständige, in der Regel ortsansässige, bauausführende Firmen aufgrund des Kostendrucks (Wirt-
schaftlichkeit) im Sinne eines ökonomischen Produktes und praxisorientierter Erfahrungen zu einem po-
sitiven Gesamtergebnis beitragen können. Ausgehend von bisherigen Erfahrungen erschien es anfangs als 
unmöglich, die Auffassung der am Planungsprozeß Beteiligten hinsichtlich Qualität und Quantität der 
Leistungen auf einen Nenner zu bringen. Neu definiert wurde in diesem Zusammenhang der Verantwor-
tungsbereich einschließlich der zu erwartenden Projektkosten. Wichtige Voraussetzungen zur hohen sola-
ren Deckung des Wärmebedarfes sind der Einsatz von diffusionsoffenen Baustoffen (Holzbeton) und 
große Speichermassen (Beton), unter besonderer Berücksichtigung von Montagezeit und Montagefreund-
lichkeit zur Reduzierung von Bauzeit und Baukosten, bei geringen Wandstärken. In BSOL-Häuser  wer-
den Wandstärken bis 30 cm (k-Wert von 0,33, Betonanteil: 15 cm, Wärmedämmung innenliegend: 8 cm) 
eingesetzt. Vorteilhaft ist die Möglichkeit, alle haustechnischen Installationen (Wasser, Abwasser, Elek-
tro, BUS-System) zeitgleich mit der Wanderstellung zu errichten, durch den innenliegenden Wärme-
schutz sind die Wände sofort verputzfähig, beim Aufbau der thermoaktiven Bauelemente sind kaum zeit-
liche oder geldliche Beeinträchtigungen  anderer Gewerke bzw. des gesamten Bauablaufes zu erwarten, 
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bei entsprechender genauer Vorplanung und informativer Beteiligung der ausführenden Firmen. Durch 
die Ausbildung thermoaktiver Bauelemente (Nutzung von  niedrigen solaren Temperaturen bzw. anders 
nicht verwertbarer Energien) ist Kühlen und  Heizen möglich, die Vorlauftemperatur für die installierte 
Fußbodenheizung liegt unter 35 °C. Mittels des errichteten Erdspeichers kann im Sommer Kühlenergie 
(10 - 16 °C) und in der Heizperiode, der nicht durch den thermischen Kollektor primär sichergestellte 
Heizenergiebedarf abgedeckt werden (bei Einsatz einer Sole-Wasser-Wärmepumpe). Eine weitere Mög-
lichkeit der Temperierung der Räume ist die Einbeziehung der Fußbodenheizung zur Kühlung. Durch den 
Verzicht auf einen Brauchwasserspeicher konnte neben der Platzeinsparung im haustechnischen Bereich 
außerdem eine Komforterhöhung (legionellenfreie Warmwassererzeugung) erreicht werden. 
 
Die prognostizierte solare Deckungsrate für Heizung und Warmwasser des beschriebenen Projekts liegt 
bei über  75 %.  Ein wesentlicher Faktor zur Höhe des Deckungsbeitrages liegt im Nutzerverhalten bei 
den, planungstechnisch nur schwer einschätzbaren, Warmwasserentnahmemengen. Durch Meßdatener-
fassung und externe Datenauswertung durch eine Fachhochschule erfolgt eine objektive Betrachtung der 
Verbrauchswerte. Durch die Möglichkeit, u.a. langfristige Verbrauchsmengen zu erfassen, kann zukünftig 
eine Optimierung der technischen Komponenten erfolgen, die sehr wahrscheinlich zu weiteren Reduzie-
rungen führen werden. Ein weiteres Einsparungspotential liegt im Herstellungsaufwand der eingesetzten 
Komponenten. Die Herstellung wesentlicher Anlagenkomponenten der solaren Heizungs- und Warmwas-
seranlage erfolgt momentan unter teilweise manufakturähnlichen Bedingungen. Die Anwendung von 
BUS-Systemen im Einfamilienhaus ist leider heute noch der Einzelfall. Der größte Teil des unbestrittenen 
Mehraufwandes für die Gebäudetechnik konnte durch frühzeitige Planung, unter Betrachtung der Einheit 
von Baukörper und Gebäudetechnik, durch optimale Baustoffwahl und straffe Baulogistik, durch kurze 
Bauzeiten, kompensiert werden. Der Rest wird durch Betriebskostenreduzierung gegenüber üblichen 
Hausangeboten in kürzester Zeit ausgeglichen, so daß die Entscheidung für ein BSOL-Haus langfristig 
erhebliche Kostenvorteile gegenüber anderen Angeboten ergibt. Es sind keine vergleichbaren Angebote 
auf dem Markt bekannt.  
 
 
 
Diese wenigen Beispiele zeigen, daß die Firmen der Interessengemeinschaft „Ökologie 2000 - Unterneh-
mer für Umwelt“ in ihrer fachlichen Kompetenz und ihrem ökologisch-ökonomischem Anspruch ein 
wichtiger Partner und Akteuer im Prozeß der lokalen Agenda 21 sind. Hinweise und Anfragen können an 
die Kontaktadresse gerichtet werden. 
 
 
Kontakt 
 
Interessengemeinschaft „Ökologie 2000-Unternehmer für Umwelt“  
c/o europlan, Herrn Ralf Wilhelm  
Garzauer Chaussee  
15344 Strausberg  
Tel./Fax: 03341/335 307 oder e-mail: oeko2000@molnet.de. 
 
 



Brandenburgische Umwelt Berichte (BUB) 5 S. 118-124 (1999) 

 
118 

 
 
 
 
 
 
 
Agenda 21 im Landkreis Potsdam-Mittelmark – Rahmen für lokale 
Aktivitäten 
 
B. Schade 
 
 
 
 
1 Das Ziel 
 
Der Agenda-Prozeß im Landkreis Potsdam-Mittelmark hat im Frühjahr 1997 begonnen. Die Initiative 
dazu kam aus dem Kreistag, der im September 1997 einstimmig einen Beschluß zur Lokalen Agenda 21 
gefaßt hat. 
 
Wir haben uns damals als Landkreis zu den Prinzipien der Agenda 21 bekannt, weil wir davon überzeugt 
sind, daß es unsere Verantwortung ist, darauf zu achten, daß wir mit unserem heutigen Handeln die Mög-
lichkeiten zukünftiger Generationen nicht einschränken – ein Prinzip, daß nicht immer leicht zu beachten 
ist. Wir engagieren uns aber auch für die Agenda 21, weil uns klar ist, daß wir damit langfristig einen 
Wettbewerbsvorsprung – auch in rein wirtschaftlicher Hinsicht – vor anderen haben werden, die kurz-
sichtiger handeln. 
 
Wer sich die Umlandkreise anderer europäischer Großstädte anschaut, erkennt, daß eine nachhaltige Ent-
wicklung gerade in Potsdam-Mittelmark, das in unmittelbarer Nachbarschaft zu Berlin liegt, ein wichtiges 
Anliegen ist. Nur wenn es uns gelingt, eine wirklich nachhaltige Siedlungsentwicklung durchzusetzen 
und unsere natürlichen Ressourcen zu erhalten, werden wir für die Bewohner desKreises ein Absinken 
der Lebensqualität durch den Nutzungs- und Siedlungsdruck aus der Hauptstadt verhindern. Natürlich hat 
Potsdam-Mittelmark ein großes Potential als Wohnort und Erholungsgebiet für Menschen aus den be-
nachbarten Großstädten. 
 
 
2 Startschuß: Der Kreistagsbeschluß 
 
Der Kreistagsbeschluß mit seinen vier Punkten stellt die Arbeitsgrundlage für die Verwaltung dar (siehe 
Abbildung 1). Er enthält vier Elemente: 
 
Der erste Punkt ist die Basis für sämtliche Aktivitäten des Kreises im Rahmen der Lokalen Agenda 21. Er 
stellt aber auch eine Selbstbindung des Kreises und der Kreistagsabgeordneten dar. Ein Beschluss zur 
Unterstützung der Agenda 21 und eine Unterschrift unter die Charta von Aalborg macht aber nur Sinn, 
wenn sie sich im Handeln der Verwaltung in allen Fachgebieten und bei der Beschlußfassung der Kreis-
tagsabgeordneten niederschlägt. Ist das nicht der Fall, ist ein solcher Beschluß nicht das Papier wert, auf 
dem er gedruckt wurde. 
 
Die Charta von Aalborg ist ein Dokument, in dem sich mehr als 350 Kommunen aus allen europäischen 
Ländern zu dem Prinzip der Nachhaltigkeit bekannt haben und das die Prinzipien der weltweit geltenden 
Agenda 21 für die Verhältnisse in europäischen Kommunen präzisiert. Am 05. Juni 1998 hat der Landrat 
die Charta von Aalborg feierlich unterzeichnet. 
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Punkt zwei ist die Handlungsgrundlage der Verwaltung. Das Umweltamt wurde beuaftragt, den Agenda-
Prozeß im Landratsamt zu koordinieren. Aber auch hier gilt, daß wir nicht weit kommen werden, wenn 
nicht alle Fachämter in ihren spezifischen Arbeitsfeldern mitmachen. 
 
Der dritte Punkt ist eine zentrale Aussage für den Agenda-Prozeß im Landkreis: Laut Kapitel 28 des Rio-
Abschlußdokuments „Agenda 21“ sollen die Kommunen Lokale Agenden 21 aufstellen. Das wird mit 
dem oft zitiertn Motto „global denken – lokal handeln“ – wie ich finde – sehr treffend beschrieben. Der 
Gedanke, daß sich die Erde nur erhalten läßt, wenn jeder vor seiner eigenen Haustür kehrt, ist sicher zu-
treffend. Auch die in der Agenda 21 so wichtige Beteiligung der Bürger an Entscheidungsprozessen läßt 
sich auf kommunaler Ebene am besten organisieren. 
 
Die Kommunen sind im deutschen Staatsgefüge aber die Gemeinden, so daß sie im Kapitel 28 angespro-
chen sind. Ich bin der Auffasung, daß in Brandenburg in vielen Fällen auch eine Lokale Agenda 21 auf 
Amtsebene sinnvoll sein kann. Nun ist das Rio-Abschlußdokument glücklicherweise kein Gesetz und 
auch keine Verwaltungsvorschrift. Jeder kann in seinem Bereich etwas für mehr Nachhaltigkeit tun, und 
in diesem Sinne halte ich es für sehr sinnvoll, daß der Landkreis Potsdam-Mittelmark den Beschluß zur 
Lokalen Agenda 21 gefaßt hat. 
 
Wichtig ist nur, daß der Kreis sich dieser besonderen Rolle im Agenda-Prozeß bewußt ist. In diesem Zu-
sammenhang ist der dritte Punkt des Kreistagsbeschlusses zur Agenda 21 zu sehen. Der Kreis sieht seine 
Aufgabe darin, die Gemeinden und Ämter zu informieren und bei ihren eigenen Aktivitäten zu unterstüt-
zen. Im folgenden wird ausgeführt, durch welche Maßnahmen der Kreis diese Aufgabe umsetzen wird. 
 
 

 
Kreistagsbeschluß vom 11.09.1997 
 
1. Der Kreistag unterstützt die Agenda 21 der Umweltkonferenz von Rio de  

Janeiro von 1992 und die in deren Folge in der Charta der europäischen 
Städte und Gemeinden (Charta von Aalborg) dargestellten Ziele in vollem 
Umfang und beauftragt den Landrat, die Carta für den Landkreis Potsdam-
Mittelmark zu unterzeichnen. 

 
2. Der Kreistag beauftragt die Verwaltung, für den Landkreis Potsdam- 

Mittelmark eine Lokale Agenda 21 aufzustellen. Am Tag der Umwelt 1998, 
dem 5. Juni 1998, werden die Ergebnisse des Landkreises der Öffentlichkeit 
vorgestellt. 

 
3. Die Lokale Agenda 21 für den Landkreis Potsdam-Mittelmark fördert die  

Initiativen der Ämter und Gemeinden zur Aufstellung Lokaler Agenden 21. 
Die Kreisverwaltung wird deshalb beauftragt, 

 - die Ämter und Gemeinden umfassend über die Rahmenbedingungen des  
Agenda-21-Prozesses zu informieren und sie bei der Aufstellung eigener 
Lokaler Agenden 21 zu unterstützen; 

 - den Erfahrungsaustausch zwischen den Ämtern und Gemeinden des  
Landkreises zur Lokalen Agenda 21 zu unterstützen. 

 
4. Die Lokale Agenda 21 für den Landkreis Potsdam-Mittelmark wird eine  
          Reihe von Projekten mit ämterübergreifendem Charakter enthalten, die von  
          der Kreisverwaltung durchgeführt werden. 
 

 
 
Abb. 1  Kreistagsbeschluß zur Lokalen Agenda 21 
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Im vierten Punkt wird die zweite Säule des Agenda-Prozesses in Potsdam-Mittelmark angesprochen. Wir 
wollen unsere Aktivitäten nicht auf die Unterstützung der Gemeinden und anderer beschränken, sondern 
selbst im Rahmen unserer Arbeit einen Beitrag zu mehr Nachhaltigkeit erbringen. Dabei ist es mir wich-
tig, daß sich die kreislichen Projekte nicht auf Deklarationen beschränken, sondern daß ganz konkrete 
greifbare Ergebnisse erzielt werden. 
 
 
3 Was pasiert nun: Umsetzungskonzept 
 
Nachdem der Kreistag am 11. September 1997 den Agenda-21-Beschluß gefaßt hat, wurde im Umwelt-
amt ein Konzept erarbeitet, wie dieser Beschluß konkret umgesetzt werden kann. Das Umsetzungskon-
zept hat die Beigeordnetenrunde am 11.11.1997 beschlossen (vgl. Abiildung 2). Die darin enthaltenen 10 
Punkte sind weitgehend umgesetzt. 
 
 

 
Konzept zur Umsetzung des Beschlusses zur Lokalen Agenda 21 
 
1. Schreiben an alle Ämter im Landratsamt mit der Bitte, sich ggf. mit eigenen 

Projekten am Agenda-21-Prozeß zu beteiligen. 
 
2. Gestaltung eines Logos für die LA 21 in Potsdam-Mittelmark 
 
3. Aufstellung der Liste der kreislichen Projekte 
 
4. Auftaktschreiben an Vereine, Wirtschaft, Kirchen, Ämter, Städte und Gemeinden 

und weitere interessierte Personen und Organisationen 
-  Information über den Beschluß im Landkreis Potsdam-Mittelmark 
-  Informationsmaterial zur Agenda 21 generell 
-  Abfrage, ob Interesse an einer Mitarbeit oder Trägerschaft an kreislichen 
    Projekten existiert 

 
5. Gegebenenfalls Erweiterung der Liste der kreislichen Projekte 
 
6. Auftaktveranstaltung im ersten Quartal 1998 mit prominentem Redner und der 

feierlichen Unterzeichnung der Charta von Aalborg 
 
7. Vierteljährlicher Infobrief: AgendaJournal 

-  Information über kreisliche Projekte 
-  Darstellung gemeindlicher Aktivitäten 
-  Informationen über bundesweite Aktivitäten, Fördermittel, Wettbewerbe 

 
8. Monatliche Pressemitteilung 
 
9. Veranstaltungen zum Erfahrungsaustausch 

-  mindestens einmal jährlich am 5. Juni, ggf. öfter 
 
10. Vergabe der GFG-Mittel (Gemeindefinanzierungsgesetz) 

Berücksichtigung bei der Förderung von Maßnahmen im Rahmen der LA 21 bei 
der Vergabe der GFG-Mittel 

 
 
 
Abb. 2 Umsetzungskonzept 
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Das Umweltamt hat die anderen Fachämter im Landratsamt angeschrieben, sie mit umfangreichem In-
formationsmaterial versorgt und darum gebeten, in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich eigene Pro-
jekte zu benennen. Damit wurde der Erkenntnis Rechnung getragen, daß Nachhaltigkeit viel mehr als nur 
Umweltschutz ist, und daß eine echte nachhaltige Entwicklung nur möglich ist, wenn jeder in seinem 
Bereich sich nachhaltig verhält. 
 
Ein Agenda-21-Logo wurde als optische Klammer des Agenda-Prozesses entwickelt (vgl. Abbildung 3). 
 
 

 
 
Abb. 3  Logo der LA 21 im Landkreis Potsdam-Mittelmark 
 
 
Im Rücklauf des Anschreibens an die anderen Fachämter wurde eine Liste mit 20 Projekten erstellt und 
dann auch in der Beigeordnetenrunde bestätigt. 
 
Erst nachdem also im Haus die ersten Schritte auf dem Weg gebracht wurden, haben wir uns im Frühjahr 
1998 nach außen gewandt und einem umfangreichen Verteiler von etwa 400 Personen und Organisatio-
nen Informationsmaterial über die Agenda 21 zugeschickt und sie zur Mitarbeit aufgefordert. Konkrete 
Projekte für die kreisliche Projektliste sind uns aber aus diesem Kreis bisher nicht gemeldet worden. 
 
Mit diesem Informationsschreiben erging dann auch die Einladung zu der Auftaktveranstaltung am 5. 
Juni 1998 in Kleinmachnow, bei der der Landrat die Charta von Aalborg unterzeichnet hat. Außerdem 
wurden ein Film und eine Ausstellung gezeigt, es wurden Fachvorträge gehalten, und die Teilnehmer 
haben die Gelegenheit zur Diskussion ausführlich genutzt. 
 
Der siebente Punkt konnte noch nicht vollständig umgesetzt werden. Der Infobrief, der AgendaJournal 
genannt wurde, wurde aber bereits durch einen Grafiker gestaltet und als Rahmen gedruckt, der nun mit 
Text gefüllt werden muß. In Kürze wird die erste Ausgabe dieser Zeitung erscheinen.* Auch hier ist das 
Umweltamt auf die Mitarbeit der Aktiven vor Ort angewiesen. Im AgendaJournal wird über den Fortgang 
der kreislichen Projekte berichtet und es werden Informationen aus anderen Kreisen und Ländern weiter-
gegeben. Außerdem werden wir auf Publikationen und Veranstaltungen zum Thema hinweisen. Aber das 
AgendaJournal soll auch zum Austausch von Erfahrungen der Gemeinden im Kreis untereinander dienen. 
Daher sind Beiträge von Aktiven vor Ort ausdrücklich erwünscht. 
 
Pressemitteilungen werden immer wieder herausgegeben, aber ein monatlicher Turnus konnte bisher noch 
nicht erreicht werden. 
 
Nach der Auftaktveranstaltung wurde im November 1998 in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Institut 
für Urbanistik ein ganztägiges Seminar zur Agenda 21 durchgeführt. Das Seminar war in zwei Blöcke 
geteilt: Am Vormittag standen Vorträge zur Agenda 21 allgemein und zur Situation in Potsdam-Mittel-
mark im speziellen sowie ein Praxisbeispiel aus der Stadt Güstrow auf dem Programm. Am Nachmittag 
haben die Seminarteilnehmer in vier thematischen Workshops zuden Themen „Agenda 21 in Kommu-
nen“, „Agenda 21 und Schulen“ und „Agenda 21 und Wirtschaft“ diskutiert und Ergebnisse erarbeitet. 
Das Seminar war für 60 Personen konzipiert, es lagen aber schließlich 120 Anmeldungen vor, ein Zeichen 
für das große Interesse an der Thematik Lokale Agenda 21. 

                                                 
* Anmerkung der Herausgeber: Inzwischen sind die ersten Ausgaben des AgendaJournals erschienen. 
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Aufgrund der guten Erfahrungen mit dem Seminar werden im Jahr 1999 weitere Veranstaltungen zu spe-
ziellen Themen geplant, z.B. eine Veranstaltung für Schulen und eine Veranstaltung zum Thema Energie 
sowie eine Veranstaltung zum 6. Juni. 
 
Der letzte Punkt des Umsetzungskonzeptes betrifft die sogenannten GFG-Mittel. GFG ist die Abkürzung 
für Gemeindefinanzierungsgesetz. Der Kreis erhält im Rahmen des Gemeindefinanzierungsgesetzes Mit-
tel vom Land, die er für investive Maßnahmen an die Gemeinden des Kreises weiterreichen muß. Dafür 
wird vom Kreistag eine Prioritätenliste erstellt, um aus der Vielzahl der Anträge die zu fördernden zu 
identifizieren. Das Ziel, bei der Vergabe der GFG-Mittel den Agenda-Beschluß zu berücksichtigen, 
wurde bei der GFG-Mittelvergabe für 1999 bereits berücksichtigt. Die Gemeinden Kleinmachnow und 
Beelitz erhalten im jahr 1999 jeweils 40.000 DM für ihre Aktivitäten zur Lokalen Agenda 21. Außerdem 
wurden bei den im Umweltamt zu vergebenden Mitteln vorrangig Projekte gefördert, die inhaltlich mit 
der kreislichen Projektliste übereinstimmen. Selbstverständlich sollte der Agenda-Beschluß nicht nur im 
Umweltamt bei der Vergabe der GFG-Mittel berücksichtigt werden. 
 
 
4 Lokal handeln: 20 Projekte aus 10 Ämtern 
 
Wie oben bereits erwähnt ist, wurde durch die Kreisverwaltung eine Projektliste mit Projekten, die von 
den Fachämtern im Landratsamt bearbeitet werden, erarbeitet. Sie wurde im März verabschiedet und ent-
hält 20 Projekte aus 10 Ämtern (vgl. Abbildung 4), ein erfreuliches Ergebnis, wie ich finde. Jedes Fach-
amt ist für die Umsetzung seiner Projekte selbst verantwortlich. 
 
 

 
Projekte der Verwaltung im Rahmen der Lokalen Atgenda 21 
 
1. Preis „Nachhaltiges Potsdam-Mittelmark“ 

Verantwortlich: Umweltamt 
 

2. Umweltinformation 
Verantwortlich: Umweltamt 

 

3. Expertenpool LA 21 
Verantwortlich: Umweltamt 

 

4. Innovative Verfahren der Abwasserentsorgung im ländlichen Raum 
Verantwortlich: Umweltamt 

 

5. Schutzgebietskonzept 
Verantwortlich: Umweltamt 

 

6. Renaturierung von Oberflächengewässern 
Verantwortlich: Umweltamt 

 

7. Vorbereitung und Durchführung von Vorhaben einer nachhaltigen Siedlungsent-
wicklung im Raum Teltow-Stahnsdorf-Kleinmachnow 
Verantwortlich: Planungsamt 

 

8. Stabilisierung und Entwicklung des ländlichen peripheren Raums im Gebiet 
zwischen Brandenburg und Ziesar 
Verantwortlich: Planungsamt 

 

9. Produktion erneuerbarer Rohstoffe zur stofflichen und energetischen Verwertung 
in verschiedenen Wirtschaftsbereichen (Flachsanbau, Rapsmethylester (Biodie-
sel), Biogasanlagen) 
Verantwortlich: Amt für Landwirtschaft und Wirtschaftsförderung 
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10. Minimierung des Elektroenergieverbrauchs, des Wärmeverbrauchs und des Was-
serverbrauchs/Abwasseranfalls in den durch die Verwaltung genutzten Gebäuden 
und baulichen Anlagen 
Verantwortlich: Bauverwaltungsamt 

 

11. Durchführung von Straßenbaumaßnahmen unter Berücksichtigung ökologischer 
Gesichtspunkte 
Verantwortlich: Bauverwaltungsamt 

 

12. Aufbau eines Gesundheitsinformationssystems 
Verantwortlich: Gesundheitsamt 

 

13. Nutzung vorhandener Reserven zur Energieeinsparung sowie zum Kauf umwelt-
freundlicher Materialien im Amt zur Regelung offener Vermögensfragen (AroV) 
Verantwortlich: AroV 

 

14. Schaffung der Stelle eines Energiebeauftragten 
Verantwortlich: Hauptamt 

 

15. Abfalltrennung im Sozialamt 
Verantwortlich: Sozialamt 

 

16. Umweltgerechte Schule 
Verantwortlich: Schulverwaltungs- und Kulturamt 

 

17. Errichtung einer Umweltbibliothek 
Verantwortlich: Schulverwaltungs- und Kulturamt 

 

18. Unterstützung der Umwelterziehung in Schulen 
Verantwortlich: Schulverwaltungs- und Kulturamt 

 

19. Unterstützung von Umweltprojekten in Kitas 
Verantwortlich: Jugendamt 

 

20. Unterstützung von Umweltprojekten bei der Jugendförderung 
Verantwortlich: Jugendamt 

 
 
Abb. 4  Projekte der Kreisverwaltung 
 
 
Die sechs Projekte des Umweltamtes sind mit unterschiedlichem Bearbeitungsstand in Arbeit. 
 
Einen Vorschlag für einen „Nachhaltigkeitspreis“ wird dem Kreistag in Kürze unterbreitet. Der Umwelt-
bericht 1997/98 wurde im Oktober vorgestellt. Er kann kostenlos im Umweltamt angefordert werden. Die 
Idee des Expertenpools, d.h. einer Kartei von Experten, die insbesondere für Projekttage der Schulen zu 
verschiedenen Themen zur Verfügung stehen, wird noch im Amt bearbeitet. Das Projekt zu innovativen 
Verfahren der Abwasserbeseitigung im ländlichen Raum wurde mit der Förderung von derartigen Pro-
jekten über die GFG-Mittelvergabe und die fachliche Begleitung seitens der unteren Wasserbehörde vor-
angetrieben. Das Schutzgebietskonzept ist in Arbeit. Anfang 1999 wird es dazu eine Kreistagsvorlage 
geben. Und schließlich wurde das Projekt zur Renaturierung der Oberflächengewässer mit der GFG-Mit-
telvergabe 1999 deutlich vorangetrieben, indem verschiedenste Fließgewässerrenaturierungen gefördert 
wurden. Es wird aber auch im Bereich der Seesanierungen weitere Schritte geben, die derzeit fachlich 
vorbereitet werden. Über den Fortgang dieser und der anderen Projekte werden im AgendaJournal Bei-
träge zu lesen sein. 
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4 Ausblick: Wie geht es weiter? 
 
Der Agenda-Prozeß in Potsdam-Mittelmark besteht also aus zwei Säulen: einerseits die eigenen kreisli-
chen Projekte und andererseits den Maßnahmen zur Unterstützung der Ämter und Gemeinden bei ihren 
Agenda-Prozessen. Die Kreisverwaltung unterstützt die Ämter und Gemeinden durch Informationen und 
Gelegenheiten zum Erfahrungsaustausch untereinander. Dies soll durch regelmäßige Veranstaltungen und 
das AgendaJournal erfolgen. Außerdem stehen die Mitarbeiter der Kreisverwaltung jederzeit für indivi-
duelle Beratung zur Verfügung. 
 
Im Umweltamt wurde eine Mitarbeiterin, die etwa mit der Hälfte ihrer Arbeitszeit an diesem Thema ar-
beitet, mit der Koordnierung der Aktivitäten zur Lokalen Agenda 21 beauftragt (Frau Kittelmann, Tel.: 
033841/91129, Fax: -164). An sie können sich Interessierte jederzeit mit Fragen und Wünschen wenden. 
Außerdem arbeitet der Zivildienstleistende des Umweltamtes neben anderen Aufgaben auch an der Lo-
kalen Agenda 21 mit. Im Umweltamt existiert inzwischen eine recht umfängliche Bibliothek mit Literatur 
zum Thema. Diese Literatur steht selbstverständlich auch interessierten Bürgern zur Verfügung. In Kürze 
wird auch auf der Internetseite des Kreises eine Rubrik zur Lokalen Agenda 21 eingerichtet, auf der die 
jeweils aktuellsten Informationen zum Thema abgerufen werden können (http://www.potsdam-mittel-
mark.de). 
 
Eine wirklich nachhaltige Entwicklung des Kreises läßt sich nicht allein aus der Kreisverwaltung in Bel-
zig heraus realisieren. Nur gemeinsam mit den Ämtern und Gemeinden, den Bürgern, der Wirtschaft, den 
Parteien, den Kirchen und Vereinen und anderen Organisationen werden wir dieses Ziel erreichen. 
 
Die wichtigsten Akteure sind dabei die Ämter und Gemeinden. Es ist von zentraler Bedeutung, daß nach 
Kleinmachnow und Beelitz auch andere Kommunen einen eigenen Prozeß zur Aufstellung einer Lokalen 
Agenda 21 beginnen. Dabei ist es klar, daß es kein Standardverfahren für die Aufstellung einer Lokalen 
Agenda 21 gibt, sondern daß jede Kommune die Vorgehensweise auf ihre spezifischen Verhältnisse ab-
stimmen kann. 
 
Ein weiterer zentraler Gedanke der Agenda 21 ist die Beteiligung der Bürger. Die Verwaltungen alleine 
werden das Ziel mehr Nachhaltigkit nicht erreichen. Hier kommen die Bürger, Unternehmen, Vereine, 
Kirchen und andere Organisationen ins Spiel. Jeder kann und muß in seiner täglichen Arbeit einen Bei-
trag zu mehr Nachhaltigkeit in Potsdam-Mittelmark leisten, indem eingefahrene Verhaltensweisen über-
dacht werden. Es gibt aber auch eine Vielzahl von Projekten in der Gemeinde oder im Kreis, an denen 
man sich persönlich oder auch durch einen finanziellen Beitrag beteiligen kann. 
 
Auf der Auftaktveranstaltung in Kleinmachnow wurde von mehreren Rednern der Gedanke angespro-
chen, der auch der Kreisverwaltung sehr wichtig ist: Ein neues Denken setzt sich nur durch, wenn man 
die jungen Menschen erreicht. Ich möchte hinzufügen, daß das gesamte Projekt Lokale Agenda 21 im 
klaren Gegensatz zu Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit steht. Wer sich für die nachhaltige Entwicklung 
seiner Kommune einsetzt, müßte resistent sein für die dumpfen Parolen der Rechten. Aus diesem Grund 
sind die Schulen und Jugendeinrichtungen ein Schwerpunkt der Agenda-Arbeit in Potsdam-Mittelmark. 
 
Dieser Beitrag faßt den Stand des Agenda-Prozesses im Landkreis Potsdam-Mittelmark ein Jahr nach 
dem Kreistagsbeschluß zusammen. Ich denke, wir haben einiges erreicht und noch vieles zu tun. Selbst-
verständlich ist das Projekt Lokale Agenda 21 für Potsdam-Mittelmark ein dynamisches und langfristiges 
Projekt. Sowohl die Projektliste als auch die anderen Maßnahmen werden mit der Zeit Änderungen erfah-
ren. Wir sind offen für Anregungen, Kritik und Lob. 
 
 
Anschrift des Autors 
 
B. Schade 
Landkreis Potsdam-Mittelmark, Amtsleiter Umweltamt 
Postfach 1138 
14801  Belzig 



Brandenburgische Umwelt Berichte (BUB) 5 S. 125-129 (1999) 

 
125 

 
 
 
 
 
 
 
Potsdam, Stadt der Toleranz – unterwegs mit Geschichts- und 
Verantwortungsbewusstsein für die Zukunft 
 
Die Lokale Agenda 21 
 
A. Kitzig 
 
 
 
 
Der Anstoß von außen 
 
Von dem „Potsdamer Offenen Entwicklungspolitischen Runden Tisch“„ und dem BUND gingen seit 
1995 Impulse zur Initiierung einer „Lokalen Agenda 21“ in Potsdam aus. 
 
 
Der Beschluss der Stadtverordneten 
 
Am 11.September 1996 wurde daraufhin von der Potsdamer Stadtverordnetenversammlung der Beschluss 
zur Aufstellung einer „Lokalen Agenda 21“ gefasst.  
Dem Umweltamt wurde die Aufgabe übertragen, ein Diskussions- und Beratungsforum (DIFO) einzube-
rufen.  
 
 
Das Diskussions- und Beratungsforum 
 
Am 27. Januar 1997 fand unter der Beteiligung wesentlicher Vertreter bzw. Repräsentanten der Bildungs-
einrichtungen, Kirchen, Nichtregierungs-Organisationen und interessierten PotsdamerInnen das erste 
große Diskussionsforum statt. Themen dieser ersten Informationsveranstaltung waren u.a.: 

Was ist eine Lokale Agenda 21 ? 
Welche kommunalen Handlungsfelder bestehen? 
Welche Rolle spielen die Bürger / Öffentlichkeit? 
Wo liegen Handlungsschwerpunkte? 

Das DIFO tagte viermal.  
Im Oktober 1997 wurde ein umfangreiches erstes Konzeptpapier vom Umweltamt ausgearbeitet und im 
DIFO zur Diskussion gestellt mit dem Ergebnis, das Positionspapier zur Überarbeitung in die Fachforen 
zu geben. 
 
 
Fachforen 
 
Parallel zu den Diskussions- und Beratungsforen fanden 1997 und 1998 Sitzungen der Fachforen statt.  
Das Forum Verkehr tagte zwei mal, das Forum Bauen und Wohnen ebenfalls zwei mal. Interessenten, um 
das Forum Boden und Stadtökologie ins Leben zu rufen, fanden sich entgegen der Planung gar nicht. Das 
Forum Energie/Klima  hat dagegen bis Anfang 1998 insgesamt 12 mal getagt.  
 
An diesem Punkt stagnierte die Arbeit vorerst. Zu einem 5.Treffen des DIFO kam es nicht, da für das 
Umweltamt als Organisator der Eindruck entstanden war, dass es an Akzeptanz und Motivation aller Be-
teiligten dafür fehle. 
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Energietisch 
 
Durch die Stadtverwaltung wurden entsprechende Mittel bereitgestellt, damit unter professioneller Lei-
tung ein Runder Tisch zu Fragen der Energie ins Leben gerufen werden konnte.  
Die Stadt nimmt damit an der Modellphase der „Bundesweiten Kampagne zur CO2-Vermeidung bei 
Kommunen und Verbrauchern“ teil. 
Zum Potsdamer Energietisch gehören u.a. Wohnungsunternehmen, Wissenschaftler und Umweltgruppen.  
Fünf Projektgruppen befassen sich u.a. mit der Erarbeitung eines Ratgebers zum Energiesparen, mit den 
Möglichkeiten der verstärkten Nutzung von Solarenergie und mit Lösungen für die Ablösung noch beste-
hender Kohleheizanlagen. 
 
 
Lokale Agenda 21 muss von der Verwaltungsspitze gewollt sein 
 
Zur Tagung des Deutschen Städtetages und des Deutsches Institut für Urbanistik (DIFU) im Juni 1999 
waren Teilnehmer aus dem gesamten Bundesgebiet zusammengekommen. Ihr Ziel war es, sich über den 
Stand, die Entwicklungschancen und Hindernisse auf dem Weg zur Umsetzung einer Lokalen Agenda 21 
in den Kommunen auszutauschen. Von allen wurde als Priorität benannt, dass der Prozess von der Ver-
waltungsspitze aus geführt werden sollte.  
 
Der neue Oberbürgermeister Matthias Platzeck, der im November 1998 die Leitung der Stadtverwaltung 
Potsdam übernahm, hat klar definiert, dass die Verwaltungsspitze sich für die Durchsetzung der Lokalen 
Agenda 21 einsetzt. 
 
 
Koordination durch die Sicherheitskonferenz Potsdam 
 
Der Oberbürgermeister hat die Sicherheitskonferenz (SIKO) mit der Koordination der Lokale Agenda 21 
beauftragt. Eine übergreifende Stelle soll somit den Abstimmungsprozess über den gesetzlich vorgegeben 
Rahmen hinaus gewährleisten. Entscheidungen sind im Sinne der Nachhaltigkeit, der Zukunftsfähigkeit 
vorzubereiten. Soziale, ökologische und wirtschaftliche Aspekte sind in ihrer Wechselwirkung zu berück-
sichtigen. Um das zu erfüllen wird eine Arbeitsgruppe für den Ideentransfer im Rahmen der Stadtver-
waltung und darüber hinaus bei der SIKO auf Beschluss der Beigeordnetenkonferenz gegründet. 
Durch die SIKO sollen die Bürger der Stadt und die Mitglieder in den Organisationen ebenfalls einen 
Ansprechpartner erhalten, um gemeinsam den Agenda-Prozess in Gang zu bringen und zu entwickeln. Im 
Rahmen eines partnerschaftlichen Engagements sollen gemeinsam Ziele definiert und Projekte auf den 
Weg gebracht werden. 
 
 
Veränderungen in der Stadtverwaltung 
 
Dass die Lokale Agenda 21 eine Möglichkeit ist, die eigene Zukunft lebenswert zu sichern und zu nutzen, 
dafür muss in der Bevölkerung noch weitgehend geworben werden. Die Stadtverwaltung sieht u.a. auch 
darin ihre Aufgabe. 
Eine breit angelegte Veranstaltung verschiedenster Akteure in der Stadt sollte im vergangenen Jahr der 
Publizität des Agenda-Gedankens dienen. Beteiligt waren dabei 21 Vereine, 7 Schulen, 2 Institutionen 
und die SIKO in Kooperation mit dem Umweltamt. 
Als besonders wichtig wurde dabei herausgearbeitet, dass die Bürger dieser Stadt ihre Stadtverwaltung als 
kompetentes und freundliches Dienstleistungsunternehmen erleben wollen. Erste Schritte auf diesem Weg 
wurden gemacht: Die Projektgruppe „Bürgerservice“ bereitet ein Konzept vor, das vor allem Vereinfa-
chungen der Serviceleistungen mit sich bringen soll. Eine spezielle Serviceeinrichtung ähnlicher Art ist 
für Investoren vorgesehen, damit auch die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt mehr Tragfähigkeit ge-
winnt. 
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Abb. 1  Struktur Lokale Agenda 21 in der Stadt Potsdam 
 
 
Schulprojekte 
 
Mit den Schulen besteht seit längerer Zeit eine gute Verbindung. Im Rahmen des Arbeitsansatzes der 
SIKO, unterstützend dabei zu wirken, die Schule als Lebensraum zu gestalten, wurde u.a., von Schülern, 
Lehrern und Eltern ein Bauerngarten angelegt, ein Amphitheater und ein Lehmbackofen gebaut. 
 
Durch das Grünflächenamt erhalten Schulen Unterstützung. Kinder und Jugendliche wurden so in den 
Prozess  der Veränderung ihrer Lebensumwelt einbezogen. Sie planten und arbeiteten mit. Auf diese 
Weise entsteht Identifikation und Verantwortlichkeit für das mit eigenen Händen Geschaffene.  
 
Sieben Schulen beteiligten sich an dem “Fifty Fifty Projekt“, das sich mit dem Energiesparen an Schulen 
beschäftigt. Die eingesparten Kosten konnten den Schulen anteilig für neue Projekte zur Verfügung ge-
stellt werden. Unterstützung wurde dabei in erster Linie durch das Schulverwaltungsamt gewährt. 
 
Die Schulkoordinatorin für Umwelt hat mit einer Vielzahl von Projekten, z. B. dem Schulgartenwettbe-
werb, dazu beigetragen, dass unter den Schülern Interesse und Aufgeschlossenheit für die Lokale Agenda 
21 entstand. 
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Leben und Wohnen in Potsdam 
 
Durch das Stadterneuerungsamt wird festgestellt, dass eine nachhaltige Planung im Sinne der Agenda 
bereits erfolgt. Bürgerbeteiligung gibt es bei der Erstellung von Rahmenplänen. Pläne und durchzufüh-
rende Maßnahmen werden in Stadtteilzeitungen veröffentlicht. Bewohner werden eingeladen, ihre Anre-
gungen aufgenommen und berücksichtigt. 
Besondere Akzeptanz haben die kleinteiligen Maßnahmen zur Wohnumfeldverbesserung im Stadtteil 
Babelsberg, die an Bedürfnissen der Bewohner anknüpfen. 
 
Aus sechs Wohnbaugesellschaften in Potsdam hat sich der Arbeitskreis „Stadtspuren“ gebildet, der einen 
gemeinsamen ganzheitlichen Ansatz als Philosophie bei Planungen verfolgt. 
 
Die Situation für Kinder im öffentlichen Raum wird u.a. in der Stadt durch die Einrichtung der Spiel-
platzkommission beim Grünflächenamt, die ämterübergreifend besetzt ist, verbessert.  
 
 
Perspektiven 
 
Die Lokale Agenda 21 ist als ein Prozess anzusehen, der weit in die Zukunft reicht. Ungeachtet dessen 
gilt es kurz-, mittel und langfristige Ziele festzulegen und Indikatoren zur Messung der Ergebnisse zu 
benennen. Die Koordinationsgruppe bei der SIKO wird in diesem Sinne tätig werden. Die Voraussetzung 
dafür, aktuelle planerische Unterlagen der Stadtverwaltung zusammenzustellen, um einen Überblick über 
die breite Grundlage an relevanten Daten aus Untersuchungen, Planungen und Prognosen zu erhalten, 
wurde geschaffen. Aus dieser Zusammenfassung wird deutlich, dass eine Vielzahl der Konzepte, Pläne (z. 
B. Jugendhilfeplan) bereits mit Blick auf soziale Gerechtigkeit und ökologisches Gleichgewicht bearbei-
tet worden sind.  
 
 
 

 
 
 
Abb. 2   
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Andere Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg sollen eingeladen werden, um über regionale 
Entwicklungschancen zu beraten. Angedacht ist dabei u.a. eine gemeinsame Kinder-und-Jugend-Agenda 
sowie die Erprobung eines Modells des Öko-Profits. 
 
Frauen, Behinderte, Ausländer sollen ermutigt und unterstützt werden, eigene Belange in bestehende Pro-
zesse einzubringen und bei der Lokalen Agenda 21 mitzuarbeiten. 
 
Gemeinsam mit der Schulkoordinatorin für Umwelt wird eine Projektwoche für das nächste Jahr vorbe-
reitet. 
Die Koordinationsstelle beim Oberbürgermeister bereitet einen Wettbewerb zu Umsetzungsideen der 
Lokalen Agenda 21 vor.  
Möglichkeiten für eine verbesserte Öffentlichkeitsarbeit (Handzettel an alle Haushalte) werden geprüft. 
Auf die Erfahrungen anderer Städte wird zurückgegriffen. 
 
"Global denken, lokal handeln" - dieser Anspruch ist nur gemeinschaftlich zu verwirklichen. Aufgerufen 
sind dazu alle. 
 
 
Anschrift der Autorin 
 
Angelika Kitzig 
Stadtverwaltung der Landeshauptstadt Potsdam 
Sicherheitskonferenz 
Stadthaus 
14461  Potsdam 
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Umsetzung eines Klimaschutzkonzeptes – Schritte zu einer nachhaltigen 
Entwicklung der Stadt Eberswalde 
 
J. Müller 
 
 
 
 
Als der Begriff der Nachhaltigen Stadtentwicklung in Verbindung mit der Agenda 21 verstärkt in das 
öffentliche Bewußtsein gelangte, herrschte auch in der Stadt Eberswalde zunächst definitorisches Unver-
ständnis. Der "Normalbürger" konnte mit diesen Begriffen nichts anfangen. Und es ist mehr als fraglich, 
ob heute tatsächlich mehr Klarheit besteht. 
 
Die in Rio de Janeiro von mehr als 170 Staaten verabschiedete Agenda 21 sieht in einem ihrer 40 Kapitel 
- dem Kapitel 28 - Maßnahmen der Kommunen zu einer umweltverträglichen nachhaltigen Entwicklung 
vor. Doch sollte nicht verschwiegen werden, dass in erster Linie die Regierungen verpflichtet sind, an 
einer Umsetzung der Agenda im Sinne des Klimagipfels zu arbeiten. Das alleinige "Weiterreichen" von 
Handlungsaufträgen durch die Bundesregierung und die Landesregierungen an die Kommunen wird die-
sen Anforderungen in keiner Weise gerecht.  
 
Eine besondere Hervorhebung verdient in diesem Zusammenhang die Aufforderung an die Städte und 
Gemeinden, bis zum Jahr 1996 mit ihren Bürgern in einen Diskussionsprozess zu treten, um einen Kon-
sens hinsichtlich der lokalen Umsetzung der Agenda zu erzielen. Doch eine "Vollzugsanleitung" ist bis 
heute nicht bekannt, wurde allerdings auch nicht so sehr vermisst. Jedoch führten die Unklarheiten im 
kommunalen Anforderungsprofil vielerorts zum erhobenen Zeigefinger. Ein Beleg dafür, dass die Diskus-
sion längst den Rahmen der Überschaubarkeit verlassen hat. 
 
Zwischenzeitlich hat es deshalb innerhalb der Landesregierung Überlegungen gegeben, eine Landesleitli-
nie als Grundlage der Stadtentwicklungspolitik und für die Untersetzung von Schwerpunkten einer nach-
haltigen Stadtentwicklung zu erarbeiten. Dieser Gedanke stellte sich jedoch als nicht ganz unproblema-
tisch heraus. Von "Einengung" des administrativen Handlungsspielraumes der Kommune und Gefahr der 
"Verzettelung" aufgrund der knappen Haushaltsmittel und Personalstellen war die Rede. Stattdessen 
sollte besser weiterhin die Erarbeitung noch immer nicht vollständig vorhandener Grundplanungen höch-
ste Priorität genießen. Zudem gibt es bereits eine Vielzahl von Arbeitshilfen zum Thema vom Städte- und 
Gemeindebund (z. B. Rathaus und Klimaschutz), dem Deutschen Städtetag (z. B. Städte für eine umwelt-
gerechte Entwicklung/Materialien für eine Lokale Agenda 21) und dem Deutschen Institut für Urbanistik 
(z. B. Klimaschutz in Kommunen). 
 
Auch in der Stadt Eberswalde sind diese Materialien auf großes Interesse gestoßen. Die Forderung nach 
einem zukunftsweisenden Konzept in örtlich beeinflussbaren Lebensbereichen hat die Stadtverordneten-
versammlung Eberswalde zu enormen Anstrengungen vielfältigster Art herausgefordert.  
 
Die Verbesserung der Umweltbedingungen, die ressourcenschonende Entwicklung, Einsparungen beim 
Verbrauch von Energie und Wasser sowie ein enger Dialog in Form von Bürgerbeteiligungen bei Pla-
nungsprozessen ist Ziel und Anspruch zugleich. Doch die kommunalen Möglichkeiten stehen heute im 
umgekehrten Verhältnis zu den Anforderungen des Staates und der Gesellschaft.  
 
Es erschien der Stadtverwaltung Eberswalde daher als Erfordernis, als Grundlage weiterer Überlegungen 
ein Zukunftsbild der eigenen Gemeinde zu entwerfen, welches eine Schwerpunktbildung unter kommunal 
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örtlichen Prioritäten in Einzelbereichen vornimmt, Aktivitäten der Vergangenheit unter dem Dach der 
Agenda zusammenfasst und umsetzungsorientiert ist. 
 
Von 1995 bis 1997 wurde daher in einem vom Land Brandenburg geförderten Stadtmarketing-Projekt ein 
kommunales Leitbild der Stadtentwicklung erarbeitet, welches aus elf Zielbereichen mit Grundzügen der 
angestrebten Entwicklungsrichtung besteht. Ausgehend von einer umfangreichen Stärken-
/Schwächenanalyse der Stadt Eberswalde ist in Arbeitskreisen und auf Stadtforen von Vertretern aus 
Wirtschaft, Politik, Verwaltung, Verbänden und gesellschaftlichen Einrichtungen das Leitbild Eberswalde 
2020 entwickelt und breitenwirksam diskutiert worden. Im November 1997 wurde es von der 
Stadtverordnetenversammlung formell beschlossen. 
 
Zeitgleich trat die Stadt Eberswalde im April 1995 dem Klimabündnis "Allianca del Clima" bei. Nur etwa 
500 Gebietskörperschaften in Deutschland sind diesem 1992 gegründeten Klimabündnis europäischer 
Städte mit den indigenen Völkern der Regenwälder zum Erhalt der Erdatmosphäre beigetreten. Diese 
Vereinbarung sieht in einigen Bereichen sogar über die Agenda 21 hinausgehende Maßnahmen vor. 
 
In Eberswalde wurden vor dem Hintergrund dieses Beitritts innerhalb der Stadtverwaltung das eigenstän-
dige Sachgebiet Energie geschaffen und eine fachlich qualifizierte Energiebeauftragte eingestellt. Der 
damalige Ausschuss für Planung, Grünflächen und Umwelt der Stadtverordnetenver-sammlung berief 
zudem eine Arbeitsgruppe Klimaschutz aus Vertretern der politischen Fraktionen und der Stadtverwal-
tung, die im Oktober 1996 der Stadtverordnetenversammlung einen Handlungsrahmen zur Beschlussfas-
sung vorlegte (vgl. Dokument 2). Auf dieser Grundlage wurde ein Maßnahmeplan für den Klimaschutz in 
der Stadt Eberswalde bis 2005 erarbeitet, der im städtischen Planungsausschuss im Juni 1998 diskutiert 
wurde (vgl. Dokument 3). 
 
Auf dem Weg dorthin begleiteten die Arbeitsgruppe Klimaschutz zur Schaffung der notwendigen 
Grundlagen mehrere Arbeitskreise, die auch an der Erstellung des ersten kommunalen Klimaschutzbe-
richtes der Stadt Eberswalde mitwirkten (vgl. Dokument 1).  
 
• Der Arbeitskreis Energie, in dem neben Vertretern der Fraktionen und der Verwaltung auch das Ener-

giesparkontor Barnim, die Stadtwerke und der Aktionskreis Alternative Energien mitwirkten, erarbei-
tete insbesondere energetische Bilanzen. In einer Übersicht über die stadtteilbezogenen Energiever-
bräuche (Ist-Analyse) wird am Beispiel des CO2 -Ausstoßes deutlich, dass gegenüber dem vorgegebe-
nen Vergleichsjahr 1987 eine weit über 50 %-liegende Einsparung vorliegt. Da sich jedoch insbeson-
dere zwischen 1987 und 1991 die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen grundlegend geändert ha-
ben, wurde die Bilanz auf 1991 bezogen. Die danach noch ermittelten Kohleeinsparungen wurden 
durch gestiegene Verkehrsabgasemissionen vollständig "aufgefressen". Weiterhin beschäftigte sich der 
Arbeitskreis mit Möglichkeiten einer Energieeinsparung mit Hilfe alternativer und regenerativer 
Energien. 

 
• Im Arbeitskreis Verkehr wirkte neben Vertretern der Fraktionen und der Verwaltung auch die Barni-

mer Busgesellschaft  mit. Neben verkehrspolitischen Leitlinien und der Verkehrsentwicklungsplanung 
lag das Schwergewicht auf der Begleitung der Erarbeitung eines Lärmminderungsplans als Unterset-
zung des Verkehrsentwicklungsplans. Die Frage der Beeinträchtigungen durch Verkehrslärm gewann 
vor dem Hintergrund der geplanten Flugplatzemissionen eine besondere Aufmerksamkeit. Ansonsten 
wurden die Auswirkungen von geplanten Straßenneubauten (B 167 neu, Altstadtumgehung, Verbin-
dung Brandenburgisches Viertel - Westend) diskutiert. 

 
• Der Arbeitskreis Stadtökologie beschäftigte sich mit der Waldbewirtschaftung (Stadtforst), dem Bio-

sphärenreservat und dem Öko-Audit. 
 
• Im Arbeitskreis Abfall wurde über die Verwertung der Wertstoffe, die Restmüllreduzierung und die 

Abfallsatzung des Landkreises diskutiert. 
 
Auf einer der letzten Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung wurde nachhaltig daran erinnert, dass 
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mit großer Wahrscheinlichkeit die Menschheit bei weiterer Verschwendung der irdischen Ressourcen 
dem Verhängnis zustreben werde. Verschwindend gering sei die Annahme, dass die Katastrophe aus-
bleibe. Es werde keinen Menschen auf unserem Planeten geben, der von der Klimalotterie verschont oder 
gar einen Nutzen davon haben werde. Verantwortung umschließe Hoffnung und Sorge. Daher ist es für 
die Stadt Eberswalde eine Selbstverpflichtung so zu handeln, dass im Rahmen des für die Zukunft Not-
wendigen, das Mögliche für die Gegenwart getan wird.  
 
 
DOKUMENT 1: Kommunaler Klimaschutzbericht für den Zeitraum 1991 - 1995 (Juni 1998) 
 
 
1. Basisdaten 
 
1.1 Geographische Lage (bezogen auf die Maria-Magdalenen-Kirche) 
   52o  50'  20"  nördlicher Breite 
  13o   49'  20"  östlicher Länge 
  Die Höhenlage im Stadtgebiet bewegt sich zwischen 15 und 50 m über NN; 
  Altstadt: ca. 17 m, Finowkanal: 6,4 bis 25 m, Oder-Havel-Kanal: 37 m; 
  höchster Punkt: 76,8 m über NN (Lauseberg/Barnim-Hochfläche). 
  Die größte Ausdehnung von Nord nach Süd beläuft sich auf 7,4 km und von  
  West nach Ost auf 14,5 km. 
 
1.2 Gradtagszahlen 
  für Berlin/Brandenburg (durchschnittlich):  3420 
  für den Standort der Wetterstation Angermünde 1994: 3900 
     - " -   1995: 4126 
 
1.3 Fläche 
 Die Fläche der Stadt beträgt insgesamt 5.803 ha, davon sind 45 % Forsten und 
 Holzungen, 20 % Gebäude- und Nebenflächen, 5 % Straßen und 4 % Gewässer. 
 Im Stadtgebiet gibt es über 160 km Straßen, von denen 15,5 km Bundes- und  
 10,3 km Landesstraßen sind. 
 
1.4 Regionale Besonderheiten 
 Die Nutzung der Wasserkraft durch Wassermühlen erfolgte am Finow-Fluss bereits vor  
 der Kanalisierung; danach siedelten sich die Wasserkraft nutzende Industriebetriebe vor  
 allem im Bereich der Schleusenanlagen des seit 1746 existierenden Finowkanals an. 
 Weitere Wasserkraftstandorte existierten an der Schwärze. 
 Diese Potentiale sollen, ebenso wie die auf der Barnim-Hochfläche möglichen Wind- 
 kraftstandorte, durch Investoren wieder bzw. neu erschlossen werden. 
 
1.5 Einwohnerzahl und Anzahl der Wohnungen 
 1989  54.332 Einwohner  22.481 Wohnungen 
 1991  51.513 Einwohner  22.879 Wohnungen 
 1995  49.172 Einwohner  22.857 Wohnungen 
 
1.6 Wirtschaftsleistung und Anzahl der Beschäftigten 
 1989  ca. 25.000 Beschäftigte 
 1991  ca. 23.000 Beschäftigte 
 1995  ca. 19.000 Beschäftigte  
 
1.7 Angaben zur Stadtverwaltung 
 Verwaltungsstruktur: 1 Bürgermeister, 2 Beigeordnete, 1 Dezernent, 14 Ämter 
 Zuständig für Klimaschutz ist das Amt für Stadtentwicklung, Abt. Umweltschutz. 
 Für Energiesparmaßnahmen war die Energiebeauftragte zuständig; für die Energiebewirtschaf- 

tung der kommunalen Gebäude einerseits die jeweils verantwortlichen Fachämter und anderer- 
seits der SB Energie im Hauptamt. 
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2. Ausgangswerte zur Aktualisierung der Klimabilanz 
 
Im Rahmen der Tätigkeit der Arbeitsgruppe Klimaschutz und der Arbeitskreise Energie, Verkehr, Abfall 
und Stadtökologie wurde auch die Frage diskutiert, welche Ausgangswerte für die Aktualisierung der 
Klimabilanz im Stadtgebiet herangezogen werden sollten. Laut Beschluss der Bundesregierung ist Bezug 
auf das Jahr 1987 zu nehmen, für das uns aber keine konkreten Ausgangszahlen bzw. Emissionsbilanzen 
vorliegen. Aus der Kenntnis der städtischen Situation zu diesem Zeitpunkt jedoch wissen wir, dass allein 
durch die im Stadtgebiet vorhandenen Heizwerke und die Vielzahl an häuslichen und industriellen Koh-
leheizungen ein sehr viel größerer Anteil an Luftschadstoffen produziert wurde als nach 1990. 
 
Aus einer nicht datierten Übersicht (um 1985) geht hervor, dass etwa 435.000 t feste Brennstoffe im 
Stadtgebiet je Jahr verfeuert wurden, 1991 waren es, nach Durchführung erster Heizungsumstellungen 
und betriebsbedingter Produktionsrückgänge nur noch ca. 152.000 t. Nach dem Abzug von etwa 35.000 
im Stadtgebiet stationierten sowjetischen Soldaten und Offizieren im Jahre 1994 sowie der Schließung 
weiterer Heizwerke und Betriebe des Territoriums sank der Verbrauch weiter drastisch bis 1995 auf etwa 
33.000 t. In dieser Bilanz ist das 1995 noch auf Kohle- und Holzbasis Fernwärme produzierende Heiz-
werk Rosengrund enthalten, dessen Betrieb 1996 eingestellt und durch erdgasbetriebene Heizkessel in der 
ehemaligen Umformstation im Leibnizviertel ersetzt wurde. Konkrete Zahlen für die Energieverbräuche 
der GUS-Truppen liegen uns leider nicht vor, so dass eine Rückrechnung zur Korrektur der Verbrauchs-
zahlen 1991 nur auf die Einwohner von Eberswalde leider nicht möglich ist. 
 
Ähnliche Tendenzen sind für den Strom- und Gasbereich nachvollziehbar, wenn auch vielleicht nicht in 
dem gewaltigen Umfang wie bei festen Brennstoffen. Hier haben sich vor allem die nach 1990 stark ge-
stiegenen Energiepreise und der industrielle Niedergang auf die Reduzierung der Abnahmemengen aus-
gewirkt. Inzwischen stabilisiert sich die Entwicklung auf dem Stromsektor, und auf dem Gassektor ist, 
vor allem nach der Erdgasumstellung 1993, im Stadtgebiet eine beträchtliche Steigerung der Verbräuche 
zu verzeichnen. Vor allem resultiert dies aus zahlreichen Heizungsumstellungen im Bereich des Woh-
nungsbaus sowie von Gewerbe- und kleineren Industriebetrieben. Auch der überwiegende Teil der Neu-
bauten in der Stadt ist mit modernen Gasheizungen ausgestattet. 
 
Aus den vorgenannten Gründen haben sich die Mitglieder der Arbeitsgruppe Klimaschutz entschlossen, 
als Basisjahr für die Klimaschutzbilanz das Jahr 1991 zu wählen. Dementsprechend wurden die Aus-
gangszahlen für den Energieverbrauch 1991 aus dem "Integrierten Energiekonzept für die Stadt Ebers-
walde" entnommen (unter Hinzurechnung der 1993 in das Stadtgebiet eingemeindeten Orte Sommerfelde 
und Tornow).  
 
Für den Verkehrssektor wurde, abweichend vom Energiekonzept, eine Neuberechnung des Energiever-
brauches (für Kraftstoffe) auf der Grundlage des "Leitfadens zur Erarbeitung und Umsetzung kommuna-
ler Klimaschutzkonzepte" vom Deutschen Institut für Urbanistik (Stand: 1997) und des Verkehrsent-
wicklungsplanes der Stadt Eberswalde vorgenommen, da die im Energiekonzept ermittelten Verbrauchs-
zahlen und Emissionswerte für uns nicht vollständig nachvollziehbar waren. 
 
Der Luftverkehr auf dem Flugplatz wurde aufgrund der zur Zeit geringfügigen Verkehrsströme vernach-
lässigt. Ein Vergleich mit den Emissionen vor 1994 bzw. vor 1991 würde die Klimabilanz unserer Auf-
fassung nach verfälschen, wobei uns auch hier konkrete Angaben zu den Flugbewegungen im Einzelnen 
nicht vorliegen. 
 
Für die Bereiche Abfall und Abwasser mussten die Vergleichswerte für 1991 geschätzt werden, da uns 
hierfür keine gesicherten Ausgangszahlen vorlagen. Diese konnten erst für die Jahre 1995/96 dem statisti-
schen Jahresbericht der Stadt Eberswalde entnommen bzw. von der Kreisverwaltung erfragt werden. 
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3. Emissionsdaten 
 
Grundlage für die Ermittlung der Emissionsdaten bildete der "Leitfaden zur Erarbeitung und Umsetzung 
kommunaler Klimaschutzkonzepte" vom Deutschen Institut für Urbanistik. 
 
In diesem Klimaschutzbericht wurde vorrangig verursacherorientiert der Energieverbrauch von CO2 -
Emissionen der Energiebereitstellung bilanziert. Bei der Erstellung der Emissionsbilanzen, vor allem der 
für den Verkehrsbereich, wurde das Inländerprinzip angewendet, bei dem die Emissionen, die in unserem 
Stadtgebiet entstehen bzw. durch unsere Einwohner verursacht werden inkl. der Prozess- bzw. Vorketten, 
in Form von spezifischen Emissionsfaktoren Berücksichtigung finden. Diese Emissionsfaktoren (in 
kg/MWhEnergie) wurden überwiegend aus den entsprechenden Tabellen des v. g. "Leitfadens ..." entnom-
men. 
 
 
3.1 Verbrauch an bezogenen Energieträgern 
 
Als Ausgangswerte für den Bezug von Energieträgern wurden für 1991 die Zahlen aus dem Energiekon-
zept der Stadt Eberswalde und für 1995 die Angaben aus dem Jahresbericht der Stadtwerke Eberswalde 
GmbH verwendet. Die Angaben zum Kohle-, Öl- und Holzverbrauch für 1995 wurden in Abstimmung 
mit einem ortsansässigen Brennstoffhändler eingeschätzt. Die Angaben zum Kraftstoffverbrauch als we-
sentlicher energetischer Grundlage für den Straßenverkehr wurden anhand des aktuellen Verkehrsent-
wicklungsplanes und des Fahrzeugbestandes im Stadtgebiet überprüft und für 1991 korrigiert bzw. für 
1995 geschätzt. 
 
 
Tabelle 1 Übersicht über die bezogenen Energien nebst CO2-Emissionen 1991 und 1995 
 

Energieträger 1991 
(MWh) 

 
(%) 

CO2-Emiss.
(t/a) 

1995 
(MWh) 

 
(%) 

CO2-Emiss.
(t/a) 

Elektroenergie 173.600 11,81 123.603 145.900 12,73 103.881

Gas (1991 = 
Stadtgas/ 1995 = 
Erdgas 

  
123.900 

 
8,43

 
26.143

 
342.100

  
29,85 

 
72.183

Holz 8.200 0,56 4.920 10.500 0,92 6.300

Rohbraunkohle 309.200 21,03 185.520 58.000 5,06 34.800

Braunkohlebriketts 450.300 30,62 270.180 100.000 8,73 60.000

Flüssiggas 200 0,01 58 500 0,04 145

Heizöl 119.400 8,12 34.626 120.000 10,47 34.800

Kraftstoffe 175.274 12,89 49.955 274.627 26,11 88.256

Summe 1.360.074 100 695.005 1.051.627 100 400.365

Anteil 1995 zu 
1991 

 77,32%  57,61%
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3.2  Sektoraler Brennstoff- und Energieverbrauch 
 
Aus den in Tabelle 1 dargestellten Gesamtenergieverbräuchen läßt sich nachfolgende in Tabelle 2 darge-
stellte sektorale Aufteilung errechnen. 
 
 
Tabelle 2 Sektorale Aufteilung von Brennstoff- und Energieverbräuchen 1991 und 1995 
 

Sektor 1991 
(GWh) 

 
(%) 

1995 
(GWh) 

 
(%) 

Haushalte und Kleinv. 302.119 22,21 194.300 18,48

Gewerbe 99.880 7,34 196.620 18,70

Industrie 782.801 57,56 386.080 36,71

Verkehr 175.274 12,89 274.627 26,11

Gesamt 1.360.074 100 1.051.627 100

 
 
 
Deutlich wird an dieser Tabelle, dass der prozentuale Anteil des Verkehrs am gesamten Energieverbrauch 
im Stadtgebiet und damit auch an den Gesamtemissionen deutlich zugenommen hat. Das ist auch täglich 
an der Verkehrsdichte in den Straßen der Stadt nachvollziehbar. Hier liegt, wie in vielen anderen Städten, 
zukünftig der Schwerpunkt in Bezug auf CO2-Einsparmaßnahmen. 
 
Auf energetischem Gebiet gab es eine Verschiebung vor allem vom Sektor Industrie hin zum Gewerbebe-
reich, was im wesentlichen die Bereiche Handel und Dienstleistungen, aber auch zahlreiche neugegrün-
dete Kleinunternehmen betrifft. Diese Verschiebungen und die Reduzierung der Gesamtverbräuche im 
Sektor Haushalte sind im wesentlichen auf die bereits geschilderten Ursachen zurückzuführen. 
 
Die Arbeitsgruppe Klimaschutz schätzt ein, dass der Anteil der durch Energiesparmaßnahmen erzielten 
Emissionssenkungen im Verhältnis zuden durch Energieträgerumstellungen und durch Infrastrukturände-
rungen bewirkten derzeit noch gering ist. 
 
 
3.3  Treibhausgas-Gefährdungspotentiale in Eberswalde 
 
Aus allen in dieser Klimabilanz untersuchten Bereichen ergibt sich nun die nachfolgende tabellarische 
Übersicht zu den Treibhausgas-Gefährdungspotentialen. Deutlich wird dabei auch, dass vor allem beim 
CO2 der Einfluss der sogen. Nichtenergien auf die Gesamtemissionen mit ca. 1% sehr gering ist. Dies 
betrifft sowohl das Jahr 1991 als auch das Jahr 1995. 
 
Im Gegensatz zu den Emissionsminderungen bei CO2 und SO2 sind die Reduzierungen bei CH4 und N2O 
gering. Aber bei den CO-Emissionen haben wir eine deutliche Erhöhung zu verzeichnen, die überwiegend 
durch den erhöhten Verkehr verursacht wird. Hier sind dringend Maßnahmen zur Reduzierung erforder-
lich. 



 136 

 
Tabelle 3 Übersicht über Treibhausgas-Gefährdungspotentiale 1991 und 1995 
 

 CO2  CH4 N2O SO2  CO 

 1991 1995 1991 1995 1991 1995 1991 1995 1991 1995 

Nichtenergie 
(NE) 

(t/a) (t/a) (t/a) (t/a) (t/a) (t/a) (t/a) (t/a) (t/a) (t/a) 

Deponie/ 
Abfall 

3.710 3.160 1.645 1.401   

Abwasser-
reinigung 

3.380 1.746 80 41   

Summe NE 7.090 4.906 1.725 1.442   

Energie (E)      

Haushalte 176.980 112.930 363 239 16,68 9,04 210,86 108,23 121 65

Gewerbe/ 
Kleinverbr. 

40.809 53.270 212 214 2,05 1,46 17,46 7,83 27 62

Industrie 427.261 145.909 850 374 36,83 6,25 498,32 90,93 302 119

Verkehr 49.955 88.256 464 819 49,96 88,16  2.678 4.731

Summe E 695.005 400.365 1.798 1.646 105,52 105,01 726,64 206,99 3.128 4.976

Gesamtsum-
me der Ge-
fährdungs-
potentiale 

702.095 405.271 3.523 3.088 105,52 105,01 726,64 206,99 3.128 4.976

Anteil  
1995 : 1991 

 57,7%  87,7% 99,5% 28,5%  159,1%

 
 
 
3.4  Spezifische Emissionsdaten 
 
Ausgehend von den in Tabelle 3 ausgewiesenen Treibhausgas-Gefährdungspotentialen und einer Ein-
wohnerzahl (mit Hauptwohnung) in Eberswalde von 51.513 im Jahr 1991 sowie 49.172 im Jahr 1995 
ergeben sich die in Tabelle 4 ausgeführten spezifischen Emissionen. 
 
 
Tabelle 4 Gegenüberstellung derspezifischen Emissionen 
 

Spezifische Emissionen 1991 1995 1995 : 1991 

CO2 (t/Ewa) 13,63 8,24 60,5%

CH4 (kg/Ewa) 68,38 62,80 91,8%

N2O (kg/Ewa) 2,05 2,14 104,3%

SO2 (kg/Ewa) 14,11 4,21 29,8%

CO (kg/Ewa) 60,72 101,20 166,7%
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4. Schlussfolgerungen 
 
Die zur Verbesserung der Klimasituation in der Stadt Eberswalde erforderlichen bzw. vorgesehenen 
Maßnahmen und Aktivitäten werden in einem Maßnahmeplan gesondert ausgewiesen und der Stadtver-
ordnetenversammlung zur Beschlußfassung vorgelegt. 
 
 
 
 
 
DOKUMENT 2: Handlungsrahmen zum Klimaschutz in der Stadt Eberswalde (Oktober 1996) 
 
 
1.  Energiebereitstellung und -nutzung 
 
1.1 Umweltverträgliche und sparsame Nutzung aller nicht regenerativer Energieträger durch rationelle  
Energieverwendung in Industrie, Handwerk, Gewerbe und Haushalten sowie in Dienstleistungs- und  
öffentlichen Einrichtungen: 
• Erschließung von Energieeinsparpotentialen 
• Einhaltung des Niedrigenergiehausstandards bei allen Wohnungsneubauten 
• Substitution von Rohbraunkohle und Braunkohlebriketts in Einzelöfen und dezentralen Wärme- 
     erzeugungsanlagen im Stadtgebiet möglichst durch Anschluss an die Nah-  bzw. Fernwärme- 
     versorgung (unter Beachtung der Fernwärmesatzung) 
• verstärkte Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung für die Wärme- und Stromerzeugung 
• Untersuchungen zur Erfassung von Wärmeverlusten (Thermografie), 
 
1.2 Gewährleistung einer zuverlässigen, umfassenden und preisgünstigen Energieversorgung durch: 
• die Sanierung und den schrittweisen Ausbau der Nah- und Fernwärme- sowie der Erdgasver- 
     sorgung 
• eine entsprechende Preis- und Tarifgestaltung der Stadtwerke zur Honorierung von Energieein- 
     sparungen (Einführung von linearen Tarifen) 
• Energieberatung seitens der Stadtwerke für alle Energieabnehmer und zum Erwerb energie- 
     sparender Geräte, 
 
1.3 Verstärkte Erschließung von regenerativen und alternativen Energiequellen, vor allem für dezentrale  
Lösungen, z. B.: 
• Solarthermie (Wärme- und Warmwassererzeugung) 
• Photovoltaik (Stromerzeugung) 
• Windkraftanlagen (Stromerzeugung) 
• Wasserkraftanlagen (Stromerzeugung) am Finowkanal 
• energetische Nutzung von Klär- bzw. Deponiegas in BHKW's 
• energetische Nutzung von Holz und anderer nachwachsender Rohstoffe zur Strom- und/oder  
     Wärmeerzeugung 
 
2.   Verkehr 
 
2.1  Ruhender Verkehr 
•  Konzepte für den ruhenden Verkehr 
•  Wechselwirkung mit ÖPNV-Angebot und Erreichbarkeit im nichtmotorisierten Verkehr 
•  Auslastung und Fehlbelegungen 
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•  Notwendiger Parkraum/Parkraumkonzepte 
•  Stadtverträgliche Neuordnung des Parkraums 
•  Gestaltung/Integration 
 
2.2  Verkehrslenkung 
•  Verkehrswiderstände 
•  Netzeingriffe 
•  Verkehrsberuhigte Bereiche 
•  Zonengeschwindigkeitsbeschränkungen 
•  Förderung des ÖPNV 
 
2.3 Fahrradfreundliche Stadt 
•  Organisation 
•  Radwegeprogramm 
•  Verkehrssicherheitsprogramm 
 
2.4 Wasserstraßen 
•  Finowkanal 
•  Oder-Havel-Wasserstraße 
 

3. Abfallvermeidung und -entsorgung 
 
3.1 Beratung zur Abfallvermeidung und -entsorgung 
• Einrichtung einer Beratungsstelle zur Durchsetzung von Abfallvermeidung bzw. gesetzeskonformer  

Entsorgung 
• Annahme von Kleinstmengen von Sondermüll aus dem Bevölkerungsaufkommen 
 
3.2 Abfallentsorgung 
• Metallsammelaktionen nach dem Prinzip der gelben Säcke mit der Zielstellung Reduzierung von    
     Deponieraum und Wertstoffgewinnung 
• Einführung der Biotonne mit Unterstützung der Ansiedlung einer Privatfirma zur Biokompostierung 

bzw. -vergasung   
• Sammlung von Elektronikschrott durch die Stadtverwaltung und/oder ein ausgewähltes Entsorgungs-

unternehmen 
• Schaffung von Annahmebedingungen für den Frühjahrs- und Herbstschnitt im Bereich der Kleingärten 

und Einfamilienhäuser 
 

3.3 Kontrollmaßnahmen 
• Kontrolle der Verwertung von derzeit durch die Mülltrennung gewonnenen Wertstoffe  
     (Publizierung der Wertstoffwege von der Erfassung bis zur Wiederverwertung) 
• Kontrolle auf nicht gesetzeskonforme Nutzung von Deponieraum für wiedernutzbare Rohstoffe 
• Kontrolle der Rücknahmeleistungen für Verpackungsmaterial bei den Großhandelsketten 
 
 
4. Ökologische Maßnahmen zur Stabilisierung der Kohlenstoffspeicherung 
 
4.1 Erhaltung und Stabilisierung des Baumbestandes im Eberswalder Stadtwald 
• Monitoring zum Waldbestand 
• sinnvolle und variable Ausgleichsmaßnahmen bei Flächenentzug 
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• Waldumbau, Wiederaufforstung und Ackeraufforstung 
• Festsetzung von Bewaldungsprozenten für Teilräume der Gemeinde im Flächennutzungsplan 
• Beratung von Privatwaldbesitzern zur Waldbewirtschaftung im Stadtgebiet 
 

4.2 Landwirtschaftlich genutzte Flächen 
• Landschaftsgliederung und Gehölzanreicherung durch Gehölzverbunde 
• Erhöhung des Humusgehaltes zur Nutzung der Bodenkapazität als Stoffspeicher 
 
4.3 Innerstädtische Begrünung 
• Erhaltung, Pflege und Zunahme des innerstädtischen Baum- und Strauchbestandes 
• Dach- und Fassadenbegrünung 
 
4.4 Einsatz regenerierbarer Werkstoffe im Garten- und Landschaftsbau 
 
4.5 Bodenentsiegelung 
 
4.6 Sicherung der Regenerationsfähigkeit des Naturhaushaltes 
 
 
5. Öffentlichkeitsarbeit 
 
5.1 Informationsveranstaltungen 
• regionale Veranstaltungen mit überregionaler Bedeutung 
• Bürgerfragestunden 
• Kampagnen 
• Veranstaltungen mit Schulen und Kindergärten 
• Vortragsreihen 
• Expertengespräche 
• Seminare 
 
5.2 Medien 
• regelmäßige Veröffentlichungen im Stadtanzeiger 
• regelmäßige Mitteilungen der Pressestelle 
• Herausgabe von Informationsblättern 
 
5.3 Vorbildwirkung kommunaler Einrichtungen 
• Energieeinsparung 
• Materialeinsparung 
• Abfallvermeidung 
 

5.4 Foren 
• Kinder- und Jugendforum 
• Stadtforum  
• Kinder- und Jugendparlament 
• Fachhochschule 
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5.5 Beratungsstellen 
• Energie- und Abfallberatung 
• Garten- und Landschaftsgestaltung 
 
5.6 Aktionen 
• Veranstaltungen, gemeinsam mit Umweltverbänden, Parteien und Kirchen 
• Stadtfeste 
 
5.7 Werbung 
• Gestaltung der Ortseingänge 
• Wohnungsbaugesellschaften, Handel, Gewerbe, Handwerk, Banken 
• Werbeaktionen der Verkehrsbetriebe 
• Verbindung mit Tourismus 

 

6. Unterstützung indigener Völker 
 
• diverse Maßnahmen (Aktionen zur finanziellen Unterstützung, Beschaffung, Ausstellungen, Informa-

tionen etc.) 
 
 
7. Finanzierungsmodelle 
 
• Maßnahmen zur Umsetzung / Realisierung der Zielstellungen 
 
 
 
DOKUMENT 3: Maßnahmeplan für den Klimaschutz in der Stadt Eberswalde (Juni 1998) 
 
 
I. Energiebereitstellung und -nutzung 
 
1. Unterstützung der Niedrigenergiebauweise und des vorrangigen Einsatzes von regenerativen Energien  
bzw. Erd- und Flüssiggas. Dabei sind folgende Zielsetzungen anzustreben: 

      Neubau   Sanierung 
• Einfamilienhaus    60 kWh/m²*a  85 kWh/m²*a 
• sonstige Gebäude    50 kWh/m²*a  75 kWh/m²*a 
 
2. Aktualisierung der Fernwärmesatzung mit dem Ziel der Überprüfung und Ausweisung wirtschaftlicher 
Nutzerbereiche 
 
3. Erarbeitung eines Konzeptes für Energiesparmaßnahmen an kommunalen Gebäuden für die Jahre 1999 
- 2005 / Erstellung von Jahresplänen für die Realisierung nach Prioritäten 
 
4. Unterstützung der Projektvorschläge zum Einsatz regenerativer Energien als Beispielvorhaben in der 
Waldschule Eberswalde 
 
5. Erarbeitung eines Wärmeversorgungskonzeptes für den Fachhochschul-Standort A.-Möller-Straße auf 
der Grundlage von nachwachsenden Rohstoffen unter der Einbeziehung von Forschung und Lehre 
 
6. Forcierung der Wasserkraftnutzung am Finowkanal 
 
7. Prüfung des Einsatzes von motorisch betriebenen Fahrzeugen auf der Basis von Erdgas 
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8. Vorbereitung und Durchführung des Projektes "Energiesparen in Schulen" 
 
9. Unterstützung des Vereins Mühle e. V. bei der Wasserkraftnutzung an der Zainhammer Mühle 
 
 
II. Verkehr 
 
1. Untersuchungen zum Straßenbau Eberswalder Schwung im Bereich Schellengrund 
 
2. Untersuchungen zur kleinen Zentrumsumfahrung entsprechend des Verkehrskonzeptes Innenstadt  
    Stufe II 
 
3. Untersuchung der kleinen Nordumgehung 
 
4. Studie zur Straßenführung Coppistraße 
 
5. Erarbeitung eines Konzeptes für ein Verkehrsleitsystem 
 
6. Ausbau der kleinen Zentrumsumfahrung (Eichwerder Straße, Marienstraße, Bollwerkstraße) 
 
7. Umpflasterung der Britzer Straße 
 
8. Optimierung des ÖPNV im Stadtgebiet unter besonderer Beachtung des Berufs- und Freizeitverkehrs 
 
 
III. Abfallvermeidung und -entsorgung 
 
Der Landkreis ist die entsorgungspflichtige Körperschaft in seinem Gebiet. Im Folgenden sollen die For-
derungen, die im Klimaschutzkonzept der Stadt Eberswalde aufgestellt wurden, mit den Vorstellungen 
der Abfallentsorgung des Landkreises verglichen werden: 
 
1. Sehr fortschrittlich und für die Stadt Eberswalde nachahmenswert ist die in § 1 Abs. 5 (Abfallsatzung) 
aufgemachte Forderung auf Veranstaltungen des Landkreises und auf Verkehrsflächen, die im Eigentum 
des Landkreises sind, Speisen und Getränke nur in wiederverwendbaren Verpackungen und Behältnissen 
auszugeben. 
Fazit: Auch die Stadt Eberswalde sollte überprüfen, inwieweit sie das Mehrwegverpackungssystem stär-
ken kann. 
 
2. Das in § 16 (Abfallsatzung) erwähnte Schadstoffmobil sollte in der Stadt Eberswalde nicht zum Einsatz 
kommen. Bei der vorhandenen Bevölkerungsdichte sollte auf stationäre Anlagen (Wertstoffhöfe) zurück-
gegriffen werden, auf denen auch solche in der Satzung in § 17 (Abfallsatzung) leider nicht explizit er-
wähnten Problemwertstoffe, die aber immer mehr an Bedeutung gewinnen werden, wie Elektronikschrott, 
abgegeben werden können. 
Fazit: Einrichtung von Wertstoffhöfen im Stadtgebiet 
 
3. Die Einführung einer Biotonne in den dicht besiedelten Wohngebieten durch die Privatwirtschft wird 
durch die Stadt Eberswalde befürwortet. 
 
4. Zur Unterstützung der umweltgerechten Abfallentsorgung sollten durch die Stadtverwaltung Kompo-
stierplätze für Laub- sowie Frühjahrs- und Herbstschnitt bereitgestellt werden. 
 
5. Nach dem Vorliegen des Konzeptes für die Deponiegasverwendung auf der Deponie Ostend sollte mit 
dem Landkreis Verbindung aufgenommen werden. Der Probelauf, eine Gasfackel auf der Deponie, wurde 
1997 beendet. 
Fazit: Weiterführung der Deponiegasnutzung 
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IV. Ökologische Maßnahmen zur Stabilisierung der Kohlenstoffspeicherung 
 
1. Erarbeitung eines Kleingartenkonzeptes 
 
2. Vorlage einer Stadtwaldbehandlungsrichtlinie 
 
3. Erstellung einer Grünsatzung für die Flächen im innerstädtischen Bereich 
 
4. Das Baumkataster ist zu vervollständigen und zu aktualisieren. 
 
 
V. Öffentlichkeitsarbeit 
 
1. Regelmäßige Veröffentlichungen zum Thema Klimabündnis im Amtsblatt der Stadt 
 
2. Unterstützung der Schulen im Stadtgebiet bei der Projektarbeit im Rahmen des Klimabündnisses 
 
 
VI. Unterstützung indigener Völker 
 
1. Einrichtung eines Spendenkontos  
 
2. Vorbereitung und Durchführung von Informationsveranstaltungen/Ausstellungen (auch im Rahmen der 
Landesgartenschau) 
 
 
VII. Finanzierungsmodelle 
 
1. Erarbeitung von projektbezogenen Finanzierungen unter Ausschöpfung der vielfältigen Förder- 
    möglichkeiten. 
 
2. Kommunale Förderrichtlinie für Umweltprojekte 
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Eine lokale Agenda 21 für Kleinmachnow 
 
W. Haase 
 
 
 
 
Einleitung 
 
Zwischen der  Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio und dem nun 
bevorstehenden Wechsel in das neue Jahrhundert sind sieben Jahre ins Land gegangen. Das von der Kon-
ferenz mit 178 Nationen vorgeschlagene Handlungsprogramm mit dem Ziel einer dauerhaft umweltge-
rechten Entwicklung für die inzwischen 6 Milliarden Erdbewohner im 21. Jahrhundert hat bis heute, im 
achten Jahr nach Rio, nichts von seiner Aktualität verloren. Für die Kommunen geht es um eines der 
wichtigsten Konferenzanliegen, den Auftrag, im Rahmen einer „ Lokalen Agenda“ („Was ist zu tun?“) 
eigene Programme mit dem Ziel einer nachhaltigen dauerhaft umweltgerechten Entwicklung auf lokaler 
Ebene in Gang zu setzen. Im Dialog mit der Bürgerschaft sollen bei gleichrangiger Berücksichtigung 
wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Komponenten neue Lebensformen für das 21. Jahrhundert 
entwickelt und umgesetzt werden. Die beiden Synonyme Nachhaltigkeit und Agenda stehen für zwei der 
wichtigsten Markenzeichen der Konferenz. Ihr Anliegen zielt auf nichts geringeres als auf einen grund-
sätzlichen Paradigmenwechsel von Entwicklung und Lebensweise im kommenden Jahrhundert. 
. 
  
Agendaprozesse in Deutschland 
 
Sieht man einmal von den UN-Aufgaben um die friedliche Entwicklung der Welt ab, so gibt es wohl 
kaum ein zweites Aufgabenfeld, dem in Deutschland auf den staatlichen und parlamentarischen Ebenen 
soviel zustimmende Aufmerksamkeit entgegengebracht wurde wie dem der Rio-Konferenz. Angefangen 
von der Aufnahme des Nachhaltigkeitsprinzips als Staatsziel in das Grundgesetz, den entsprechenden 
Beschlüssen des Bundestags, denen der Landtage, Ministerpräsidenten und der Umweltministerkonferen-
zen sowie quasi allen gesellschaftlichen Einrichtungen und Verbänden von Rang, hat es den Anschein, als 
stände die Gesellschaft mit ihrem gesamten Einsatz hinter diesem Ziel. Doch diese Einschätzung hält der 
Wirklichkeit nicht stand. 
 
Gemessen an der Bedeutung des Anliegens ist die Beteiligung der Kommunen, den wichtigsten Adressa-
ten der Konferenz für eine lokale Umsetzung der Ziele, an der Lokalen Agenda in Deutschland noch im-
mer unzureichend. 
 
Von den etwa 16000 Kommunen in 16 Bundesländern und ca. 420 Landkreisen mit einem Bevölkerungs-
anteil von etwa 50 Mio. Einwohnern in Deutschland, die in der Rio-Konferenz zur Erarbeitung einer Lo-
kalen Agenda aufgerufen sind, beteiligten sich nach Angabe unterschiedlicher Literaturquellen : 
 
- 1997 etwa 115 (darunter etwa 50 mit einem Ratsbeschluß) 
- 1998 etwa 200 bis 400 (darunter weniger als100 mit einem Ratsbeschuß) 
 
Der erreichte Arbeitsstand differiert erheblich. Groß- und Mittelstädte dominieren die Erfolgsstatistiken, 
dagegen sind sowohl größere als auch kleinere Gemeinden in der Minderzahl. Letzteres erschwert die 
Möglichkeit eines Erfahrungsaustausches aus Brandenburger Sicht.  
 



 
144 
 

 
Situation in Brandenburg 
 
Anläßlich einer im März 1999 von der Brandenburgischen Landeszentrale für politische Bildung durch-
geführten Veranstaltung zur Agenda 21 wurde das Land als das rückständigste auf diesem Gebiet in 
Deutschland dargestellt. Erörterungen zum Für und Wider in einigen Gemeinden gehören schon zu den 
positiven Nachrichten Nach bisher vorliegenden Informationen befassen sich etwa drei bis vier Land-
kreise und etwa 20 Kommunen mit der Durchführung einer Lokalen Agenda.  
 
Im folgenden sei aus unmittelbarer Kenntnis über die Lokale Agenda Kleinmachnow und die seit zwei 
Jahren gewonnenen Erfahrungen berichtet. 
 
 
Die Ausgangslage  
 
Kleinmachnow, eine amtsfreie Gemeinde des Landkreises Potsdam Mittelmark, unmittelbar am südöstli-
chen Berliner Stadtrand gelegen, gehört mit seiner Flächenausdehnung von 1200 ha und heute annähernd 
15000 Einwohnern zu den größten Gemeinden des engeren Berliner Umlandes. Die Gemeinde hat in den 
zurückliegenden Jahren seit der Wiedervereinigung einen so bedeutenden Aufschwung erfahren, daß sie 
schon heute zum Kreis der attraktivsten Berliner Randgemeinden gezählt wird. Es ist daher nicht verwun-
derlich, daß sie trotz hoher Grundstückspreise zu einer der begehrlichsten Zielorte des mit der Suburbani-
sierung verbundenen Ansiedlungsdruckes geworden ist, der nicht nur von Berliner Zuzüglern ausgeht. 
Die Anziehungswirkung des Ortes ist allerdings nicht allein ein erst durch die Wiedervereinigung hervor-
gerufenes Phänomen. Sie hat durchaus eine weit über die DDR-Zeit hinaus zurückreichende Geschichte. 
Schon mit der letzten Jahrhundertwende setzte eine, wenn auch noch nicht ausgeprägte, Siedlungsent-
wicklung abseits des bis dahin noch mittelalterlich geprägten alten Ortskerns mit seinem Schloß, dem 
Gutshof und  der historisch bedeutsamen Dorfkirche des ehemaligen Gutsdorfes ein. Die ausgesprochen 
exponierte Stadtrandlage inmitten märkischer Wälder, die zunehmende Expansion Berlins, die Umwand-
lung des Ortes in eine Landgemeinde und beginnende Erschließung durch Infrastrukturmaßnahmen wie 
Straßen- und Bahnanschluß, Bau des Teltowkanals, ermöglichten und beförderten die Zuwanderung und 
zogen sowohl Einzelbauherren als auch Siedlungsgesellschaften auf der Suche nach der Qualität ruhig 
gelegener Wohnlagen an. Seit 1910 stieg die Einwohnerzahl von nur 400 über 900 (1925) und 6000 
(1935) auf 12000 (1938) an. Aus der ursprünglich waldgeprägten Gemeinde entwickelten sich im Kon-
trast zur historischen Bausubstanz des alten Dorfkerns im Wechsel zwischen Garten-, Wald-, Einfamili-
enhaus- und Villensiedlungen eine Reihe architektonisch und landschaftlich abwechslungsreich und in-
teressant gestalteter neuer Siedlungsbereiche von z.T. bedeutender Gestaltqualität. Die im gesamten Orts-
bereich schon in den 20er Jahren überwiegend planmäßig angelegten Siedlungstypen mit regelmäßig 
angelegten Straßenräumen, regelmäßiger Parzellenstruktur mit charakteristischer Ein- oder Zweifamilien-
hausbebauung, aber auch großzügiger angelegten waldbestandenen Grundstücken mit Villenbebauung, 
vermitteln dem Betrachter einen harmonisch gut durchdachten Gestaltungswillen seiner frühen Planer und 
Architekten. Mit dem noch immer dominierenden Waldcharakter, reichen Gehölzbestand, Kleingewäs-
sern, Teltowkanal und Machnower See und einigen bedeutenden, den Ort durchziehenden Grünzügen 
sowie Freiraumverbindungen prägen sie noch heute das typische Orts- und Landschaftsbild der 
Gemeinde. Die Einbindung in die umgebenden grünen Gemeinden und das unmittelbar angrenzende 
Landschaftsschutzgebiet der Parforceheide vertiefen zudem den Eindruck des naturnahen Ortsbildes, das 
die Identität und die empfundene Lebensqualität der Bürger seit je wesentlich prägt. 
 
 
50 Jahre später 
 
Mit dem Ausbruch des zweiten Weltkrieges kam die Entwicklung des Ortes zum Stillstand. Kriege sind 
alles andere als Nährboden für Siedlungsentwicklungen. Doch auch der Friede allein ist für eine harmoni-
sche Siedlungsentwicklung noch nicht hinreichend. Sie bedarf auch der demokratischen Selbstverwaltung 
und der damit verbundenen Gestaltungsmöglichkeit der Einwohner in ihrer Gemeinde. Beleg für diese 
Aussage ist der nahezu vollständige Stillstand jedweder Entwicklung im Siedlungsbereich der Gemeinde 
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während der 40-jährigen DDR-Zeit. Gemessen an den in dieser Zeit in demokratischen Ländern erreich-
ten Fortschritten im Siedlungsbau und besonders in Bereichen der infrastruktuellen Entwicklung hat sie 
ausgereicht, die Gemeinde bis zur ersten freien Kommunalwahl nach der Wiedervereinigung in einen 
sichtlich bedrückenden Rückstand zu versetzen. Der Wiedergewinn des kommunalen Selbstbestimmungs-
rechtes nach jahrzehntelanger Bevormundung nach dem Ende der DDR und dem gesellschaftlichen Wan-
del von 1989 setzte dafür ungeahnte Kräfte frei. 
 
Die Gemeinde machte sich unmittelbar nach der ersten Kommunalwahl an die Arbeit, um die aufgelaufe-
nen Entwicklungsrückstände besonders in Bereichen der Infrastruktur und des Wohnungsbaus aufzuho-
len. Überlagert wurden diese Startbedingungen durch die hinreichend bekannten Restitutionsregelungen 
des Einigungsvertrages, von denen das Berliner Umland und darunter Kleinmachnow besonders hart be-
troffen wurden. Nach vorsichtigen Schätzungen bestanden und bestehen Rückgabeansprüche  auf weit 
mehr als die Hälfte vorhandener Wohnungen sowie bebauter und freier Grundstücke (letztere überwie-
gend in bester Ortslage) und berührten damit etwa zwei Drittel der Kleinmachnower Einwohner. Das 
Ergebnis der vollzogenen Restitution und sehr häufig der danach vorgenommenen Weiterveräußerungen 
rückübertragener Grundstücke durch die Alteigentümer löste einerseits eine bis dato kaum vorstellbare 
Bautätigkeit aus. Andererseits hatte auch die Gemeinde keine Wahl, ihrer Obhutspflicht gegenüber den 
aus ihren Wohnungen und Häusern herausgedrängten Bürgern nachzukommen und möglichst vielen 
neuen Wohnraum bereitzustellen. Das dadurch summarisch überlagerte Bauen im öffentlichen Auftrag 
hat zusammen mit dem Neubau und der Bausanierung zu einer Zunahme des Wohnungsbestandes aller 
Eigentumsformen bis 1999 um deutlich mehr als 2000 geführt. Diese Entwicklung setzt sich auch jetzt 
noch ungebrochen fort. Kleinmachnow hat schon heute eine Einwohnerzahl von 15000 erreicht. Nicht 
minder bedeutend ist dabei, daß der Anteil der Zuzügler die 50 %- Marke bereits überschritten hat. Dieser 
Trend wird sich auch in den nächsten Jahren weiter fortsetzen, wie aktuelle Entwicklungen zeigen. Für 
die nächsten Jahre sagen Prognosen einen weiteren Zuwachs von ca. 1000 Einwohnern je Jahr voraus.  
 
 
Städtebauliche Ziele 
 
Eine dynamische Entwicklung der dargestellten Art wirft die Frage nach den städtebaulichen Zielen und 
Leitvorstellungen der Siedlungsentwicklung im Rahmen der wiedergewonnenen kommunalen Kompetenz 
auf. Gerechterweise kann die Antwort hier nur lauten, daß sich in den Zielen der 1990 zur ersten Kom-
munalwahl angetretenen Parteien. und ihrer neuen Verantwortungsträger die einzuschlagende Entwick-
lung zunächst nur darin widerspiegeln konnte, den kommunalen und regionalen Sachzwängen aus der o.g. 
neuen Situation folgend, das gesamte Bündel drängender elementarer kommunaler Aufgaben der Da-
seinsvorsorge in Angriff zu nehmen und dafür die Prioritäten zu setzen. Schwerpunkte des Handelns 
mußten folglich der Ausbau der Infrastruktur, die Sanierung öffentlicher Einrichtungen, die Entwicklung 
von Gewerbegebieten und als besonders vordringliche Aufgabe der dargestellte Bau bezahlbarer Woh-
nungen für die von Restitution betroffenen Familien sein. Auch in den Ende 1993 und 1998 angelaufenen 
zweiten und dritten Legislaturen bestand diese Situation im vergleichbaren Umfang für immer noch ei-
nige hundert Wohnungssuchende fort. Die Handlungsfelder blieben somit quasi wenig verändert.  
 
Die in den zurückliegenden acht Jahren gemeindlicher Entwicklung erreichten Ergebnisse können sich 
sehen lassen. Trotz der nicht zu verhindernden Abwanderung vieler durch Restitution verdrängter Ein-
wohner konnten mehr als 2000 betroffene alteingesessene Bürger in Kleinmachnow bleiben und in sozial 
verantwortlich konzipierten Wohnvierteln eine Wohnung finden. Die städtebauliche Qualität der dabei 
neu entstandenen Siedlungen hat nicht nur bei seinen neuen Bewohnern, sondern über Brandenburg hin-
aus große Anerkennung gefunden. Wie kaum eine andere Gemeinde vermochte Kleinmachnow seine 
Wohnqualität durch den Ausbau seiner Infrastruktur, aber auch seiner öffentlichen Einrichtungen im Be-
reich Schulwesen, Kindertagesstätten, Sport wesentlich aufwerten . Quasi aus dem Stand heraus sind seit 
1990 mit einem Aufwand von mehr als 37 Millionen DM bereits über 60 % der Kleinmachnower an die 
Kanalisation angeschlossen. Für 9 Millionen DM sind 8 km Straßen und Radwege neu entstanden. Seit 
1999 verfügt Kleinmachnow über einen Autobahnanschluß. Handel und Versorgung, ein florierender 
neuer Markt, Dienstleistungen und Gewerbe haben sich gut entwickelt. In den Grenzen der Gemeinde 
gibt es nahezu 4000 Arbeitsplätze. Kleinmachnow kümmert sich intensiv um die heranwachsende Gene-
ration. Während in der Landesstatistik die Schülerzahlen dramatisch zurückgehen, gehört Kleinmachnow 
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zu den wenigen Gemeinden mit stetig wachsender Kinderzahl. Die Schulkonzeption verlangt über eine 
bereits neu entstandene Waldorfschule hinaus einen weiteren Schulneubau. Eine ältere Schule wurde 
vorbildhaft saniert und mit einer modernen Sporthalle ergänzt. Weitere Schulsanierungen stehen bevor. 
Das attraktiv gelegene Schwimmbad, für das die Gemeinde eine halbe Million DM Zuschüsse pro Jahr 
ausgibt, wurde gründlich erneuert und ist Anziehungspunkt besonders für junge Menschen bis weit in den 
Umkreis. Eine neue Jugendfreizeitstätte hat sich schnell zu einem Magneten entwickelt, ein reichhaltiges 
kulturelles Leben ist entstanden. 
 
 
Konfliktpotentiale 
 
Kleinmachnow hat sich in den zurückliegenden Jahren somit stärker verändert, als jemals in einem ver-
gleichbaren Zeitraum zuvor. Es kann deshalb nicht überraschen, daß bei einem  derart dynamisch verlau-
fenden Prozeß Wachstumsprobleme entstehen, und daß diese Entwicklung nicht nur ungeteilte Zustim-
mung fand. Zu einem sensiblen Streitthema mit Teilen der Bürgerschaft weitete sich die, mit der Bebau-
ung für den Ortscharakter ungewohnte fortschreitende, mit immer mehr Verlust an Waldflächen einher-
gehende, Bebauungsdichte aus. Zum ersten Stein des Anstoßes entwickelte sich der Investitionsdruck auf 
ein Areal von etwa 1000 freien Grundstücken inmitten bester, vorwiegend waldbestandener Ortslage.  
 
Befördert durch großzügige Steuerpräferenzen entstanden in kurzer Zeit eine Reihe massiver Stadtvillen. 
Widerspruch artikulierte sich auch gegen die aus finanziellen Erwartungen heraus vorgenommenen Tei-
lungen großer Baugrundstücke mit der Möglichkeit des Bauens in zweiter und dritter Reihe und der Folge 
weiterer Grünverluste und noch ausgedehnterer Bautätigkeit. Ihren Höhepunkt erreichten diese Auseinan-
dersetzungen mit den im Vorfeld über eine lange Zeit hinweg äußerst kontrovers geführten Diskussionen 
über Vorstellungen und Ausgestaltung des Flächennutzungsplanes. Auf Meinungsunterschiede bzw. Ab-
lehnung stießen insbesondere die avisierten Bebauungskenngrößen und der anfangs prognostizierte Ein-
wohnerzuwachs auf 27000 ( später auf 24000 zurückgenommen ), der zudem auch im Widerspruch ge-
genüber den überörtlichen Planungen steht.  
 
Den Politikverantwortlichen der Gemeinde unter den obliegenden Umständen absprechen zu wollen, sich 
grundsätzlich nicht um eine verträgliche Entwicklung bemüht zu haben hieße, ihnen nicht gerecht zu 
werden. Die Gemeinde hatte keine andere Wahl, als auf den in Jahrzehnten angestauten Nachholebedarf 
und die von außen auf sie einwirkenden Sachzwänge zu reagieren. Mehr als 50 Bebauungspläne wurden 
seit 1991 auf den Weg gebracht bzw. verabschiedet. Dennoch kann nicht mehr verdrängt werden, daß 
sich die nachteiligen Begleiterscheinungen dieser Entwicklung wie Bebauungsdichte, Flächenverbrauch, 
Grünverluste, Lärmemissionen durch das stark anwachsende Verkehrsaufkommen (allein die Anzahl der 
Einwohner-Pkw liegt bereits bei 10000, nicht gezählt der Durchgangsverkehr) immer deutlicher bemerk-
bar machen, sich negativ auf die Lebens- und Wohnqualitäten auswirken und den Bürgermißmut vergrö-
ßern. Sachzwänge allein können Politik nicht begründen. Die Frage, ob diese Auswirkungen unterschätzt 
wurden, wird man den Verantwortlichen nicht ersparen können.. Auch Teilerfolge im Bereich der Verrin-
gerung baulicher Kennziffern, in der Gemeindevertretung heftig umstritten, konnten die Gegensätze nicht 
einebnen, so daß eine Verständigung schwieriger denn je erreichbar erschien und auch heute noch klima-
tisch nachwirkt. Die Konfliktparteien fanden nicht die Mittel, einen Konsens über die unterschiedlichen 
Auffassungen herzustellen. Der angesammelte Bürgerunmut  führte schließlich zur Gründung von Bür-
gerinitiativen, die ein maßvolleres Bauen, weniger bauliche Dichten und Verkehrsberuhigung einforder-
ten und sich seit 1995 mit ihren Vorschlägen in die Entwicklung einzubringen versuchten. Ihre Unzufrie-
denheit artikulierte sich vor allem gegen die gemeindlich praktizierte Baugenehmigungspraxis für „orts-
untypische“, den Ortscharakter zerstörende Massivbauten und die ihrer Auffassung nach unzureichende 
Berücksichtigung von Vorschlägen bei der formell praktizierten Abwägung vor gemeindlichen Entschei-
dungen. In emotionsgeladenen, kontroversen und zuweilen auch groben Verbalattacken bei ebenso oft 
ohne Verständigung ausgehenden Auseinandersetzungen mit den Politikverantwortlichen wurde ein mo-
derateres und behutsameres Vorgehen in der weiteren Ortsentwicklung – übrigens eine im Flächennut-
zungsplan angemahnte Strategie! – , sowie ein Abrücken von einer unterstellten zu engen Zusammenar-
beit mit Bauherren und Planern verlangt. Beiden Seiten mangelte es ganz offensichtlich an der hinrei-
chenden Bereitschaft, die hinter diesen Konflikten stehenden wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
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Probleme, die sich im Rahmen der Siedlungsentwicklung stellen, zu überwinden und im Dialog aufeinan-
der zuzugehen. 
 
Angesichts dieser in einer der aufs Beste situierten Gemeinden des Umlands mit immer noch ausgegli-
chenem Haushalt aufgetretenen Konflikte zwischen Bürgern und Politikverantwortlichen stellt sich die 
Frage nach den tieferen Hintergründen und vor allem nach den Möglichkeiten, die Konflikte aufzulösen. 
 
Ein auf alle Kommunen der neuen Bundesländer sicherlich zutreffendes Defizit in der gemeindlichen 
Entwicklung ist das Fehlen von Ortsentwicklungskonzeptionen, die im Sinne einer Leitbildfunktion die 
jeweilige, in die Zukunft reichende Siedlungsentwicklung mit den Bürgern gemeinsam vorzeichnen 
könnte und Orientierung gibt. Das Problem und seine Ursachen, zu der auch der Blick auf Finanzierungs-
fragen gehört, wurde oben bereits erwähnt. Der Flächennutzungsplan ist kein dafür geeignetes Instrument, 
da dieser, in Kleinmachnow erst 1998 verabschiedet, bereits stattgefundene Entwicklungen und Beein-
trächtigungen des typischen Ortscharakters dokumentiert und die weitere Siedlungsentwicklung und Si-
cherung von Wohnfolgeeinrichtungen zu koordinieren hat.  
 
Ein immer deutlicher zutagetretendes Defizit ist als weiteres darin zu sehen, daß die Funktionspläne kreis-
freier Ämter und Gemeinden keine Sachgebiete für den Umweltschutz enthalten. Umweltschutzaufgaben 
werden entweder delegiert, wie z.B. Abfallentsorgung an den Landkreis, Ver- und Entsorgungsaufgaben 
bei Wasser und Abwasser an den Zweckverband, so daß als wesentliche Aufgabe die an die Bauplanung 
und Grünordnung gebundene in der Gemeinde verbleibt. Energie- und Klimaschutzanliegen bleiben meist 
unberücksichtigt. In der Gemeinde fehlt es an der personellen Zuständigkeit und Verantwortlichkeit für 
die Integration von Umweltschutzaufgaben in die übrigen Politikbereiche, wie sie im übrigen auch von 
der Europäischen Union gefordert wird. Somit gibt es weder einen Ansprechpartner für das komplexe 
Sachgebiet Umweltschutz, noch eine übergreifende Herangehensweise mit dem Ziel einer umweltge-
rechten Entwicklung. Hier ist eine der Grundursachen der mit den Bürgern aufgetretenen Konflikte zu 
sehen: Ohne einen Anwalt für die Belange einer nachhaltigen umweltgerechten Entwicklung werden die 
wirtschaftlichen Interessen weiter dominieren. Auch die Anerkennung der finanziell und personell 
schwierigen Lage der Kommunen ändert nichts an der Erkenntnis, daß Umweltbelastungen sich global 
auswirken, ihre Entstehung aber singulärer Natur ist.  
 
Ein dritter, ebenso sichtbarer Streitauslöser ist Ergebnis eines unausgereiften Verständnisses beider Kon-
fliktparteien über Prozeduren der Bürgermitwirkung und den Umgang mit dem Prinzip der repräsentati-
ven Demokratie. Dieses tragende Prinzip demokratischer Politik bleibt nur dann konfliktfrei, wenn beide 
Seiten unter Beachtung der Spielregeln im Dialog mit fairen Konsensbemühungen aufeinander zugehen. 
Die Chancen für eine Bürgermitwirkung auch im Rahmen der repräsentativen Demokratie sind durchaus 
vorhanden! Wie an anderer Stelle in den Beiträgen dieses Heftes bereits dargelegt, bietet das in Rio 1992 
verabschiedete Aktionsprogramm Agenda 21 den dafür optimalen Rahmen an. 
 
Nicht zuletzt diese Erkenntnis gehörte zu den Gründen, in Kleinmachnow eine lokale Agenda 21 für die 
nachhaltige umweltgerechte Entwicklung auf den Weg zu bringen 
 
 
Kleinmachnow und die Rio- Konferenz 
 
Mit der Rio-Konferenz der Vereinten Nationen haben die 178 teilnehmenden Nationen auf eindringliche 
Weise deutlich gemacht, mit welchem bedrohlichen Erscheinungsbild sich die Welt von 1992 darbietet. 
Charakterisiert wurde es vor allem durch Merkmale wie: 
• Fortschreitende globale Zerstörung der Lebensgrundlagen. 
• Wirtschaftliche Entwicklung ohne Rücksicht auf weitere Zerstörung der Umwelt. 
• Ungleichheit zwischen den reichen Ländern des Nordens und deren Ressourcenverbrauch und den 

von Armut und Krankheit gezeichneten unterentwickelten Entwicklungsländern des Südens. 
 
In seiner Rede zum 25. Jahrestag der Gründung des Umweltbundesamtes am 16. September 1999 in Ber-
lin hat Prof. Klaus Töpfer, UN Exekutiv Direktor Umweltprogramme, mit Verweis auf den von ihm am 
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Vortag in London vorgestellten neuen UN-Bericht zu globalen Umweltveränderungen die Dramatik der 
Situation mehr als sieben Jahre nach Rio noch einmal unterstrichen: 

• Die Weltbevölkerung wächst jährlich um 80 Mio Einwohner. 
• Im Oktober wird der sechs-Milliardste Erdbewohner geboren sein. 
• Die Kyotoziele zur CO2-Immissionsminderung werden nicht erreicht.  
• Die Entwicklungs- und Umweltpolitikziele sind kaum vorangekommen. 
• Da die Natur langsamer als die Menschen „denkt“, werden die gefährlichen Auswirkungen sich 

über das gegenwärtige Ausmaß hinaus später noch extensiver einstellen. 
 
Im achten Jahr nach Rio ist das im Abschlußdokument verabschiedete Aktionsprogramm der Agenda mit 
dem Leitbild einer nachhaltigen und umweltgerechten Entwicklung im 21. Jahrhundert deshalb aktueller 
denn je. Ebensowenig haben die von der Konferenz genannten konkreten Themenfelder und Zielvorstel-
lungen als Rahmen für das, „was zu tun ist“ an Aktualität verloren. Ihrer Relevanz wegen, die sie für die 
Kleinmachnower Lokale Agenda haben, seien sie besonders hervorgehoben: 
 
Die Konferenz fordert mit der Begründung, daß sich in den Industrieländern ein erheblicher Teil des Ver-
brauchs natürlicher Ressourcen und der Schadstoffimmissionen in den städtischen Siedlungsgebieten 
konzentriert, alle Kommunen dazu auf, in ihrem eigenen Verantwortungsbereich Handlungsfelder aufzu-
greifen und diese im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung umzusetzen. Zu diesen Handlungsfeldern 
zählen u.a. 
• Schutz der natürlichen Ressourcen Boden, Wasser, Luft, Landschaft, Natur 
• Schutz der Erdatmosphäre, Klimaschutz  
• Nachhaltige Siedlungsentwicklung, nachhaltige Flächennutzungsplanung, umweltverträgliche 

Bewältigung des Stadtverkehrs und „institutionalisierter, integrativer kommunaler Umwelt-
schutz “ 

• Bekämpfung der Entwaldung 
• Erhaltung der Biologischen Vielfalt 
• Armutsbekämpfung 
• Beteiligung gesellschaftlicher Gruppen an Entscheidungsprozessen 
 
Die Rio-Konferenz stellt in ihren Analysen auch fest, daß insbesondere schnelles Wachstum der Städte 
(im Berliner Umland zu beobachten) mit dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung in Konflikt gerät 
und fordert deshalb verbesserte Planungs- und Managementmethoden. Besonders hervorgehoben sei ein 
dafür wesentlicher Ansatz mit der Aufforderung: „Umwelt- und Entwicklungsziele künftig in das Zen-
trum der wirtschaftlichen und politischen Entscheidungsfindung zu stellen und in alle Politikfelder zu 
integrieren“. Weiter heißt es dann: „Dazu ist es erforderlich, eine grundlegende Umgestaltung der institu-
tionalisierten Strukturen und Prozesse vorzunehmen“ und „ ... die Beteiligung betroffener gesellschaftli-
cher Gruppen und der Öffentlichkeit zu verbessern.“ 
 
Mit diesen. Auszügen aus den Analysen und Leitgedanken des umfangreichen Dokumentes der Rio-Kon-
ferenz und ihren vereinbarten Zielen läßt sich der Bogen zur Lokalen Agenda Kleinmachnow  problemlos 
schlagen. 
 
 
Vorbereitung und Start der Lokalen Agenda/ Ratsbeschluß 
 
Eine lokale Agenda auf den Weg zu bringen und sie in der Praxis umzusetzen ist zwar unter dem Blick-
winkel Bewahrung der Schöpfung moralische Pflicht, dennoch bleibt sie rechtlich eine freiwillige Auf-
gabe der Gemeinde, der sie sich gemeinsam in demokratischer Selbstentscheidung mit ihren Bürgern 
stellt. Sie kann sowohl von „oben“ als auch von „unten“ angestoßen werden. Wichtig ist allein die Sache 
selbst. Sie erfordert von allen Beteiligten die Einsicht und die innere Überzeugung, daß es zum Leitbild 
der Nachhaltigkeit für den Weg ins 21. Jahrhundert keine Alternative gibt.  
 
Für das Gelingen sind die besten Voraussetzungen dann erfüllt, wenn der Bürgermeister sich durch sein 
persönliches Engagement an die Spitze der Bewegung stellt. Die Agenda muß zur Chefsache werden und 
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die Verwaltung dahinter stehen. Ist dieser Idealfall nicht erreichbar, so kann die Initiative auch von loka-
len Akteuren ausgehen. Vertrauen, Geduld und Ausdauer sind in diesem Fall noch stärker gefragt. Er-
folgsaussichten bestehen jedoch auch hier nur dann, wenn die gemeindlichen Politikverantwortlichen im 
Dialog und Konsens für die Mitwirkung gewonnen werden. Für den Start unerläßlich ist die Auswertung 
von Erfahrungen in anderen Kommunen. Ebenso wichtig ist es, Akteure aus der Bürgerschaft zur Seite zu 
haben, die mit der Verwaltung kooperieren und koordinieren und mit denen der Prozeß organisiert und 
vorangebracht werden soll. Weitere, nicht minder relevante Ausgangsbedingungen sind Vorstellungen zu 
den inhaltlichen Agendazielen und organisatorischen Abläufen sowie deren Vermittlung an die Öffent-
lichkeit. Da die Rio-Konferenz lediglich den Rahmen der Zielvorstellungen vorgegeben hat, können die 
inhaltlichen Ziele vor dem Hintergrund des Leitbildes nachhaltiger Entwicklung von der lokalen Situation 
ausgehend erarbeitet werden. Die Rio-Agenda wird somit auf die kommunale Situation übertragen. 
 
Bei der Suche nach dem geeigneten Weg wird schnell deutlich, daß sich Erfahrungen anders-wo nicht 
unmittelbar übertragen lassen. Auch deshalb, weil sie überwiegend aus (Groß-)Städten vorliegen. Eine 
gründliche Vorbereitung ist daher unerläßlich. Die Erfahrung zeigt, daß viele gut gemeinte Ansätze daran 
kranken, daß die Akteure das Anliegen der Agenda unzureichend kennen. Eine Grundvoraussetzung für 
den Einstieg ist deshalb mindestens die Kenntnis der vom Bundesumweltministerium herausgegebene 
Kurzfassung „Bericht der Bundesregierung über die Konferenz der UN für Umwelt und Entwicklung im 
Juni 1992 in Rio de Janeiro“. Der Blick in weitere Dokumentationen ist empfehlenswert. Bei der Fülle 
der heute bereits kaum noch überschaubaren Leitfäden, Wegbeschreibungen, Erfahrungsberichte u.a. sei 
an dieser Stelle lediglich auf eine Auswahl besonders anschaulicher Schriften hingewiesen: 

• Handbuch Lokale Agenda / Bundesumweltministerium 1998 
• Der Weg zu einer Lokalen Agenda 21 /Bayerisches Umweltministerium 1998 
• Agenda 21/ Hessisches Umweltministerium 1996 
• Lokale Agenda 21 / Bundesbauministerium 1996 
• Lokale Agenda 21, Leitfäden und Arbeitsmateralien / Hessische Landesanstalt für Umweltschutz 

1999 
 
Wertvolle Erfahrungen und Anregungen vermitteln darüber hinaus eine Reihe von durch Ministerien, 
Verbände und Kirchen herausgegebene Dokumentationen über Seminare und Kongresse zum Thema. 
 
Nach gründlicher Vorbereitung dieserart faßte die Gemeindevertretung Kleinmachnow im November 
1997 einstimmig den Ratsbeschluß zur Durchführung einer Lokalen Agenda. Dieser Beschluß ist für die 
Entwicklung und Durchführung der Agenda deshalb so wichtig, weil nach den Grundsätzen der reprä-
sentativen Demokratie politisches Handeln nur durch die gewählten Vertreter („Repräsentanten“) auf der 
jeweiligen Verantwortungebene (hier die Gemeindevertretung) möglich ist. Die von den Bürgern in den 
gesellschaftlichen Gruppen erarbeiteten Agendaziele sind auf Veränderungen im politischen Raum ausge-
richtet und bedürfen für die Umsetzung der Beschlüsse der Gemeindevertetung. 
 
 
Agendafahrplan, Bürgerforum und Handlungsprogramme 
 
Ein Kernstück des Agendaprozesses ist die Mitwirkung der Bürgerschaft an der künftigen Gestaltung der 
Gemeinde im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung gemeinsam mit lokalen gesellschaftlichen Gruppen 
wie Parteien, Verwaltungen, Gewerkschaften, Kirchen, Vereine, Unternehmen, Verbände, Bildungsein-
richtungen u.a.m. Die Akteursgruppen sollten sich zweckmäßigerweise an Hand ausgewählter Themen-
felder zusammenfinden und sich mit eigenen Vorschlägen in die gemeindliche Entwicklung einbringen. 
Die Ergebnisse sollen dann im Rahmen eines ständigen Dialogs mit den Politikverantwortlichen  zu kon-
sensualer Übereinstimmung geführt und in die Entscheidungsfindung eingebracht werden. Die Gemein-
devertretung Kleinmachnow hat ihre Mitwirkung an der Lokalen Agenda durch den Ratsbeschluß zur 
Agenda und die Dialogbereitschaft ihrer Ausschüsse mit den Agendaakteuren bekundet. 
  
Zu den wichtigsten Handlungsprogrammen der meisten Kommunen im Rahmen der kommunalen Agenda 
zählen Themen wie Siedlungsentwicklung (wie bereits dargestellt, hat sie im Rahmen der Agenda eine 
überragende Bedeutung), Verkehr, Umwelt- und Naturschutz, Jugend, Soziales und Gesundheit, Wirt-
schaft, Tourismus sowie Bildung, Kultur und Sport, aber auch die Beziehungen zum Umland .  
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Die für Kleinmachnow wichtigsten Agendaziele lassen sich aus zwei Motiven ableiten: 
• Aus der Einsicht und Überzeugung an einer künftig nachhaltigen Entwicklung der Gemeinde mitzu-

wirken und der Bürgerschaft Einsichten und Überzeugungen mit dem Ziel von Verhaltensänderungen 
zu vermitteln. 

• Die beschriebenen Frustrationen und die Protesthaltung der Bürger dadurch aufzulösen, daß ihnen 
über die Mitwirkung im Rahmen einer Lokalen Agenda eine faire Chance geboten wird, eigene Vor-
schläge durch Dialog und Konsensfindung in die gemeindlichen Entscheidungen einzubringen. 

 
Wie auch in vielen anderen Gemeinden mußte davon ausgegangen werden, daß über Anliegen und Pro-
gramm der Lokalen Agenda, wenn überhaupt, dann lediglich diffuse Vorstellungen bestehen. Zum Auf-
takt und zur Information der Bürger wurden deshalb zunächst drei Informationsbeiträge zum Thema in 
der Kleinmachnower Zeitung veröffentlicht. Als nächster Schritt folgte im Rahmen dieser Informations-
kampagne ein gemeinsamer Aufruf und eine Plakataktion des Bürgermeisters und des Vorsitzenden der 
Gemeindevertretung an die Einwohner zu einem Bürgerforum im März 1998. 
 
Für die weitere Ablaufstrategie wurde durch die Initiatoren eine Schrittfolge erarbeitet: 

• Vermittlung des Agenda-Anliegens auf dem Bürgerforum 
• Beweggründe für eine Lokale Agenda in Kleinmachnow 
• Vorschläge für konkrete Handlungsfelder und -schwerpunkte  
• Bildung von Arbeitsgruppen und Wahl ihrer Sprecher 
• Bildung eines Sprecherrates 
• Einrichtung eines Agendabüros 
• Angebot Organisationshilfe durch das Gemeindeamt 
• Mitwirkung der Gemeindevertretung 
• Einrichtung eines Agendaforums 

 
Das Forum fand mit einer Teilnehmerzahl von über 100 Einwohnern eine überraschend gute Resonanz 
und gestaltete sich zu einem großen Erfolg. Nach den einführenden Erläuterungen und der sich anschlie-
ßenden Diskussion verständigte sich das Forum auf ein Handlungspro-gramm. Danach trugen sich mehr 
als 50 Einwohner, darunter auch Mitglieder der Gemeindevertretung, spontan in vorbereitete Listen zur 
Mitwirkung in den einzelnen zu bildenden Arbeitsgrupen ein und sagten ihre Mitwirkung zu. Insgesamt 
bildeten sich auf dem Forum sieben Arbeitsgruppen mit den Handlungsfeldern 
 

1. Siedlungsentwicklung/Ortsgestaltung 
2. Landschafts-/Naturschutz 
3. Klima/Energie 
4. Verkehr  
5. Kultur/Bildung/Sport 
6. Wirtschaft/Tourismus 
7. Jugend/Soziales 

 
Aus der ersteren Arbeitsgruppe heraus hat sich inzwischen eine weitere mit dem Handlungsfeld 
 

8. Wanderwege 
 
konstituiert, so daß z. Z. acht Arbeitsgruppen in der Agenda mitwirken. 
 
 
Ergebnisse der Agendaarbeitsgruppen 
 
Nach Ablauf von nunmehr eineinhalb Jahren läßt sich eine erste, insgesamt positive Bilanz der Agenda 
ziehen. Die unmittelbare Themenarbeit hat einige bemerkenswerte Ergebnisse hervorgebracht, die nach 
beträchtlichem Aufwand in z.T. umfangreichen Projekt-dokumentationen vorgelegt wurden. 
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• Die AG 1 befaßt sich mit dem Projekt der Entwicklung eines Leitbildes Kleinmachnow 2010.Ein 
erster Entwurf liegt zur Diskussion vor. 

• Die AG 2 hat in Zusammenarbeit mit einer Arbeitsförderungsgesellschaft die Bestands-und Zu-
standserfassung für einen der bedeutendsten Grünabschnitte der Gemeinde vorgenommen. 

• Die AG 3 erarbeitet Basisunterlagen für einen lokalen Heizspiegel. 
• In der AG 5 entstehen u.a. zwei Projekte mit archäologisch-heimatkundlicher Zielstellung und 

eine aktuelle Dokumentation über die Gemeinde in der Gegenwart. 
• Die AG 6 befaßt sich mit der Erfassung von Strukturdaten in den Bereichen der lokalen Wirt-

schaft und des Tourismus. 
• In der AG 7 läuft das Projekt einer Untersuchung zur Einsparung von Heizkosten in Klein-

machnower Schulen. 
• Von der AG 8 wurde mit hohem Aufwand ein inzwischen nahezu umsetzungsreifes Projekt für 

den Aufbau eines Wanderwegenetzes in Kleinmachnow vorgelegt. 
 
Bemerkenswert ist, daß keines dieser Projekte zu den unmittelbaren Pflichtaufgaben der Gemeinde ge-
hört. Die Gemeinde erschließt somit Ressourcen für die eigene Entwicklung. Besonders wichtig sind die 
mit der Agendaarbeit anlaufenden Bestandsanalysen in verschiedenen umweltrelevanten Bereichen. Es 
gibt z.B. keinerlei quantitative Erfassungen über bereits eingetretene Grünverluste. Erst diese werden es 
u.a. ermöglichen, in der Folge qualifizierte Zielstellungen vorzugeben und Nachhaltigkeitsindikatoren für 
Agendaziele zu entwickeln. Sollten die Projekte umgesetzt werden, könnten sie ganz wesentlich zur 
nachhaltigen Entwicklung beitragen. 
 
Die Gemeindevertretung und der Landrat haben zur Finanzierung erster praktischer Umsetzungen Pro-
jektmittel zur Verfügung gestellt. Die Bereitstellung der Mittel befindet sich z.Z in den Abstimmungsrun-
den. 
 
 
Erste Erkenntnisse aus dem bisherigen Verlauf der Kleinmachnower Agenda 
 
� Die intensive Vorbereitung erwies sich wesentlicher Erfolgsfaktor für den Agendaprozeß. 
� Nach gelungenem Start haben die bisher gebildeten acht Agendaarbeitsgruppen im Zeitraum von 

eineinhalb Jahren beachtenswerte Projekte erarbeitet, die nun mit den Politikverantwortlichen abzu-
stimmen sind und gegebenenfalls realisiert werden können. 

� Im Gegensatz zur dargestellten beachtenswerten Entwicklung auf dem Gebiet der Agendaprojekte 
sind organisatorische Lösungen deutlich weniger entwickelt. Agendaprozesse kommen ohne ein Min-
destmaß an bewußt geordneter Struktur, Management, Organisation, Koordinierung, Einbindung in 
Netzwerke und vor allem ohne wirksame Öffentlichkeitsarbeit nicht aus. Die Akteure selbst unter-
schätzen diese Aufgaben und wenden sich den Fachproblemen zu. Nahezu alle Berichte über 
Agendaprozesse zeigen aber, daß diese Aufgaben in der Regel von der Verwaltung oder einem Agen-
dabüro zur Unterstützung der Akteure übernommen werden.  

� Die weiter oben dargestellten klimatischen Verstimmungen zwischen Teilen der Bürgerschaft und der 
Verwaltung haben sich trotz der Agendaarbeit noch nicht aufgelöst. Das Bekenntnis zur Agenda und 
die Erwartungen an den neuen Umgangsstil an sich sind noch nicht hinreichend. Die Nagelprobe wird 
darin bestehen, wie der Dialog über die Umsetzung der Projekte verläuft.  

� Die Sprecher der Agendagruppen führen zwar regelmäßige Treffen durch, wenden sich jedoch gegen 
alles Darüberhinausgehende. Somit kommt es u.a.zu Effizienzeinbußen bei  
- Koordinierung der internen Arbeiten zu einer übergreifenden Zielstellung,  
- Öffentlichkeitsarbeit, 
- einheitlicher Interessenvertretung nach außen. 

� Ziele und Qualität der Arbeitsergebnisse werden maßgeblich durch das Engagement der Gruppen-
sprecher bestimmt 

� Agendaziele sind auf langfristige Wirkung angelegt. Dennoch ist es für die Motivation wichtig, auch 
Ziele mit kurz- und mittelfristiger Umsetzung zu verfolgen. 

� Im Kleinmachnower Agendaprozeß besteht eine Koordinierung hauptsächlich in Form von Hilfelei-
stungen bei Terminvermittlung und Raumbereitstellung durch die Verwaltung. Es erscheint auf län-
gere Sicht erforderlich, Verbesserungen herbeizuführen. 
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� Das potentiell vorhandene Reservoir an gesellschaftlichen Gruppen für eine Mitwirkung an der 
Agenda ist bei weitem nicht ausgeschöpft. Hier kann nur die Öffentlichkeitsarbeit weiterhelfen. 
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Auf dem Weg zur Nachhaltigkeit 
Ergebnisse einer Dorfstudie 
 
J. Rückert-John 
 
 
 
 
1 Untersuchungsort Wulkow 
 

Wulkow, ein Dorf mit ca. 200 Einwohnern in der Nähe von Frankfurt (Oder) an der polnischen 
Grenze, ist nach der Wiedervereinigung beider deutscher Staaten durch seinen eingeschlagenen, 
ökologisch orientierten Entwicklungsweg bundesweit bekannt geworden. Impulse für eine 
ökologisch orientierte Entwicklungsperspektive des Dorfes lassen sich bereits zu DDR-Zeiten 
finden. Seitens der offiziellen Politik wurde Wulkow aufgrund wirtschaftlicher 
Strukturschwächen und geringer Einwohnerzahl der Siedlungskategorie 6 zugeordnet.1 Damit 
war das Dorf der Perspektive des “Leerwohnens” und einer “Streichung von der Landkarte” 
preisgegeben. Soweit es im Einklang mit der offiziellen Parteipolitik möglich war, versuchte die 
Gemeinde, dieser drohenden Perspektive selbst entgegenzuwirken. Erst mit der deutschen 
Vereinigung eröffnete sich jedoch politisch eine reale Chance, für das Dorf eine eigeninitiierte 
Entwicklungsperspektive zu schaffen. Vor dem Erfahrungshintergrund der DDR-Entwicklung 
und aufgrund der ländlich peripheren Lage in einer strukturschwachen Region nahmen die 
Dorfbewohner Wulkows an, auch von der bundesdeutschen Politik vernachlässigt zu werden. Sie 
warteten also nicht auf die unwahrscheinliche ökonomische Modernisierung und die Anpassung 
an westdeutsche Standards, sondern versuchten, sich an alternativen, eigenständigen 
Entwicklungskonzepten, nämlich dem Ansatz der lokalen Ökonomie und der eigenständigen 
Regionalentwicklung, zu orientieren. Um der Perspektivlosigkeit entgegen zu wirken, beschloß 
die Gemeindevertretung 1990 ein Konzept der ökologisch orientierten Dorfentwicklung. Dabei 
ging es um eine Gestaltung des Lebensraums nach ökologischen Kriterien und einer 
einhergehenden wirtschaftlichen Wiederbelebung des Dorfes. Das Konzept verfolgt damit den 
Anspruch, Lebens- und Arbeitsmöglichkeiten im ländlichen Raum zu erhalten und neu zu 
schaffen, um soziale Ausgrenzung der Bewohner und Abwanderungen zu verhindern. Zu den 
Projekten, die im Rahmen der ökologischen Dorfentwicklung in Wulkow in Zusammenarbeit des 
Ökospeicher Vereins2 und der Gemeinde verwirklicht wurden, zählen u.a. der regionale Markt 
im Speicher, die Renaturierung des Schlossparks und der naheliegenden Gewässer, die Anlage 
eines Kräutergartens, die Versorgung der Häuser im Dorfkern mit Wärme über eine 
                                                 
1 Siedlungskategorie 6 meint eine staatliche Festsetzung durch die Raumordnungspolitik der DDR. Darunter wurden 
Dörfer und Siedlungen zusammengefaßt, die durch eine geringe Einwohnerzahl und eine wirtschaftliche 
Strukturschwäche gekennzeichnet waren. Diese sollten perspektivisch nicht weiter gefördert werden. So wurden 
z.B. keine Investitionen mehr getätigt und keine privaten Baugenehmigungen mehr vergeben. Unterlagen zur 
Festlegung der Siedlungskategorien gehörten zur »grauen Literatur« der DDR und waren öffentlich nicht zugängig.  
2 Der 1990 gegründete gemeinnützige Ökospeicher Verein kann als der entscheidende Träger der ökologisch 
orientierten Entwicklung der Gemeinde Wulkow gesehen werden. Unter dem Leitbild »Wulkow als ökologischer 
Wirtschafts- und Lebensraum« fördert der Verein die ökologische Entwicklung in der Gemeinde und im Umland 
sowie die ökologisch orientierten gewerblichen Tätigkeiten und Wirtschaftsformen in der Landwirtschaft, 
Architektur, Energieversorgung, Landschafts- und Gewässerpflege und im Fremdenverkehr.  
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Hackschnitzelfeuerungsanlage sowie die Zimmervermietung für den Fremdenverkehr. Neben 
den dorfbezogenen Projekten sind die weiterreichenden Aktivitäten der ökologisch orientierten 
Unternehmen, die unter dem Dach des Ökospeicher Vereins arbeiten, zu nennen. Die 
selbständigen Unternehmer sind vor allem in den Bereichen Landschafts- und Gewässerpflege, 
Energie und ökologischer Landbau tätig.  
 

1991 ernannte das Umweltministerium des Landes Brandenburg Wulkow zur “Modellgemeinde 
für ökologische Dorfentwicklung”. Drei Jahre später wurden der Ökospeicher Verein und die 
Gemeinde Wulkow mit dem Deutschen Umweltpreis ausgezeichnet. In einer breiten 
populärwissenschaftlichen Rezeption fand das Dorf Beachtung vor allem als Modellbeispiel für 
eine erfolgreiche ökologische und soziale Erneuerung nach der deutschen Vereinigung, aber 
auch als Beispiel für die mögliche Krisenbewältigung in ländlich peripheren Regionen Europas.3 
In jüngster Zeit wird der Entwicklungsweg Wulkows auch im Kontext des Leitbildes 
nachhaltiger Entwicklung und seiner lokalen bzw. regionalen Umsetzung im ländlichen Raum 
als “best practice”-Beispiel diskutiert.4 Dabei geht es insbesondere um die Thematisierung der 
Chancen, die nachhaltige Konzepte in ihrer Berücksichtigung von ökologischen, ökonomischen 
und sozialen Zielen für eine dauerhafte Stärkung der Lebensfähigkeit ländlicher Räume eröffnen. 
In den neuen Bundesländern wird diese Diskussion vor dem Hintergrund der radikalen 
Umstrukturierung des ländlichen Raums in Folge der Wiedervereinigung diskutiert. Die 
Notwendigkeit, andere Entwicklungswege zu gehen, eröffnet auch die Chance zur Realisierung 
nachhaltiger Entwicklungskonzepte. Zu beobachten ist jedoch, daß sich das Konzept der 
Nachhaltigkeit in den ländlichen Räumen nur zögerlich ausbreitet. Eine Ursache kann darin 
gesehen werden, daß trotz zahlreicher Erörterungen über und zu Nachhaltigkeit, Vorstellungen 
über eine Umsetzung des Konzepts sehr diffus bleiben. Das trifft erst recht für den ländlichen 
Raum zu. Erfahrungen von Städten bei der Umsetzung nachhaltiger Konzepte sind für den 
ländlichen Raum aufgrund seiner spezifischen Bedingungen nur begrenzt übertragbar. Vor 
diesem Hintergrund stellt sich die Frage: Wie erfolgt die Umsetzung eines Konzepts nachhaltiger 
Entwicklung im ländlichen Raum? 
 
Die empirische Untersuchung wurde im Dorf Wulkow durchgeführt. Wulkow gilt als Modelldorf 
für nachhaltige Entwicklung (vgl. z.B. Meyer-Engelke u.a. 1998). Die eigenständige 
Entwicklung eines Nachhaltigkeitskonzepts durch die lokalen Akteure machen Wulkow zu 
einem authentischen Beispiel dieser Entwicklungsrichtung. Wulkow ist deshalb kein 
akademisches Experiment, sondern ein Beispiel für die Lebendigkeit des nachhaltigen 
Entwicklungsgedankens. Bei der Erörterung der Frage ging es insbesondere darum, zu 
untersuchen, wie die kommunikative Vermittlung des nachhaltigen Entwicklungskonzepts in 
Wulkow erfolgte. 
 
Der Forschungsansatz, an dem ich mich bei der Untersuchung orientierte, folgt dem Konzept 
“nachhaltiger Entwicklung”. Er thematisiert die Hindernisse nachhaltiger Entwicklung in der 
Gegenwart ebenso wie ihre notwendigen Realisierungsbedingungen. Dabei lehne ich mich an die 
Definition von Nachhaltigkeit von Spehl und Tischer (1995) an. Sie gehen davon aus, daß “ein 
regionales Leitbild ... als nachhaltig bezeichnet werden kann, wenn es der Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen (auch für die nachfolgenden Generationen) ebenso große 
Bedeutung beimißt wie der Bedürfnisbefriedigung der Menschen und einer gerechten Verteilung 

                                                 
3 Technologie Netzwerk (1990): Lokale Ökonomie. Exploration und Evaluierung lokaler Strategien in 
Krisenregionen. Band 1, Berlin. 
4 Meyer-Engelke, Elisabeth; Schubert, Herbert; Heuwinkel, Dirk (1998): Beispiele nachhaltiger 
Regionalentwicklung. Empfehlungen für den ländlichen Raum. Institut für Entwicklungsplanung und 
Strukturforschung an der Universität Hannover. Raabe, Stuttgart. 
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von Einkommen und Arbeit”.5 
 
Die Untersuchung war als Einzelfallstudie angelegt und hatte nicht den Anspruch, einen 
modelltheoretischen Ansatz zu evaluieren. Die soziologischen Forschungsarbeiten fanden 
zwischen dem Winter 1996 und dem Sommer 1997 in Wulkow statt. Die Forschungsarbeiten 
beinhalteten eine Befragung von 37 Dorfbewohnern und Akteuren der Dorfentwicklung mit 
Hilfe qualitativer Leitfadeninterviews, das Auswerten der Interviews 6 und die Erstellung einer 
Defizit- und Ressourcenanalyse. Diese bildete die Grundlage für eine Diskussion in der 
Gemeinde über die zukünftige Entwicklung. Ein Ergebnis dieser war die Bildung einer 
Arbeitsgruppe “Wulkow 21” im Sinne der Lokalen Agenda. Daran schloß sich eine Begleitung 
des Lokalen Agenda-Prozesses in Wulkow an. Die Begleitforschung war somit ebenfalls 
Gegenstand des Forschungsprojektes. 
 
 
2 Ergebnisse der empirischen Studie 
 
Im folgenden Teil sollen die zentralen Ergebnisse der Untersuchung in Wulkow zum 
Umsetzungsprozeß eines Konzepts nachhaltiger Entwicklung dargestellt werden. Dabei soll 
versucht werden, die relevanten Aspekte und Probleme in einer zeitlichen Abfolge darzustellen, 
um so den Entwicklungsprozeß, der sich in Wulkow bereits über zehn Jahre erstreckt, zu 
betrachten. Gerade die beachtliche Dauer des nachhaltigen Entwicklungsprozesses Wulkows 
macht es möglich, nicht nur die Anfangsphase zu betrachten, sondern wesentliche Umsetzungs- 
und Gestaltungsaspekte sowie die dabei entstandenen Problemlagen aufzugreifen. Hierin besteht 
ein wesentlicher Unterschied und zugleich Vorteil des nachhaltigen Projektes Wulkow im 
Vergleich zu ähnlichen Projekten im ländlichen Raum.  
 
 
Voraussetzungen für den Zukunftsdiskurs 
 
Diskurse über die Zukunftsfähigkeit von Städten und Gemeinden orientieren sich an den 
spezifischen Bedingungen und Problemlagen ihrer Örtlichkeit. Diese stellen Potentiale, aber 
auch Hindernisse für den zukünftigen Entwicklungsweg dar. Der Diskurs um die 
Zukunftsperspektiven Wulkows, der nach der Wiedervereinigung begann, wurde von der 
Entwicklung des Dorfes zu Zeiten der DDR sowie von den mit der Wiedervereinigung 
verbundenen gesellschaftlichen Veränderungen geprägt. Vor dem Erfahrungshintergrund 
Wulkows wurde auch der Charakter der Zukunftsstrategie als Selbsthilfestrategie bestimmt. Die 
Wende-Erfahrungen bestätigten diese strategische Orientierung. Die Überlegungen der Akteure 
vor Ort bestanden darin, sich »auf eigener Basis« einzurichten, »weil man mehr oder weniger in 
dieser Geschichte hier und in dem Umfeld eh verlassen ist, von dem einen wie von dem anderen. 
Da ist es schon besser, man verläßt sich auf sich selbst.« (Herr Lehmann)7 Der Ist-Zustand der 
ökonomischen, ökologischen, sozialen und kulturellen Gegeben- und Besonderheiten des Dorfes 
und der Region bildeten somit die Grundlage für die Formulierung der zukünftigen 
Entwicklungsziele.  
 

                                                 
5 Spehl, H.; Tischer, M. (1995): Regionale Ansätze und Projekte nachhaltiger Entwicklung in Niedersachsen. Die 
lokale Agenda 21 auf lokaler und regionaler Ebene. Dokumentation einer Tagung der Evangelischen Akademie 
Loccum und der Niedersächsischen Staatskanzlei vom 22. bis 24. September 1994. Loccumer Protokolle 55/95.  
2. Auflage 1996, S. 291. 
6 Die Auswertung der Interviews erfolgte zunächst in Form fallbezogener Darstellungen, die dann Grundlage für 
eine kontrastierende Analyse bildeten, der alle Interviews zugrunde gelegt wurden.  
7 Alle im Text zitierten Personen wurden namentlich anonymisiert.  
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“Akteure der ersten Stunde” 
 
Neben den lokalen und räumlichen Besonderheiten bringen die Akteure vor Ort ein wesentliches 
Potential für die Gestaltung des nachhaltigen Entwicklungsprozesses ein. Das Konzept der 
ökologisch orientierten Dorfentwicklung wurde von einem kleinen Kreis von Schlüsselpersonen, 
Pionieren der Entwicklung entworfen, die sich u.a. dadurch auszeichnen, daß sie Kenntnisse über 
die Problemlagen vor Ort besitzen. Die “Akteure der ersten Stunde” erhielten ihr Motiv für die 
Ausarbeitung eines ökologischen Entwicklungskonzepts für das Dorf vor allem aus Sorge um die 
Zukunft ihres Wohn- und Arbeitsumfeldes. Darum wurde die Entwicklungskonzeption auch 
überaus pragmatisch formuliert und angegangen. Der Grundgedanke zielt nicht auf eine 
konservatorische Rekonstruktion des Alten, sondern auf eine Revitalisierung des Dorfes, auf 
dessen Basis sich eine neue Zukunftsperspektive gründet. Neben der fachlichen Kompetenz, dem 
Wissen über Nachhaltigkeit, besteht ein weiteres Potential der Akteure in ihrer sozialen 
Kompetenz. Den Schlüsselpersonen der Entwicklung kommt gegenüber den (anderen) lokalen 
Bewohnern eine hohe Verantwortung zu. Ihre wichtigste Aufgabe besteht darin, möglichst viele 
Bewohner bei der Umsetzung des nachhaltigen Entwicklungskonzepts zu beteiligen. Einige von 
ihnen werden als »Zugpferde und Ideenproduzenten« gesehen; die die Fähigkeit besitzen, »die 
Leute bewegen zu können« (Frau Winkler). 
 
 
Unterstützung des Entwicklungsprozesses durch die Dorfbewohner 
 
Das nachhaltige Entwicklungskonzept traf in Wulkow anfangs auf eine fehlende positive 
Resonanz und Akzeptanz bei den Dorfbewohnern. Die Inhalte waren nicht anschlußfähig an die 
Lebenswelt der Dorfbewohner. Entsprechende Potentiale im Dorf zur Unterstützung des 
Entwicklungsprozesses, die nicht nur vom Interesse sondern auch von den Fähigkeiten der 
Akteure abhängen, waren aus Sicht der Akteure der Dorfentwicklung nicht ausreichend gegeben 
bzw. fehlten. Ursachen dafür sehen sie vor allem im Alter der Dorfbewohner und ihrer 
Qualifikation. »Die Cleveren sind früher auch schon abgezogen. Wo sollen denn die Gewerbe 
herkommen, das sind alles landwirtschaftlich Ausgebildete, oder Hilfsarbeiter in der 
Landwirtschaft.« (Herr Lehmann) Die Bewohner Wulkows sind im starken Maße einem 
Landarbeitermilieu verhaftet: Die Ausbildung war vor allem auf Landwirtschaft orientiert und 
der Bildungsgrad ist eher niedrig. Seitens der Dorfbewohner bestand gegenüber dem 
Zukunftskonzept und seiner ökologischen Ausrichtung Skepsis, die sich vor allem auf die 
Wirtschaftlichkeit und Tragfähigkeit der Idee bezog. Die abwartenden und ablehnenden 
Positionen der Bewohner sind auch vor dem Hintergrund ihrer allgemeinen Erfahrungen in der 
“Wendezeit”, die mit enormen Unsicherheiten erlebt wurde, zu sehen. So waren viele der 
Dorfbewohner, gerade der älteren Generation, bestrebt, am Bewährten (z.B. der konventionellen 
Landwirtschaft), das Stabilität und Sicherheit versprach, festzuhalten. Das ökologische 
Dorfentwicklungskonzept stellt demgegenüber eine Modernisierungsstrategie dar, die mit dem 
Herkömmlichen bricht. 
 
 
“Akteure von außen” 
 
Aufgrund fehlender Akzeptanz und Unterstützung des Gesamtprojekts in der Dorfbevölkerung 
orientierte sich der Ökospeicher Verein nach außen, um sich Gleichgesinnte zu suchen, die den 
Prozeß aktiv unterstützen und tragen. Diese stellen einen zukräftigen Motor der Entwicklung dar, 
der größere Projekte erst möglich machte und so dem Gesamtprojekt bisher entscheidende 
Impulse verlieh. Die “Akteure von außen”, als anderer Teil der Akteure der ökologischen 
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Dorfentwicklung, kamen vor allem wegen ihrer Begeisterung über die ökologische 
Entwicklungsidee und der sichtbaren Umsetzung dieser Idee im Dorf. Sie waren “beeindruckt 
vom Elan der Leute”, aber auch von der Vielfalt der bereits vorhandenen Projekte »... da war 
eben alles, dieser Rundumschlag. Andere Gebiete waren entvölkert und hier hatten wir das 
Gefühl: Gemeinschaft, und die machen was los, die haben Power und Ideen.« (Frau Dümcke) 
“Akteure von außen” sind in hohem Maße “für die Sache” motiviert, weisen Engagement und 
Einsatzbereitschaft auf. Einen weiteren Vorteil, den sie besitzen, wird von den Dorfbewohnern 
darin gesehen, daß sie frei von persönlichen Altlasten sind. Denn typisch für Dörfer sind die 
“gläsernen Biographien” ihrer Bewohner: jeder kennt jeden. So können die Akteure, gerade 
durch “Lasten” ihrer DDR-Vergangenheit, stigmatisiert werden. Die Akteure von außen sind 
dadurch gekennzeichnet, daß sie offen und in ihrer Meinung gegenüber dem Dorf weniger 
voreingenommen sind. Zu diesem Punkt kann festgehalten werden, daß die ökologische 
Dorfentwicklung trotz gegenteiliger anfänglicher Bestrebungen entscheidende Impulse von 
außen erhielt und ohne diese auch nicht in dem Maße erfolgreich gewesen wäre. Die externen 
Impulsgeber konnten in die Dorfgemeinschaft integriert werden, da sie als zugezogene Akteure 
ihr Interesse und Engagement authentisch nachweisen konnten. 
 
 
Neue Akteurskonstellationen im Dorf 
 
Auffällig oft wurden von den Befragten die Dorfbewohner bezüglich ihrer Stellung zum 
ökologischen Dorfentwicklungskonzept in unterschiedliche Gruppen aufgeteilt. Diese Aufteilung 
reichte von komplexen Systemen bis hin zur Darstellung dichotomer Strukturen von Ablehnern 
und Beführwortern des ökologischen Entwicklungsweges. Klar auszumachen ist dabei die 
Gruppe der Akteure der ökologischen Dorfentwicklung, die vor allem im Ökospeicher Verein zu 
verorten sind. Diese Akteursgruppe läßt sich weiter unterteilen in die “Akteure der ersten 
Stunde” und in die “Akteure von außen”, die neu hinzugekommenen. Auf beide Gruppen wurde 
bereits näher eingegangen. Den Akteuren der ökologischen Dorfentwicklung stehen die übrigen 
Dorfbewohner gegenüber. Hierbei lassen sich insgesamt drei Gruppen unterscheiden: die 
“Ablehner”, die “abwartenden Traditionalisten” und die “Aktivierten”. Die Unterschiede sind 
vor allem im Verhältnis der Dorfbewohner zur ökologischen Entwicklungsidee festzustellen. So 
assoziieren die “Ablehner” Ökologie vor allem mit nicht haltbaren landwirtschaftlichen 
Produktions- und Arbeitsweisen.  
 
Die “Ablehner” werden vor allem von den älteren, »verwurzelten« Bewohnern und aktiven 
konventionellen Bauern gestellt. Ihre Position wird im folgenden Zitat von Herrn Kühn, der zu 
den “Ablehnern” gezählt werden kann, deutlich: »Ja, das ist ja alles schön und gut mit der 
Ökologie, mit der ganzen Landwirtschaft, aber so wie das hier bei uns aussieht, ich weiß nicht, 
ich kenne das von früher ein bißchen anders. Das braucht auch Nahrung, dann muß man 
anderen Naturdünger raufschmeißen. So wie das hier bei uns aussieht, ich habe da wenig 
Vertrauen zu. Die haben alle studiert, sind schlauer wie wir. Aber wenn nichts reinkommt, 
kommt nichts raus. Damals gewiß, da waren die Felder überdüngt, aber denn läßt es nach.« 
 
Die Gruppe der “abwartenden Traditionalisten” kann man im Umfeld des Vereins “Die 
Wulkower” 8 verorten. Auch diese assoziieren in erster Linie mit dem Schlagwort »Ökologie« 
Landwirtschaft, ohne jedoch dieses Konzept zu diskreditieren. Im Gegenteil suchen sie zu der 
ökologischen Wirtschaftsweise Parallelen in der Vergangenheit, die implizit positiv bewertet 
wird. Diese Position wird beispielsweise im folgenden Zitat von Frau Hoffmann deutlich: »Wenn 
ich höre, wie die Eltern gelebt haben, die haben doch ökologisch gelebt, das können wir doch 
                                                 
8 Um dem Zerfall des Gemeinschaftslebens zu begegnen, wurde 1991 der Verein “Die Wulkower” gegründet. Zu 
den Aktivitäten des Vereins gehören neben kulturellen auch sportliche und gesellige Veranstaltungen. 
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sagen. Ihr habt doch von euren eigenen Produkten gelebt, das waren doch Ökoprodukte.« 
 
Die “Aktivierten” sind im Umfeld des Ökospeicher Vereins anzusiedeln. Sie fanden Zugang zur 
ökologischen Idee aus ihrem unmittelbaren Lebenszusammenhang heraus, von wo aus sich ihnen 
der weitere Bedeutungsgehalt des Konzeptes erschloß. Dieses Verständnis führte dann zu 
Engagement, zum aktiven Mitmachen bei der ökologischen Dorfentwicklung. Frau Büttner, eine 
Vertreterin der jüngeren Generationen Wulkows, mit geringeren Bezügen zur Landwirtschaft, 
äußert sich wie folgt: »Anfangs war es schwierig, dieses Konzept oder die Idee hier 
reinzubringen. Deshalb ist es auf Widerstand gestoßen, weil ich glaube, es konnte so richtig 
keiner was mit anfangen. Also Ökologie, ich hab ja mal in der Forst gelernt, konnte ich nur im 
Bereich der Pflanze so deuten, Solarenergie, Wasser. Vieles war auch einfach Unkenntnis, weil 
man sich unter dem Konzept, weil es so ziemlich weitsplittig war, nichts vorstellen konnte.«  
 
Augenscheinlich ist den Gruppen die ökologische Entwicklungsidee nicht gleichgültig; alle 
positionieren sich in der einen oder anderen Weise dazu. Die unmittelbare Betroffenheit vom 
ökologischen Entwicklungskonzept zwingt sie dazu. Die Deutungen der und die 
Positionierungen zur Idee gehen dabei immer von einem expliziten Sinnanschluß aus, der 
einerseits im Landbau, andererseits in anderen relevanten Kontexten gefunden wird. Der 
entscheidende Unterschied besteht in der weiteren Deutung dieses Sinns. Wird dieser 
Sinnanschluß von den “Ablehnern” durch ihre lebensweltliche Logik im Rahmen 
konventioneller Landwirtschaft einfach blockiert, finden die “abwartenden Traditionalisten” in 
der Historisierung eine latent positives Verhältnis, ohne daß sich ihnen die gesamte Spannbreite 
der Bedeutung der ökologischen Entwicklungsidee erschließt. Die “Aktivierten” finden dagegen 
einen weiteren Anschluß durch eine Erweiterung ihres Sinnhorizonts, wodurch sich schließlich 
Vorurteile und Klischees auflösen und Beteiligung möglich wird. Die Gruppenzugehörigkeiten 
der Akteure und Betroffenen sind im Zeitverlauf des Gesamtprojekts nicht statisch. Es konnten 
gruppendynamische Entwicklungsprozesse bei den Akteuren (zwischen Euphorie und 
Resignation) und Betroffenen (zwischen Engagement und Frustration) festgestellt werden. 
 
 
Problem Arbeit 
 
Der Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen nimmt aus Sicht der Dorfbewohner für die 
zukünftige Entwicklung Wulkows einen zentralen Stellenwert ein. Eine wesentliche Bedeutung 
kommt der Erwerbsarbeit zum Lohnerwerb und zur Sicherung der Altersrente zu. Verbunden 
damit sind auch Hoffnungen auf eine Verbesserung der Lebensqualität. Arbeit wird auch deshalb 
eine große Bedeutung beigemessen, da, vor dem Hintergrund der DDR-Erfahrungen, der 
Arbeitsplatz auch der Ort war, wo man zusammenkam und kommunizierte. Vor allem wird in 
den Interviews grundsätzlich der Verlust der Arbeit bedauert: »Wer noch Arbeit hat, ist 
glücklich.« (Herr Kühn) Die Zentralität des Arbeitsproblems als Lebensproblem der Bewohner 
Wulkows ist evident. So ist es plausibel, daß ein zentrales Ziel des Entwicklungskonzeptes in der 
Schaffung von Arbeitsplätzen besteht. Arbeitsplätze sind jedoch an Bedingungen geknüpft, die 
erst durch die ökologische Erneuerung hergestellt werden können. Der Anspruch, Arbeitsplätze 
zu schaffen, ist in der Anfangsphase formuliert worden, die von Euphorie und Aufbruch 
gekennzeichnet war. Dabei wurde unterschätzt, daß die Schaffung von Arbeitsplätzen auch 
immer mit kostenverursachenden Investitionen durch die Unternehmer verbunden ist. So kommt 
ein Vertreter des Ökospeicher Vereins zu der Einschätzung, »daß man mit den Arbeitsplätzen zu 
euphorisch war, weil es bedarf ja immer noch Investitionen. Das ist ganz normal.« (Herr Manz) 
Durch Mittel des “Aufbau Ost” erhielten die Projekte in der Anfangsphase ihre Dynamik. In den 
Folgejahren wurde die Abhängigkeit von diesen und die geringe eigene Tragfähigkeit der 
Projekte jedoch deutlich erkennbar. Es wurde schnell klar, ABM-Stellen sind nur eine 
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Überbrückung, aber keine Lösung des Arbeitsproblems im Dorf. Der im Entwicklungskonzept 
definierte Anspruch, Arbeitsplätze zu schaffen, wurde von den Dorfbewohnern als Versprechen 
wahrgenommen, das seither als Erfolgskriterium des Konzeptes gilt. Zum Widerspruch zwischen 
Anspruch und Umsetzung, der perspektivisch gestaltbar und aufhebbar ist, kommt der 
Widerspruch zwischen Darstellung und Realität, der aber Töne der Mißgunst nur wenig 
überdeckt. »Er hat doch die Leute eingestellt, damit hat er groß in der Zeitung geprahlt.« (Herr 
Krause) Heute thematisieren die Akteure der Dorfentwicklung stärker die realen 
Umsetzungschancen des Anspruchs, Arbeitsplätze zu schaffen. So entsteht Arbeit auch »durch 
Vermietung zum Beispiel, Arbeit mit der Hackschnitzelheizung. Das sind alles so kleine Schritte, 
die man sehen muß.« (Herr Schmidtke) So erscheint eine realistische Perspektive eher darin, daß 
durch das ökologische Entwicklungskonzept zusätzliche Einkommensquellen, wie z.B. durch die 
Zimmervermietung, geschaffen werden, weniger jedoch »feste«, dauerhafte Arbeitsplätze für die 
vormals in der Landwirtschaft Beschäftigten. Zum Schwerpunkt “Problem Arbeit” gilt es, die 
notwendige Beachtung sozialer Problemlagen vor Ort in nachhaltigen Entwicklungskonzepten 
festzuhalten. Nur durch eine Anschlußfähigkeit an soziale Problemlagen vor Ort werden 
nachhaltige Konzepte Akzeptanz und reale Chancen einer Realisierung erfahren.  
 
 
Projektorientierung 
 
Die auf längere Sicht doch positive Resonanz und Akzeptanz der Dorfbewohner, die bei den 
Projekten in Wulkow (Markt und Hackschnitzelheizung) deutlich wurde, gibt Aufschluß über 
wesentliche Momente der Vermittlung des ökologisch orientierten Entwicklungskonzeptes. Ein 
bedeutender Faktor ist darin zu sehen, daß aus Sicht der Dorfbewohner beide Projekte ihre 
Lebensqualität im entscheidenden Maße verbessern. Markt und Heizung sind »greifbare Dinge« 
und an den Sinnhorizont der Bewohner anschlußfähig. Des weiteren hat sich gezeigt, daß eine 
positive Resonanz der Projekte außerhalb der Dorfgrenzen Rückwirkungen auf diese im Dorf 
und bei den Bewohnern selbst hat. Neue Projekte müssen in ihrem Gestaltungs- und 
Umsetzungsprozeß nachvollziehbar sein. Es wurde gleichzeitig deutlich, daß dieser Prozeß des 
Nachvollziehens durch die Dorfbewohner jedoch Zeit braucht. Nur unter diesen 
Voraussetzungen sind die Projektideen an den Sinnhorizont der Bewohner anschlußfähig. Am 
Beispiel des Marktes wurde noch ein weiteres Moment für die Gestaltung des 
Umsetzungsprozesses erkennbar. Die Tragfähigkeit des Marktes basiert auf der Eigeninitiative 
und dem Interesse der Betreiber. Die Beteiligung von Dorfbewohnern an Projekten muß 
demnach über ihre individuellen Interessenlagen erfolgen. In Wulkow hat sich im späteren 
Verlauf gezeigt, daß gerade über konkrete Projekte eine Vermittlung der nachhaltigen Idee - die 
über die unmittelbaren Verbesserungen der Lebensqualität hinausgeht - und eine Beteiligung von 
Personen, die dem Gesamtprojekt eher ablehnend gegenüberstehen, erfolgen kann (Beispiel 
Kräutergarten 9). Dazu ist jedoch eine ständige kommunikative Vermittlung des ökologischen 
Entwicklungsgedankens von nöten, die jedoch in Wulkow bisher nur in Ansätzen und nur wenig 
erfolgreich betrieben wurde. 
 
                                                 
9 Nachdem der Kräutergarten unter den ausbleibenden ABM-Kräften sichtbar litt, sah der Ökospeicher Verein eine 
mögliche Lösung darin: »Das jemand das betreut, der einen Nutzen daraus zieht.« (Herr Manz) Dieser Vorschlag 
wurde ein Jahr später durch eine Kooperation des Ökospeicher Vereins und zwei Dorfbewohnerinnen Realität. Der 
Verein übernimmt seit dem eine Honorarfinanzierung für Frau Kluger, einer arbeitslosen Wulkowerin, die jetzt die 
Verantwortung für den Kräutergarten übernommen hat. Bis zu diesem Zeitpunkt stand sie dem ökologischen 
Entwicklungsprojekt eher ablehnend gegenüber. Die Dorfbewohnerin Frau Goldemann, Schuldirektorin einer 
Schule in Frankfurt (Oder), gewinnt Schüler, die im Kräutergarten ihr Praktikum durchführen. Dieses Beispiel für 
eine gelungene Vermittlung macht zweierlei deutlich. Einer arbeitslosen Dorfbewohnerin konnte mit der Pflege des 
Kräutergartens eine Aufgabe gegeben werden, die ihren Interesse entspricht und die, wenn auch nur geringfügig, 
finanziell vergütet wird. Auf diesem Weg konnte sie für die Umsetzung des ökologischen Entwicklungskonzepts 
gewonnen werden. 
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Information und Kommunikation 
 
Beim Thema der Schaffung von Arbeitsplätzen aber auch bei den Projekten wurde deutlich, daß 
Kommunikationsdefizite zwischen den Akteuren der Entwicklung und den Dorfbewohnern 
bestehen. Diese lassen Mißverständnisse und Gerüchte aufkommen. Dieser Eindruck verstärkt 
sich aus Sicht der Betroffenen, als nach einer Anfangsphase, sich die Entwicklungsdynamik 
verlangsamt und nicht mehr so zahlreich und sichtbare Projekte im Entstehen sind. Das auch 
schon früher latent vorhandene Kommunikations- und Informationsdefizit tritt nun deutlich 
zutage. »... es ist leise um den Speicher« geworden. »Was genaues kriegen wir ja eigentlich gar 
nicht mit« (Frau Schade). Andere Dorfbewohner wissen zu berichten, daß sie oft erst in der 
Presse näheres über die gegenwärtigen Aktivitäten des Ökospeicher Vereins erfahren. Eine 
aktive Informationspolitik und Öffentlichkeitsarbeit seitens des Vereins nicht nur nach außen, 
sondern auch in Richtung Dorf, stellen sich als unabdingbare Voraussetzungen für eine 
Kommunikation zwischen den Akteuren der Dorfentwicklung und den Dorfbewohnern und für 
eine positive Resonanz bzw. Akzeptanz des ökologischen Entwicklungsprozesses heraus. 
Andererseits ist dafür jedoch auch eine grundsätzliche Bereitschaft zur Kommunikation 
beiderseits von nöten. Letztlich münden die Kommunikationsprobleme und -defizite in »... 
Gerüchten. Das ist das ganz schlimme.« (Frau Goldemann). Information und Kommunikation 
sind wichtige Voraussetzungen, um ein Interesse der Dorfbewohner am Entwicklungsprojekt zu 
wecken bzw. einen Anschluß an bereits bestehende Sinnbezüge zu schaffen. In der 
Kommunikation ist es notwendig, ständig die Sinnhaftigkeit von Nachhaltigkeit (z.B. anhand der 
Projekte) aufzuzeigen. Die Ergebnisse sollten dabei als gemeinsame Erfolge sichtbar gemacht 
werden, denn sie sind die Voraussetzung für die Sicherung einer dauerhaften nachhaltigen 
Überzeugung und einem entsprechenden Engagement. 
 
 
Beteiligung 
 
Die mangelnde Kommunikation führte dazu, daß neue Potentiale für eine Beteiligung der 
Dorfbewohner von den Akteuren der ökologischen Dorfentwicklung nicht mehr wahrgenommen 
und aktiviert werden konnten. Konstatierten die “Akteure der ersten Stunde” anfangs ein 
fehlendes bzw. mangelndes Potential für die Umsetzung des Konzepts unter den Dorfbewohnern 
und »holten« sie deshalb zusätzlich “Akteure von außen”, so wurden zum Zeitpunkt der 
Befragung hingegen unzureichende Beteiligungsmöglichkeiten von den Bewohnern thematisiert. 
Das Interesse, sich an den Aktivitäten des Ökospeicher Vereins zu beteiligen und diese auch 
mitzugestalten, wurde häufig von jüngeren bzw. neu zugezogenen Bewohnern geäußert. Die 
Ursachen hierfür werden im bestehenden Kommunikationsproblem gesehen. Um diesen zu 
begegnen sind einige Akteure nun bestrebt, den Diskurs mit den Dorfbewohnern wieder 
aufzunehmen. Neue Akteure der ökologischen Dorfentwicklung unternehmen den Versuch einer 
Vermittlung zwischen den Diskursteilnehmern. Nach Herrn Walther besteht die 
Handlungsstrategie des Vereins nun darin, die direkte Kommunikation mit den Dorfbewohnern 
zu suchen. Das direkte Gespräch wirkt aufklärend, es kann so Gerüchten begegnen und 
Tatsachen richtig stellen. Daß diese, im gewissen Sinne, Mediatorenrolle jedoch von einem neu 
hinzugekommenen Bewohner übernommen wurde und möglicherweise auch nur übernommen 
werden konnte, läßt auf seine ausreichende Distanz zu den Problemlagen und den beiden 
Problemparteien schließen. Für die “alten” Akteure lassen sich die festgefügten »Bilder« über 
einzelne Dorfbewohner nur schwer revidieren. Jedoch erkennen auch sie die Notwendigkeit von 
»Rückkopplungen« (Frau Lehmann) für die Gestaltung des Dorfentwicklungsprozesses. 
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Probleme der Aktivisten 
 
Deutlich wird, daß die Entwicklung in Wulkow vom Vorhandensein einer Aktivistengruppe 
abhängig ist. Das allgemeine Problem von Aktivistengruppen besteht darin, die eigene Aktivität 
auf einen größeren Kreis zu übertragen. In Wulkow gelang dieses nur wenig. So werden hier 
ebenfalls die Grenzen der ehrenamtlichen Tätigkeit der Akteure erkennbar. Eine gewisse 
Ernüchterung ist unter den »alten« Akteuren eingetreten, ihre Kräfte sind verbraucht. Dabei zeigt 
jedoch das erfolgreiche Integrationsbeispiel “Kräutergarten” einen möglichen Weg, auch 
“Ablehner” in das Projekt “Wulkow” mit einzubeziehen. Die Übertragung von Aufgaben und 
Verantwortung ermöglicht Engagement und eine positive Assoziation mit der ökologischen 
Entwicklungsidee. 
 
 
3 ”Wulkow 21” – Lokale Agenda auf dem Dorf 
 
Die Diskussionen um lokale Nachhaltigkeit und die Agenda 21 erlangte für Wulkow seit den 
letzten Jahren an Bedeutung. Die Leitideen nachhaltiger Entwicklung werden in Wulkow als 
eine Bestätigung des bisherigen Weges der ökologisch orientierten Dorfentwicklung gesehen 
und gleichzeitig als Chance, diese Entwicklung mit einigen Korrekturen weiterzuführen. 
Korrekturen beziehen sich vor allem auf eine stärkere Ausrichtung auf den ganzheitlichen und 
nachhaltigen Charakter der Entwicklung, in dem ökologische, ökonomische, soziale und 
kulturelle Dimensionen gleichermaßen ihre Beachtung finden sollen, sowie auf deren qualitative 
und diskursive Momente. Stark im Mittelpunkt steht dabei das Bestreben nach mehr Information 
und Transparenz seitens aller Akteure sowie das Bemühen, eine breitere Basis von 
Dorfbewohnern in die Planung und Umsetzung von Vorhaben mit einzubeziehen. Diese 
Momente der Entwicklung in Wulkow werden als wichtige Komponenten nachhaltiger 
Entwicklung angesehen. 
 
Mit der Auswertung der soziologischen Befragung bot es sich an, eine Defizit-Ressourcen-
Analyse  und so eine Verortung des Ist-Zustandes für Wulkow vorzunehmen, die den 
Ausgangspunkt für einen Lokalen Agenda 21-Prozess darstellen. Ziel war es, die Stärken und 
Schwächen der bisherigen Wulkower Entwicklung aufzuzeigen und zu einer kreativen 
Ideenwerkstatt unter dem Motto “Wie soll es weitergehen in Wulkow?” anzuregen. Für einen 
ersten Einstieg in die Diskussion wurde eine öffentliche Gemeindevertretersitzung gewählt, auf 
der die Stärken-Schwächen-Analyse zur Diskussion gestellt und von den Gemeindevertretern der 
Beschluß gefaßt wurde, einen Arbeitskreis “Wulkow 21” zu gründen, der sich mit der 
Formulierung von Leitideen für eine zukünftige Dorfentwicklung im 21. Jahrhundert 
beschäftigen soll. Damit wurde in Wulkow unter breiter Einbeziehung der Dorfbevölkerung eine 
Diskussion darüber in Gang gesetzt, welche wünschenswerten und notwendigen 
Entwicklungsziele eine zukunftsfähige Dorfentwicklung sichern. Die Initiierung der 
Arbeitsgruppe und die Organisation der Arbeitstreffen wurde von Soziologen in Unterstützung 
eines Gemeinderatsmitgliedes durchgeführt. Im Agenda-Prozess sollte neben den Aspekten der 
Partizipation und Kommunikation vor allem der ganzheitliche Charakter der Dorfentwicklung 
eine besondere Beachtung finden. Stärken einer solcher Herangehensweise, die zunächst einmal 
einen höheren Arbeitsaufwand befürchten lassen, können darin gesehen werden, dass ein noch 
breiterer Kreis von Dorfbewohnern in die Gestaltung und Umsetzung von Ideen und Projekten 
aktiv einbezogen und so eine breite Akzeptanz der Vorhaben hergestellt werden kann. Um eine 
Akzeptanz und Anschlußfähigkeit bei den Dorfbewohnern zu erreichen, erschien es deshalb auch 
wichtig, an bereits bestehende Aktivitäten und Projekte anzuknüpfen, um damit deren Potentiale 
zu nutzen und Kontinuität zu wahren. Es wäre demnach falsch, die zukünftige Dorfentwicklung 
unter dem Vorzeichen »Lokale Agenda 21« und losgelöst vom bisherigen, ökologisch 
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orientierten Weg als vollkommen neu zu diskutieren. Als eine Schlußfolgerung aus der 
Forderung nach mehr Öffentlichkeit und Transparenz wurde eine Informationsblatt “Neues in 
Wulkow” herausgegeben mit dem Ziel, Wulkower Bürger über die Aktivitäten um die Agenda 
21 zu informieren. Gleichzeitig fungiert das Blatt als Forum für die Vereine. Für die Gestaltung 
des Agenda-Prozesses erschien es wichtig, daß 

• die Entwicklung von der Gemeinde ausgeht und getragen wird, 
• von den Mitgliedern des Ökospeicher Vereins mit ihrer Fachkompetenz unterstützt wird, 
• eine breite Einbeziehung der Dorfbewohner, Vereine, Interessengruppen und Unternehmen 

in den Arbeitskreis „Wulkow 21“ erfolgt und 
• eine transparente und öffentliche Gestaltung des Prozesses angestrebt wird. 
 
 
Problemfelder 
 
Erfahrungsgemäß hat es sich als durchaus schwierig erwiesen, einen Agenda-Prozeß in Gang zu 
setzen und ihn am Laufen zu halten. Das Konzept einer zukunftsfähigen Entwicklung zeigt eine 
konsensfähige Richtung notwendigen gesellschaftlichen Wandels auf und ist dabei offen für 
unterschiedliche Interessenlagen und Strategien. Weitgehend unklar dabei bleibt jedoch, wie die 
Umsetzung des anspruchsvollen Leitbildes erfolgen soll. Gerade für den ländlichen Raum ist zu 
beobachten, dass Konzepte nachhaltiger Entwicklung und Agenda-Prozesse weitaus seltener 
betrieben werden als in den Städten. Zudem sind Erfahrungen großer Städte im Agenda-Prozeß 
aufgrund der Besonderheiten ländlicher Räume kaum übertragbar. Die Thematisierung von 
Problemen und best-practice-Beispielen von Agenda-Prozessen in Gemeinden wie Wulkow kann 
vor diesem Hintergrund gewinnbringend für vergleichbare Projekte sein. Die im folgenden 
identifizierten Problemfelder bei der Gestaltung des Agenda-Prozesses lassen Entsprechungen zu 
den vorher besprochenen Umsetzungsaspekten erkennen. 
 
In den Diskussionen zu den Perspektiven Wulkows im nächsten Jahrtausend wurde deutlich, daß 
Zukunftsideen sehr pragmatisch orientiert sind und weniger einen visionären Charakter haben. 
Sie gehen stark von den Problemlagen vor Ort aus, die sich insbesondere auf die Schaffung von 
Arbeitsplätzen und der Verbesserung der Lebensqualität der Bewohner beziehen. Der Gedanke 
der ökologischen Nachhaltigkeit findet dabei weniger Beachtung. Die ersten Beobachtungen 
machen deutlich, daß die Idee der nachhaltigen Entwicklung in den öffentlichen Debatten nur 
Resonanz findet, wenn sie sich als anschlußfähig an soziale Probleme und Alltagspraktiken vor 
Ort erweist.10 Im Agenda-Prozess hat sich gezeigt, dass vor allem die Umsetzung konkreter 
Projekte auf breite Resonanz stießen. So wurden zum Beispiel die in den Gesprächsrunden der 
Arbeitsgruppe thematisierten fehlenden Betätigungsmöglichkeiten für Jugendliche im Dorf in 
kurzer Zeit angegangen. Die Vereine überlegten, wie sie mit speziellen Angeboten, wie z.B. dem 
Aufbau einer Tischtennisplatte im Park, Internetkurse, Beteiligung der Jugendlichen an der 
Vereinsarbeit usw. die Freizeit junger Leute attraktiver gestalten können. So konnten 
Jugendliche seitdem u.a. zum Brotbacken für den wöchentlichen Markt gewonnen werden. 
 
Viele Ideen werden hinsichtlich ihrer Umsetzung mit dem Verweis auf Restriktionen wie z.B. 
finanzielle und personelle Engpässe als unrealistisch eingestuft. Der Handlungsrahmen in einem 
kleinen Dorf wie Wulkow scheint aus Sicht der Bewohner begrenzt. Resignation ist die Folge. 
Die Problemlösungskompetenz wird bei höheren Instanzen auf der Kreis- und Landesebene 
gesehen. Im bisherigen Prozess wurde ebenfalls deutlich, daß für bestimmte Bereiche 
                                                 
10 Brand, Karl-Werner (1997): Probleme und Potentiale einer Neubestimmung des Projekts der Moderne unter dem 
Leitbild »Nachhaltige Entwicklung«. Einführung. In: Brand, Karl-Werner (Hrsg.): Nachhaltige Entwicklung. Eine 
Herausforderung an die Soziologie. Leske+Budrich, Opladen. 
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nachhaltiger dörflicher Entwicklung wie z.B. Energie, Öffentlicher Personennahverkehr, 
Abwasser oder Tourismus fachliche Detailfragen noch geklärt werden müssen und eine 
Kooperation mit Experten notwendig ist. Für die Gestaltung des Agenda-Prozesses scheint es 
jetzt auch notwendig, sich vergleichbare Aktivitäten in Dörfern hinsichtlich ihrer 
Organisationsformen (insbesondere Bürgerbeteiligung), Arbeitsweise und Themenstellungen 
anzusehen. Es hat sich gezeigt, daß die Organisation und Gestaltung des Prozesses ausschließlich 
mit ehrenamtlichen Kräften kaum realisierbar ist. Kleine Dörfer, in denen die 
Gemeindevertretung ehrenamtlicht fungiert, werden die Lokale Agenda 21 eher als zusätzliche 
Pflichtaufgabe sehen. Soll der Agenda-Prozess mit Ernsthaftigkeit betrieben werden, der Erfolge 
zeitigt, so ist eine entsprechende finanzielle und personelle Absicherung unbedingt notwendig. 
Die Arbeitsgruppe “Wulkow 21” wurde von den Akteuren im Prozessverlauf als Doppelstruktur 
neben der Gemeindevertretung gesehen und ihre Existenz nicht als notwendig erachtet. Der 
Kreis derjenigen Dorfbewohner, die bereits in anderen Vereinen und Gremien aktiv sind, fanden 
sich auch in der Arbeitsgruppe “Wulkow 21” wieder. Für sie stellt sich der Agenda-Prozess in 
der Tat als zusätzliche Belastung und weniger als Entlastung durch Einbeziehung eines größeren 
Kreis von Bewohnern dar. Dennoch führte der Diskussionsprozeß, der in der Arbeitsgruppe 
geführt wurde, zur Erstellung eines Agenda-Dokuments “Leitlinien für eine zukünftige 
Entwicklung der Gemeinde Wulkow” 11, das nun die Grundlage für die weitere Arbeit der 
Gemeindevertretung bildet.  
 
 
4 Zusammenfassung  
 
Aus den Ergebnissen der soziologischen Untersuchung und den Beobachtungen zum lokalen 
Agenda-Prozeß in Wulkow lassen sich folgende Determinanten einer erfolgreichen Umsetzung 
eines Konzepts nachhaltiger Entwicklung ableiten:  
 
Es hat sich gezeigt, daß Nachhaltigkeit in der Dorfbevölkerung nur kommunizierbar ist, wenn 
soziale Problemlagen ihre Berücksichtigung finden. Die Nachhaltigkeitsdebatte muß hinsichtlich 
örtlicher Gegebenheiten paßfähig sein, nur so erfährt sie Resonanz. Der Agenda-Prozeß lebt 
davon, daß alle betroffenen Gruppen in die Arbeit einbezogen werden. Sie können so ihre 
spezifischen Potentiale und eigene Projekte einbringen. Die Anknüpfung an praktische 
Maßnahmen, die auf die unmittelbare Verbesserung der Lebensqualität orientiert sind, erwies 
sich für den Umsetzungsprozeß als vorteilhaft. Es erscheint auch sinnvoll, über Projekte den 
Zugang zur Leitbilddiskussion zu finden und nicht umgekehrt. Eine weitere Erfahrung der 
bisherigen Entwicklung ist es, die Umsetzung eines Konzepts nachhaltiger Entwicklung 
transparent und öffentlich zu gestalten. Nur so wird für alle Beteiligten die Arbeit 
nachvollziehbarer und ihr eigenes Engagement erfahrbar. Das wiederum sind wichtige 
Bedingungen, um Motivation der Akteure zu befördern. Information und Kommunikation haben 
sich als elementare Voraussetzungen für die Gestaltung des Entwicklungsprozesses 
herausgestellt. Nur so kann ein Interesse der Dorfbewohner geweckt werden bzw. ein Anschluß 
an bestehende Sinnbezüge der Bewohner geschaffen sowie eine Beteiligung möglich werden. 
Ständig die Sinnhaftigkeit des nachhaltigen Entwicklungskonzepts aufzuzeigen bildet vor dem 
Erfahrungshintergrund Wulkows den Schlüsselprozeß bei der Umsetzung eines Konzepts 
nachhaltiger Entwicklung.  

                                                 
11 Das Dokuments beinhaltet folgende Schwerpunkte: 1. Sicherung der grundlegenden Lebensbedingungen im Dorf; 
2. Ausbau der lokalen Ökonomie zur Schaffung neuer Arbeits- bzw. zusätzlicher Einkommensmöglichkeiten im 
Dorf; 3. Die Gestaltung des örtlichen Bauens nach ökologischen Kriterien; 4. Erhalt der Unverwechselbarkeit des 
historisch gewachsenen Ortsbildes; 5. Stärkung der Zusammenarbeit der Vereine und anderer Kräfte im Dorf; 6. 
Orientierung auf eine umweltgerechte Lebensweise der Dorfbewohner; 7. Bewahrung der lokalen Eigenständigkeit 
und Ortsverbundenheit. 
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